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Vorwort zur zweiten, erweiterten Auflage 


Die Schrift »Die Restauration des Kapitalismus in der Sowjet- 
union« ist in den Jahren 1971 und 1972 als REVOLUTIONÄRER 
WEG 7-9 (Theoretisches Organ der MLPD) erschienen. 

Obwohl seit Erscheinen des Buches mehr als 15 Jahre vergangen 
sind, hat es nichts von seiner Aktualität eingebüßt. Im Gegenteil, 
der Kurs Gorbatschows hat die Diskussion um die Frage der 
Restauration des Kapitalismus neu aufflammen lassen - bis in 
die Reihen der DKP hinein. Dabei widerlegt die Ausarbeitung die 
irrige Auffassung, daß erst jetzt, nachdem verschiedene Auswir- 
kungen des kapitalistischen Systems in der Sowjetunion offen- 
kundig geworden sind, mit Gorbatschow der Kapitalismus wie- 
derhergestellt worden sei. Die vorliegende Schrift zeigt auf, daß 
diese Entwicklung mit der Machtübernahme der Bürokratie unter 
Führung Chruschtschows auf dem XX. Parteitag der KPdSU be- 
gann. Sind die kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten erst einmal 
eingeführt, so wirken sie automatisch, mit all den Folgen und 
Auswüchsen, wie sie auch im Kapitalismus des Westens bekannt 
sind. 

Die erste Auflage des Buches wurde durch drei neuere Aus- 
arbeitungen erweitert, um die weitere Entwicklung der Sowjet- 
union zu verdeutlichen. Das Kapitel »Der Sozialimperialismus — 
ein staatsmonopolistischer Kapitalismus neuen Typs« (zuerst er- 
schienen im REVOLUTIONÄREN WEG 19/1979, »Der staatsmo- 
nopolistische Kapitalismus in der BRD, IV. Teil«) kennzeichnet 
die vertiefte Entwicklung der Restauration des Kapitalismus in 
der Sowjetunion und die Methoden des sowjetischen Sozialimpe- 
rialismus. Es zieht die grundlegenden Lehren, wie der Klassen- 
kampf im Sozialismus geführt werden muß, um eine Restauration 
des Kapitalismus zu verhindern und zur kommunistischen Ge- 
sellschaft fortzuschreiten. 

Die Ausarbeitung »Die Sowjetunion — die sozialimperialistische 
Supermacht« erschien zuerst im REVOLUTIONÄREN WEG 
22/1983, »Krieg und Frieden und die sozialistische Revolution«. 
Hier wird die Entwicklung des sowjetischen Sozialimperialismus 
von der Kubakrise über den Überfall auf die Tschechoslowakei 


1968 sowie die Grenzprovokationen gegen das damals sozialisti- 
sche China bis hin zur Expansion in den Entwicklungsländern 
nachvollzogen. Die Machenschaften der Sozialimperialisten zur 
wirtschaftlichen, politischen und militärischen Unterdrückung 
anderer Völker werden anhand von Tatsachenmaterial entlarvt. 


Die dritte Ergänzung ist der Abschnitt »Neue Erscheinungen in 
den internationalen Beziehungen«, der dem REVOLUTIONÄREN 
WEG 24/1988, »Die dialektische Einheit von Theorie und Praxis«, 
entnommen ist. Hierbei geht es um eine Analyse des Kurses von 
Gorbatschow sowie die Hintergründe. Die Sowjetunion entwickelte 
sich seit den sechziger Jahren zwar zu einer militärischen, aber 
nicht zu einer wirtschaftlichen Supermacht. Nachdem ihr Anteil 
an der Weltproduktion seit 1970 dramatisch zurückging, ist sie 
jetzt gezwungen, ökonomische, politische und auch militärische 
Zugeständnisse zu machen, um nicht voll ins Hintertreffen zu ge- 
raten. Dieser Sachverhalt erklärt Gorbatschows offene Einführung 
der »Marktwirtschaft« ebenso wie den Abzug sowjetischer Trup- 
pen aus Afghanistan. Insgesamt ändert dieser erzwungene Rück- 
zug nichts am sozialimperialistischen Charakter der Sowjetunion. 


Welche Konsequenzen aus den negativen Erfahrungen in der 
Entwicklung der Sowjetunion und der Volksrepublik China zu zie- 
hen sind - diese Fragen rücken angesichts der zugespitzten Klas- 
senwidersprüche immer mehr in den Blickpunkt vieler Arbeiter. 
Das vorliegende Buch soll einen Beitrag leisten, diese Fragen zu 
beantworten und den modernen Revisionismus wissenschaftlich 
zu entlarven. Gleichzeitig wird die Perspektive in eine sozialisti- 
sche Zukunft gewiesen. 


Zentralkomitee der Marxistisch-Leninistischen Partei 
Deutschlands, Stefan Engel 


September 1988 
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I. Die Verwandlung der Bürokratie in 
eine Bourgeoisie neuen Typs 


1. Die Entwicklung der Bürokratie von einer 
kleinbürgerlichen Schicht zur 
herrschenden neuen bürgerlichen Klasse 


Wer heute die wissenschaftliche Wahrheit über die Sowjetunion 
verbreitet und sie als ein ehemaliges sozialistisches, heute aber 
kapitalistisches Land bezeichnet, der muß damit rechnen, von der 
DKP-Führung als »antisowjetisch« eingestuft und als »Opportu- 
nist« abgestempelt zu werden. Bei näherer Betrachtung der Tat- 
sachen wird jedoch jeder Kommunist erkennen können, wer das 
revolutionäre Erbe von Lenin und Stalin verraten hat und wer 
dem Opportunismus verfallen ist. Das waren und sind die Revi- 
sionisten. In der Sowjetunion haben sie die Diktatur des Proleta- 
riats aufgehoben und den Kapitalismus restauriert, nicht als Pri- 
vatkapitalismus, sondern als Kapitalismus neuen Typs. Anstelle 
der Arbeiterklasse übt heute eine revisionistische Bürokratie, die 
neue Bourgeoisie, die Herrschaft über das Volk aus. Wie konnten 
die Bürokraten die proletarische Demokratie zerstören und sich 
zu kapitalistischen Herren der Sowjetunion aufschwingen? Da- 
rauf wollen wir im folgenden die Antwort geben. 


Lenins Kampf gegen die Bürokratie 


Die Oktoberrevolution 1917 in Rußland stürzte wohl die Macht 
des Kapitalismus und errichtete die Diktatur des Proletariats, 
doch war der Klassenkampf damit nicht beendet. Im Gegenteil: 
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Er wurde noch härter, schärfer und erbitterter geführt. Die Pe- 
riode der Diktatur des Proletariats bedeutet Klassenkampf in 
anderer Form als vor der Machtergreifung. Das heißt, 


»... daß die Diktatur des Proletariats ebenfalls eine Periode des 
Klassenkampfes ist, der unvermeidlich bleibt, solange die Klassen 
nicht aufgehoben sind, und der seine Formen ändert, wobei er in 
der ersten Zeit nach der Niederwerfung des Kapitals besonders er- 
bittert ist und besonders eigenartige Formen aufweist. Nach der Er- 
oberung der politischen Macht stellt das Proletariat den Klassen- 
kampf nicht ein, sondern setzt ihn - bis zur Aufhebung der Klassen 
- fort, aber selbstverständlich unter anderen Umständen, in ande- 
rer Form, mit anderen Mitteln.« (Lenin, Werke, Bd. 29, S. 410) 


Neben den alten Ausbeuterklassen, also den in- und ausländi- 
schen Kapitalisten sowie den Gutsherren, die alle reaktionären 
Mächte aufboten, um durch Bürgerkrieg ihre Herrschaft zurück- 
zuerobern, traten weitere Feinde der Arbeiterklasse in Erschei- 
nung. Sie wurden begünstigt durch Desorganisation, Hunger, 
Elend und Zerstörung, alles Begleitumstände des Krieges, und 
wollten durch Sabotage, Spekulation und Betrügereien die Wirt- 
schaft des Landes zugrunde richten. Lenin wies in »Ökonomie und 
Politik in der Epoche der Diktatur des Proletariats« darauf hin, 
daß die kleinbürgerliche Warenproduktion immer wieder aufs 
neue Kapitalismus erzeugt: 


»Die Bauernwirtschaft besteht nach wie vor als kleine Waren- 
produktion. Hier haben wir eine außerordentlich breite und sehr 
tief und fest wurzelnde Basis des Kapitalismus. Auf dieser Basis 
erhält sich der Kapitalismus und entsteht er aufs neue - in er- 
bittertem Kampf gegen den Kommunismus. Die Formen dieses 
Kampfes: Schleichhandel und Spekulation gegen die staatliche 
Beschaffung des Getreides (wie auch anderer Produkte) und über- 
haupt gegen die staatliche Verteilung der Produkte.« (Lenin, Werke, 
Bd. 30, S. 94) 


So wurde 1918 die Hälfte des Brotgetreides durch den Schleich- 
handel zu einem zehnmal höheren Preis als dem amtlichen in die 
Städte geliefert. Solche deklassierten Bauern, Spekulanten und 
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Betrüger waren Verbündete der Kapitalisten und Klassenfeinde 
der Arbeiter. Sie waren gefährlicher als die offenen Feinde an den 
Fronten. 


Die große Masse der kleinbürgerlichen Bevölkerung in Stadt 
und Land, besonders der Klein- und Mittelbauern, schwankt zwi- 
schen dem Proletariat und der Bourgeoisie hin und her. 


»Man bezeichnet das kleinbürgerliche Element nicht umsonst als 
Elementargewalt, denn es ist tatsächlich etwas höchst Formloses, 
Unbestimmtes und Unbewußtes ... Der Ruin, die Not, die schwere 
Last erzeugen Schwankungen: heute für die Bourgeoisie, morgen 
für das Proletariat. Nur die gestählte Avantgarde des Proletariats 
ist fähig, den Schwankungen standzuhalten und zu widerstehen.« 
(Lenin, Werke, Bd. 32, S. 376) 


Zu den kleinbürgerlichen Schichten gehört auch die Bürokratie 
in den Verwaltungen, der Wirtschaft und den Institutionen. Wohl 
war der alte Staatsapparat durch die Oktoberrevolution zerschla- 
gen, aber das siegreiche Proletariat konnte nicht ohne weiteres 
auf die bürgerlichen Verwaltungsfachleute in den Staats- und Ge- 
meindeverwaltungen sowie auf die bürgerlichen Ingenieure und 
Techniker in den Industriebetrieben verzichten. Lenin betonte, 
daß dem Sozialismus seinem Wesen nach der amtlich-bürokra- 
tische Automatismus fremd ist. Der lebendige, schöpferische So- 
zialismus muß das Werk der Volksmassen selbst sein. Ein paar 
Tage nach der Machtergreifung forderte Lenin in einem Aufruf 
die Bevölkerung auf: 


»Genossen! Werktätige! Denkt daran, daß ihr selber jetzt den 
Staat verwaltet! Niemand wird euch helfen, wenn ihr euch nicht 
selber vereinigt und nicht alle Angelegenheiten des Staates in 
eure Hände nehmt. Eure Sowjets sind von nun an die Organe der 
Staatsgewalt, bevollmächtigte, beschließende Organe ... 


Führt die strengste Kontrolle über die Produktion und über die 
Erfassung der Produkte ein. Nehmt jeden fest und stellt ihn vor 
das revolutionäre Gericht des Volkes, der es wagt, die Sache des 
Volkes zu schädigen ...« (Lenin, Werke, Bd. 26, S. 294) 
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Lenin hatte sich die von Marx und Engels zusammengefaßten 
Lehren der Pariser Kommune zu eigen gemacht. Die Gefahr einer 
gesellschaftsbeherrschenden Staatsbürokratie aufzeigend, hatte 
Engels in der Einleitung zu Marx’ Schrift »Der Bürgerkrieg in 
Frankreich« die notwendigen Gegenmaßnahmen der Kommune 
deutlich gemacht: 


»Gegen diese in allen bisherigen Staaten unumgängliche Ver- 
wandlung des Staats und der Staatsorgane aus Dienern der Ge- 
sellschaft in Herren der Gesellschaft wandte die Kommune zwei 
unfehlbare Mittel an. Erstens besetzte sie alle Stellen, verwaltende, 
richtende, lehrende, durch Wahl nach allgemeinem Stimmrecht 
der Beteiligten, und zwar auf jederzeitigen Widerruf durch die- 
selben Beteiligten. Und zweitens zahlte sie für alle Dienste, hohe 
wie niedrige, nur den Lohn, den andre Arbeiter empfingen. Das 
höchste Gehalt, das sie überhaupt zahlte, war 6000 Franken. Damit 
war der Stellenjägerei und dem Strebertum ein sichrer Riegel vor- 
geschoben, auch ohne die gebundnen Mandate bei Delegierten zu 
Vertretungskörpern, die noch zum Überfluß hinzugefügt wurden.« 
(Marx/Engels, Werke, Bd. 22, S. 198) 


Diese grundlegenden Maßnahmen beachtend, hatte am 1. Dezem- 
ber 1917 der Rat der Volkskommissare ein Maximalgehalt für Volks- 
kommissare und höhere Angestellte in Höhe von 500 Rubel monat- 
lich festgesetzt. Dieses »Parteimaximum« betrug für höhere Funk- 
tionäre in der Provinz etwa die Hälfte. Diese Regelung bedeutete 
eine wichtige Maßnahme zur Eindämmung bürokratischer Ent- 
wicklungstendenzen in der Partei. Es zeigte sich jedoch bald, daß 
die gewaltige Verwaltungsarbeit, die Leitung der Wirtschaft und die 
wissenschaftliche Tätigkeit nicht ohne Heranziehung der bürgerli- 
chen Intelligenz zu bewältigen waren. Lenin zog die entsprechende 
Schlußfolgerung und stellte fest: Um die bürgerliche Intelligenz zu 
gewinnen und für den Aufbau des Sozialismus heranzuziehen, muß 
man das kapitalistische Mittel einer hohen Bezahlung anwenden. 
Die Maßnahme, die durch die gesamte Situation aufgezwungen und 
notwendig geworden war, hatte eine große Bedeutung für die weite- 
re Entwicklung. Es war ein Kompromiß, ein Schritt zurück. Lenin 
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war sich der daraus entstehenden Gefahr wohl bewußt. Den Weg zu 
ihrer Überwindung sah er darin, diese Gefahr offen den Massen zu 
unterbreiten. Die damals notwendige Maßnahme zur Heranziehung 
der bürgerlichen Intelligenz ist für die spätere Entwicklung der Büro- 
kratie und die Übertragung der Privilegien auf gewisse Parteimit- 
glieder von so großer Bedeutung, daß wir die ausführliche Begrün- 
dung Lenins nur unwesentlich verkürzt zitieren: 


»Ohne die Anleitung durch Spezialisten der verschiedenen Zwei- 
ge des Wissens, der Technik und der Praxis ist der Übergang zum 
Sozialismus unmöglich, denn der Sozialismus erfordert einen be- 
wußten und massenhaften Vormarsch zu einer höheren Arbeits- 
produktivität als unter dem Kapitalismus, und zwar auf der Basis 
des durch den Kapitalismus Erreichten. Der Sozialismus muß auf 
seine Art, mit seinen Methoden - sagen wir konkreter, mit sowje- 
tischen Methoden - diesen Vormarsch verwirklichen. Die Masse 
der Spezialisten aber ist unvermeidlich bürgerlich infolge der ganzen 
Beschaffenheit des gesellschaftlichen Lebens, das sie zu Spezialisten 
gemacht hat. Wenn unser Proletariat, nachdem es die Macht er- 
griffen, die Aufgabe der Rechnungsführung, der Kontrolle, der Or- 
ganisation im Maßstab des ganzen Volkes rasch gelöst hätte (das 
war infolge des Krieges und der Rückständigkeit Rußlands unrea- 
lisierbar) —, dann hätten wir uns nach Brechung der Sabotage ver- 
möge der allgemeinen Rechnungsführung und Kontrolle auch die 
bürgerlichen Spezialisten vollständig untergeordnet. Infolge der er- 
heblichen »Verspätung« mit der Rechnungsführung und Kontrolle 
überhaupt haben wir, obwohl wir die Sabotage zu besiegen ver- 
mochten, noch nicht die Verhältnisse geschaffen, die uns die bür- 
gerlichen Spezialisten zu unserer Verfügung stellen; die Masse der 
Saboteure »geht zum Dienst«, die besten Organisatoren und die be- 
deutendsten Spezialisten aber kann sich der Staat entweder auf alte 
Art, auf bürgerliche Art (d. h. gegen hohe Bezahlung) nutzbar ma- 
chen oder aber auf eine neue Art, auf proletarische Art (d.h. durch 
Schaffung jener Verhältnisse allgemeiner Rechnungsführung und 
Kontrolle von unten, die zwangsläufig und von selbst die Spezia- 
listen unterordnen und heranziehen würden). 
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Wir mußten jetzt zu dem alten, bürgerlichen Mittel greifen und 
uns mit einer sehr hohen Bezahlung der »Dienste< der bedeutend- 
sten bürgerlichen Spezialisten einverstanden erklären. Alle, die die 
Dinge kennen, sehen das, aber nicht alle überlegen sich die Bedeu- 
tung einer derartigen Maßnahme des proletarischen Staates. Es ist 
klar, daß eine solche Maßnahme ein Kompromiß, eine Abweichung 
von den Prinzipien der Pariser Kommune und jeder proletarischen 
Macht ist, die fordern, daß die Gehälter dem Lohn des Durch- 
schnittsarbeiters angeglichen werden und daß man den Kampf 
gegen den Karrierismus mit Taten und nicht mit Worten führe. 


Noch mehr. Es ist klar, daß eine solche Maßnahme nicht nur eine 
Unterbrechung — auf einem gewissen Gebiet und in einem gewis- 
sen Grade - der Offensive gegen das Kapital bedeutet (denn Kapi- 
tal ist nicht eine Summe Geldes, sondern ein bestimmtes gesell- 
schaftliches Verhältnis), sondern auch einen Schritt zurück für 
unsere sozialistische, sowjetische Staatsmacht, die von Anfang an 
eine Politik der Herabsetzung der hohen Gehälter auf den Lohn 
eines Durchschnittsarbeiters proklamiert und durchgeführt hat ... 


Wir müssen die Besonderheiten des außerordentlich schwierigen 
und neuen Weges zum Sozialismus studieren, ohne unsere Fehler 
und Schwächen zu verdecken, müssen vielmehr das Unvollendete 
rechtzeitig zu vollenden suchen. Den Massen verheimlichen, daß 
die Heranziehung bürgerlicher Spezialisten durch außerordentlich 
hohe Gehälter eine Abweichung von den Prinzipien der Kommune 
ist, würde bedeuten auf das Niveau bürgerlicher Politikaster hinab- 
sinken und die Massen betrügen. Offen erklären, wie und warum 
wir den Schritt zurück gemacht haben, dann öffentlich beraten, 
welche Mittel vorhanden sind, das Versäumte nachzuholen —- das 
bedeutet die Massen erziehen und zusammen mit ihnen aus der 
Erfahrung lernen, wie man den Sozialismus aufbauen muß ... 


Selbstverständlich hat die Frage auch eine andere Seite. Unbe- 
streitbar ist die demoralisierende Wirkung hoher Gehälter sowohl 
auf die Sowjetmacht (um so mehr, als bei der Schnelligkeit des 
Umsturzes unvermeidlich eine gewisse Anzahl von Abenteurern 
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und Gaunern sich dieser Macht anschloß, die zusammen mit un- 
fähigen oder gewissenlosen Menschen unter den verschiedenen 
Kommissaren nichts dagegen hätten, unter die »Sterne< ... der 
Staatskassenplünderer zu geraten) als auch auf die Arbeitermasse. 
Aber alle denkenden und ehrlichen Elemente unter den Arbeitern 
und armen Bauern werden mit uns einverstanden sein, werden ein- 
sehen, daß wir nicht in der Lage sind, uns mit einem Schlage von 
dem schlimmen Erbe des Kapitalismus zu befreien, daß wir die 
Sowjetrepublik von dem »Tribut< von 50 oder 100 Millionen Rubel 
(dem Tribut, den wir für unsere eigene Rückständigkeit bei der Or- 
ganisierung der vom ganzen Volk getragenen Rechnungs- 
führung und Kontrolle von unten zahlen) nicht anders befreien 
können als durch Organisation, Hebung der Disziplin unter uns 
selbst, Säuberung unserer Reihen von allen »Hütern der Erbschaft 
des Kapitalismus«, »Wahrern der Tradition des Kapitalismuss, d.h. 
von den Faulenzern, Schmarotzern, Staatskassenplünderern (jetzt 
gehört der gesamte Grund und Boden, alle Fabriken, alle Eisen- 
bahnen zur »Staatskasse« der Sowjetrepublik) ... 


Je schneller wir selbst, die Arbeiter und Bauern, uns eine bessere 
Arbeitsdisziplin und eine höhere Arbeitstechnik aneignen, indem 
wir, um von ihnen zu lernen, die bürgerlichen Spezialisten aus- 
nutzen, desto eher werden wir uns von jedem »Tribut< an diese Spe- 
zialisten befreien.« (Lenin, »Die nächsten Aufgaben der Sowjet- 
macht«, Werke, Bd. 27, S. 238-241) 


Diese besonderen Privilegien (höhere Gehälter, bevorzugte 
Wohnkultur, hoher Lebensstandard usw.) waren zur Zeit Lenins 
auf die kleinbürgerliche Schicht der Bürokratie und der bürgerli- 
chen Wissenschaftler beschränkt. Lenin sah trotzdem die Ge- 
fährlichkeit dieser Erscheinung klar. Er, der große Theoretiker 
und Praktiker der Revolution, erkannte bereits damals in der Mo- 
bilisierung und revolutionären Entwicklung der Massen das Mit- 
tel, dieser Gefahr wirksam zu begegnen. Lenin forderte darum: 


1. daß die Arbeiter und armen Bauern das Recht haben müssen, 
a) die verantwortlichen Leiter zu wählen und abzusetzen, 
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b) die Tätigkeit der leitenden Personen zu kontrollieren und 
c) Arbeiter auf verantwortliche Posten zu stellen; 


2. daß die arbeitenden Massen die ganze Macht in ihre Hände neh- 
men und sich in der Ausübung der Macht vervollkommnen sollen 
(praktische Ausübung der Diktatur des Proletariats). 


1918 bedauerte Lenin, daß die Arbeiterkontrolle erst wenig in das 
Leben und das Bewußtsein der breiten Massen des Proletariats ein- 
gedrungen sei. Wohl gerade deshalb war Lenin immer wieder 
bemüht, einerseits die Gefahr des Bürokratismus und andererseits 
die Mobilisierung und Kontrolle der Massen als einzig wirksames 
Mittel dagegen aufzuzeigen. So betonte er nachdrücklich: 


»Es versteht sich, daß das Element kleinbürgerlicher Desorgani- 
sation (das in jeder proletarischen Revolution in diesem oder jenem 
Maße unvermeidlich hervortreten wird, in unserer Revolution aber 
infolge des kleinbürgerlichen Charakters des Landes, seiner Rück- 
ständigkeit und der Folgen des reaktionären Krieges besonders stark 
hervortritt) unweigerlich auch den Sowjets seinen Stempel auf- 
drücken muß ... 


Es gibt eine kleinbürgerliche Tendenz zur Verwandlung der Mit- 
glieder der Sowjets in »Parlamentarier< oder, anderseits, in Büro- 
kraten. Dagegen muß man kämpfen, indem man alle Mitglieder der 
Sowjets zur praktischen Teilnahme an der Verwaltung heranzieht ... 


Unser Ziel ist die ausnahmslose Heranziehung der armen Be- 
völkerung zur praktischen Teilnahme an der Verwaltung, und 
alle Schritte zur Verwirklichung dieses Ziels — je mannigfaltiger sie 
sind, desto besser - müssen sorgfältig registriert, studiert, systema- 
tisiert, durch größere Erfahrungen erprobt und gesetzlich verankert 
werden ... 

Der Kampf gegen die bürokratische Entstellung der Sowjetorga- 
nisation wird durch die Festigkeit der Verbindung der Sowjets mit 
dem »Volke«, im Sinne der Werktätigen und Ausgebeuteten, durch 
die Geschmeidigkeit und Elastizität dieser Verbindung gesichert ... 


Gerade die Verbundenheit der Sowjets mit dem »Volke< der Werk- 
tätigen schafft besondere Formen der Abberufung und anderer 
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Kontrollen von unten, die jetzt besonders eifrig entwickelt werden 
müssen.« (ebenda S. 263-266) 


Lenin forderte, daß die Methoden der Kontrolle von unten sehr 
mannigfaltig sein müssen, »um das Unkraut des Bürokratismus 
immer wieder und unermüdlich auszureißen« (ebenda S. 266). Am 
9. April 1919 wurde ein Dekret — unterschrieben von Lenin, Ka- 
linin und Stalin — über die Reorganisation der staatlichen Kon- 
trolle veröffentlicht. Hierin wird jedwedem Bürokratismus der 
Kampf angesagt, in welcher Form er auch auftreten sollte. Die 
Heranziehung der breiten Massen zur Verwaltung und Kontrolle 
sei die Voraussetzung, »die Sowjetinstitutionen vom bürokrati- 
schen Schlamm zu reinigen«.! 


Immer wenn Lenin verstärkte Tendenzen einer bürokratischen 
Entwicklung feststellte, schlug er Alarm. So schrieb er im Januar 
1920 einen Brief an Tomski über den Bürokratismus in den Ge- 
werkschaften: 


»Ich habe nie daran gezweifelt, daß es in unseren Kommissaria- 
ten, und zwar in allen, noch sehr viel Bürokratismus gibt. 


Aber daß es in den Gewerkschaften nicht weniger Bürokratis- 
mus gibt, das hatte ich nicht erwartet. 


Das ist eine ungeheure Schande. Ich bitte sehr, alle diese Doku- 
mente in der kommunistischen Fraktion des Gesamtrussischen 
Zentralrats der Gewerkschaften zu verlesen und praktische Maß- 
nahmen zum Kampf gegen Bürokratismus, Schlendrian, Untätig- 
keit und Unfähigkeit auszuarbeiten.« (Lenin, Werke, Bd. 35, S. 409) 


Ein paar Tage später schrieb Lenin an Stalin über die Bestim- 
mungen der Arbeiter- und Bauerninspektion und forderte, daß die 
gesamte werktätige Masse zur Teilnahme an der Arbeiter- und 
Bauerninspektion herangezogen werden solle, vor allem auch die 
Frauen; daß die Kontrolle breiter ausgebaut und parteilose Arbei- 
ter und Bauern zur Mitarbeit an der Staatskontrolle im Zentrum 
herangezogen werden müßten. Immer wieder rief Lenin die Ar- 
beiter und Bauern dazu auf, die Praxis der Verwaltung zu erlernen, 
denn »die Praxis ist hundertmal wichtiger als alle Theorie«. 
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Besonders aufgebracht war Lenin, wenn ein Bürokrat im Staats- 
apparat unter Mißbrauch seiner Macht andere, die sich über Miß- 
stände beschwerten, unterdrückte. In solchen Fällen ging Lenin 
unnachsichtig vor, wie aus folgendem Telegramm an das Exeku- 
tivkomitee des Nowgoroder Gouvernements zu ersehen ist: 


»Bulatow ist allem Anschein nach verhaftet worden, weil er sich 
bei mir beschwert hat. Ich erkläre warnend, daß ich dafür die Vor- 
sitzenden des Gouvernements-Exekutivkomitees, der Tscheka und 
die Mitglieder des Exekutivkomitees verhaften lassen und mich für 
ihre Erschießung einsetzen werde. Warum ist meine Anfrage nicht 
sofort beantwortet worden? 

Vorsitzender des Rates der Volkskommissare Lenin.« 


Es scheint geradezu, daß Lenin die Gefahr der Machtübernah- 
me durch die Bürokratie in Partei, Staatsapparat und Wirtschaft 
heranwachsen sah und deshalb durch besonders drastische Maß- 
nahmen von vornherein zu unterbinden suchte. Solche notwendi- 
gen Maßnahmen wandte Lenin aber nur in besonders krassen Fäl- 
len an, um ein Exempel zu statuieren. Die Lösung im Kampf gegen 
die Bürokratie sah er auch vor allem deswegen in der Mobilisie- 
rung der Massen und ihrer Heranziehung zu Verwaltung und Kon- 
trolle, weil die kleinbürgerliche Bürokratie bereits in die Partei- 
und Staatsorgane eingedrungen war. Nach der Machtübernahme 
hatten sich nämlich viele kleinbürgerliche Elemente in die Partei 
eingeschlichen, so daß bereits 1921 der Bürokratismus zu einem 
Problem werden konnte. 


Auf dem X. Parteitag (März 1921) wies Lenin in seinem Referat 
auf die Aufgabe des Kampfes gegen den Bürokratismus hin: »Da- 
zu aber brauchen wir Hunderttausende von Menschen.« (Lenin, 
Werke, Bd. 32, S. 206) Er legte klar, daß man den Bürokratismus 
nicht einfach »abschaffen« kann, sondern daß seine Überwindung 
ein langwieriger Prozeß ist, daß der Kampf unermüdlich, unter 
Erprobung neuer Methoden, geführt werden muß. Er forderte die 
Aufdeckung, Entlarvung und Vertreibung der Bürokraten, die sich 
in die Partei eingeschlichen haben. »Bürokraten sind gerissene 
Burschen, viele unter ihnen sind Schufte, Erzgauner. Man kommt 
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ihnen mit bloßen Händen nicht bei«, schrieb Lenin an Sokolow 
(Lenin, Werke, Bd. 35, S. 467/468). 


1921 setzte auf Beschluß des Zentralkomitees eine Parteireini- 
gung ein. Viele kleinbürgerliche Elemente waren in den vier Jah- 
ren nach der Revolution, als der Sieg eindeutig war, in die Partei 
eingedrungen, besonders aus den kleinbürgerlichen Parteien der 
Menschewiki und der Sozialrevolutionäre. Lenin forderte, daß von 
den Menschewiki, die später als Anfang 1918 in die Partei einge- 
treten waren, nur ein Prozent in der Partei belassen werden soll- 
te. Und das auch nur dann, wenn sie drei- und vierfach überprüft 
worden seien, denn: 


»Man muß die Partei säubern von Gaunern, von Verbürokrati- 
sierten, von Unehrlichen, von unbeständigen Kommunisten und 
von Menschewiki, die ihre »Fassade« übertüncht haben, aber im 
Herzen Menschewiki geblieben sind.« (Lenin, Werke, Bd. 33, S. 21) 


So wurden insgesamt 170 000 unsichere Elemente, das war rund 
ein Viertel aller Mitglieder, aus der Partei ausgeschlossen. 


Damit war aber die Bürokratie nicht ausgestorben. Viele ehrli- 
che Kommunisten waren den bürokratischen Fachleuten nicht ge- 
wachsen. Lenin wies in einem Bericht des Zentralkomitees darauf 
hin: 

»Denn oft verstehen die bürgerlichen Fachleute die Sache besser 
als unsere besten Kommunisten, die alle Macht, alle Möglichkei- 
ten haben und die mit ihren Rechten und ihrer Macht keinen ein- 
zigen Schritt zu machen verstehen ... 


Man muß einsehen und darf'sich dieser Einsicht nicht verschlie- 
Ren, daß die verantwortlichen Kommunisten in 99 von 100 Fällen 
nicht an den Platz gestellt sind, für den sie sich jetzt eignen, daß 
sie ihre Arbeit nicht leisten können und jetzt lernen müssen.« 
(Lenin, Werke, Bd. 33, S. 276 und 295) 


Lenin deckte diese Schwäche offen auf, um auf die Gefahr hin- 
zuweisen, daß die Bürokratie aufgrund ihrer Fachkenntnisse 
sich »unentbehrlich« und die Kommunisten unsicher macht. So 
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könnten sie allmählich den Staats- und Parteiapparat beherr- 
schen. Darum ermunterte Lenin 1923 die Arbeiter- und Bauern- 
inspektion, konsequent die Kontrolle auszuüben und sich nicht 
einschüchtern zu lassen bzw. zaghaft zurückzuweichen: 


»Unsere neue Arbeiter- und Bauerninspektion wird hoffentlich 
die Eigenschaft ablegen, die man auf französisch pruderie nennt, 
eine Eigenschaft, die wir als lächerliche Zimperlichkeit oder lächer- 
liche Wichtigtuerei bezeichnen können und die unserer ganzen 
Bürokratie, der Sowjet- wie der Parteibürokratie, im höchsten Gra- 
de zupaß kommt. Nebenbei bemerkt, Bürokraten gibt es bei uns 
nicht nur in den Sowjet-, sondern auch in den Parteiinstitutionen.« 
(Lenin, »Lieber weniger, aber besser«, Werke, Bd. 33, S. 482) 


Lenin hatte nicht ahnen können, daß rund dreißig Jahre später 
die Bürokratie, die ursprünglich nur eine kleinbürgerliche Schicht 
war, die Staatsmacht übernehmen und als neue bürgerliche herr- 
schende Klasse eine Restauration des Kapitalismus auf neuer 
Grundlage vornehmen würde. Wohl aber erkannte Lenin zu sei- 
ner Zeit sehr gut die Gefahr einer Restauration des Kapitalismus 
durch die schwankenden kleinbürgerlichen Elemente, besonders 
der Bürokratie, und wies in seinem Referat auf dem X. Parteitag 
darauf hin, daß diese »innere Gefahr in gewisser Hinsicht größer 
ist, als die Gefahr war, die uns von Denekin und Judenitsch drohte« 
(Lenin, Werke, Bd. 32, S. 257). 


In dem Entwurf der Resolution über die syndikalistische und 
anarchistische Abweichung warnte er die Partei und die Arbeiter- 
klasse vor einer Restauration des Kapitalismus. Hier heißt es 
unmißverständlich: 


»In einem Lande wie Rußland werden durch das gewaltige Über- 
wiegen des kleinbürgerlichen Elements und durch die infolge des 
Krieges unvermeidliche wirtschaftliche Zerrüttung und Verar- 
mung, die Epidemien und Mißernten, die krasse Verschärfung der 
Not und der Volksleiden besonders starke Schwankungen in den 
Stimmungen der kleinbürgerlichen und halbproletarischen Mas- 
sen erzeugt. Diese Schwankungen verlaufen bald in der Richtung 
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einer Stärkung des Bündnisses dieser Massen mit dem Proletariat, 
bald in der Richtung einer bürgerlichen Restauration, und die 
ganze Erfahrung aller Revolutionen des 18., 19. und 20. Jahr- 
hunderts zeigt mit absoluter Klarheit und Überzeugungskraft, daß 
aus diesen Schwankungen nichts anderes herauskommen kann als 
die Restauration (Wiederherstellung) der Macht und des Eigen- 
tums der Kapitalisten und der Gutsbesitzer, falls die Einheit, die 
Kraft, der Einfluß der revolutionären Vorhut des Proletariats auch 
nur im geringsten geschwächt wird.« (ebenda S. 252) 


Wurde diese Warnung Lenins wirklich ernst genommen? Hat- 
te die Arbeiterklasse begriffen, daß es um die Erhaltung ihrer 
Macht, um die Festigung und Stärkung der Diktatur des Prole- 
tariats ging? 


Der Kampf unter Führung Stalins gegen die alte 
und neue Bürokratie 


Nach Lenins Tod nahm der Kampf gegen die Bürokratie zwangs- 
weise immer schärfere Formen an. Stalin war bereits 1922 zum 
Generalsekretär der KPdSU gewählt worden. Er setzte treu das 
Werk Lenins fort. 


Zunächst entwickelten sich zwei Arten von Bürokratie. Die eine 
war die alte Verwaltungsbürokratie aus dem früheren Staats- 
apparat, die Wirtschaftsbürokratie der früheren kapitalistischen 
Betriebe und die bürokratische Intelligenz der Lehrinstitute — 
kurz: die bürgerlichen Intellektuellen und Fachspezialisten. Als 
führende kleinbürgerliche Schicht waren sie mit dem kapitalisti- 
schen System verbunden und paßten sich nach der Oktoberrevo- 
lution mehr oder weniger den neuen Verhältnissen, der Sowjet- 
macht, an. Um ihre Fachkenntnisse für den sozialistischen Auf- 
bau auszunutzen, sie für eine ehrliche Zusammenarbeit zu ge- 
winnen, wurden sie (wie wir oben gesehen haben) hoch bezahlt. 
Lenin war sich der schwankenden Haltung dieser kleinbürgerli- 
chen Schicht und auch der Gefahr einer Restauration des Kapi- 
talismus mit Hilfe eines Teils dieser Elemente bewußt und setz- 
te dagegen bekanntlich die Kontrolle der Massen von unten. 
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Zu dieser kleinbürgerlichen Schicht müssen auch die aktiven 
Kräfte der Menschewiki und Sozialrevolutionäre gerechnet wer- 
den, die ideologisch und politisch mit dem Kapitalismus verbun- 
den waren. Ein großer Teil dieser prinzipienlosen Elemente 
schlich sich in die bolschewistische Partei ein, um sie zu zer- 
setzen. Durch die große Reinigung der bolschewistischen Partei 
im Jahr 1921 wurden sie zwar aus der Partei entfernt. Aber sie 
hatten nach wie vor enge Beziehungen zu den kapitalistischen 
Elementen des In- und Auslandes, besonders zu den klein- 
bürgerlichen Intellektuellen. Durch ihre illegale Organisation 
waren diese Menschewiki und Sozialrevolutionäre vielfach die 
Verbindungsleute zwischen den zersetzenden kapitalistischen 
Elementen. 


Daneben entstand eine andere Bürokratie in Staats-, Wirt- 
schafts- und selbst Parteiapparat. Das waren die Bürokraten mit 
dem Mitgliedsbuch der Partei in der Tasche. Wir haben oben ge- 
sehen, wie überrascht Lenin war, als er den Bürokratismus in den 
Gewerkschaften (reine Arbeiterorganisationen) feststellte. Man- 
chem Kommunisten im Staats- und Parteiapparat war die Macht 
zu Kopfe gestiegen. Sie entarteten zu Bürokraten. 


Bürokratismus ist eine kleinbürgerliche Erscheinung. Ein Büro- 
krat sehnt sich nach einer kleinbürgerlichen Lebensweise; im 
kleinbürgerlichen Milieu fühlt er sich wohl. Nicht wenige Funk- 
tionäre, die ein Leben voller Entbehrungen hinter sich hatten, ver- 
fielen, als sie zu Amt und Würden gelangt waren, zu Hause in 
ihrer Familie einer kleinbürgerlichen Lebensweise. Ganz all- 
mählich entwickelte sich so neben der alten, notgedrungen über- 
nommenen Bürokratie eine neue Bürokratie. 


Stalin wies auf dem XV. Parteitag (Dezember 1927) daraufhin, 


»... daß wir aufhören würden, proletarische Revolutionäre zu 
sein, und daß wir dem sicheren Untergang verfallen würden, wenn 
wir nicht aus unserer Mitte dieses Spießertum, diese Vetternwirt- 
schaft bei der Entscheidung wichtiger Fragen unseres Aufbaus aus- 
merzten« (Stalin, Werke, Bd. 10, S. 286). 
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Anfang 1928 wurde eine große Schädlingsorganisation, die sich 
aus bürgerlichen Spezialisten zusammensetzte, im Schachty- 
Rayon des Donezbeckens, dem wichtigsten sowjetischen Industrie- 
gebiet, aufgedeckt. Fünf Jahre lang hatten die Schädlinge in enger 
Verbindung mit den ehemaligen Besitzern und den ausländischen 
Kapitalisten den industriellen Aufbau durch Sabotageakte hin- 
tertrieben. Sie wurden im Schachty-Prozeß zur Verantwortung 
gezogen. 


Vor dem Aprilplenum des Zentralkomitees sagte Stalin: 


»Es gab seinerzeit eine militärisch-politische Intervention, die 
wir durch unseren Sieg im Bürgerkrieg zu liquidieren vermochten. 
Jetzt stehen wir dem Versuch einer ökonomischen Intervention ge- 
genüber, zu deren Liquidierung wir keines Bürgerkriegs bedürfen, 
die wir aber trotzdem liquidieren müssen und die wir mit allen 
uns zur Verfügung stehenden Mitteln liquidieren werden.« (Stalin, 
Werke, Bd. 11, S. 48) 


Der Schachty-Prozeß zeigte einerseits die große Schwäche der 
Entwicklung der Kontrolle von unten, andererseits eine Ver- 
schärfung des Klassenkampfes. Diese Verschärfung zeigte sich 
allerdings nicht nur in der Industrie. 


Auf dem Lande entfachte die Partei eine Offensive gegen das 
Kulakentum. Mit dieser Offensive in Verbindung stand die Or- 
ganisierung der Kollektivwirtschaften. Stalin legte in seiner 
»Antwort an die Genossen Kollektivbauern« die Prinzipien der 
Kollektivierung der Landwirtschaft dar: 


»Der Leninismus lehrt, daß man die Bauern nur dann von den 
Vorzügen der kollektiven Wirtschaft überzeugen kann, wenn ihnen 
in der Praxis, durch die Erfahrung gezeigt und bewiesen wird, 
daß die Kollektivwirtschaft besser ist als die Einzelwirtschaft, daß 
sie vorteilhafter ist als die Einzelwirtschaft, daß die Kollektiv- 
wirtschaft dem Bauern, dem armen und Mittelbauern, einen Aus- 
weg aus Not und Elend bietet. Der Leninismus lehrt, daß die Kol- 
lektivwirtschaften ohne diese Bedingungen keinen Bestand haben 
können. Der Leninismus lehrt, daß jeder Versuch, den Bauern die 
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Kollektivwirtschaft mit Gewalt aufzuzwingen, daß jeder Versuch, 
Kollektivwirtschaften durch Zwang zu errichten, nur negative Re- 
sultate zeitigen, nur die Bauern von der kollektivwirtschaftlichen 
Bewegung abstoßen kann.« (Stalin, Werke, Bd. 12, S. 179/180) 


Es wurde jedoch nicht immer nach diesen Prinzipien gehandelt. 
1930 nahm die Kollektivierung Formen an, die Stalin veranlaß- 
ten, seinen aufsehenerregenden Artikel »Vor Erfolgen von Schwin- 
del befallen« zu veröffentlichen. Darin zeigte er auf, daß bei der 
Kollektivierung versucht wurde, den Grundsatz der Freiwilligkeit 
zu durchbrechen, daß sogar 


»... gedroht wurde, Militärgewalt anzuwenden und jenen Bauern, 
die vorläufig noch nicht in die Kollektivwirtschaften eintreten 
wollen, das zur Bewässerung nötige Wasser zu entziehen und ihnen 
keine Industriewaren zu liefern ... 


Wem nützen diese Verzerrungen, diese bürokratische Dekretie- 
rung der kollektivwirtschaftlichen Bewegung, diese ungebührli- 
chen Drohungen gegen Bauern? Niemand außer unseren Feinden!« 
(ebenda S. 171/172) 


Hieraus ist zu ersehen, daß sich auf allen Gebieten des gesell- 
schaftlichen Lebens die Bürokratie einnistete und die Grundlagen 
des Sozialismus untergraben wollte. 


Im Schachty-Prozeß wurde der alten Bürokratie zwar ein emp- 
findlicher Schlag versetzt, aber andere Schädlinge traten an ihre 
Stelle. Nicht wenige Angehörige der technischen Intelligenz ge- 
rieten ins Schwanken. Sie wurden bestärkt durch die trotz- 
kistisch-menschewistische Opposition, die Gerüchte wie »Die 
Sowjetunion wird sich nicht halten« ausstreute. Bereits 1930 
wurde eine neue Schädlingsorganisation (»Industriepartei«) aus 
konterrevolutionären Elementen der Oberschicht der alten tech- 
nischen Intelligenz entlarvt, die in Verbindung mit dem aus- 
ländischen Kapital und dem französischen Generalstab standen. 
Der Ende 1930 durchgeführte Prozeß brach dem organisierten 
Widerstand der alten Bürokratie das Rückgrat. Dafür trat die 
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neue Bürokratie mehr und mehr in den Vordergrund. Die Rede 
Stalins auf dem VIII. Kongreß des Kommunistischen Jugendver- 
bandes (Mai 1928) war ein alarmierendes Zeichen. Er führte unter 
anderem aus: 


»Die zweite Frage betrifft die Aufgabe des Kampfes gegen den 
Bürokratismus, die Aufgabe der Organisierung einer Massenkritik 
an unseren Mängeln, die Aufgabe der Organisierung einer Massen- 
kontrolle von unten. 


Einer der schlimmsten Feinde unseres Vormarsches ist der Büro- 
kratismus. Er lebt in allen unseren Organisationen — sowohl in den 
Parteiorganisationen als auch in den Organisationen des Kom- 
munistischen Jugendverbands, sowohl in den Gewerkschafts- 
organisationen als auch in den Wirtschaftsorganisationen. Wenn 
man von Bürokraten spricht, so weist man in der Regel mit dem 
Finger auf die alten parteilosen Beamten, die in unseren Karika- 
turen gewöhnlich als Leute mit einer Brille dargestellt werden ... 
Das ist nicht ganz richtig, Genossen. Wenn es sich nur um die alten 
Bürokraten handelte, so wäre der Kampf gegen den Bürokratis- 
mus die leichteste Sache der Welt. Das Schlimme ist, daß es sich 
nicht um die alten Bürokraten handelt. Es handelt sich um die 
neuen Bürokraten, Genossen, es handelt sich um Bürokraten, die 
mit der Sowjetmacht sympathisieren, es handelt sich schließlich 
um Bürokraten aus den Reihen der Kommunisten. Der kommuni- 
stische Bürokrat ist der gefährlichste Typ des Bürokraten. Warum? 
Weil er seinen Bürokratismus mit seiner Parteimitgliedschaft mas- 
kiert. Und solche kommunistischen Bürokraten gibt es bei uns 
leider nicht wenig.« (Stalin, Werke, Bd. 11, S. 63) 


Die Entwicklung der neuen Bürokratie wurde vertieft durch die 
innerparteilichen Auseinandersetzungen. Um die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten zu beheben, hatte Lenin 1921 die Neue Ökono- 
mische Politik eingeführt, was den Widerstand der oppositionellen 
Elemente in der KPdSU unter Führung von Trotzki und Sinowjew 
hervorrief. Nach Lenins Tod verschärften die Opportunisten den 
Kampf gegen die korrekte Linie der Partei. Die Opposition wandte 
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sich sowohl gegen eine beschleunigte Industrialisierung als auch 
gegen eine systematische Kollektivierung der Landwirtschaft. Sie 
begriff auch nicht die Linie des ZK: sich auf die armen Bauern 
stützen, sich mit den Mittelbauern verbünden und die Großbauern 
bekämpfen. Durch die Wühlarbeit der Trotzkisten und anderer 
Oppositioneller wurden der Partei große Schwierigkeiten berei- 
tet. Dazu gesellte sich besonders nach 1928, als sich die Partei zur 
Offensive gegen das Kulakentum anschickte, die Bucharin/Rykow- 
Gruppe. Dieser erweiterte und verschärfte Kampf der Opposition 
zwang das ZK, den Parteiapparat stärker auszubauen, was wie- 
derum den entschiedenen Widerstand vor allem von Seiten der 
Trotzkisten hervorrief. 


»Vor allem fielen die Trotzkisten über den Parteiapparat her. Sie 
begriffen, daß die Partei ohne einen starken Parteiapparat nicht 
leben und arbeiten kann. Die Opposition versuchte diesen Appa- 
rat zu erschüttern, ihn zu zerstören, die Parteimitglieder dem 
Parteiapparat und die Jugend den alten Parteikadern gegenüber- 
zustellen«, heißt es in der »Geschichte der KPdSU (B), Kurzer Lehr- 
gang« (S. 322). 


Mit dem notwendigen Ausbau eines starken Parteiapparates 
nahm aber auch der Bürokratismus an Macht zu. Er durchdrang 
alle Organe der sozialistischen Gesellschaft, den Staats-, den Par- 
tei- und Wirtschaftsapparat, die Gewerkschaften, die Jugend- 
organisation und auch den militärischen Apparat. Auf dem 
XVI. Parteitag zeigte Stalin in seinem Rechenschaftsbericht die 
Gefährlichkeit des Bürokratismus und die Mittel zu seiner 
Bekämpfung auf: 


»Der Bürokratismus ist vor allem dadurch gefährlich, daß er die 
kolossalen Reserven, die im Schoß unserer Gesellschaftsordnung 
enthalten sind, ungenutzt läßt, ihre Verwertung verhindert, die 
schöpferische Initiative der Massen lahmzulegen sucht, sie in einem 
Papierwust erstickt und darauf aus ist, jedes neue Beginnen der 
Partei in eine flache und unnütze Kleinigkeitskrämerei zu verwan- 
deln. Zweitens ist der Bürokratismus dadurch gefährlich, daß er 
keine Kontrolle der Durchführung duldet und versucht, die 
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grundlegenden Weisungen der leitenden Organisationen zu einem 
leeren Wisch zu machen, der mit dem pulsierenden Leben nichts 
gemein hat. Gefährlich sind nicht nur und nicht so sehr die alten 
Bürokraten, die in unseren Institutionen steckengeblieben sind, son- 
dern auch - und besonders — die neuen Bürokraten, sowjetische 
Bürokraten, unter denen die »kommunistischen< Bürokraten bei 
weitem nicht die letzte Rolle spielen. Ich denke dabei an diejenigen 
»Kommunisten«, die versuchen, durch Kanzleibefehle und »Dekre- 
te«, an die sie wie an einen Fetisch glauben, die schöpferische Ini- 
tiative und Selbsttätigkeit der Millionenmassen der Arbeiterklasse 
und der Bauernschaft zu ersetzen. 


Die Aufgabe ist nun, den Bürokratismus in unseren Institutionen 
und Organisationen zu zerschlagen, die bürokratischen »Sitten< und 
‚Bräuche: zu liquidieren und den Weg freizulegen für die Ausnut- 
zung der Reserven unserer Gesellschaftsordnung, für die Entfal- 
tung der schöpferischen Initiative und Selbsttätigkeit der Massen. 


Dies ist keine leichte Aufgabe. Man kann sie nicht sim Handum- 
drehen« lösen. Man muß sie aber um jeden Preis lösen, wenn wir 
wirklich unser Land nach den Grundsätzen des Sozialismus um- 
gestalten wollen. 


Den Kampf gegen den Bürokratismus führt die Partei auf vier 
Linien: auf der Linie der Entfaltung der Selbstkritik, auf der Linie 
der Organisierung der Kontrolle der Durchführung, auf der 
Linie der Säuberung des Apparats und schließlich auf der Linie 
der Beförderung treuer Kräfte von unten, aus der Mitte der Ar- 
beiterklasse, in den Apparat.« (Stalin, Werke, Bd. 12, S. 287/288) 


1937/38 nahm der Bürokratismus drohende Formen an. Diese 
Entwicklung muß im Zusammenhang mit der Verschärfung der 
außenpolitischen Lage gesehen werden. Die Japaner hatten den 
Nordosten Chinas besetzt, die Italiener eroberten Abessinien, die 
deutschen und italienischen Faschisten intervenierten im Spani- 
schen Bürgerkrieg — die Kriegsgefahr wurde für die Sowjetunion 
akut. In dieser Situation verbanden sich die Bucharin-Opposition 
und einige verbürokratisierte Militärführer, um die Regierung Sta- 
lins mit Waffengewalt zu stürzen, woraufihnen der Prozeß gemacht 
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wurde. Die Revisionisten redeten später viel von den »Verfolgun- 
gen«, um ihren ungeheuren Verrat zu verdecken. Wir müssen aber 
die Frage vom Klassenstandpunkt aus stellen: Welche Klasse oder 
Schicht wurde verfolgt? Weder die Arbeiterklasse noch die Bauern- 
schaft; verfolgt wurden die gefährlichsten der bürokratischen Ele- 
mente in Partei- und Staatsapparat zusammen mit den Resten der 
Ausbeuterklassen und der bürgerlichen Intelligenz. 


Wir haben bereits oben ausgeführt, daß die neue Bürokratie ihr 
Ideal in der kleinbürgerlichen Lebensweise der alten Bürokratie 
sah, die durch hohe Gehälter und besondere Privilegien (Villen, 
Personenwagen, bevorzugter Einkauf usw.) eine solche Lebens- 
weise führen konnten. Diese Idealisierung einer kleinbürgerlichen 
Lebensweise fand auch in einem Teil der Literatur und der Filme 
ihren Niederschlag. Wo ist denn die frühere revolutionäre Lite- 
ratur geblieben? Sie wurde mehr und mehr verdrängt von einer 
kleinbürgerlichen Literatur, weil die Schriftsteller keinen Kon- 
takt mit den Arbeitern und Bauern hatten. Selbst so ein zwie- 
lichtiger Schriftsteller wie Scholochow, der in seinem Hauptwerk 
»Der stille Don« mehr die Weiß- als die Rotgardisten hervorhebt, 
berichtete auf dem XX. Parteitag der KPdSU über seine klein- 
bürgerlichen Schriftsteller-Genossen: 


»Welcher Schriftsteller hat denn einmal als Freund oder Ver- 
trauter irgendeine Arbeiterfamilie oder die Familie eines Inge- 
nieurs, eines Produktionsneuerers oder eines in einer Fabrik tätigen 
Parteifunktionärs besucht? Man könnte sie an den Fingern abzäh- 
len ... In großen Betrieben halten sich die Schriftsteller allerdings 
manchmal als Gäste auf, besser gesagt, sie gastieren dort — und 
manchmal —- zu unser aller Schande muß man es gestehen — ge- 
nieren sie sich nicht, dafür, daß sie vor der Belegschaft sprechen, 
ein Honorar aus der Arbeiterklasse anzunehmen ... Warum leben 
1200 Schriftsteller in Moskau? Warum kann man sie nicht einmal 
mit dem Traktor von ihren warmen Plätzchen losreißen? Ich kann 
diese Frage nur schwer beantworten ... Ihr wartet auf neue Bücher, 
Genossen? Da will ich euch fragen: Von wem sollen sie kommen? 
Von Menschen, die weder etwas von den Kollektivbauern noch 


Die Entwicklung der Bürokratie 33 





von den Arbeitern wissen? Von Menschen, die sich verkriechen und 
sich ausruhen?« »XX. Parteitag der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion«, S. 312/313) 


Scholochow mußte seine Kollegen ja kennen. Konnten solche 
kleinbürgerlichen Schriftsteller eine echte proletarische Literatur 
schaffen? Nein! Hinzu kam, daß das kleinbürgerliche Gebaren der 
alten Bürokraten auf die neuen abfärbte. Die neue Bürokratie 
bekam gewissermaßen zwei Gesichter: Offiziell zeigte sie sich 
dienstbeflissen, stimmte der Linie der Partei zu und lobte Stalin 
in den Himmel. Im engen Familienkreis, in dem Milieu ihres klein- 
bürgerlichen Lebenswandels, ballte sie die Fäuste gegen Stalin 
und wetterte gegen die Diktatur des Proletariats. 


Der sowjetische Schriftsteller D. Granin schildert in seinem 
Roman »Bahnbrecher« in anschaulicher Weise das Verhalten und 
die kleinbürgerliche Lebensweise der neuen Bürokratie: 


»Alles entwickelte sich zum besten. Die administrative Tätigkeit 
sagte Viktor zu. Es war nach seinem Geschmack, Leute anzuweisen, 
zu fordern, etwas durchzusetzen, zu leiten; die ehrgeizige Ader, die 
er schon immer hatte, veranlaßte ihn jetzt, da er das Gefühl der 
Macht kennengelernt hatte, alle Hebel in Bewegung zu setzen, um 
Abteilungsleiter zu werden. »Wenn ich schon die administrative 
Laufbahn gewählt habe«, sagte er, dann muß ich schneller auf- 
rücken, um nicht zu stagnieren.« Viktor erreichte es, er wurde Ab- 
teilungsleiter. Man lobte ihn, er galt als fähiger Leiter. Er wurde 
in Aktivsitzungen als Vorbild hingestellt und in Rundschreiben 
des Ministeriums lobend erwähnt. Zeitungen brachten seine Artikel. 
Ihm wurde ein hohes Gehalt ausgesetzt. Sie nahmen sich eine Haus- 
angestellte. Viktor hatte jetzt neue Freunde, die zu Besuch kamen. 
Mit naiver Eitelkeit hörte Lisa zu, wie sie die organisatorischen 
Fähigkeiten ihres Mannes priesen. Das blähte die Segel seines Ehr- 
geizes, ihr aber schien, es sei ein günstiger Wind für ihr Familien- 
schiff. Aufrichtig bestärkte sie Viktor darin, daß die administrative 
Tätigkeit seine Berufung sei. Als Ingenieur hatte er Erfahrung, 
Wissen hatte er auch, und alles andere hing seiner Meinung nach 
von der Kunst des Leitens ab. Die dunklen Gerüchte, er dulde keine 
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begabten Leute in seiner Abteilung und umgebe sich mit Kriechern, 
zeugten nur vom gehässigen Neid der Übergangenen. 


Er selbst beklagte sich bei ihr über die Ränke seiner Neider, weihte 
sie in die Finessen der Beziehungen zu den Vorgesetzten ein, und 
sie fühlte sich nicht mehr fremd und überflüssig in seiner Welt. 


Sein Heim wurde für ihn zur ersehnten Zufluchtsstätte vor den 
endlosen Beratungen und Schreibereien. 


Es kam der Wohlstand, und damit verschwanden sofort die An- 
lässe für eine Menge kleinlicher Streitigkeiten. 


Viktor knüpfte viele Beziehungen an. »Wir leben im Zeitalter der 
Elektrizität«, bemerkte er scherzhaft. Ein Anruf von ihm genügte, 
und man schickte Lisa schwer erhältlichen Mantelstoff oder Obst 
ins Haus. Im Theater saßen sie in der Direktorloge. 


Sonntags machten sie einen Rundgang durch die Antiquitäten- 
läden. Für Lisa wurde unter dem Ladentisch preiswertes Kristall 
hervorgeholt. Sie freute sich nicht nur über die Anschaffungen, son- 
dern auch darüber, daß es Viktor Vergnügen machte, ihre Wünsche 
zu erfüllen. 


An Viktors Geburtstag gaben sie ein großes Festessen in einem Re- 
staurant. Wenn schon feiern, dann richtig! Viktor hob sein Glas, 
blickte Lisa in die Augen, stieß mit ihr an, und lachte plötzlich: »Das 
hab’ ich gar nicht gewußt! Du hast ja rotgoldene Augen!: Sie bedeckte 
ihre Wangen mit den Händen. »Und wo hab’ ich ein Muttermal®« 


Er zog die Brauen komisch in die Höhe und versuchte sich daran 
zu erinnern. Zwischen den Tischen wiegten sich die Paare nach den 
schmachtenden Klängen des Orchesters. Lisa hatte bald einen klei- 
nen Schwips und lächelte grundlos. Sie fühlte sich so gut in ihrem 
schönen modischen Kleid und mit dem Silberfuchs, und weil sie 
wußte, wie angenehm Viktor das alles war, und daß alle sie und 
Viktor gern hatten. 


‚Viktor Grigorjewitsch, in drei Jahren bist Du Chef einer Haupt- 
verwaltung,< meinte Ivin, der stellvertretende Direktor. Er war leicht 
angetrunken. »Ich habe einen Blick dafür. Wie man das erreicht? 
Mit Hilfe guter Freunde. Sie ebnen ihm den Weg, er zieht sie mit ...« 
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Viktor wandte sich von ihm ab und versank, den Kopf auf die 
Hände gestützt, in Gedanken. »Sie ebnen ... er zieht ...«, murmelte 
er leise.« 

Hier sind alle Merkmale der neuen Bürokratie mit dem Partei- 
buch in der Tasche treffend beschrieben: 

1. Ehrgeiz und Machtgefühl verbinden sich mit Karrieremacherei. 

2. Beim Aufsteigen in höhere Positionen sind ein gehobener Wohl- 
stand und kleinbürgerliche Lebensweise die Folge. 

3. Verteidigung der besseren Stellung gegenüber fähigen Unter- 
gebenen und Absicherung durch eine kriecherische Umgebung. 

4. Ausnutzung der höheren Stellung und des größeren Einflusses 
zur Befriedigung egoistischer Bedürfnisse (Förderung der Kor- 
ruption). 

5. Unter dem Motto: »Eine Hand wäscht die andere« spielen sich 
die Bürokraten die wichtigsten Stellen zu. 

Darin liegen die Wurzeln für die spätere Usurpierung der Macht 
durch die neue Bürokratie. 

Das Überhandnehmen der neuen Bürokratie in Partei-, Staats- 
und Wirtschaftsapparat sowie in der Gewerkschafts- und Jugend- 
organisation wurde zum Haupthindernis eines einheitlichen Han- 
delns des revolutionären Zentrums und der revolutionären Massen 
der Arbeiter und Bauern. Stalin führte wohl schonungslos den 
Kampf gegen die Bürokratie von oben, aber mit Hilfe desselben 
Apparats, gegen dessen Auswüchse er zu Felde zog. Denn selbst 
im Staatssicherheitsapparat hatte sich der Bürokratismus einge- 
schlichen. 

Es ist heute, aus historischer Sicht, zu erkennen, daß dieses Vor- 
gehen ein Fehler Stalins war. Im Mai 1928 war Stalin der richti- 
gen Lösung des Problems nahe gekommen, als er in seiner Rede 
auf dem VIII. Kongreß des Kommunistischen Jugendverbandes er- 
klärte: 

»Wie kann dem Bürokratismus in allen diesen Organisationen 
ein Ende bereitet werden? 

Es gibt hierfür nur einen einzigen Weg - die Organisierung der 
Kontrolle von unten, die Organisierung der Kritik der Millionen- 
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massen der Arbeiterklasse gegen den Bürokratismus in unseren 
Institutionen, gegen ihre Mängel, gegen ihre Fehler. 


Ich weiß, daß wir, wenn wir den Zorn der werktätigen Massen 
gegen die bürokratischen Auswüchse in unseren Organisationen 
entfachen, mitunter genötigt sind, einige unserer Genossen anzu- 
tasten, die in der Vergangenheit Verdienste hatten, jetzt aber an der 
Krankheit des Bürokratismus leiden. Kann uns das aber etwa davon 
abhalten, die Kontrolle von unten zu organisieren? Ich denke, das 
kann es nicht und darf es nicht. « (Stalin, Werke, Bd. 11, S. 65) 


Wir wissen heute, daß die Lösung des Problems die proletari- 
sche Kulturrevolution ist, wie sie in hervorragender Weise in China 
durchgeführt wurde. Stalin konnte das Problem noch nicht auf 
diese Weise lösen — sein Fehler war darum historisch bedingt. Erst 
das negative Beispiel der völligen Entartung der führenden Büro- 
kratie unter Chruschtschow, der Revidierung des Marxismus- 
Leninismus, der Aufhebung der Diktatur des Proletariats und der 
Restauration des Kapitalismus, zeigte mit unerbittlicher Not- 
wendigkeit die Durchführung einer proletarischen Kulturrevolu- 
tion, um eine solche Entwicklung rechtzeitig zu verhindern. Es 
war das beispiellose und hervorragende Verdienst Mao Tsetungs, 
diesen revolutionären Gedanken entwickelt und in die Tat umge- 
setzt zu haben. 


Es ist verständlich, daß im Großen Vaterländischen Krieg die 
Partei und die Staatsmacht alle Kräfte vereinigen mußten, um 
die faschistischen Eindringlinge zu schlagen. Das ging nicht, ohne 
mit bestimmten Bevölkerungsgruppen, zum Beispiel religiösen 
Menschen, Kompromisse zu schließen; so wurden mit der russisch- 
orthodoxen Kirche Vereinbarungen getroffen. Generale und an- 
dere Personen, die noch in Arbeitslagern in Haft waren, wurden 
rehabilitiert und an der Front im alten Rang eingesetzt. Das Volk 
beseelte der Wille, alles für den Sieg zu opfern. Es verhielt sich 
wachsam gegenüber Verrätern und Saboteuren. Auch die Büro- 
kratie war aus ihrer gewohnten Bahn gerissen. Die Verlegung der 
lebenswichtigen und Rüstungsbetriebe (aus dem Hauptindustrie- 
gebiet westlich der Wolga bis hinter den Ural) entzog der Büro- 
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kratie ihre bisher gehandhabten Verbindungen. Die neue Um- 
gebung, die neuaufgebauten evakuierten Betriebe mit neuen Men- 
schen, die durch ihren heroischen Arbeitseinsatz die Produktion 
bereits nach kürzester Zeit wieder in Gang brachten - alles das 
war kein Boden für das Gedeihen der Bürokratie. 


Nach dem II. Weltkrieg, als die Wirtschaft in den vom Krieg 
heimgesuchten Gebieten wieder aufgebaut worden war und in ge- 
ordneten Bahnen lief, da entstand auch erneut die Gefahr der 
Bürokratisierung. Malenkow, damals Sekretär des Zentralkomi- 
tees der KPdSU, schilderte im Rechenschaftsbericht des ZK auf 
dem XIX. Parteitag (Oktober 1952) die Bedeutung und die Not- 
wendigkeit des Kampfes gegen die sich wieder breit machende 
Bürokratie: 


»Es handelt sich darum, daß die Verhältnisse der Kriegszeit 
einige Besonderheiten in den Methoden der Führung durch die 
Partei bedingt und auch große Mängel in der Arbeit der Partei- 
organe und der Parteiorganisationen hervorgebracht hatten. Das 
kam vor allen Dingen darin zum Ausdruck, daß die Aufmerk- 
samkeit der Parteiorgane für die parteiorganisatorische und ideo- 
logische Arbeit nachließ, wodurch diese Arbeit in vielen Partei- 
organisationen vernachlässigt wurde. Es drohte eine gewisse Ge- 
fahr, daß sich die Parteiorgane von den Massen entfernen und sich 
aus Organen der politischen Führung, aus kämpferischen und 
Eigeninitiative entfaltenden Organisationen in eine Art admini- 
strierende Institutionen verwandeln, die unfähig sind, allen von 
Cliqueninteressen diktierten, eng ressortmäßigen und anderen 
staatsfeindlichen Bestrebungen entgegenzutreten, und direkte Ent- 
stellungen der Politik der Partei im wirtschaftlichen Aufbau sowie 
Verstöße gegen die Interessen des Staates nicht bemerken. 


Um diese Gefahr abzuwenden, die Aufgabe der Festigung der 
örtlichen Parteiorgane erfolgreich zu lösen und die Arbeit der 
Parteiorganisationen zu stärken, war es notwendig, die Vernach- 
lässigung der parteiorganisatorischen und der ideologischen Arbeit 
zu liguidieren und mit solchen Erscheinungen wie der Übertra- 
gung administrativer Methoden der Leitung auf die Parteiorgani- 
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sationen, die zur Bürokratisierung der Parteiarbeit führen und die 
Aktivität und Eigeninitiative der Parteimassen schwächen, Schluß 
zu machen.« (G. M. Malenkow, »Rechenschaftsbericht des Zen- 
tralkomitees der KPdSU [B] an den XIX. Parteitag«, S. 89/90) 


Wurden nun die notwendigen Schlußfolgerungen gezogen und 
die Mitglieder der Partei mobilisiert, damit ein breiter Kampf ge- 
gen die Bürokratisierung entfaltet werden konnte? In Anbetracht 
der Methoden, die die Bürokratie anwandte, war dieser breite 
Kampf unbedingt erforderlich. Malenkow schilderte diese Me- 
thoden anschaulich in seinem Rechenschaftsbericht: 


»In den Parteiorganisationen kommt es noch vor, daß die Rolle 
der Kritik und Selbstkritik im Leben der Partei und des Staates 
unterschätzt wird, daß Maßregelung und Verfolgung wegen Kritik 
zugelassen werden. Nicht selten begegnet man Funktionären, die 
ein endloses Geschrei über ihre Ergebenheit zur Partei anstimmen, 
in Wirklichkeit aber keine Kritik von unten dulden, sie niederhalten 
und sich an den Kritisierenden rächen. Es sind nicht wenig Fälle 
bekannt, in denen ein bürokratisches Verhalten zur Kritik und 
Selbstkritik der Sache der Partei großen Schaden zugefügt, die 
Eigeninitiative der Parteiorganisationen abgewürgt, die Autorität 
der Leitung bei den Parteimassen untergraben hat und partei- 
feindliche Gepflogenheiten der Bürokraten, der Erzfeinde der 
Partei, im Leben einzelner Parteiorganisationen einreißen ließ. 


Die Partei darf nicht außer acht lassen, daß dort, wo Kritik und 
Selbstkritik vernachlässigt werden, wo die Kontrolle der Massen 
über die Tätigkeit der Organisationen und Institutionen nachge- 
lassen hat, unweigerlich solche abstoßenden Erscheinungen auf- 
treten wie Bürokratismus, Fäulnis und sogar Zersetzung einzelner 
Glieder unseres Apparats. Natürlich sind derartige Erschei- 
nungen bei uns nicht stark verbreitet.« (S. 91/92 — Hervor- 
hebungen durch die Redaktion) 


Der letzte Satz Malenkows zeigt eine Unterschätzung der Ge- 
fahr des Bürokratismus, die vorher richtig aufgezeigt wurde. An- 
statt Alarm zu schlagen, die Partei- und Gewerkschaftsmitglie- 
der zu mobilisieren und den Kampf gegen die Bürokratie ener- 
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gisch aufzunehmen, trat eine verhängnisvolle Vernachlässigung 
dieses notwendigen Kampfes ein. Malenkow sprach nicht nur von 
der Gefahr des Bürokratismus, sondern auch von der Notwen- 
digkeit des unversöhnlichen Kampfes dagegen. Hier einige Aus- 
züge aus seiner Rede: 


»Viele Funktionäre vergessen, daß die ihrer Fürsorge und Lei- 
tung anvertrauten Betriebe Staatsbetriebe sind, und versuchen, sie 
zu ihrer Domäne zu machen ... 


Solche »Leiter« glauben, ihnen sei alles erlaubt, sie brauchten auf 
die Staats- und Parteiordnung keine Rücksicht zu nehmen, sie 
könnten die Sowjetgesetze verletzen, sich Übergriffe zuschulden 
kommen lassen und Willkür üben ... 


Jeder Betrug an der Partei und am Staat, in welcher Form er 
auch zum Ausdruck kommen mag, sowie jeder Täuschungsversuch 
durch Verbergen oder Entstellen der Wahrheit kann nur als schwer- 
stes Verbrechen vor der Partei angesehen werden ... 


Für Leiter, die sich einer pflichtvergessenen Entstellung gegen- 
über der Erfüllung der Partei- und Regierungsbeschlüsse schuldig 
machen, die Gesetzwidrigkeiten und Willkür zulassen, kann es 
keine Nachsicht geben ... 


Es ist notwendig, einen unversöhnlichen Kampf gegen die Vet- 
ternwirtschaft und das Unter-einer-Decke-Stecken zu führen und 
mit dem bürokratischen Verhalten zur Prüfung und Auslese der 
Kader Schluß zu machen ... 


Wir müssen uns stets vor Augen halten, daß jede Schwächung 
des Einflusses der sozialistischen Ideologie eine Stärkung des Ein- 
flusses der bürgerlichen Ideologie bedeutet. In unserer Sowjet- 
gesellschaft gibt es keine Klassenbasis für die Herrschaft der 
bürgerlichen Ideologie, und es kann sie nicht geben. Bei uns 
herrscht die sozialistische Ideologie, deren unerschütterliche Grund- 
lage der Marxismus-Leninismus ist. Es haben sich aber bei uns 
noch Überreste der bürgerlichen Ideologie, Überreste einer aus dem 
Privateigentum hervorgegangenen Psychologie und Moral erhalten. 
Diese Überreste sterben nicht von selbst ab, sie sind sehr zählebig, 
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sie können wachsen, und gegen sie muß ein entschlossener Kampf 
geführt werden.« (ebenda S. 96/97 und 100-102) 


Es ist nicht zu verstehen, daß neben eine durchaus richtige Ein- 
schätzung der Gefahr der bürokratischen Entartung und der 
Untergrabung der sozialistischen Ideologie dennoch immer wie- 
der eine gefährliche Unterschätzung der wahren Situation tritt. 
Das ist um so erstaunlicher, weil Malenkow selbst feststellte, daß 


»... auf vielen Gebieten der Wissenschaft den Sowjetmenschen 
fremde Gewohnheiten und Traditionen aufgedeckt, Fälle einer 
kastenhaften Abkapselung und eines unduldsamen Verhaltens zur 
Kritik festgestellt sowie verschiedene Erscheinungsformen der 
bürgerlichen Ideologie und vulgarisierende Entstellungen aller Art 
entlarvt und zerschlagen wurden« (ebenda S. 103). 


Diese Widersprüchlichkeit und Inkonsequenz wirkt sich dann 
ein Jahr später — nach Stalins Tod — verheerend aus. Malenkow, 
ein ehrlicher Kommunist, wird mit Molotow und anderen dem 
Sozialismus treuergebenen Genossen von der Chruschtschow- 
Clique gestürzt und kaltgestellt. 


Die Selbstumwandlung der Bürokratie von 
Staatsdienern in Beherrscher des Staates 


Stalins Kampf gegen die Auswüchse der Bürokratie glich He- 
rakles’ Kampf gegen die Hydra, das neunköpfige Schlangenunge- 
heuer aus der griechischen Sage. Für jeden abgeschlagenen Kopf 
wuchsen zwei neue. Die meisten der Bürokraten verbargen ihre 
wahren Gedanken und Absichten, andere bewiesen einen beson- 
deren Eifer bei Säuberungen des Partei- und Staatsapparates, 
darunter auch Chruschtschow, der die ukrainische Partei »säu- 
berte« und sich in der Zeitung »WISTI WTs WK« als »treuer 
Schüler Stalins« (23. 5. 1938), als »Freund und Kampfgefährte von 
J.W. Stalin« (18. 11. 1940) preisen ließ.? 


Stalins Tod schuf die Voraussetzung für eine relativ freie Ent- 
faltung der Bürokratie, die jede Gelegenheit benutzte, sich der 
Kontrolle der breiten Massen von unten zu entziehen. Gleichzeitig 
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arbeitete sie darauf hin, sich auch der Kontrolle von oben, durch 
den prinzipienfesten Teil der Partei- und Staatsführung, der die 
Diktatur des Proletariats verteidigte, zu entledigen. Um den egois- 
tischen Versuchen des größten Teils der Bürokratie, die Herrschaft 
der Arbeiter und Bauern allmählich zu beseitigen, zum Erfolg zu 
verhelfen, schreckten diese Elemente vor keinem Mittel der De- 
magogie, der Verleumdung, der Intrige und der Gemeinheit zurück. 


Es war der entfesselten Bürokratie jedoch unmöglich, ihren 
Herrschaftsanspruch offen zu verkünden. Die sozialökonomische 
Wurzel des Bürokratismus ist das Kleinbürgertum. Die Herr- 
schaftsgelüste der Bürokratie zu verwirklichen, bedeutet den Sieg 
einer kleinbürgerlichen Konterrevolution, von der Lenin auf dem 
X. Parteitag sagte: 


»Wir durchleben eine Zeit, in der eine ernste Gefahr vor uns herauf- 
zieht: die kleinbürgerliche Konterrevolution ist, wie ich schon gesagt 
habe, gefährlicher als Denikin.« (Lenin, Werke, Bd. 32, S. 194) 


Da sich der Bürokratismus naturgemäß im Zentrum konzen- 
triert, vollzog sich vor allem hier die kleinbürgerliche Konter- 
revolution. Noch setzte der Teil der Staats- und Parteiführung, der 
dem Sozialismus und der Diktatur des Proletariats ergeben war 
(Malenkow, Molotow und andere) der kleinbürgerlichen Konter- 
revolution den offenen Widerstand entgegen. Chruschtschow be- 
nutzte die damals schlechte Lage in der Landwirtschaft als Hand- 
habe, diese Genossen in demagogischer Weise anzugreifen. Sein 
Ziel war, sie aus der Führungsspitze zu entfernen und als »Partei- 
feinde« zu diffamieren, was ihm bis zum Jahr 1957 auch gelang. 


Das reichte aber nicht aus, um die Grundlagen des Sozialismus 
zu zerstören und die Macht zu usurpieren. Dies war nur durch 
außergewöhnliche Mittel möglich, die die einzelnen Etappen der 
kleinbürgerlichen Konterrevolution kennzeichnen. Diese Etappen 
sind: 

1. Das große Ansehen, das Stalin im sowjetischen Volk und in der 
internationalen kommunistischen Bewegung genoß, besonders 
auch durch den grandiosen Sieg im Großen Vaterländischen 
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Krieg, dieses überragende Ansehen mußte gebrochen und die 

Befreiung der Bürokratie von der Stalinschen Kontrolle als Be- 

freiung der gesamten Bevölkerung von dem »Diktator« Stalin 

hingestellt werden. Das geschah durch zwei Mittel: 

a) Diskreditierung Stalins durch den »Kampf gegen den Per- 
sonenkult« und 

b) Verunglimpfung Stalins, indem Stalins Kampf gegen die 
Parteifeinde und die arbeiterfeindliche Bürokratie als Ver- 
folgung unschuldiger Opfer und damit als Verbrechen dar- 
gestellt wurde. 


. Der Marxismus-Leninismus, die theoretische Grundlage der so- 


zialistischen Sowjetunion und der Arbeiterbewegung der ganzen 

Welt, mußte revidiert und durch eine revisionistische Theorie 

ersetzt werden: 

a) um die sozialistischen Grundlagen im eigenen Land zu zer- 
stören, 

b) um die kommunistische Weltbewegung zu spalten und den 
revisionistischen Teil der Führung der Sowjetrevisionisten 
zu unterstellen. 


. Die wirtschaftlichen Grundlagen des Sozialismus in der Sowjet- 


union mußten zerstört, durch Einführung kapitalistischer Ge- 

setze mußte eine Restauration des Kapitalismus eingeleitet 

werden, was nur möglich war: 

a) durch die Aufhebung der Diktatur des Proletariats und 

b) durch die Aneignung der Produktionsmittel durch die Ge- 
samtheit der Bürokratie und deren gemeinsame Verwertung. 


In diesem Prozeß verwandelte sich die Bürokratie von einer 
einbürgerlichen Schicht zu einer neuen bürgerlichen Klasse, 


deren ökonomische Basis eine restaurierte kapitalistische Pro- 
duktionsweise ist. Das bedeutet keine einfache Wiedereinführung 
des Privatkapitals, sondern Errichtung eines bürokratischen 


M 


onopolkapitalismus. Der Hauptwiderspruch dieser neuen kapi- 


talistischen Gesellschaftsordnung beruht auf gesellschaftlicher 
Produktion und gesamtbürokratisch-kapitalistischer Aneignung. 
Der einzelne Bürokrat ist nicht Privatkapitalist im alten Sinne, 
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sondern die Gesamtheit der Bürokratie ist Gesamtkapitalist, eine 
neue staatsmonopolistische Bourgeoisie. Sie betreibt als herr- 
schende neue bürgerliche Klasse eine bürgerliche Klassenpolitik 
zur Wahrung der Gesamtinteressen des bürokratischen Kapita- 
lismus. Diese Entwicklung ging allmählich vor sich, wobei neben 
den neuen kapitalistischen Erscheinungen Errungenschaften des 
Sozialismus bestehen blieben. Es war nämlich nicht möglich, die- 
se auf einmal zu liquidieren, ohne daß die werktätigen Massen 
dagegen rebellierten. 


Um diese Umwandlung der Bürokratie von Staatsdienern in 
Herren der Gesellschaft erfolgreich zu gestalten, hatte die Büro- 
kratie in unerhört demagogischer Weise ihre konterrevolutionären 
Schritte als schöpferische Weiterentwicklung des Marxismus- 
Leninismus, als notwendige Maßnahme zur Festigung des Sozia- 
lismus getarnt. Sie nahm die ruhmreiche Tradition der bolsche- 
wistischen Partei für sich in Anspruch, um das Werk Lenins, Sta- 
lins und die Große Oktoberrevolution zu besudeln. Man höre sich 
nur die Phraseologie eines Breschnjew an, der zum 50. Jahrestag 
der Großen Oktoberrevolution in einer »Festrede« unter anderem 
ausführte: 


»Unsere Partei hat eine große, inhalts- und ereignisreiche Ge- 
schichte. Wenn wir den unsäglich weiten und beschwerlichen Weg 
mit Erfolg zurückgelegt und alle Prüfungen in Ehren bestanden 
haben, so vor allem deshalb, weil wir immer von unserem zu- 
verlässigsten Rüstzeug, der marxistisch-leninistischen Lehre, Ge- 
brauch gemacht haben, dieser Lehre unentwegt gefolgt sind und 
sie schöpferisch fortentwickelt haben. (Es gehört schon die Abge- 
brühtheit eines entarteten Bürokraten dazu, solches mit frecher 
Stirn zu behaupten, nachdem diese Leute den Marxismus-Leni- 
nismus in allen Grundzügen revidiert haben -— die Redaktion.) 
Wenn unsere Partei und die große, fest zusammenstehende Ge- 
meinschaft der sowjetischen Kommunisten heute mit Erfolg jede 
ihnen gestellte Aufgabe erfüllen, wenn die Kommunisten an jedem 
beliebigen Arbeitsabschnitt — sei er von großer oder geringer Be- 
deutung — in Ehren ihre Funktion als Avantgarde ausüben, so 
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deshalb, weil unsere Partei im Sinne des Marxismus-Leninismus 
erzogen und von den Ideen dieser großen Lehre durchdrungen ist. 
Der Leninismus ist für unsere Partei in Wahrheit zu der Wissen- 
schaft geworden, die uns siegen lehrt. Und das wird er uns immer 
bleiben.«® 


Und das sagt einer der führenden Revisionisten, die den Mar- 
xismus-Leninismus mit Füßen getreten und sich zu bürgerlichen 
Herrschern des sowjetischen Volkes aufgeschwungen haben. Hier 
zeigt sich die Zwiespältigkeit der kleinbürgerlichen Bürokratie: 
einerseits die Notwendigkeit, sich mit einer pseudorevolutionären 
Phraseologie zu tarnen und gleichzeitig die echten, aufrichtigen 
Marxisten-Leninisten des Dogmatismus zu beschuldigen und an- 
dererseits sich als neue bürgerliche Klasse zu betätigen und die 
bürgerliche Lebensweise anzunehmen. Aber die mächtige Theo- 
rie des Marxismus-Leninismus spricht ihnen ihr Todesurteil, dar- 
um mußten sie sie revidieren, um ihr schändliches Vorhaben ver- 
wirklichen zu können. Wir werden im nachfolgenden den unge- 
heuren Verrat der Revisionisten im einzelnen aufdecken. 
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2. Der revisionistische Staatsstreich 
Chruschtschows und der 
Ausbau der revisionistischen Ideologie 
zu einem System 


Der XX. Parteitag und die Verurteilung Stalins 
durch Chruschtschow 


Der XX. Parteitag im Februar 1956 war Ausgangspunkt einer 
grundsätzlichen Veränderung der sozialistischen Struktur der 
Sowjetunion. Das begann mit dem Staatsstreich Chruschtschows, 
der sich nach dem Tod Stalins in den Vordergrund geschoben 
hatte. Er leitete die Herrschaft der Bürokratie ein. In seinem offi- 
ziellen Rechenschaftsbericht auf dem XX. Parteitag hielt sich 
Chruschtschow mit seiner Kritik an Stalin zurück. Noch wagte es 
die Bürokratie unter Führung Chruschtschows nicht, die Ver- 
urteilung Stalins auf die öffentliche Tagesordnung zu setzen. Wie 
würde das sowjetische Volk darauf reagieren? Darum wurde eine 
Geheimsitzung einberufen, wo Chruschtschow in einer ungeheuer- 
lichen Rede den hervorragenden Kampf Stalins gegen die Feinde 
der Arbeiterklasse und des Sozialismus, gegen das schändliche 
Treiben der Bürokratie, samt und sonders als Verfolgung, Will- 
kürmaßnahme, Machtmißbrauch, brutale Unterdrückung und 
physische Vernichtung unschuldiger Menschen hinstellte und 
Stalin zum Verbrecher stempelte. 


Es zeugt von dem schlechten Gewissen Chruschtschows, daß er 
es auch nach dem XX. Parteitag nicht wagte, diesen Geheimbe- 
richt dem sowjetischen Volk und den Mitgliedern der Kommu- 
nistischen Parteien in der Welt vorzulegen. Durch den amerika- 
nischen Geheimdienst, über den Weg der US-Botschaft in Bonn, 
wurde die Rede in der Zeitschrift »Ostprobleme« kurz nach dem 
XX. Parteitag veröffentlicht. Wir deutschen Kommunisten beka- 
men erst durch das Funktionärsorgan der IG Metall »Der Ge- 
werkschafter« 4/1956 Kenntnis von dem Wortlaut der Geheimrede 
Chruschtschows. Es besteht kein Zweifel an der Echtheit dieser 
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Veröffentlichung, weil viele spätere Äußerungen Chruschtschows 
mit dem Inhalt der Veröffentlichung übereinstimmten. Es taucht 
hierbei die naheliegende Frage auf: Wer hat dem amerikanischen 
Geheimdienst diese »Geheimrede« Chruschtschows zugespielt? 
Nur die Revisionisten selbst konnten ein Interesse daran gehabt 
haben. 


Der ganze Feldzug gegen Stalin wurde unter dem Vorwand 
»Kampf gegen den Personenkult« geführt. Die armseligen Klein- 
bürger, die sich selbst nur mit ihrer eigenen wichtigtuerischen 
Person beschäftigten, bekamen der titanenhaften Persönlichkeit 
Stalins gegenüber Komplexe. Chruschtschow war keine Persön- 
lichkeit, er ersetzte fundiertes theoretisches Wissen durch Bauern- 
schläue (seine eigenen revisionistischen Freunde bezeichneten ihn 
als Prahlhans und Phantasten). Das Eigenartige ist, daß Chru- 
schtschow, der den »Kampf gegen den Personenkult Stalins« ein- 
leitete, sich nicht ohne chruschtschowschen Kult halten konnte 
und durch seine engste Umgebung, die diesen Kult schuf, mit dem 
gleichen Argument acht Jahre später gestürzt wurde. Es entbehrt 
nicht einer gewissen Ironie, wenn nicht einmal das bürgerliche 
Ausland den Revisionisten ihre Argumentation abnimmt. So 
schrieb die »Frankfurter Rundschau« vom 20. Oktober 1964, kurz 
nach Chruschtschows Sturz, über die revisionistischen Führer: 


»Seit dem 21.1. 1924, als Lenin starb, wurde die Sowjetunion 
also -nach ihren eigenen offiziellen Aussagen - von einem größen- 
wahnsinnigen Verbrecher (Stalin), einem niederträchtigen Intri- 
ganten (Malenkow), einem erbärmlichen Spalter (Bulganin) und 
einem unrealistischen Prahlhans (Chruschtschow) regiert. Die 
Linie der Partei aber war makellos rein. Die Kollektive arbeiteten 
reibungslos. Zu dumm nur, daß die Partei ihre Führer selbst aus- 
wählte. 


Ob die neuen Sowjetführer merken, daß man so nicht Parteige- 
schichte schreiben kann? Wenn sie sich vor ihren eigenen Bruder- 
parteien und der Weltöffentlichkeit nicht blamieren wollen, werden 
sie nicht umhin können, ihren gestürzten Größen auch einige Fähig- 
keiten und Leistungen zuzuerkennen. Denn nicht einmal die »impe- 
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rialistischen Wölfe« glauben, daß die KPdASU und Sowjetunion 
während der letzten 40 Jahre nur von Verbrechern regiert wurde.« 


Die Revisionisten Breschnew, Kossygin, Suslow und andere 
schoben 1964 alle Verantwortung über die vergangenen zehn- 
jährigen Mißerfolge Chruschtschow in die Schuhe. Aber nicht, um 
die unter Chruschtschow entwickelte revisionistische Politik 
zu liquidieren, sondern um sie noch verstärkt weiterzuführen. 
Chruschtschow hatte seine Schuldigkeit getan, nun wollten sich 
seine revisionistischen Mitverantwortlichen nicht weiter durch 
seine Scharlatanereien blamieren. Aber das entläßt sie nicht 
aus der Verantwortung für den revisionistischen Verrat unter 
Chruschtschow. 


Doch kehren wir zum Ausgangspunkt, der Geheimrede Chru- 
schtschows zurück. Chruschtschow war hemmungslos bei der 
Verleumdung Stalins. Es war ein Kampf gegen den Marxismus- 
Leninismus, eine Verunglimpfung der Diktatur des Proletariats, 
wenn er in seiner Geheimrede erklärte: 


»Dies war das Ergebnis des Machtmißbrauchs Stalins, der nun 
mit den Mitteln des Massenterrors gegen die Parteikader vorzuge- 
hen begann ... Die damaligen Massenunterdrückungen erfolgten 
unter der Losung des Kampfes gegen die Trotzkisten. Waren denn 
die Trotzkisten zu jener Zeit tatsächlich eine solche Gefahr für 
unsere Partei und den Sowjetstaat? ...Viele Trotzkisten hatten ihre 
ehemaligen Ansichten geändert und arbeiten in verschiedenen 
Sektoren am Aufbau des Sozialismus mit ...«* 


Diese gekünstelte Naivität Chruschtschows war, wie wir noch 
sehen werden, nichts als Heuchelei. Ihm war durchaus klar, daß 
die Trotzkisten nach ihrer Aufnahme in die Bolschewistische 
Partei eine Fraktion bildeten und mit anderen Fraktionisten 
(Sinowjew, Kamenew, Bucharin und anderen) gegen die Lenin- 
sche Parteilinie kämpften. Nach seiner ideologischen Niederlage 
verwandelte sich der Trotzkismus in einen konterrevolutionären 
Vortrupp der Bourgeoisie. Seine Gefährlichkeit lag in der raffi- 
nierten Tarnung seiner wahren konterrevolutionären Absichten. 
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Bei der Säuberung 1937/38 wurden diese Machenschaften der 
Trotzkisten aufgedeckt. Das alles war Chruschtschow wohlbe- 
kannt. Trotzdem behauptete er in seiner Geheimrede weiter: 


»Stalins Bericht auf der Plenartagung des Zentralkomitees im 
Februar und März 1937 über ‚Mängel in der Parteiarbeit und Me- 
thoden für die Liquidierung von Trotzkisten und anderen Dop- 
pelzünglern« stellte den Versuch einer theoretischen Rechtfertigung 
der Politik des Massenterrors dar unter dem Vorwand, daß der 
Klassenkampf sich erheblich im Fortschreiten auf dem Wege zum 
Sozialismus verschärfen müsse ... Dieser Terror richtete sich im 
Grunde genommen nicht gegen die Überreste der zerschlagenen 
Ausbeuterklasse, sondern gegen ehrbare Funktionäre der Partei 
und des Sowjetstaates ... Überall und in allem sah er (Stalin) »Fein- 
de«, »Doppelzüngler< und »Spione«. Da er eine unbegrenzte Macht 
besaß, war er im höchsten Maß selbstherrlich und drückte jeder- 
mann physisch und moralisch an die Wand. So entstand eine Si- 
tuation, in der man seinen eigenen Willen nicht mehr zum Aus- 
druck bringen konnte.«° 


Chruschtschow spricht von »Provokateuren, die im Verein mit 
gewissenlosen Karrieremachern« die Säuberungen mit Partei- 
interessen bemäntelten. Solche Karrieremacher hat es tatsäch- 
lich innerhalb der Staats- und Parteibürokratie gegeben. Aber ein 
solcher Typ ist auch Chruschtschow. Oder soll das eine Ent- 
schuldigung seiner eigenen Handlungen sein? 


1937 war Chruschtschow Erster Sekretär des Moskauer Par- 
teikomitees. In dieser Eigenschaft brachte er eine Resolution ein, 
deren nachfolgendes Zitat der »Prawda« (31. 5. 1937) so wichtig 
war, daß sie es im Leitartikel brachte: 


»Die Moskauer Parteikonferenz versichert dem Zentralkomitee 
der Partei und unserem Führer, Lehrer und Freund, dem Genos- 
sen Stalin, daß es für die Spione, Diversanten und Terroristen, die 
ihre Hand gegen das Leben der Werktätigen der Sowjetunion er- 
heben, keine Gnade geben wird; daß wir die Spione und Diver- 
santen vernichten und die Feinde der UdSSR nicht leben lassen 
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werden; daß die Feinde der UdSSR für jeden vergossenen Tropfen 
Arbeiterblut mit Strömen von Blut bezahlen werden.« 


Wohlgemerkt, das schrieb Chruschtschow, nicht Stalin. Soll das 
etwa der »Personenkult« Stalins sein? Aber prüfen wir den Un- 
schuldsengel Chruschtschow weiter. Ein Jahr später wurde er in 
die Ukraine geschickt. Worin bestand seine Tätigkeit? Darüber 
berichtete die Zeitung »Bilschowik Ukraini« 7/1938: 


»Die gnadenlose Ausrottung aller Volksfeinde, der Trotzkisten, 
Bucharinisten, bürgerlichen Nationalisten und all des anderen 
spionierenden Gesindels begann erst, nachdem das Zentralkomitee 
der Kommunistischen Unionspartei (B) den glühenden Bolschewi- 
ken und Stalinisten Nikita Sergejewitsch Chruschtschow in die 
Ukraine geschickt hatte, damit er die Führung des Zentralkomitees 
der Ukrainischen Kommunistischen Partei (B) übernehme.«® 


In seiner Rede vor der 14. Ukrainischen Parteikonferenz am 
5. Juni 1938 mahnte Chruschtschow zur Wachsamkeit: 


»Wir sind eine beachtliche Zahl von Feinden losgeworden, aber 
als Parteifunktionäre der Ukraine, und besonders der Provinz Kiew, 
sollten wir nicht selbstgefällig werden. Wir dürfen nicht ausruhen, 
denn die Feinde werden es auch nicht; sie werden unter keinen Um- 
ständen jemals aufhören, ihre subversive Tätigkeit gegen unseren 
Staat durchzuführen. Genossen, wir haben ein paar Feinde ver- 
nichtet, aber längst nicht alle. Deshalb sollten wir weiterhin wach- 
sam bleiben. Wir sollten uns weder durch Beifall, noch durch Zu- 
stimmung, noch durch einstimmige Resolutionen einlullen lassen. 
Wir sollten immer das Wort des Genossen Stalin im Sinn behalten, 
daß, solange die kapitalistische Einkreisung besteht, Diversanten 
und Spione in unser Land geschickt werden. Diese Worte des Ge- 
nossen Stalin müssen wir immer sorgfältig beachten ...” 


Unsere Sache ist eine heilige Sache. Wer auf halbem Weg stehen 
bleibt, wessen Hände zittern und Knie schwach werden, ehe er zehn 
Feinde auslöscht, der gefährdet die Revolution. Es ist nötig, daß 
wir die Feinde ohne Gnade bekämpfen. Wir wollen jeden auf der 
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Erde vertilgen, der die Arbeiter und Bauern angreifen will. Für 
Jeden Tropfen Blut eines ehrlichen Arbeiters werden wir einen 
Eimer vom schwarzen Blut der Feinde vergießen.«® 


Woher nimmt ein solcher Mensch den traurigen Mut, Stalin zu 
verunglimpfen, ohne sich selbst anzuklagen? Weil die Revisio- 
nisten die Kritik des »Personenkultes« Stalins benötigten, um ihre 
eigenen egoistischen Ziele durchzusetzen. Sie brauchten die Kri- 
tik als Nebelwand, um ihre schwarzen Pläne der Machtergreifung 
zu verbergen. Sie brauchten sie, um die Anhänger Stalins, die Ver- 
teidiger der Diktatur des Proletariats, zu beseitigen. Sie brauch- 
ten sie, um den Kapitalismus zu restaurieren. Das ist der Kern 
ihres »Kampfes gegen den Personenkult« Stalins. 


Die neue Bürokratie sowie die Überreste der Ausbeuterklassen 
und eines Teils der bürgerlichen Intelligenz haßten Stalin als das 
Haupthindernis bei der Durchsetzung ihrer gefährlichen Pläne. 
Gewiß waren auch Unschuldige durch die Verfolgungen betroffen, 
nicht zuletzt dadurch, daß die Erbärmlichkeit der kleinbürger- 
lichen Intelligenzler in der Art zum Ausdruck kam, sich selbst 
durch gegenseitige Denunziation, Verleumdungen und falsche 
»Geständnisse« zu schaden und oft ehrliche und treue Menschen 
zu beschuldigen. General Gorbatow, der damals auch verhaftet 
und dann von Stalin rehabilitiert wurde, schildert in seinem Buch 
»Die geköpfte Armee« (das in der Sowjetunion verfilmt wurde), 
wie seine Mitgefangenen ihn überreden wollten, irgendwas zu »ge- 
stehen«, was er mit Verachtung zurückgewiesen hatte. Alle diese 
elenden Kreaturen waren nach Chruschtschow »unschuldige Op- 
fer« Stalins. 


Aber die Revisionisten taten noch mehr, als Stalins Kampf gegen 
die Feinde der Arbeiterklasse zu verleumden. Sie rehabilitierten 
in ihrem Opportunismus alle politischen Gefangenen, ohne juri- 
stische Überprüfung ihrer Vergangenheit, und gaben ihnen das 
Stimmrecht. Sie spekulierten auf verletzte Gefühle bei diesen Men- 
schen und hofften, auf solche Art Anhänger ihrer revisionistischen 
Politik zu bekommen. Dabei scheuten sie sich nicht, allen poli- 
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tischen Banditen und Klassenfeinden Generalamnestie zu ge- 
währen. 


Mit seiner Geheimrede hat Chruschtschow den Imperialisten 
und allen Reaktionären eine schmutzige Waffe in ihrem anti- 
kommunistischen Kampf geliefert und der kommunistischen Welt- 
bewegung einen kaum wieder gutzumachenden Schaden zugefügt. 
Es ist darum nicht verwunderlich, daß die Trotzkisten daraus Ka- 
pital schlugen. So behauptete die trotzkistische »IV. Internatio- 
nale« in einem Aufruf »An alle Arbeiter und Völker der Welt«: 


»Da die führenden Persönlichkeiten im Kreml die Verbrechen 
Stalins selbst eingestanden haben, haben sie ... den Kampf, den 
die trotzkistische Weltbewegung beharrlich gegen den Verfall des 
Arbeiterstaats führt, stillschweigend als völlig richtig anerkannt.« 


Auch die imperialistischen Propagandisten bekamen Wasser auf 
ihre Mühlen, da Chruschtschow ihnen durch die Verurteilung 
Stalins die »Bestätigung« ihrer jahrzehntelangen Hetze gegen den 
Sowjetstaat, insbesondere gegen Stalin, frei Haus lieferte. Revi- 
sionisten, Trotzkisten und Imperialisten Arm in Arm, das war das 
Ergebnis der Aushöhlung der Sowjetunion von innen. 


Wir wollen hier auch die sachliche Stellungnahme der KP Chinas 
zu den Fehlern und Verdiensten Stalins bringen, wie sie im 2. Kom- 
mentar zum »Offenen Brief« des ZK der KPdSU veröffentlicht 
wurde: 


»Die Kommunistische Partei Chinas ist konsequent der Auffas- 
sung, daß man Stalins Verdienste und Fehler mit der Methode des 
historischen Materialismus unter Berücksichtigung des histori- 
schen Sachverhalts, allseitig, objektiv und wissenschaftlich ana- 
lLysieren, nicht aber nach der Methode des historischen Idealismus 
die Geschichte nach Belieben verdrehen und revidieren und sub- 
Jektiv und willkürlich Stalin zur Gänze ablehnen soll. 


Die Kommunistische Partei Chinas ist seit jeher der Ansicht, daß 
Stalin einige Fehler begangen hat. Diese Fehler haben ihren ideo- 
logischen Ursprung, sie haben auch ihren sozial historischen 
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Ursprung. Es ist notwendig, die von Stalin tatsächlich begangenen 
Irrtümer von einem korrekten Standpunkt aus und mit korrekten 
Methoden zu kritisieren, nicht aber Fehler, die ihm grundlos zu- 
geschrieben werden. Wir sind aber seit jeher gegen eine unrichtige 
Kritik an Stalin, die von einem falschen Standpunkt aus durch 
eine falsche Methode geübt wird ... 


Die Verdienste und Fehler im Leben Stalins sind objektive histo- 
rische Tatsachen. Doch sind seine Verdienste im Vergleich mit 
seinen Fehlern größer. In der Hauptsache hatte Stalin recht, seine 
Fehler sind sekundär.« (»Die Polemik über die Generallinie der 
internationalen Kommunistischen Bewegung«, S. 135 und 138) 


Einer solchen sachlichen Stellungnahme sollten sich alle Kom- 
munisten befleißigen. Aber das lag und liegt nicht im Sinne der 
Revisionisten in und außerhalb der Sowjetunion. 


Die Verkündung der revisionistischen Theorie 
auf dem XX. Parteitag und ihr Ausbau 
zu einem System bis zum XXI. Parteitag 


Der Kampf gegen den »Personenkult« Stalins war der erste 
Schritt zum Staatsstreich durch Chruschtschow. Der zweite 
Schritt war die Verkündung der Revision am Marxismus-Leni- 
nismus. Diese Revision hat noch größeren Schaden angerichtet 
als die Verurteilung Stalins. War es denn möglich, die Herrschaft 
der neuen Bürokratie zu errichten und den Kapitalismus zu 
restaurieren, ohne den Marxismus-Leninismus zu revidieren? 
Nein! Das war nicht möglich, ohne die theoretischen Grundlagen 
der proletarischen Revolution in ihr Gegenteil zu verkehren. Zur 
Durchführung der revisionistischen Pläne innerhalb der Sowjet- 
union mußte das Kernstück des Marxismus, die Diktatur des 
Proletariats, beseitigt werden. War das möglich, ohne den Mar- 
xismus-Leninismus zu revidieren? Nein! Zur Durchführung der 
revisionistischen Außenpolitik mußten sich die bürokratischen 
Machthaber auf Teile der kommunistischen Parteien außerhalb 
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der Sowjetunion stützen. War das möglich, wenn diese Parteien 
revolutionär blieben und sich von der Theorie des Marxismus- 
Leninismus leiten ließen? Nein! Darum mußte der Marxismus- 
Leninismus revidiert werden. 


Die neue Bürokratie verkündete auf dem XX. Parteitag in eini- 
gen Grundfragen die Revision am Marxismus-Leninismus. Der 
Revisionismus ist eine Abart der bürgerlichen Ideologie. Seine so- 
zialökonomische Wurzel ist das Kleinbürgertum. Reste der alten 
bürgerlichen Intelligenz und der kapitalistischen Klasse mit ihren 
Gewohnheiten der alten Gesellschaft sowie eine neu gebildete bür- 
gerliche Intelligenz, eine neue Bürokratie, die entartete, eine klein- 
bürgerliche Lebensweise annahm und dadurch korrupt wurde — 
sie alle zusammen untergruben die sozialistischen Grundlagen. 
Der dem Kleinbürgertum eigene Charakterzug, immer wieder von 
neuem Kapitalismus zu erzeugen, mußte sich auch bei der alten 
und neuen bürgerlichen Bürokratie auswirken. Und dies vor allem 
in dem Augenblick, da sie sich der Kontrolle der Massen von unten 
entziehen und die Staatsmacht ausüben konnte. Von da an wur- 
de die Bürokratie zur herrschenden neuen bürgerlichen Klasse. 


Die entfesselte Bürokratie restaurierte einen Kapitalismus 
neuer Form: den bürokratischen Monopolkapitalismus, der mit 
dem Staatsapparat verschmolzen ist, wobei Formen des Privat- 
kapitalismus nicht ausgeschlossen sind. 


Die Restauration des Kapitalismus ging anfangs unmerklich, 
Schritt für Schritt vor sich. Dazu mußten der bürgerlichen Ideo- 
logie die Tore geöffnet werden. Um eine internationale Ver- 
ständigung und Zusammenarbeit zu erreichen, wurden die mar- 
xistisch-leninistischen Grundsätze über die Fragen Krieg und 
Frieden, friedliche Koexistenz und den Weg zum Sozialismus auf 
dem XX. Parteitag revidiert. Das war offener Verrat am Marxis- 
mus-Leninismus. Stellen wir zum besseren Verständnis den mar- 
xistisch-leninistischen und den revisionistischen Standpunkt 
gegenüber. Kurz nach Ausbruch des I. Weltkrieges schrieb Lenin 
zur Frage Krieg und Frieden: 
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»Der Krieg ist kein Zufall, keine »Sünde«, wie die christlichen Pfaf- 
fen glauben (die nicht schlechter als die Opportunisten Patriotismus, 
Humanität und Frieden predigen), er ist vielmehr eine unvermeid- 
liche Etappe des Kapitalismus, eine ebenso gesetzmäßige Form des 
kapitalistischen Lebens wie der Frieden.« (Lenin, »Lage und Auf- 
gaben der sozialistischen Internationale«, Werke, Bd. 21, S. 27) 


Der Krieg ist ebenso ein Gesetz des Kapitalismus wie die Wirt- 
schaftskrisen oder die Ungleichmäßigkeit der ökonomischen oder 
politischen Entwicklung des Kapitalismus. Der Krieg steht nicht 
in Widerspruch zu den Grundlagen des Privateigentums, sondern 
ist sein unvermeidliches Ergebnis. Darum betonte Lenin: 


»Unter dem Kapitalismus gibt es keine anderen Mittel, das 
gestörte Gleichgewicht von Zeit zu Zeit wiederherzustellen, als 
Krisen in der Industrie und Kriege in der Politik.« (Lenin, »Über 
die Losung der Vereinigten Staaten von Europa«, Werke, Bd. 21, 
S. 344/345) 


Der Krieg ist die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln. 
Der Kampf um den Frieden, zur Verhütung eines imperialisti- 
schen Krieges, ist nicht losgelöst vom Klassenkampf, auch wenn 
zur Herstellung einer möglichst breiten Friedensbewegung ande- 
re Schichten der Bevölkerung in den Friedenskampf einbezogen 
werden. Selbst wenn der Krieg ausgebrochen ist, kann es keinen 
Verzicht auf den Klassenkampf der unterdrückten Klassen, kei- 
nen »Burgfrieden« in den kriegführenden Ländern geben, denn 
das Proletariat muß die Schwierigkeiten der Bourgeoisie und 
ihrer Regierungen ausnutzen, um ihren Sturz vorzubereiten. 
Daher im I. Weltkrieg die Losung: »Umwandlung des imperia- 
listischen Krieges in den Bürgerkrieg!« (ebenda S. 314) Das be- 
deutet, daß der Kampf um den Frieden um so wirkungsvoller ist, 
je schärfer der Klassenkampf des Proletariats gegen die eigene 
Bourgeoisie geführt wird. Denn, so lehrte Lenin: 


»Ohne Verbindung mit dem revolutionären Klassenkampf des 
Proletariats ist der Kampf für den Frieden nur eine pazifistische 
Phrase sentimentaler oder das Volk betrügender Bourgeois.« (eben- 
da S. 379) 
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Und hier liegt der Kernpunkt der revisionistischen Auffassung, 
die der Lehre Lenins zuwiderläuft. Die Revisionisten trennen den 
Kampf um den Frieden vom Klassenkampf des Proletariats und 
vom nationalen Befreiungskampf der unterdrückten Völker. Sie 
haben die Position des bürgerlichen Pazifismus eingenommen, der 
gegen jeden Krieg ist. Nach der revisionistischen »Theorie« kann 
»ein kleiner Funke einen Weltbrand entzünden«°, darum, so erhebt 
Chruschtschow seine Stimme, »sind in unserer Zeit »lokale« Kriege 
sehr gefährlich«. Da nationale Befreiungskriege der kolonialen 
Völker und Revolutionen und Bürgerkriege auch »lokale« Kriege, 
und zwar gerechte, sind, sollen die kommunistischen Parteien auf 
die Revolution, auf den bewaffneten Kampf verzichten und den 
»friedlichen Weg zum Sozialismus« einschlagen. Da die Kommu- 
nistische Partei Frankreichs der revisionistischen Linie gefolgt 
war, haben die algerischen Mitglieder dieser Partei am algeri- 
schen Befreiungskampf nicht teilgenommen. Chruschtschow er- 
klärte am 19. März 1958 einem Korrespondenten der französi- 
schen Zeitung »Figaro« gegenüber: »Wir wollen keine Schwächung 
Frankreichs, wir wollen Stärkung der Größe Frankreichs.« 


Die Revisionisten begründen weiter ihren falschen Standpunkt 
damit, daß heute Kriege nicht mehr unvermeidlich wären, daß 
das kapitalistische Gesetz der imperialistischen Kriege nicht mehr 
gültig sei. So erklärte Chruschtschow auf dem XX. Parteitag der 
KPdSU: 


»Es gibt bekanntlich den marxistisch-leninistischen Leitsatz, daß 
Kriege unvermeidlich sind, solange es den Imperialismus gibt. Die- 
ser Leitsatz wurde in einer Zeit ausgearbeitet, als 1. der Imperia- 
lismus ein allumfassendes Weltsystem war, und 2. die am Kriege 
nicht interessierten gesellschaftlichen und politischen Kräfte 
schwach, ungenügend organisiert waren und deshalb die Impe- 
rialisten nicht zwingen konnten, auf Kriege zu verzichten ... Für 
den damaligen Zeitraum war diese These absolut richtig, heute 
Jedoch hat sich die Lage grundlegend verändert. Das Weltlager 
des Sozialismus entstand und wurde zu einer mächtigen Kraft. In 
diesem Lager besitzen die friedliebenden Kräfte nicht nur die 
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moralischen, sondern auch die materiellen Mittel zur Verhinde- 
rung einer Aggression ... (das letztere bezieht sich auf die mili- 
tärische Kraft - die Redaktion) 


Aber eine verhängnisvolle Unvermeidbarkeit der Kriege gibt es 
nicht. Heute existieren mächtige, gesellschaftliche und politische 
Kräfte, die über bedeutende Mittel verfügen, um die Entfesselung 
eines Krieges durch die Imperialisten nicht zuzulassen, und falls 
sie es doch versuchen sollten, einen Krieg zu beginnen, so werden 
diese Kräfte den Aggressoren eine vernichtende Niederlage bereiten 
und ihre abenteuerlichen Pläne zum Scheitern bringen.« »XX. Par- 
teitag der Kommunistischen Partei der Sowjetunion«, S. 33/34) 


Die lautstarken Töne Chruschtschows haben die US-Imperia- 
listen nicht davon abgehalten, den Krieg in Vietnam zu entfesseln 
und auf ganz Indochina auszudehnen. Sie haben die belgischen 
Monopolkapitalisten nicht davor zurückschrecken lassen, zur 
Erhaltung ihrer Kapitalinvestitionen die nationale Befreiungs- 
bewegung im Kongo blutig zu ersticken; sie haben den israelisch- 
imperialistischen Kräften kein Veto geboten, als sie große Teile 
arabischen Landes an sich rissen. Das Gesetz der Unvermeid- 
barkeit imperialistischer Kriege besteht nach wie vor und wird 
solange bestehenbleiben, bis der Imperialismus ausgetilgt ist. 
Dazu kommt, daß die Revisionisten das sozialistische Lager ge- 
spalten und dadurch die antiimperialistische Front gewaltig ge- 
schwächt haben. 


Außerdem spalteten sie die revolutionäre Arbeiterbewegung und 
verzichteten auf den revolutionären Kampf zur Verhütung impe- 
rialistischer Kriege oder deren Umwandlung in den Bürgerkrieg. 
Denn letzten Endes kann die Beseitigung der Kriege nur durch 
den Sturz der imperialistischen Herrschaft möglich sein. Und das 
wiederum kann nur durch eine Revolution geschehen. Dies schließt 
nicht aus, daß eine breite und aktive Friedensbewegung durch 
Massenaktionen einen bestimmten Krieg, den die Imperialisten 
vom Zaune brechen wollen, verhüten können und so zeit- 
weilig den Frieden erhalten können. Aber eine solche breite 
Friedensbewegung kann nicht gesellschaftsverändernd sein, kann 
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nicht die Unvermeidbarkeit der Kriege aufheben. Das kann nur 
das Proletariat durch den Sturz des imperialistischen Systems. 
Darum hat Stalin recht, wenn er in »Ökonomische Probleme des 
Sozialismus in der UdSSR« schreibt: 


»Am wahrscheinlichsten ist, daß die gegenwärtige Friedens- 
bewegung, als Bewegung für die Erhaltung des Friedens, im Falle 
des Erfolges zur Verhütung eines bestimmten Krieges, zu seinem 
zeitweiligen Aufschub, zur zeitweiligen Erhaltung des gegebenen 
Friedens, zum Rücktritt einer kriegslüsternen Regierung und zu 
ihrer Ablösung durch eine andere Regierung führt, die bereit ist, 
zeitweilig den Frieden zu erhalten. Das ist natürlich gut. Das ist 
sogar sehr gut. Aber dennoch genügt das nicht, um die Unver- 
meidlichkeit von Kriegen zwischen den kapitalistischen Ländern 
überhaupt zu beseitigen. Es genügt nicht, da bei allen diesen Er- 
folgen der Friedensbewegung der Imperialismus dennoch erhalten 
bleibt, bestehen bleibt und folglich auch die Unvermeidlichkeit der 
Kriege bestehen bleibt. 


Um die Unvermeidlichkeit der Kriege zu beseitigen, muß der Im- 
perialismus vernichtet werden.« (Stalin, Werke, Bd. 15, S. 288) 


Im Zusammenhang mit der Frage über Krieg und Frieden steht 
das Problem der friedlichen Koexistenz zwischen Staaten ver- 
schiedener Gesellschaftsordnung. Auf dem XX. Parteitag berief 
sich Chruschtschow auf das Leninsche Prinzip der friedlichen Ko- 
existenz zwischen der Sowjetunion und den kapitalistischen 
Ländern und erhob die friedliche Koexistenz zur Generallinie der 
sowjetischen Außenpolitik. Aber Lenins Auffassung über die 
friedliche Koexistenz ist grundverschieden von derjenigen der 
Revisionisten. Für Lenin ist die friedliche Koexistenz mit den 
Kapitalisten eine Atempause zwischen den Kriegen, um den 
sozialistischen Aufbau in relativer Ruhe vollziehen zu können, bei 
voller Ausnutzung der Gegensätze im Lager der Imperialisten. In 
seiner Rede »Unsere außen- und innenpolitische Lage und die 
Aufgaben der Partei« am 21. November 1920 erklärte Lenin: 


»Diese Verschiedenartigkeit der imperialistischen Interessen 
haben wir uns die ganze Zeit hindurch zunutze gemacht. Wenn wir 
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die Interventen besiegt haben, so nur deshalb, weil ihre eigenen 
Interessen einen Keil zwischen sie trieben, während sie uns zu- 
sammenschlossen und stärkten. Dadurch haben wir uns die Atem- 
pause gesichert und es dem deutschen Imperialismus in der Zeit 
des Brester Friedens unmöglich gemacht, einen vollen Sieg zu er- 
ringen ... 


Wir haben diese Schärfe der imperialistischen Konkurrenz rich- 
tig eingeschätzt und uns gesagt, daß wir die Fehde zwischen den 
Imperialisten systematisch ausnutzen müssen, um ihnen den Kampf 
gegen uns zu erschweren. In den Beziehungen zwischen England 
und Frankreich ist das politische Zerwürfnis bereits offensichtlich. 
Jetzt können wir schon nicht mehr von einer bloßen Atempause, 
sondern von ernsten Aussichten aufeinen länger dauernden Neuauf- 
bau sprechen.« (Lenin, Werke, Bd. 31, S. 407/408) 


Lenin sah als die wichtigsten Mittel zur Durchführung dieser 
Politik die Aufnahme von Handelsbeziehungen mit den kapita- 
listischen Ländern und die Vergabe von Konzessionen an Kapi- 
talisten an. Bei Vergabe von Konzessionen wurden die Interessen 
der Kapitalisten gegenseitig ausgespielt. Die politische Seite war 
vorherrschend. Die wirtschaftlichen Interessen der Sowjetunion 
waren von der Notwendigkeit des schnellen Aufbaus des Sozia- 
lismus diktiert. Indem die Kapitalisten die dringend nötigen Pro- 
duktionsmittel lieferten, nützten sie der Sowjetmacht. Lenin sagte 
unumwunden: 


»Es gilt, den Kapitalismus durch hohe Profite zu bestechen. Er 
wird Überprofite einheimsen. Zum Teufel damit, mit diesen Über- 
profiten. Wir werden das Wesentliche erhalten, mit dessen Hilfe 
wir erstarken, endgültig auf die Beine kommen und den Kapita- 
lismus ökonomisch besiegen werden.« (Lenin, »Referat über die 
Konzessionen«, Werke, Bd. 31, S. 476) 


Lenin machte sich keinerlei Illusionen darüber, daß die fried- 
liche Koexistenz etwa mehr als eine Atempause sei oder sogar 
einen dauerhaften Frieden zwischen Kapitalismus und Sozialis- 
mus bedeute. Vielmehr begann jetzt eine neue Phase des Krieges, 
nämlich ein ökonomischer Krieg, der aber für den Aufbau des 
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Sozialismus vorteilhaft war. Immer warnte Lenin davor, den Ka- 
pitalisten zu vertrauen, wenn mit ihnen Verträge abgeschlossen 
wurden, denn, so sagte er: 


»Es wäre ein schwerer Fehler, zu glauben, daß ein friedlicher 
Vertrag über Konzessionen ein Friedensvertrag mit den Kapita- 
listen sei. Das ist ein Vertrag, der Krieg bedeutet, aber ein Vertrag, 
der weniger gefährlich ist für uns, der auch weniger schwer ist für 
die Arbeiter und Bauern, weniger schwer als zu der Zeit, da man 
die besten Tanks und Kanonen gegen uns einsetzte. Deshalb müs- 
sen wir alle Methoden anwenden, um dahin zu gelangen, daß wir 
um den Preis wirtschaftlicher Zugeständnisse unsere ökonomi- 
schen Kräfte entfalten und unseren wirtschaftlichen Wiederaufbau 
erleichtern.« (ebenda S. 480) 


Und an anderer Stelle wies Lenin darauf hin, daß Handelsver- 
träge und Vergabe von Konzessionen eine gewisse Bindung der 
Kapitalisten bedeuten, die sie für gewisse Zeit hindere, gegen die 
Sowjetunion Krieg zu führen. 


»Das hier ist ein Aufschub des Krieges. Die Kapitalisten werden 
nach Vorwänden für einen Krieg suchen. Wenn sie unseren Vor- 
schlag annehmen und auf Konzessionen eingehen, wird ihnen das 
schwerer fallen«, sagte Lenin in der Parteiaktivversammlung am 
6. Dezember 1920 (ebenda S. 452). Lenin schränkte darum nie die 
Außenpolitik der Sowjetunion auf die Politik der friedlichen Ko- 
existenz mit den Kapitalisten ein, sondern er stellte den Kriegs- 
gelüsten der Imperialisten den proletarischen Internationalismus 
gegenüber. Und er versicherte allen Ausgebeuteten und Unter- 
drückten den aufrichtigen Willen der Sowjetunion, den Klassen- 
kampf der Arbeiter in der ganzen Welt zur Niederwerfung der Ka- 
pitalisten und den nationalen Befreiungskampf der unterdrück- 
ten Völker zu unterstützen. Darum war die Hauptlinie der so- 
wjetischen Außenpolitik auf den proletarischen Internationalis- 
mus ausgerichtet und nicht auf die friedliche Koexistenz mit den 
Kapitalisten. 


Die Revisionisten gehen hingegen von der Annahme aus, daß 
sich der Charakter des Imperialismus und das Gesicht des Klassen- 
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kampfes geändert hätten. Chruschtschow verkündete deshalb auf 
dem XX. Parteitag Freundschaft und Zusammenarbeit mit den ka- 
pitalistischen Ländern, besonders mit den USA. Wörtlich heißt es 
in seinem Rechenschaftsbericht: 


»Wir wollen Freundschaft und Zusammenarbeit mit den Ver- 
einigten Staaten auf dem Gebiet des Kampfes für Frieden und 
Sicherheit der Völker (die USA haben Chruschtschow mit dem Über- 
fall auf Vietnam eine imperialistische Antwort gegeben, und mit 
diesem Erzfeind der Völker will Chruschtschow Freundschaft und 
Zusammenarbeit — die Redaktion), sowie auf wirtschaftlichem und 
kulturellem Gebiet. Wir tun das mit den besten Absichten ohne 
irgendwelche Hintergedanken ... Die Gewährleistung eines dauer- 
haften Friedens und die Sicherheit in Europa sind für unsere Länder 
nicht von vorübergehendem Interesse. Sie schaffen eine zuverlässige 
Grundlage der Verständigung und Zusammenarbeit und der all- 
seitigen Beziehungen zwischen der UdSSR, Großbritannien und 
Frankreich ...« (S. 28/29 — Hervorhebung durch die Redaktion) 


Damit nur niemand annehmen konnte, daß die friedliche Ko- 
existenz eine Taktik zur Ausnutzung der Gegensätze im Lager der 
Imperialisten bedeute, betonte Chruschtschow: 


»Man sagt, die Sowjetunion habe das Prinzip der friedlichen Ko- 
existenz nur aus taktischen, konjunkturbedingten Erwägungen auf- 
gestellt. Es ist jedoch bekannt, daß wir uns mit der gleichen Be- 
harrlichkeit auch früher, von den ersten Jahren der Sowjetmacht 
an, für die friedliche Koexistenz eingesetzt haben (allerdings unter 
Lenin mit einem anderen politischen Inhalt - die Redaktion). Folg- 
lich ist das kein taktischer Zug, sondern das Grundprinzip einer 
sozialistischen Außenpolitik ... (Das Grundprinzip einer sozialis- 
tischen Außenpolitik muß der proletarische Internationalismus 
sein — die Redaktion.) 


Wir sind der Ansicht, daß Länder mit verschiedenen sozialen 
Systemen nicht nur einfach nebeneinander bestehen können, son- 
dern darüber hinaus eine Verbesserung der Beziehungen, eine Festi- 
gung des Vertrauens (dem Kapitalismus gegenüber? — die Redak- 
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tion) und gegenseitige Zusammenarbeit anstreben müssen.« (Zu- 
sammenarbeit mit dem Kapitalismus schließt den proletarischen 
Internationalismus aus, was nicht bedeutet, daß bestimmte zeit- 
weilige Abkommen zwischen sozialistischen und kapitalistischen 
Ländern nicht vereinbart werden könnten - die Redaktion.) (eben- 
da S. 31 und 33) 


»Vertrauen und Zusammenarbeit«, das bedeutet, dem Imperialis- 
mus freie Hand zu lassen, die ehemaligen Kolonialvölker weiter- 
hin zu unterdrücken und auszubeuten; »Vertrauen und Zusam- 
menarbeit« bedeutet, den Klassenkampf der Arbeiterklasse zum 
Sturz der herrschenden Klasse abzulehnen, ihn allenfalls auf den 
Kampf um Reformen im Rahmen der kapitalistischen Gesell- 
schaftsordnung zu beschränken; »Vertrauen und Zusammenarbeit« 
bedeutet, den friedlichen Weg zum Sozialismus zu predigen und 
die Diktatur des Proletariats zu verwerfen. Das ist der Kern der 
revisionistischen friedlichen Koexistenz mit den Kapitalisten. 


Damit kommen wir zum nächsten Punkt der Revision des Mar- 
xismus-Leninismus auf dem XX. Parteitag der KPdSU. Chru- 
schtschow und besonders Suslow holten aus der Mottenkiste der 
alten Revisionisten der II. Internationale die antimarxistische Theo- 
rie vom friedlichen Hineinwachsen des Kapitalismus in den Sozia- 
lismus hervor und modernisierten sie. So verkündete Suslow*, der 
als der führende revisionistische Theoretiker der KPdSU galt: 


»Gleichzeitig besteht aber in manchen kapitalistischen Ländern, 
in denen die reaktionären Kräfte sowie der Militär- und Polizei- 
apparat weniger stark sind (wo soll das sein? — die Redaktion) 
unter Umständen die Möglichkeit eines friedlichen Verlaufs der 
Revolution beim Übergang zum Sozialismus. Insbesondere ist es 
nicht ausgeschlossen, daß die Arbeiterklasse dadurch friedlich zur 
Macht kommt, daß sie die Mehrheit im Parlament erringt und das 
Parlament tatsächlich zu einem Volksparlament macht. Ein solches 
auf die revolutionäre Massenbewegung des Proletariats, der werk- 





* M. A. Suslow war damals Mitglied des Präsidiums des ZK der KPdSU. 
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tätigen Bauern, der Intelligenz und aller fortschrittlichen Bevöl- 
kerungsschichten gestütztes Parlament wird den Widerstand der 
reaktionären Kräfte brechen (etwa durch Parlamentsbeschluß? — 
die Redaktion) und die sozialistische Umgestaltung der Gesell- 
schaft vollziehen können.« »XX. Parteitag der KPdSU«, S. 219) 


Wir haben bereits im REVOLUTIONÄREN WEG 2, »Der Weg 
zum Sozialismus«, diese falsche Theorie widerlegt und die Stel- 
lungnahme von Marx, Engels und Lenin zu dieser grundlegenden 
Frage wiedergegeben. Wenn Marx die besondere Situation der 
siebziger Jahre des 19. Jahrhunderts als Möglichkeit des fried- 
lichen Weges zum Sozialismus aufzeigte, so änderte sich die Si- 
tuation spätestens mit der Entwicklung des Kapitalismus zum 
Monopolkapitalismus und Imperialismus, als die Machtmittel der 
herrschenden Klasse derartig gewaltig anwuchsen, daß dadurch 
der friedliche Übergang unmöglich wurde. 1917 stellte Lenin die 
grundlegenden Bedingungen dafür auf, wie ein friedlicher Weg 
möglich sei: erstens, daß die Arbeiterklasse bewaffnet und zwei- 
tens, daß die Bourgeoisie nicht bewaffnet ist. Wo diese beiden Be- 
dingungen fehlen, ist der friedliche Übergang vom Kapitalismus 
zum Sozialismus nicht möglich. Das interessiert aber die Revi- 
sionisten nicht. Die DKP-Führer verkünden in ihren »Thesen« 
einen besonderen Weg zum Sozialismus durch Einschaltung einer 
Zwischenstufe — der sogenannten »antimonopolistischen Demo- 
kratie«. So heißt es in der These 10: 


»Aufgrund der heutigen Bedingungen des Klassenkampfes geht 
die DKP davon aus, daß der Weg zum Sozialismus in unserem 
Lande über den Kampf der Arbeiterklasse und der anderen demo- 
kratischen Kräfte um die Zurückdrängung und schließliche Über- 
windung der Macht des Monopolkapitals durch die Erkämpfung 
und Entwicklung einer anti-monopolistischen Demokratie führt. 
Die DKP erstrebt diese Umgestaltung auf der Basis der im Grund- 
gesetz verkündeten demokratischen Prinzipien und Rechte.« 


Das Monopolkapital ist mit dem Staatsapparat verwachsen. Es 
hat die gesamte Staatsmacht (Polizei, Militär, Grenzschutz, Justiz, 
Verwaltungsapparat, Verfassungsschutz, Gefängnisse usw.) zur 
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Verfügung. Anzunehmen, die Monopolherren würden höfliche 
Zurückhaltung an den Tag legen und ihren Machtapparat Gewehr 
bei Fuß stehen lassen, wenn sich die Arbeiterklasse anschickt, die 
Monopolmacht »zurückzudrängen« und schließlich zu »überwin- 
den«, ist nicht nur bodenlose Dummheit, sondern sogar offener 
Verrat an der Arbeiterklasse. Die Monopolkapitalisten und ihr 
Staat werden rücksichtslos ihre gewaltige Machtfülle gegen das 
Proletariat einsetzen. 


Das lehrt uns die Geschichte. Der als Bluthund bekannte Noske, 
die Kämpfe an der Ruhr und in Mitteldeutschland, der Blutmai 
1929, die Konzentrationslager der Nazifaschisten, Adenauers Ter- 
ror gegen Kommunisten und Patrioten beweisen zur Genüge, daß 
es den Spaziergang von der bürgerlichen Diktatur in den Sozia- 
lismus nicht gibt. An den Erfolg einer solchen revisionistischen, 
dem Marxismus-Leninismus widersprechenden politischen Linie 
glauben selbst die Mitglieder der DKP nicht. Dabei soll eine solche 
»Umgestaltung« noch auf der Basis des Grundgesetzes, der Ver- 
fassung eben desselben Monopolkapitals, erfolgen. Das können 
nur weltfremde Träumer annehmen. Stalin sagt: 


»Zu glauben, daß man eine solche Revolution friedlich, im Rahmen 
der bürgerlichen Demokratie, die der Herrschaft der Bourgeoisie 
angepaßt ist, durchführen kann, bedeutet, entweder den Verstand 
verloren und die normalen menschlichen Begriffe eingebüßt zu haben 
oder sich grob und offen von der proletarischen Revolution loszusa- 
gen.« (Stalin, »Zu Fragen des Leninismus«, Werke, Bd. 8, S. 22) 


Wenn die Arbeiterklasse durch revolutionäre Massenaktionen 
die Kraft hat, die Macht des Monopolkapitals »zurückzudrängen«, 
dann hat sie auch die Kraft, diese Macht zu zerschlagen. Die DKP- 
Führung spricht dagegen von »demokratischer Erneuerung von 
Staat und Gesellschaft«, von einer »antimonopolistischen Demo- 
kratie«. Um welche Demokratie, um welchen Staat handelt es sich 
hier eigentlich? Da kann doch wohl nur die bürgerliche Demo- 
kratie gemeint sein, eine der Herrschaftsformen des Kapitalis- 
mus. Das kapitalistische Gesellschaftssystem wird dabei nicht an- 
getastet. Das bedeutet aber, daß die DKP-Spitze in Wirklichkeit 
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den Sozialismus nicht will, sondern nur Reformen im Rahmen der 
kapitalistischen Gesellschaftsformation. Dann »kann der Kampf 
um Reformen allmählich das Kräfteverhältnis zugunsten der de- 
mokratischen Kräfte verändern«, heißt es in These 11. 


Revisionismus, Revision am Marxismus-Leninismus, modern 
verbrämt: Das bildet die politische Grundlage der DKP. Die DKP- 
Führer spielen heute die Rolle der SPD der zwanziger Jahre. Wie 
ist das möglich? Der XX. Parteitag der KPdSU war der Aus- 
gangspunkt des modernen Revisionismus, der von den meisten 
kommunistischen Parteiführungen übernommen wurde. Es zeugt 
von einer unerhörten Demagogie, wenn Suslow, einer der Haupt- 
einpeitscher des modernen Revisionismus, in einer Parteitagsrede 
erklärte, daß ihr Revisionismus eine »... Weiterentwicklung und 
Bereicherung des Marxismus-Leninismus auf der Grundlage seiner 
unwandelbaren Prinzipien im unversöhnlichen Kampf gegen jeden 
Versuch einer Revision dieser Prinzipien« sei (»XX. Parteitag der 
KPdSU«, S. 230). Das kann man nur als Betrug, als bodenlose 
Heuchelei bezeichnen. 


Mit welcher Unverschämtheit die Revisionisten die Auffassun- 
gen Marx’ und Lenins verfälschen, zeigt ein Artikel in der offi- 
ziellen Zeitschrift »Sowjetunion heute« vom 16. März 1965 mit 
dem Titel »Der Marxismus negiert die Gewalt«, in dem es heißt: 


»Schon Marx, und nach ihm Lenin, sah die Möglichkeit einer 
friedlichen Machtübernahme durch die Werktätigen voraus. Sie 
sagten voraus, es könne sich eine Situation ergeben, in der es für 
die Privatbesitzer der Produktionsmittel vorteilhafter sei, sich da- 
mit einverstanden zu erklären, daß der sozialistische Staat dieses 
Eigentum erwirbt, für die Anhänger des Sozialismus es aber vor- 
teilhafter sei, eine vernünftige Kompensation zu bezahlen.« 


Der Verfasser hat alle Ursache, diesen Artikel nicht mit seinem 
Namen zu unterzeichnen, denn es gehört schon eine unerhörte 
Skrupellosigkeit dazu, Marx und Lenin zu unterschieben, sie woll- 
ten die soziale Revolution durch einen Kuhhandel zwischen Ka- 
pitalisten und Kommunisten ersetzen. 
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3. Der revisionistische Schwindel vom 
»Staat des ganzen Volkes« und die 
Aufhebung der Diktatur des Proletariats 


Der Unterschied zwischen der Epoche des Sozialismus 
und der des Kommunismus 


Die Theorie des Marxismus-Leninismus ist die Zusammenfas- 
sung der Erfahrungen der Arbeiterbewegung der ganzen Welt. 
Die richtige Anwendung der Theorie auf die revolutionäre Praxis 
geschieht durch die dialektische Methode. Stalin schreibt in »Dia- 
lektischer und historischer Materialismus«: 


»Es ist nicht schwer zu begreifen, welche gewaltige Bedeutung 
die Ausdehnung der Leitsätze der dialektischen Methode auf die 
Erforschung des gesellschaftlichen Lebens, auf die Erforschung der 
Geschichte der Gesellschaft hat, welche gewaltige Bedeutung der 
Anwendung dieser Leitsätze auf die Geschichte der Gesellschaft, 
auf die praktische Tätigkeit der Partei des Proletariats zukommt.« 
(»Geschichte der KPdSU [B], Kurzer Lehrgang«, S. 131) 


Die Anwendung der marxistisch-leninistischen Theorie in ihrer 
Entwicklung setzt drei Besonderheiten voraus: 


a) Die Grundlagen des Marxismus-Leninismus 
bleiben unerschütterlich. 


»Man darf nicht den Grundprinzipien des Marxismus zuwider- 
handeln, andernfalls begeht man Fehler«, sagt Mao Tsetung war- 
nend (Mao Tsetung, Ausgewählte Werke, Bd. V, S. 492). 


Die Revisionisten und Opportunisten aller Schattierungen ver- 
stoßen jedoch gegen die Grundlagen und Prinzipien des Marxis- 
mus-Leninismus. Sie negieren sie. Wir brauchen uns nur die re- 
visionistischen Thesen der DKP anzusehen, um zu erkennen, wie 
diese gegen die Prinzipien des Marxismus-Leninismus verstoßen. 
Das Prinzip vom revolutionären Sturz des Monopolkapitals wird 
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abgelehnt und durch die Phrase vom »Zurückdrängen« der Macht 
des Monopolkapitals ersetzt. Das soll durch den »friedlichen Weg 
zum Sozialismus« geschehen, und darum wird die proletarische 
Revolution verleugnet. Nach diesen Thesen erstrebt die DKP nicht 
mehr die Diktatur des Proletariats, sondern nur noch eine »anti- 
monopolistische Demokratie« im Rahmen der kapitalistischen Ge- 
sellschaftsordnung. Darum lehnt sie den revolutionären Kampf 
in allen seinen Formen ab und beschränkt den Kampf auf die Ge- 
winnung von Reformen. Durch ihren Revisionismus will sie die 
Grundprinzipien des Marxismus-Leninismus aufheben. Mao Tse- 
tung erklärt in seiner Rede auf der Landeskonferenz für Propa- 
gandaarbeit: 


»Die Grundprinzipien und die allgemeingültigen Wahrheiten des 
Marxismus verleugnen - das heißt Revisionismus ... Das, wofür 
sie (die Revisionisten — die Redaktion) eintreten, ist in Wirklich- 
keit nicht die sozialistische Linie, sondern eine kapitalistische.« 
(ebenda S. 492) 


b) Der Marxismus-Leninismus muß weiterentwickelt 
werden. 


Das bedeutet, daß viele Fragen und Probleme einer vergangenen 
Epoche neu behandelt und die damals richtigen Thesen, Forde- 
rungen und Losungen als überholt betrachtet und den Erforder- 
nissen der neuen Situation entsprechend korrigiert und angepaßt 
werden müssen. Darum fordert Mao Tsetung: 


»Der Marxismus muß sich unbedingt vorwärtsentwickeln, er muß 
sich mit dem Fortschreiten der Praxis weiterentwickeln, er darf nicht 
stillstehen. Wenn seine Entwicklung aufhört, wenn er zur alten 
Garnitur wird, dann hat er keine Lebenskraft mehr.« (ebenda) 


So ist es zum Beispiel falsch, wenn historische Ereignisse und 
die entsprechenden Kampfmaßnahmen dieser Zeit schematisch 
auf die heutige Lage übertragen werden, wie es die Ultralinken 
tun. Das gilt auch für jene von den Klassikern des Marxismus auf- 
gestellten Thesen, die speziell auf die damals existierende Situa- 
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tion zugeschnitten waren. Stalin betonte daher in seinem Ant- 
wortschreiben an Rasin vom 23. Februar 1946: 


»Man kann nicht Fortschritte machen und die Wissenschaft vor- 
anbringen, ohne die veralteten Thesen und Äußerungen bekannter 
Autoritäten einer kritischen Analyse zu unterziehen. Das bezieht 
sich nicht nur auf die Autoritäten der Kriegstheorie, sondern auch 
auf die Klassiker des Marxismus.« (Stalin, Werke, Bd. 15, S.57) 


Die Revisionisten begründen ihre falsche Theorie des »friedli- 
chen Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus« damit, daß 
Marx in den siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts von der Mög- 
lichkeit des friedlichen Weges zumindest für England und Ame- 
rika gesprochen und Lenin diesen Weg auch für 1917 in Rußland 
als durchführbar angesehen hat. Wir haben im REVOLUTIO- 
NÄREN WEG 2 nachgewiesen, daß bereits Engels die von Marx 
aufgezeigte Möglichkeit als überholt betrachtete und Lenin die 
von Februar bis Juli 1917 infolge der Doppelherrschaft bestehen- 
de Möglichkeit des friedlichen Weges mit dem reaktionären Putsch 
vom 4. Juli als beseitigt betrachtete. Das liegt eindeutig fest. 
Trotzdem übertragen die Revisionisten die historisch bedingte 
Einschätzung der damaligen Lage auf heute. Sie, die den Vertei- 
digern der Grundprinzipien des Marxismus-Leninismus oft Dog- 
matismus vorwerfen, betrachten den Marxismus-Leninismus 
selbst als etwas Erstarrtes. Sie sind darum Metaphysiker und 
Dogmatiker, Revisionisten und Reformisten zugleich. 


c) Die Entwicklung des Marxismus-Leninismus äußert 
sich nicht nur in Gegenwartsfragen, sondern umfaßt, 
ausgehend von den Bedürfnissen der gesellschaftlichen 
Entwicklung, zukünftige Probleme und arbeitet die 
Grundlagen für deren Lösung aus. 


Marx und Engels gingen aufgrund der historisch gegebenen 
Situation von der These des gleichzeitigen Sieges der proletari- 
schen Revolution in allen Ländern aus. So schrieb Engels 1847 in 
»Grundsätze des Kommunismus«: 
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»Die große Industrie hat schon dadurch, daß sie den Weltmarkt 
geschaffen hat, alle Völker der Erde, und namentlich die zivili- 
sierten, in eine solche Verbindung miteinander gebracht, daß jedes 
einzelne Volk davon abhängig ist, was bei einem andern geschieht. 
Sie hat ferner in allen zivilisierten Ländern die gesellschaftliche 
Entwicklung so weit gleichgemacht, daß in allen diesen Ländern 
Bourgeoisie und Proletariat die beiden entscheidenden Klassen der 
Gesellschaft, der Kampf zwischen beiden der Hauptkampf des 
Tages geworden. Die kommunistische Revolution wird daher keine 
bloß nationale, sie wird eine in allen zivilisierten Ländern, d.h. 
wenigstens in England, Amerika, Frankreich und Deutschland 
gleichzeitig vor sich gehende Revolution sein.« (Marx/Engels, Wer- 
ke, Bd. 4, S.374) 


Aufgrund der damaligen Annahme des gleichzeitigen Sieges der 
proletarischen Revolution folgerten Marx und Engels eine einzi- 
ge Phase im Aufbau des Kommunismus. Denn wenn die proleta- 
rische Revolution alle kapitalistischen Länder gleichzeitig erfaßt, 
würde auch die weitere Entwicklung bis zur klassenlosen Gesell- 
schaft ein gleichlaufender Prozeß sein. 1875, in seiner »Kritik des 
Gothaer Programms«, schrieb Marx erstmalig von zwei Phasen 
des Kommunismus: 


»Aber diese Mißstände sind unvermeidbar in der ersten Phase 
der kommunistischen Gesellschaft, wie sie eben aus der kapitalisti- 
schen Gesellschaft nach langen Geburtswehen hervorgegangen ist.« 
(Marx/ Engels, Werke, Bd.19, S. 21) 


Lenin entwickelte den Gedanken von Marx weiter. Er wies nach, 
daß durch die Entwicklung des Kapitalismus zum Imperialismus 
und die Ungleichmäßigkeit der Entwicklung der kapitalistischen 
Länder eine gleichzeitige Durchführung der proletarischen Revo- 
lution nicht mehr möglich sei. So stellte er die These vom Sieg des 
Sozialismus in einem oder mehreren kapitalistischen Ländern auf. 
Das war insofern bedeutungsvoll, als der Sieg und der Aufbau des 
Sozialismus in einem Lande inmitten einer kapitalistischen Um- 
welt erfolgen muß, das heißt im Kampf sowohl gegen die Über- 
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reste des Kapitalismus und Feudalismus im Inneren wie gegen 
die kapitalistische Umgebung. Daraus ergibt sich mit zwingender 
Notwendigkeit, den Aufbau des Kommunismus in zwei Phasen 
durchzuführen. 


»Bis die »höhere: Phase des Kommunismus eingetreten sein wird, 
fordern die Sozialisten die strengste Kontrolle seitens der Gesell- 
schaft und seitens des Staates über das Maß der Arbeit und das 
Maß der Konsumtion, aber diese Kontrolle muß mit der Expro- 
priation der Kapitalisten beginnen, mit der Kontrolle der Arbei- 
ter über die Kapitalisten, und darf nicht von einem Beamtenstaat 
durchgeführt werden, sondern von dem Staat der bewaffneten 
Arbeiter.« (Lenin, »Staat und Revolution«, Werke, Bd. 25, S. 484) 


Die Frage nach der Entwicklung der zwei Phasen des Kommu- 
nismus ist von großer Bedeutung und spielt in der Auseinander- 
setzung mit den Revisionisten eine entscheidende Rolle. Durch 
einen demagogischen Trick begründete die revisionistische 
Führung in der Sowjetunion die Aufhebung der Diktatur des 
Proletariats mit dem angeblichen Übergang von der ersten zur 
zweiten Phase des Kommunismus. Die revisionistische Führung 
erklärte, daß in der Sowjetunion die erste Phase des Kommunis- 
mus, der Aufbau des Sozialismus, abgeschlossen sei und nunmehr 
die zweite Phase, der Aufbau des Kommunismus, beginne. Damit 
sei auch die Diktatur des Proletariats als Staatsform des Sozia- 
lismus überflüssig geworden. Sie müsse in der Phase des Aufbaus 
des Kommunismus durch den »Staat des ganzen Volkes« abgelöst 
werden. In Wirklichkeit aber sollte dadurch die Macht der Büro- 
kratie, die den kapitalistischen Weg ging, sollte die Herrschaft der 
neuen Bourgeoisie legalisiert werden. Um die Argumentation der 
Revisionisten in dieser Frage zu untersuchen und zu widerlegen, 
wollen wir zunächst die Unterschiede zwischen den beiden Phasen 
des Kommunismus, zwischen dem Sozialismus und dem Kom- 
munismus, darlegen. Diese Unterschiede sind: 


1. Im Sozialismus gibt es zwei Formen des gesellschaftlichen 
Eigentums, zum einen das staatliche Eigentum als Gemeingut des 
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ganzen Volkes und zum anderen das kollektivwirtschaftliche, das 
genossenschaftliche Eigentum. Im Kommunismus jedoch wird es 
ein einheitliches gesellschaftliches Eigentum geben. Das Fort- 
schreiten vom Sozialismus zum Kommunismus sollte in der 
Sowjetunion gekennzeichnet sein durch die Höherentwicklung der 
landwirtschaftlichen Genossenschaften (Artels) und durch die Ver- 
vollkommnung der staatlichen Maschinen-Traktoren-Stationen 
(MTS), die die in der Landwirtschaft benötigten Maschinen den 
Genossenschaften durch planmäßigen Einsatz zur Verfügung 
stellten. Die Kommune ist eine noch höhere Form der landwirt- 
schaftlichen Kollektivwirtschaft, die aber auch eine höhere Tech- 
nik voraussetzt. 


»Die künftige Kommune wird aus dem entwickelten und wohl- 
habenden Artel emporwachsen«, sagte Stalin auf dem XVII. Par- 
teitag der KPdSU und fuhr fort: »Die künftige Kommune wird auf 
der Basis einer höher entwickelten Technik und eines höher ent- 
wickelten Artels, auf der Basis einer Fülle von Produkten entstehen 
... Der Prozeß des Hinüberwachsens des Artels in die künftige 
Kommune muß allmählich vor sich gehen, in dem Maße, wie alle 
Kollektivbauern sich von der Notwendigkeit dieses Hinüberwach- 
sens überzeugen werden.« (Stalin, Werke, Bd. 13, S. 313/314) 


Anstatt eine solche Entwicklung zu fördern, haben die Revisio- 
nisten zum Beispiel in Polen, Ungarn und Jugoslawien die land- 
wirtschaftlichen Kollektivwirtschaften zum großen Teil aufgehoben 
und wieder in Privatbetriebe umgewandelt. In der Sowjetunion 
haben sie die MTS aufgelöst und die Maschinen an die Kollektive 
verkauft. Dadurch wurde dieses wichtige Element zur Aufhebung 
des Gegensatzes zwischen den Arbeitern und Bauern zerstört, 
denn als staatliches Eigentum spielen die MTS eine entscheiden- 
de Rolle in der Höherentwicklung der Kollektivwirtschaften auf 
dem Lande. 


2. Im Sozialismus besteht noch der Gegensatz zwischen Stadt 
und Land und zwischen körperlicher und geistiger Arbeit, wenn 
auch nicht mehr in der Form der früheren kapitalistischen Gesell- 
schaft, wo das Dorf von der Stadt ausgebeutet wurde. So haben 
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zum Beispiel in der Bundesrepublik in den letzten 20 Jahren rund 
3,5 Millionen Menschen das Dorf verlassen müssen; einer Million 
Kleinbauern steht in den nächsten zehn Jahren der Ruin bevor. 
Die kapitalistische Ausbeutung des flachen Landes hat eine wirt- 
schaftliche Rückständigkeit des Dorfes herbeigeführt, die ver- 
bunden ist mit Armut, Verelendung und Kulturlosigkeit, die im 
Sozialismus durch die Entwicklung der Produktivkräfte und durch 
die Entfaltung der sozialistischen Kultur mehr und mehr aufge- 
hoben werden. So wird dann allmählich der Gegensatz zwischen 
Stadt und Land beseitigt. Noch wirkt in der Phase des Sozialis- 
mus das bürgerliche Recht nach. Erst im Kommunismus werden 
die Reste des bürgerlichen Rechts, werden die Formen der Arbeits- 
teilung zwischen Stadt und Land und körperlicher und geisti- 
ger Arbeit durch eine immer höher entwickelte Produktion ver- 
schwinden, denn in Übereinstimmung mit der Entwicklung und 
Veränderung der Produktivkräfte werden sich auch die Produk- 
tionsverhältnisse ändern und entwickeln. Das wirkt sich besonders 
auf die Beseitigung des Gegensatzes zwischen Stadt und Land 
und des Gegensatzes zwischen körperlicher und geistiger Arbeit 
aus. Das kultur-technische Niveau des Volkes wird gesteigert bis 
zum Niveau der Ingenieure und Techniker. 


3. Im Kommunismus werden alle Klassenunterschiede auf- 
gehoben, jedoch nicht im Sozialismus. Lenin lehrt in »Die große 
Initiative«, daß 


»... die Diktatur des Proletariats ebenfalls eine Periode des 
Klassenkampfes ist, der unvermeidlich bleibt, solange die Klassen 
nicht aufgehoben sind, und der seine Form ändert, wobei er in der 
ersten Zeit nach der Niederwerfung des Kapitals besonders er- 
bittert ist und besonders eigenartige Formen aufweist. Nach der 
Eroberung der politischen Macht stellt das Proletariat den Klassen- 
kampf nicht ein, sondern setzt ihn - bis zur Aufhebung der Klassen 
- fort, aber selbstverständlich unter anderen Umständen, in an- 
derer Form, mit anderen Mitteln.« (Lenin, Werke, Bd. 29, S. 410) 


Es gibt im Sozialismus, neben Resten der Klasse der Bourgeoi- 
sie und der Gutsherren, auch noch Klassenunterschiede zwischen 
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den Arbeitern und Bauern und zwischen beiden Klassen und der 
Intelligenz. Diese sind begründet durch die zwei Eigentumsfor- 
men des Sozialismus, durch den Gegensatz zwischen Stadt und 
Land und durch den Gegensatz zwischen Hand- und Kopfarbei- 
tern. Nur durch Aufhebung dieser Gegensätze und durch Schaf- 
fung einer einheitlichen Form des gesellschaftlichen Eigentums 
verschwinden die Klassenunterschiede mit dem Absterben der 
Klassen selbst. 


Mao Tsetung lehrt uns, daß wir zwei Arten von Widersprüchen 
beachten müssen: Widersprüche zwischen dem Volk und dem 
Feind und Widersprüche im Volke. Im Sozialismus sind noch bei- 
de Arten vorhanden, und solange noch der Kapitalismus in der 
Welt besteht, bleiben auch beide Arten bestehen. Darum warnte 
Lenin in seiner Streitschrift »Die proletarische Revolution und der 
Renegat Kautsky« vor einer Restauration des Kapitalismus: 


»Der Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus umfaßt 
eine ganze geschichtliche Epoche. Solange sie nicht abgeschlossen 
ist, behalten die Ausbeuter unvermeidlich die Hoffnung auf eine 
Restauration, und diese Hoffnung verwandelt sich in Versuche 
der Restauration. Und nach der ersten ernsten Niederlage werfen 
sich die gestürzten Ausbeuter, die ihren Sturz nicht erwartet, an 
ihn nicht geglaubt, keinen Gedanken an ihn zugelassen haben, mit 
verzehnfachter Energie, mit rasender Leidenschaft, mit hundert- 
fachem Haß in den Kampf für die Wiedererlangung des ihnen weg- 
genommenen »Paradieses«, für ihre Familien, die ein so schönes 
Leben geführt haben und die jetzt von dem »gemeinen Pack« zu 
Ruin und Elend (oder zu »gewöhnlicher« Arbeit ...) verurteilt wer- 
den.« (Lenin, Werke, Bd. 28, S. 252/253) 


In diesem verschärften Klassenkampf wandten die Kapitalisten 
alle Mittel (militärische, wirtschaftliche und ideologische, Terror, 
Sabotage, Bestechung und Zersetzung) an. Lenins und Stalins 
Kampf gegen die Bürokratie war ebenfalls ein Ausdruck des ver- 
schärften Klassenkampfes. Die Bürokratie entwickelte sich nach 
Stalins Tod zur neuen Bourgeoisie, indem sie die Macht ergriff 
und die Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion ein- 
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leitete. Damit entstand ein Klassenkampf auf neuer Grundlage. 
Die Entwicklung des Sozialismus wurde unterbrochen und die 
Sowjetgesellschaft auf einen Kapitalismus neuen Typs zurückge- 
worfen. 


4. Der Sozialismus unterscheidet sich vom Kommunismus durch 
ein niedrigeres Verteilungsprinzip. 


a) Das sozialistische Prinzip der Verteilung lautet: »Jeder nach 
seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner Leistung«. Das bedeutet 
sowohl Recht auf Arbeit als auch Pflicht zur Arbeit — wer nicht ar- 
beitet, soll auch nicht essen. Jeder erhält nach Maß seiner gelei- 
steten Arbeit. Das sozialistische Leistungsprinzip unterscheidet 
sich grundsätzlich vom kapitalistischen. Das kapitalistische Lei- 
stungsprinzip ist verbunden mit einer verstärkten Ausbeutung 
der Arbeitskraft. Akkordarbeit und Prämiensysteme als mate- 
rieller Anreiz dienen ebenso wie Antreibung und Drohung mit 
Entlassung dazu, immer mehr zu schuften. Das sozialistische 
Leistungsprinzip ist verbunden mit der Entwicklung des sozia- 
listischen Bewußtseins, der Schaffung einer höheren Technik und 
Verbesserung der Organisation. »Die geistigen Schätze unserer 
Menschen sind nicht minder wichtig als die materiellen«, erklärte 
Schdanow” in einem Bericht. 


Das sozialistische Bewußtsein setzt aber eine sozialistische Auf- 
klärung und Erziehung der Massen voraus. Darum kommt der 
ideologischen und kulturellen Erziehung der Massen, der kommu- 
nistischen Erziehung der Menschen in der sozialistischen Gesell- 
schaft ausschlaggebende Bedeutung zu. Das sozialistische Be- 
wußtsein entsteht im Kampf mit der alten bürgerlichen Ideologie, 
die durch die Einwirkung der kapitalistischen Propaganda, durch 
die Gewohnheit und Tradition im Leben des Volkes noch lange in 
den Massen verankert ist, obwohl die materielle Basis der Ge- 
sellschaft verändert wurde. Solange das sozialistische Bewußtsein 
der Massen nicht voll ausgereift ist, bleibt das sozialistische 





*® A.A. Schdanow war Mitglied des Politbüros des ZK der KPdSU seit 1939. 
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Leistungsprinzip »Jedem nach seiner Leistung« bestehen. Erst 
wenn die Bereitschaft zur Arbeit frei von egoistischen Motiven wie 
der Erzielung persönlicher materieller Vorteile ist und als Sache 
der Hingabe für die kommunistischen Ziele, als Ehre, als Ruhm, 
als schöpferische Tätigkeit, als erstes Lebensbedürfnis eines neuen 
Menschen gewertet wird, dann ist die geistige Grundlage der kom- 
munistischen Phase der Gesellschaft erreicht. Diese Entwicklung 
der sozialistischen Gesellschaft zum Kommunismus wird um so 
schneller voranschreiten, je höher das ideologische Niveau der 
kommunistischen Erziehung ist. Darum betonte Molotow auf dem 
XVII. Parteitag der KPdSU, daß »das Wichtigste bei uns jetzt in 
der kommunistisch bewußten Einstellung zur Arbeit besteht«. 


b) Die geistige Veränderung der Menschen in der sozialistischen 
Gesellschaft geht Hand in Hand mit der Veränderung der ökono- 
mischen Basis durch allseitige Mechanisierung und bessere Or- 
ganisation der Arbeit und der Automatisierung der Produktion. 
Das ist die materielle Voraussetzung beim Übergang vom Sozia- 
lismus zum Kommunismus. Das bildet auch die Grundlage des 
stetigen Wachstums der persönlichen Bedürfnisse, entsprechend 
dem Wachstum des gesellschaftlichen Reichtums. In diesem Sin- 
ne erklärte Stalin auf dem XVII. Parteitag der KPdSU: 


»Der Sozialismus kann nur auf der Basis eines stürmischen 
Wachstums der Produktivkräfte der Gesellschaft, auf der Basis 
einer Fülle von Produkten und Waren, auf der Basis eines Lebens 
der Werktätigen in Wohlstand, auf der Basis eines stürmischen 
Wachstums der Kultur errichtet werden. Denn der Sozialismus, 
der marxistische Sozialismus, bedeutet nicht Einschränkung der 
persönlichen Bedürfnisse, sondern ihre allseitige Erweiterung und 
Entfaltung, nicht Beschränkung oder Verzicht auf die Befriedi- 
gung dieser Bedürfnisse, sondern allseitige und vollständige Be- 
friedigung aller Bedürfnisse kulturell hochstehender werktätiger 
Menschen.« (Stalin, Werke, Bd. 13, S.319) 


Sind die geistigen und materiellen Voraussetzungen des Über- 
gangs zur kommunistischen Phase ausgereift, dann geht die Ge- 
sellschaft zum kommunistischen Verteilungsprinzip über: »Jeder 
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nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen«. Dann 
sind auch die Reste des bürgerlichen Rechts, die noch im Sozia- 
lismus bestehende Ungleichheit beseitigt. Marx schreibt in seiner 
»Kritik des Gothaer Programms«: 


»In einer höheren Phase der kommunistischen Gesellschaft, nach- 
dem die knechtende Unterordnung der Individuen unter die Tei- 
lung der Arbeit, damit auch der Gegensatz geistiger und körperli- 
cher Arbeit verschwunden ist; nachdem die Arbeit nicht nur Mit- 
tel zum Leben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis geworden; 
nachdem mit der allseitigen Entwicklung der Individuen auch ihre 
Produktivkräfte gewachsen und alle Springquellen des genossen- 
schaftlichen Reichtums voller fließen — erst dann kann der enge 
bürgerliche Rechtshorizont ganz überschritten werden und die 
Gesellschaft auf ihre Fahne schreiben: Jeder nach seinen Fähig- 
keiten, jedem nach seinen Bedürfnissen!« (Marx/Engels, Werke, 
Bd. 19, S.21) 


Das ist ein sehr langer Prozeß, der nicht nur durch innere Schwie- 
rigkeiten, sondern auch durch die kapitalistische Umwelt gehemmt 
wird. Die Tatsache, daß zwei verheerende Kriege die Sowjetunion 
überzogen, die ungeheure Zerstörungen zur Folge hatten und die 
Wirtschaft zum großen Teil vernichteten, hatte die sowjetische Be- 
völkerung beim Aufbau des Sozialismus vor eine gigantische Auf- 
gabe gestellt. Zu berücksichtigen ist auch die seit Jahrhunderten 
bestehende wirtschaftliche und kulturelle (Analphabetentum) 
Rückständigkeit des zaristischen Rußlands. 1913 betrug die In- 
dustrieproduktion pro Kopf der Bevölkerung in Rußland ein Ein- 
undzwanzigstel der US-amerikanischen bzw. ein Vierzehntel der 
in England erzeugten Warenmenge. Zu den wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten kamen noch politische Schwierigkeiten, die durch 
die kapitalistischen Elemente im Inneren des Landes, welche in 
Verbindung mit dem kapitalistischen Ausland standen, verur- 
sacht wurden. Die Einwirkung des Kapitalismus von außen ge- 
schah nicht nur militärisch und wirtschaftlich durch Intervention 
und Sabotage, sondern - besonders nach der Festigung des Sowjet- 
staates — auch ideologisch und kulturell durch das Eindringen der 
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bürgerlichen Ideologie. Die Möglichkeit der Infiltration der bür- 
gerlichen Ideologie ist durch die Anwendung moderner Mittel der 
Massenbeeinflussung (Rundfunk und Fernsehen) über Länder- 
grenzen hinweg erleichtert. Alle diese Schwierigkeiten verlängern 
die Periode des Aufbaus des Sozialismus. Die Voraussetzungen 
des Übergangs vom Sozialismus zum Kommunismus waren weder 
materiell noch ideologisch bei der Übernahme der Macht durch 
die Revisionisten gegeben. Das bedeutet, daß die Bedingungen für 
den Übergang erst erfüllt sein müssen, von denen Stalin auf dem 
XVII. Parteitag der KPdSU sagte: 


»Nur dann, wenn wir die wichtigsten kapitalistischen Länder 
ökonomisch überholt haben, können wir daraufrechnen, daß unser 
Land mit Bedarfsgegenständen vollauf gesättigt sein wird, daß wir 
einen Überfluß an Produkten haben und die Möglichkeit erhalten 
werden, den Übergang von der ersten Phase des Kommunismus zu 
seiner zweiten Phase zu vollziehen.« (Stalin, Werke, Bd. 14, S. 198) 


Das war aber weder damals noch zur Zeit des XXII. Parteitages 
der Fall, als die Grundlagen des Sozialismus bereits durch die Re- 
visionisten erschüttert bzw. aufgehoben waren. 


Die Revisionisten verkünden den Übergang in die 
höhere Phase des Kommunismus und proklamieren den 
»Staat des ganzen Volkes« 


Auf dem XXI. Parteitag der KPdSU (Oktober 1961) fanden die 
revisionistischen Theorien ihre Krönung durch die Proklamierung 
des »Staates des ganzen Volkes«. 


Chruschtschow erklärte zur Erläuterung des neuen Programms 
der KPdSU (eines durch und durch revisionistischen Programms): 


»Das Verschwinden der Klassengrenzen, das bereits im Gange 
ist, läßt die Gesellschaft in sozialer Hinsicht immer homogener 
werden«, und er schlußfolgerte: »Der Staat des gesamten Volkes 
ist ein überaus wichtiger Markstein auf dem Wege des Hinüber- 
wachsens der sozialistischen Staatlichkeit in die kommunisti- 
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sche, gesellschaftliche Selbstverwaltung.« (Chruschtschow, »Über 
das Programm der Kommunistischen Partei der Sowjetunion«, 
S.58/59) 


Die »Istwestija« vom 17. Mai 1964 bezeichnete das als »eine 
Weiterentwicklung und Bereicherung der marxistisch-leninisti- 
schen Lehre von der Diktatur des Proletariats« und als historisches 
Verdienst Chruschtschows. Und weiter: 


»Nur eine Partei des schöpferischen Marxismus-Leninismus 
konnte die komplizierte Dialektik der Entwicklung des sozialisti- 
schen Staatswesens aufdecken, als sie überzeugend die objektive 
Gesetzmäßigkeit und Unausweichlichkeit (Hervorhebung durch 
die Redaktion) des Hinüberwachsens des Staates der Diktatur des 
Proletariats in den Staat des ganzen Volkes gezeigt hatte, der sei- 
nerseits allmählich in die kommunistische gesellschaftliche Selbst- 
verwaltung hinüberwachsen soll.« 


Der »Staat des ganzen Volkes« der sowjetischen Renegatenclique 
ist keineswegs eine neue Erfindung. Beim Ausräumen der Motten- 
kiste der alten Revisionisten haben sie auch den »Volksstaat« aus- 
gekramt. 1875 vereinigten sich die seinerzeit bestehenden beiden 
deutschen Arbeiterparteien und verabschiedeten das »Gothaer 
Programm«. Dieses Programm wurde von Marx und Engels wegen 
seines opportunistischen Inhalts verurteilt, unter anderem auch 
wegen der Formulierung »Volksstaat« bzw. »freier Staat«. Engels 
wandte sich in seiner Kritik in einem Brief an Bebel und schrieb: 


»Der Volksstaat ist uns von den Anarchisten bis zum Überdruß 
in die Zähne geworfen worden, obwohl schon die Schrift Marx’ 
gegen Proudhon und nachher das »Kommunistische Manifest« 
direkt sagen, daß mit Einführung der sozialistischen Gesell- 
schaftsordnung der Staat sich von selbst auflöst und verschwin- 
det. Da nun der Staat doch nur eine vorübergehende Einrichtung 
ist, deren man sich im Kampf, in der Revolution bedient, um seine 
Gegner gewaltsam niederzuhalten, so ist es purer Unsinn, vom 
freien Volksstaat zu sprechen: solange das Proletariat den Staat 
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noch gebraucht, gebraucht es ihn nicht im Interesse der Freiheit, 
sondern der Niederhaltung seiner Gegner, und sobald von Freiheit 
die Rede sein kann, hört der Staat als solcher auf zu bestehen.« 
(Marx/Engels, Werke, Bd. 19, S. 6/7) 


Das ist doch wohl eindeutig und klar. Jeder Staat ist an eine 
Klassenherrschaft gebunden. »Der Staat ist das Produkt und die 
Äußerung der Unversöhnlichkeit der Klassengegensätze.« (Lenin, 
»Staat und Revolution«, Werke, Bd. 25, S.398/399) Er ist ein In- 
strument zur Unterdrückung einer Klasse durch eine andere, ein 
Machtinstrument der jeweils herrschenden Klasse. Es kommt also 
immer auf den Klasseninhalt des Staates an, nicht auf die Staats- 
form. Der Kapitalismus benutzt sowohl die Herrschaftsform der 
bürgerlichen Republik wie die der Monarchie, die der bürgerlichen 
Demokratie wie die des Faschismus, die des Parlamentarismus wie 
die der Militärdiktatur. Welche Herrschaftsform auch benutzt wird, 
immer handelt es sich um ein Unterdrückungsinstrument von Sei- 
ten der herrschenden kapitalistischen Klasse. Die Arbeiterklasse, 
die die Macht des Kapitalismus zerschlagen und die politische Herr- 
schaft erkämpft hat, errichtet ihren eigenen Staat: die Diktatur 
des Proletariats. Dieser Staat bedeutet nicht nur Diktatur, das 
heißt Unterdrückung feindlicher Elemente der ehemals ausge- 
beuteten und unterdrückten Klassen, sondern auch breiteste Demo- 
kratie für die Werktätigen, für die ehemals Unterdrückten und 
Ausgebeuteten. Diktatur des Proletariats ist darum gleichbedeu- 
tend mit proletarischer oder sozialistischer Demokratie, und diese 
ist »millionenfach demokratischer als jede bürgerliche Demo- 
kratie«. (Lenin, Werke, Bd. 28, S. 247) 


Die modernen Revisionisten haben den Klasseninhalt des so- 
zialistischen Staates aufgegeben und verwandeln ihn in den »Staat 
des ganzen Volkes«. Dieses Aufgeben des proletarischen Inhalts 
kommt unter anderem in dem zitierten Artikel der »Iswestija« 
darin zum Ausdruck, daß behauptet wird, mit der Umwandlung 
der Diktatur des Proletariats würde auch die »proletarische Demo- 
kratie in die sozialistische Demokratie des ganzen Volkes« umge- 
wandelt. 
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Die Kommunistische Partei Chinas hatte sich entschieden gegen 
die revisionistischen Entstellungen des Marxismus-Leninismus 
durch die führenden Revisionisten der Sowjetunion gewandt. Die 
Revisionisten stimmten ein Geheul an, als sie sich entlarvt sahen. 
In der Polemik trat besonders Suslow mit Verdrehungen und Ver- 
leumdungen auf. In seiner berüchtigten Rede auf dem Plenum des 
ZK der KPdSU am 14. Februar 1964 erklärte er zur Verteidigung 
der antimarxistischen These vom »Volksstaat« und der Liquidie- 
rung der Diktatur des Proletariats: 


»Die chinesischen Führer wiederholen hartnäckig, die Diktatur 
des Proletariats müsse »bis zum Eintritt in die höchste Phase der 
kommunistischen Gesellschaft« aufrechterhalten werden. Dabei be- 
rufen sie sich auf ein Zitat von Marx, in dem es heißt, »zwischen 
der kapitalistischen und der kommunistischen Gesellschaft liegt 
die Periode der revolutionären Umwandlung der einen in die an- 
dere. Der entspricht auch eine politische Übergangsperiode, deren 
Staat nichts anderes sein kann als die revolutionäre Diktatur des 
Proletariats« (Kritik des Gothaer Programms). Dieses Zitat, das 
man aus dem ganzen Gedankengang von Marx herausgerissen hat, 
versucht man nun als theoretische Basis für eine »Kritik< am Pro- 
gramm der KPdSU zu benutzen. Die chinesischen Führer lassen 
zwar den Gedanken von Marx hier abreißen, zitieren aber nirgends 
die nächsten zwei Zeilen aus der gleichen Abhandlung, wo es bei 
Marx in bezug auf das Gothaer Programm heißt: »Das Programm 
nun hat es weder mit letzterer zu tun« (d. h. mit der Diktatur des 
Proletariats — M. Suslow) »noch mit dem künftigen Staatswesen 
der kommunistischen Gesellschaft«. Folgt man der Logik der chine- 
sischen Theoretiker, so müßte Marx für einen solchen Gedanken 
als Antimarxist bezeichnet werden.«! 


Das ist üble Demagogie. Denn warum unterschlägt Suslow, 
wenn er schon als Hüter des ganzen Gedankens von Marx auf- 
tritt, den dieser Stelle vorhergehenden Abschnitt der »Kritik des 
Gothaer Programms«, wo Marx deutlich vom »Volksstaat« abrückt? 
Marx schreibt: 
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»Es fragt sich dann: Welche Umwandlung wird das Staatswesen 
in einer kommunistischen Gesellschaft untergehn? In andern Wor- 
ten, welche gesellschaftliche Funktionen bleiben dort übrig, die 
Jetzigen Staatsfunktionen analog sind? Diese Frage ist nur wissen- 
schaftlich zu beantworten, und man kommt dem Problem durch 
tausendfache Zusammensetzung des Worts Volk mit dem 
Wort Staat auch nicht um einen Flohsprung näher.« 
(Marx/Engels, Werke, Bd. 19, S.28 — Hervorhebung durch die 
Redaktion) 


Damit ist doch von Marx deutlich angesprochen, daß die Staats- 
form in der Periode des Aufbaus des Kommunismus kein »Volks- 
staat« sein wird. Er läßt die Frage offen (»diese Frage ist nur 
wissenschaftlich zu beantworten ...«), wenn er auch entschieden 
den »Volksstaat« ablehnt. Lenin knüpft in »Staat und Revolution« 
an das obige Marxzitat an und schreibt: 


»Nachdem Marx auf diese Weise alles Gerede vom »Volksstaat« 
lächerlich gemacht hat, gibt er die Problemstellung und warnt ge- 
wissermaßen davor, bei der wissenschaftlichen Beantwortung der 
Frage anders als mit feststehenden wissenschaftlichen Angaben zu 
operieren.« (Lenin, Werke, Bd. 25, S. 472) 


Es sind also die Leute vom Schlage Suslows, die Marx revidie- 
ren. Nicht das Volk kann mit Hilfe des »Volksstaates« die Klassen 
aufheben, sondern allein die Arbeiterklasse als die fortschritt- 
lichste Klasse, die allein grundlegend die Gesellschaft verändern 
kann. Und dazu gebraucht sie die Diktatur des Proletariats. Damit 
ist auch ihr letzter Akt als Klasse und Staatsträger vollzogen: 
Klasse und Staat sterben ebenfalls ab. Die Diktatur des Proleta- 
riats bleibt also für den Aufbau beider Phasen des Kommunismus 
bestehen, nur mit verschiedenen Funktionen. Die Hauptaufgabe 
der Diktatur des Proletariats in der ersten Phase des Kommu- 
nismus liegt in der Unterdrückung kapitalistischer Elemente, in 
der Liquidierung feindlicher Klassen. Die Hauptaufgabe der Dik- 
tatur des Proletariats in der zweiten Phase des Kommunismus 
liegt in der allmählichen Aufhebung der Klassen überhaupt. Die 
Proklamierung des »Staates des ganzen Volkes« ist antimarxi- 
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stisch, ist rechtsopportunistisch. Der »Staat des ganzen Volkes« 
ist und bleibt Unsinn, der Staat ist und bleibt ein Klasseninstru- 
ment. Und zwar auch in der heutigen Sowjetunion; dort wurde 
allerdings sein Klasseninhalt geändert. 


Die Proklamierung des »Staates des ganzen Volkes« war nichts 
als ein ungeheures Betrugsmanöver der führenden Revisionisten, 
um die Diktatur des Proletariats zu liquidieren und die Diktatur 
der bürokratischen Kapitalisten, der neuen Bourgeoisie zu er- 
richten, um den Kapitalismus neuen Typs einzuführen. 


Die Aufhebung der Diktatur des Proletariats und die 
Errichtung der Herrschaft der zu einer neuen 
kapitalistischen Klasse gewordenen Bürokratie 


Die revisionistischen Führer der Sowjetunion verkündeten auf 
dem XXII. Parteitag der KPdSU den »Staat des ganzen Volkes« 
und erklärten kurz und bündig: »Für den Sowjetstaat ist die Dikta- 
tur des Proletariats bereits eine überwundene Etappe.« (»Iswestija«) 
Da die Arbeiterklasse die Trägerin der Diktatur des Proletariats 
ist, muß es folglich auch keine Arbeiterklasse mehr geben, die 
diese Diktatur ausübt, und auch keine anderen Klassen mehr, 
über welche die Arbeiterklasse als fortschrittlichste Klasse so lange 
die Führung haben muß, wie überhaupt Klassen bestehen; nur 
das Absterben der Klassen macht auch den Staat als Klassen- 
instrument überflüssig. Das bedeutet, daß die Diktatur des Pro- 
letariats in der zweiten Phase des Kommunismus die Aufgabe hat, 
die Abschaffung der Klassen vorzubereiten, bis mit dem allmäh- 
lichen Absterben der Klassen auch diese letzte Aufgabe erfüllt ist. 
Marx konnte diese Frage nur allgemein wissenschaftlich beant- 
worten. Lenin hat auch in dieser Frage den Marxismus weiter- 
entwickelt und klar herausgestellt: 


»Sozialismus ist Abschaffung der Klassen. Die Diktatur des Prole- 
tariats hat für diese Abschaffung alles getan, was sie tun konnte. 
Aber aufeinen Schlag kann man die Klassen nicht abschaffen. 
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Und die Klassen sind geblieben und werden für die Dauer 
der Epoche der Diktatur des Proletariats bestehenbleiben. Die 
Diktatur wird nicht mehr gebraucht werden, wenn die Klassen ver- 
schwunden sind. Sie werden nicht verschwinden ohne die Dikta- 
tur des Proletariats. 


Die Klassen sind geblieben, aber jede Klasse hat sich in der Epo- 
che der Diktatur des Proletariats verändert; auch ihr Verhältnis 
zueinander hat sich verändert. Der Klassenkampf verschwindet 
nicht unter der Diktatur des Proletariats, sondern nimmt nur 
andere Formen an.« (Lenin, Werke, Bd. 30, S. 99) 


Die Revisionisten haben also nicht allein Marx, sondern auch 
Lenin revidiert. Man kann nicht die Diktatur des Proletariats auf- 
heben, ohne Verrat an der Arbeiterklasse, am Sozialismus, zu be- 
gehen. Man kann nicht die Diktatur des Proletariats aufheben, 
ohne die Absicht zu haben, den Kapitalismus wieder einzuführen. 
Denn solange Klassen bestehen, gibt es Klassenkampf, und so- 
lange ist die Diktatur des Proletariats erforderlich. In seinem 
»Gruß an die ungarischen Arbeiter« schrieb Lenin: 

»Die Aufhebung der Klassen ist das Werk eines langwierigen, 
schweren, hartnäckigen Klassenkampfes, der nach dem Sturz 
der Macht des Kapitals, nach der Zerstörung des bürgerlichen Staa- 
tes, nach der Aufrichtung der Diktatur des Proletariats nicht 
verschwindet (wie sich das Flachköpfe vom alten Sozialismus 
und von der alten Sozialdemokratie einbilden), sondern nur seine 
Formen ändert und in vieler Hinsicht noch erbitterter wird ... 


Um die Klassen aufzuheben, ist eine Periode der Diktatur einer 
Klasse notwendig) nämlich derjenigen unterdrückten Klasse, die 
befähigt ist, nicht nur die Ausbeuter zu stürzen, nicht nur scho- 
nungslos deren Widerstand zu unterdrücken, sondern die auch im- 
stande ist, mit der ganzen bürgerlich-demokratischen Ideologie zu 
brechen, mit all den Spießerphrasen über Freiheit und Gleichheit 
schlechthin ... 

Mehr noch. Nur diejenige unterdrückte Klasse ist fähig, durch 
ihre Diktatur die Klassen aufzuheben, die durch den jahrzehnte- 
langen Streikkampf und den politischen Kampf gegen das Kapital 
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geschult, vereinigt, erzogen und gestählt ist; nur die Klasse, die sich 
die gesamte städtische, industrielle, großkapitalistische Kultur zu 
eigen gemacht hat, besitzt die Entschlossenheit und Fähigkeit, sie 
zu behaupten, zu bewahren und alle ihre Errungenschaften fortzu- 
entwickeln, sie dem ganzen Volke, allen Werktätigen zugänglich zu 
machen; — nur die Klasse, die all die Lasten, Prüfungen, Unbilden 
und großen Opfer zu ertragen vermag, die die Geschichte unver- 
meidlich dem auferlegt, der mit dem Vergangenen bricht und sich 
kühn den Weg zu einer neuen Zukunft bahnt — nur die Klasse, in 
der die Besten voller Haß und Verachtung gegen alles Spießbür- 
gerliche und Philisterhafte sind, gegen diese Eigenschaften, die im 
Kleinbürgertum, bei den kleinen Angestellten, bei der »Intelligenz« 
so sehr in Blüte stehen - nur die Klasse, die die »stählende Schule 
der Arbeit< durchgemacht hat und jedem Werktätigen, jedem ehr- 
lichen Menschen Achtung vor ihrer Leistungsfähigkeit einzuflößen 
vermag.« (Lenin, Werke, Bd. 29, S. 378/379) 


Das ist ein vernichtendes Urteil gegen die revisionistische 
Führung der KPdSU. 


Wenn es noch eines Beweises für den offenen Verrat der Büro- 
kratie, die den kapitalistischen Weg eingeschlagen hat, bedarf, so 
wollen wir hier untersuchen, ob die Voraussetzung des Übergangs 
von der ersten Phase des Kommunismus zur zweiten überhaupt 
gegeben war. 


1. Die Produktion der wichtigsten kapitalistischen Länder war 
weder überholt noch eingeholt. 

2. Es gab keinen Überfluß an Produkten; im Gegenteil, teilweise 
herrschte sogar ein beträchtlicher Mangel. 

3. Die beiden gesellschaftlichen Eigentumsformen hatten sich 
einander noch nicht soweit genähert, die landwirtschaftlichen 
Artels noch nicht auf die Höhe von Kommunen entwickelt, daß 
in absehbarer Zeit eine Verschmelzung beider Eigentumsformen 
erreicht werden konnte. 

4. Der Gegensatz zwischen Stadt und Land und zwischen körper- 
licher und geistiger Arbeit war noch nicht aufgehoben; im 
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Gegenteil, durch die Entwicklung der Bürokratie mit ihren 
Privilegien wurde der Gegensatz noch verschärft. 

5. Die Klassenunterschiede bestanden nach wie vor. Neben Wider- 
sprüchen im Volk gab es noch antagonistische Widersprüche 
gegenüber kapitalistischen Elementen im Inneren und der kapi- 
talistischen Umgebung. 

6. Es war noch lange nicht daran zu denken, das kommunistische 
Verteilungsprinzip »Jedem nach seinen Bedürfnissen« einzu- 
führen, weil weder die materiellen noch die geistigen Bedin- 
gungen erfüllt waren. 


Es waren deshalb überhaupt keine Anzeichen vorhanden, die 
den Übergang von der ersten zur zweiten Phase des Kommunis- 
mus gerechtfertigt hätten. Die führenden Revisionisten in der 
Sowjetunion tischten den Schwindel vom »Staat des ganzen 
Volkes« als Zeichen des Übergangs in die zweite Phase des Kom- 
munismus nur auf, um die Diktatur des Proletariats aufzuheben, 
die Arbeiterklasse zu entmachten, um ihre eigene kapitalistische 
Herrschaft zu errichten. Sie verwandelten die Rote Armee, das 
Machtmittel der Arbeiterklasse, durch Bürokratisierung und Er- 
teilung derselben Privilegien, die sie selbst hatten, auch an die 
Führung. (Die sich dann mit vergoldeten Achselstücken und brust- 
überladendem Lametta sowie traditionsgebundenem Parade- 
marsch im Stechschritt den bürgerlichen Offizieren gleich fühlte, 
und der es keine inneren Schwierigkeiten bereitete, das Macht- 
mittel der Diktatur des Proletariats in das der herrschenden Büro- 
kratie zu verwandeln.) 


Und die Partei, die KPdSU? Die wahren Marxisten-Leninisten 
wurden angegriffen, ausgeschlossen und verfolgt, die Partei revi- 
sionistisch umgestaltet wie die anderen Parteien auch. Die Partei 
der Arbeiterklasse wurde zur »Partei des ganzen Volkes« erklärt, 
so wie die Diktatur des Proletariats zum »Staat des ganzen Volkes« 
proklamiert wurde. Die revisionistische »Volkspartei« ist die Partei 
der Bürokratie, der neuen Monopolbourgeoisie. Der »Programma- 
tische Aufruf der revolutionären bolschewistischen Kommunisten 
der Sowjetunion« erhellt die Folgen dieser neuen Herrschaft: 
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»Also herrschen die Bürokraten über das gesamte praktische 
Leben des Landes. Das Volk kann sie nicht absetzen, aber die Büro- 
kratie kann jeden Angestellten des Partei- und Staatsapparates 
absetzen, welcher für sie zu ehrlich und den Volksinteressen er- 
geben ist ... Die Bürokratie hat die soziale Demagogie in ein Schild 
ihres eigenen Wohlbefindens umgewandelt ... Kann man über die 
vollkommene Entartung der Bürokratie, über die vollständige Aus- 
höhlung durch diese aller Formen des sozialistischen Lebens und 
des sozialistischen Bewußtseins noch im Zweifel sein, wenn man 
unser heutiges Leben betrachtet? Vollständiger Mangel an Begeiste- 
rung bei den Massen, volle Gleichgültigkeit gegenüber der Arbeit, 
ein zur Komödie umgewandeltes gesellschaftliches Leben, vollstän- 
dige Herrschaft der egoistischen Grundsätze, Unterdrückung jedes 
Lebendigen, Aktiven und Frischen — das ist die Bilanz der büro- 
kratischen Herrschaft.« 


Soweit hat es also die sowjetische Bürokratie, die dem kapita- 
listischen Weg huldigt, gebracht. Nur auf einer solchen Grund- 
lage konnte sie die Diktatur des Proletariats zerschlagen und die 
Restauration des Kapitalismus neuen Typs in der Sowjetunion 
durchpeitschen. 


(Erstmals veröffentlicht im REVOLUTIONÄREN WEG 7, »Die 
Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion«, 1. Teil, 1971) 
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II. Die Wirtschaft des bürokratischen 
Kapitalismus 


1. Die Grundlagen der kapitalistischen und 
die der sozialistischen Wirtschaft 


Die politische Voraussetzung des Kapitalismus und die 
des Sozialismus 


Der Sozialismus ist eine Gesellschaftsordnung, in der die wesent- 
lichen Produktionsmittel nicht Privateigentum einzelner Indi- 
viduen, sondern gemeinsames Eigentum des ganzen werktätigen 
Volkes sind. Diese Gesellschaftsordnung setzt als notwendige Vor- 
bedingung voraus, daß die Arbeiterklasse die Staatsmacht in 
ihren Händen hat, daß eine Diktatur des Proletariats besteht, die 
die Produktionsmittel den Kapitalisten entreißt und die verge- 
sellschafteten Produktionsmittel im Interesse der Werktätigen 
verwaltet. Marx und Engels schreiben im »Manifest der Kommu- 
nistischen Partei«: 


»Wir sahen schon oben, daß der erste Schritt in der Arbeiter- 
revolution die Erhebung des Proletariats zur herrschenden Klasse, 
die Erkämpfung der Demokratie ist ... 


Das Proletariat wird seine politische Herrschaft dazu benutzen, 
der Bourgeoisie nach und nach alles Kapital zu entreißen, alle Pro- 
duktionsinstrumente in den Händen des Staats, d.h. des als herr- 
schende Klasse organisierten Proletariats, zu zentralisieren und 
die Masse der Produktionskräfte möglichst rasch zu vermehren.« 
(Marx/Engels, Werke, Bd.4, S. 481) 
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Daraus folgt klar, daß das Erringen der politischen Macht durch 
die Arbeiterklasse der erste Schritt ist, der einer sozialistischen 
Umgestaltung der Wirtschaft auf jeden Fall vorausgehen muß. 
Die Klassiker des Marxismus-Leninismus warnten eindringlich 
vor den Illusionen, der Aufbau des Sozialismus könne bereits unter 
der Herrschaft des Kapitals begonnen werden, jede Verstaat- 
lichung, auch durch den Staat der Kapitalisten, sei bereits Sozia- 
lisierung. In seiner Schrift »Herrn Eugen Dührings Umwälzung 
der Wissenschaft« schreibt Engels, mit deutlichem Bezug auf Las- 
salles Auffassung vom »Staatssozialismus«: 


»Es ist aber neuerdings, seit Bismarck sich aufs Verstaatlichen 
geworfen, ein gewisser falscher Sozialismus aufgetreten und hier 
und da sogar in einige Wohldienerei ausgeartet, der jede Ver- 
staatlichung, selbst die Bismarcksche, ohne weiteres für sozia- 
listisch erklärt.« (Marx/Engels, Werke, Bd. 20, S. 259) 


Engels führt weiter aus: 


»Aber weder die Verwandlung in Aktiengesellschaften noch die 
in Staatseigentum, hebt die Kapitaleigenschaft der Produktivkräfte 
auf. Bei den Aktiengesellschaften liegt dies auf der Hand. Und der 
moderne Staat ist wieder nur die Organisation, welche sich die 
bürgerliche Gesellschaft gibt, um die allgemeinen äußern Bedin- 
gungen der kapitalistischen Produktionsweise aufrechtzuerhalten 
gegen Übergriffe, sowohl der Arbeiter wie der einzelnen Kapita- 
listen. Der moderne Staat, was auch seine Form, ist eine wesent- 
lich kapitalistische Maschine, Staat der Kapitalisten, der ideelle 
Gesamtkapitalist. Je mehr Produktivkräfte er in sein Eigentum 
übernimmt, desto mehr wird er wirklicher Gesamtkapitalist, desto 
mehr Staatsbürger beutet er aus. Die Arbeiter bleiben Lohnarbeiter, 
Proletarier. Das Kapitalverhältnis wird nicht aufgehoben, es wird 
vielmehr auf die Spitze getrieben.« (ebenda S. 260) 


Es geht also nicht um Verstaatlichung schlechthin. Die Frage 
lautet, um was für einen Staat es sich handelt: um den »ideellen 
Gesamtkapitalist« oder das »als herrschende Klasse organisierte 
Proletariat«. 
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Man sieht hier einen entscheidenden Unterschied zwischen dem 
Sozialismus und allen auf Ausbeutung beruhenden Wirtschafts- 
systemen. Denn der Kapitalismus ist bereits unter der Herrschaft 
des Feudalismus entstanden und stark geworden. Im Feudalis- 
mus gab es einen ausgeprägten kapitalistischen Sektor, der sich 
lange Zeit mit dem Feudalismus abgefunden hatte und sogar 
einige Zweige des feudalen Staates — vor allem das Beamtentum 
- an sich reißen konnte. Es vermag Kapitalismus und Kapitalisten 
zu geben, ohne daß sie die Staatsmacht besitzen. Deshalb kann 
sogar unter der Diktatur des Proletariats ein kapitalistischer 
Sektor existieren, wie es ihn auch in Sowjetrußland zur Zeit der 
Neuen Ökonomischen Politik während der zwanziger Jahre 
tatsächlich gegeben hat. Da aber der Sozialismus die Kontrolle 
der wesentlichen Produktionsmittel durch den Staat der Diktatur 
des Proletariats voraussetzt, kann es unter dem Kapitalismus un- 
möglich einen sozialistischen Sektor geben. Die Arbeiterklasse 
muß also zuerst die Staatsmacht ergreifen. 


Gerade dies »vergessen« aber die modernen Revisionisten, wenn 
sie vom »sozialistischen Sektor« in Ländern wie Ägypten sprechen, 
wo die einheimische Bourgeoisie Teile des Eigentums der aus- 
ländischen Kapitalisten enteignet und verstaatlicht hat. So führ- 
te Breschnew in seiner Rede vor dem XXIV. Parteitag der KPdSU 
die Tatsache, daß die Regierungen von Ägypten und Burma große 
Teile der Industrie verstaatlicht haben, als Beweis dafür an, daß 
sich diese Länder »auf den Sozialismus orientieren« und »den 
nichtkapitalistischen Entwicklungsweg eingeschlagen« haben. Die 
gleiche Tonart schlagen die Nachbeter des Sowjetrevisionismus 
im Westen an, wenn sie die »Verstaatlichung der Schlüsselindu- 
strien« bereits unter dem Kapitalismus fordern und das als einen 
Schritt zum Sozialismus ausgeben wollen. 


Doch dieses Außerachtlassen der Rolle des Staates ist nicht zu- 
fällig. Denn gerade in der Sowjetunion, deren Führer ja immer 
noch vom »Sozialismus« sprechen, wurde die demokratische Dik- 
tatur des Proletariats beseitigt und durch die volksfeindliche 
Diktatur einer neuen Bourgeoisie ersetzt. 
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Wenn wir von der Restauration des Kapitalismus in der Sowjet- 
union reden, ist meistens irgendein Verteidiger des Revisionis- 
mus zu finden, der uns fragt: »Wo sind denn die Kapitalisten in 
der Sowjetunion? Es ist doch alles Staatseigentum!« — Damit wird 
aber gerade die entscheidende Frage umgangen. Nämlich: Welche 
Klasse hat die Staatsmacht inne, welche Klasse verfügt über das 
staatliche Eigentum, das Proletariat und seine Verbündeten oder 
eine korrupte und vom Volk abgekapselte neue Bourgeoisie? 


Von dem Augenblick an, da die neue Bourgeoisie die Staats- 
macht ergreift, wird der Sozialismus beseitigt und durch einen 
staatsmonopolistischen Kapitalismus neuen Typs ersetzt. 
Dieser neue Typ unterscheidet sich von dem Staatsmonopolismus 
irgendeiner westlichen imperialistischen Macht dadurch, daß er 
in der Hauptsache nicht auf dem Privatkapitalismus, sondern auf 
einem gemeinschaftlichen Kapitalismus der herrschenden Büro- 
kratie beruht. Denn in der Sowjetunion kontrolliert der neue bür- 
gerliche Staatsapparat nicht nur gewisse Schlüsselstellungen der 
Wirtschaft, sondern nahezu das gesamte Wirtschaftsleben. Hier 
wäre es also verfehlt, nach einzelnen Kapitalisten zu suchen. Der 
Staat der neuen Bourgeoisie ist Gesamtkapitalist und wird ge- 
tragen durch »eine bürokratische Monopolbourgeoisie, nämlich 
eine Großbourgeoisie neuen Typs, die den gesamten Staatsappa- 
rat beherrscht und sämtlichen gesellschaftlichen Reichtum kon- 
trolliert«, wie es in dem Grundsatzartikel der KP Chinas, »Leni- 
nismus oder Sozialimperialismus?«, heißt. 


Der sozialistischen Umgestaltung geht die Machtergreifung des 
Proletariats voraus. Ähnlich ist es bei der Restauration des Ka- 
pitalismus. Zunächst haben wir die konterrevolutionäre politische 
Machtergreifung durch die neue Bourgeoisie, die sich in der Folge 
dann auf die ökonomische Basis auswirkt. Nach außen hin werden 
die wirtschaftlichen Strukturen zunächst nicht wesentlich geän- 
dert. Die äußerlichen Merkmale der sozialistischen Wirtschaft 
(zentrale Planung usw.) bleiben scheinbar unangetastet. Bloß 
handelt es sich nicht mehr um ein Staatsmonopol in den Händen 
des Proletariats, sondern um ein kapitalistisches Staatsmonopol 
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in den Händen der neuen Bourgeoisie. Von dem Augenblick an, 
da diese Bourgeoisie die Macht ergreift, entsteht ein antagonisti- 
scher Widerspruch zwischen der nach wie vor gesellschaftlichen 
Produktion und der privaten Aneignung durch eine gemeinsam 
handelnde dünne bürgerliche Oberschicht. 


Aber ein kapitalistisches System kann nicht nach den gleichen 
Prinzipien geleitet werden wie ein sozialistisches. Der Drang nach 
immer höheren Profiten, die Notwendigkeit, die freiwillige Ar- 
beitsdisziplin des Sozialismus durch ein kapitalistisches Antrei- 
bersystem zu ersetzen, nicht zuletzt die Rivalitäten zwischen den 
verschiedenen bürgerlichen Individuen und Cliquen, die (wie Lenin 
zeigte) auch im monopolistischen Kapitalismus weiterbestehen und 
sich verschärfen, all diese Triebkräfte zwingen die Revisionisten 
dazu, eine »Reform« des Wirtschaftssystems einzuleiten, auch die 
sichtbaren Wirtschaftsstrukturen umzugestalten und immer offe- 
ner kapitalistische Führungsmethoden einzusetzen. Diese »Re- 
form« bringt die neuen kapitalistischen Strukturen mehr und mehr 
zum Vorschein. 


Es wird bei unserer Untersuchung im folgenden vor allem darum 
gehen, die offenen, greifbaren Erscheinungen der Restauration des 
Kapitalismus aufzuzeigen. Diese sichtbaren Umgestaltungen sind 
in der Sowjetunion zwar noch nicht so weit gediehen wie in einigen 
anderen von Revisionisten beherrschten Ländern, etwa Ungarn 
oder gar Jugoslawien. Aber trotzdem gibt es sie gerade auch hier 
reichlich. Die Wirtschaftsgeschichte der Sowjetunion seit dem 
XX. Parteitag ist eine Geschichte des allmählichen Zurückdrängens 
der dem Sozialismus eigentümlichen Wirtschaftsstrukturen, das 
gleichzeitig einhergeht mit der Vernichtung der Errungenschaften 
der sozialistischen Revolution. Weder die einen noch die anderen 
können von einem Tag zum anderen abgeschafft werden. Es ver- 
mögen dabei sogar ernste Widersprüche zu entstehen (wie in jedem 
staatsmonopolistischen Staat) zwischen den »zentralistischen« und 
»dezentralistischen« Kräften, zwischen dem Staatskapitalismus und 
dem Privatkapitalismus. All diese Widersprüche und Kämpfe kön- 
nen aber am Klassencharakter des Systems keinen Deut ändern. 
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Die ökonomischen Grundgesetze des Kapitalismus 
und die des Sozialismus 


Zweck und Inhalt der kapitalistischen Produktionsweise liegen 
im Erzielen eines größtmöglichen Profits. Alle Entscheidungen 
und Handlungen der Kapitalisten und ihres Staates werden letz- 
ten Endes durch das unersättliche Profitstreben der Bourgeoisie 
diktiert. Stalin schreibt in der Schrift »Ökonomische Probleme des 
Sozialismus in der UdSSR« dazu: 


»Die wichtigsten Züge und Erfordernisse des ökonomischen 
Grundgesetzes des modernen Kapitalismus könnten etwa folgen- 
dermaßen formuliert werden: Sicherung des kapitalistischen 
Maximalprofits durch Ausbeutung, Ruinierung und Verelendung 
der Mehrheit der Bevölkerung des gegebenen Landes, durch Ver- 
sklavung und systematische Ausplünderung der Völker anderer 
Länder, besonders der zurückgebliebenen Länder, und schließlich 
durch Kriege und Militarisierung der Volkswirtschaft, die der 
Sicherung von Höchstprofiten dienen.« (Stalin, Werke, Bd. 15, 
S.329/330) 


Auch im Sozialismus gibt es ein ökonomisches Grundgesetz. Sta- 
lin faßt es zusammen: 


»Die wesentlichen Züge und Erfordernisse des ökonomischen 
Grundgesetzes des Sozialismus könnten etwa folgendermaßen 
formuliert werden: Sicherung der maximalen Befriedigung der 
ständig wachsenden materiellen und kulturellen Bedürfnisse der 
gesamten Gesellschaft durch ununterbrochenes Wachstum und 
stetige Vervollkommnung der sozialistischen Produktion auf der 
Basis der höchstentwickelten Technik.« (ebenda S. 331) 


Im Kapitalismus ist die Produktion von Gebrauchsgegenständen 
und die Versorgung der Bevölkerung nur ein Mittel zum Zweck. 
Marx erläutert in »Theorien über den Mehrwert«: 


»Der direkte Zweck der kapitalistischen Produktion ist nicht die 
Produktion der Ware, sondern des Mehrwerts oder des Profits (in 
seiner entwickelten Form), nicht das Produkt, sondern das surplus 
produce (Mehrprodukt - die Redaktion) ... 
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Die Arbeiter selbst erscheinen in dieser Auffassung als das, was 
sie in der kapitalistischen Produktion sind — bloße Produktions- 
mittel, nicht als Selbstzweck und nicht als Zweck der Produktion.« 
(Marx/Engels, Werke, Bd. 26.2, S. 548/549) 


Im Sozialismus dagegen stehen die Bedürfnisse der Menschen 
im Mittelpunkt. Die Mittel zur Befriedigung dieser Bedürfnisse 
stellen das »ununterbrochene«, also von keinen Krisen unterbro- 
chene »Wachstum« und die »ununterbrochene Vervollkommnung 
der Produktion« dar. Die Steigerung der Produktion ist aber kein 
Selbstzweck, sondern, wie Stalin ausdrücklich betont, das 
hauptsächliche Mittel zur Befriedigung der Bedürfnisse der Ge- 
sellschaft. 


Bedeutet diese Gegenüberstellung nun, daß der Mehrwert und 
der Gewinn im Sozialismus keine Rolle spielen? Keineswegs. 
Einerseits ist klar, daß das gesamte Produkt der gesellschaftli- 
chen Arbeit nicht einfach an die Arbeiter aufgeteilt werden kann. 


Marx wies in der »Kritik des Gothaer Programms« nach, daß 
auch im Sozialismus ein erheblicher Teil des Produktes in den 
Händen des Staates bleiben muß und nicht an die Arbeitenden 
entsprechend ihrer Arbeitsleistung aufgeteilt werden kann. 


Von dem Konsumtionsfonds muß man, laut Marx, abziehen: 


»Erstens. Deckung zum Ersatz der verbrauchten Produktions- 
mittel. 

Zweitens. Zusätzlicher Teil für Ausdehnung der Produktion. 

Drittens. Reserve- oder Assekuranzfonds (Versicherungsgeld- 
mittel — die Redaktion) gegen Mißfälle, Störungen durch Natur- 
ereignisse etc. 

Diese Abzüge vom »unverkürzten Arbeitsertrag< sind eine öko- 
nomische Notwendigkeit, und ihre Größe ist zu bestimmen nach 
vorhandenen Mitteln und Kräften, zum Teil durch Wahrschein- 
lichkeitsrechnung, aber sie sind in keiner Weise aus der Gerech- 
tigkeit kalkulierbar. 


Bleibt der andere Teil des Gesamtprodukts, bestimmt, als Kon- 
sumtionsmittel zu dienen. 
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Bevor es zur individuellen Teilung kommt, geht hiervon wieder 
ab: 

Erstens: Die allgemeinen, nicht direkt zur Produktion 
gehörenden Verwaltungskosten. Dieser Teil wird von vor- 
neherein aufs bedeutendste beschränkt im Vergleich zur jetzigen 
Gesellschaft und vermindert sich im selben Maß, als die neue Ge- 
sellschaft sich entwickelt. 

Zweitens: Was zur gesellschaftlichen Befriedigung von 
Bedürfnissen bestimmt ist, wie Schulen, Gesundheitseinrich- 
tungen etc. Dieser Teil wächst von vorneherein bedeutend im Ver- 
gleich zur jetzigen Gesellschaft und nimmt im selben Maß zu, wie 
die neue Gesellschaft sich entwickelt. 

Drittens: Fonds für Arbeitsunfähige etc., kurz, was heute zur 
sogenannten offiziellen Armenpflege gehört (das war zur Zeit Marx’, 
heute sind es Unfall-, Frühinvaliden- und Altersrente, Kranken-, 
Arbeitslosen- und Wohlfahrtsunterstützung — die Redaktion). 


Erst jetzt kommen wir zu der »Verteilung«, die das Programm 
(Gothaer Programm - die Redaktion), unter Lassalleschem Ein- 
fluß, bornierterweise allein ins Auge faßt, nämlich an den Teil der 
Konsumtionsmittel, der unter die individuellen Produzenten der 
Genossenschaft verteilt wird.« (Marx/Engels, Werke, Bd. 19, S. 19) 


Zu den von Marx aufgeführten »Abzügen« kommen unter den 
Bedingungen der kapitalistischen Einkreisung auch noch die Aus- 
gaben für nationale Verteidigung hinzu. 


Ohne diese Art von »Mehrwert« ist der Sozialismus nicht mög- 
lich. Seine Produktion gehört unmittelbar zur »Befriedigung der 
materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Gesellschaft«. Das ist 
aber nur die eine Seite. Außer dem gesellschaftlichen »Mehrpro- 
dukt« kommt noch der »Gewinn« des einzelnen Betriebes hinzu. 
Am Anfang des sozialistischen Aufbaus in der UdSSR gab es näm- 
lich eine Zeitlang ernste Schwierigkeiten in der Industrie, vor allem 
in der Schwerindustrie: Die einzelnen Betriebe arbeiteten auf eine 
äußerst unökonomische und verschwenderische Weise. Diese Män- 
gel zeigte Stalin in seiner Schrift »Neue Verhältnisse — neue Auf- 
gaben des wirtschaftlichen Aufbaus« aus dem Jahr 1931 auf: 


Kapitalistische und sozialistische Wirtschaft 95 





»Es ist Tatsache, daß in einer Reihe von Betrieben und Wirt- 
schaftsorganisationen die Begriffe »Sparsamkeitsregime«, »Herab- 
setzung der unproduktiven Ausgaben«, »Rationalisierung der Pro- 
duktion« schon längst aus der Mode gekommen sind. Offenbar rech- 
nen sie darauf, daß die Staatsbank »uns sowieso die nötigen Sum- 
men geben wird«. Es ist Tatsache, daß in letzter Zeit die Selbstkosten 
in einer ganzen Reihe von Betrieben zu steigen begonnen haben. Man 
hat es ihnen zur Aufgabe gemacht, die Selbstkosten um zehn und 
mehr Prozent zu senken, sie aber erhöhen sie. Was aber heißt das, 
die Selbstkosten senken? Sie wissen, daß jedes Prozent Senkung der 
Selbstkosten eine Akkumulation von 150 bis 200 Millionen Rubel 
innerhalb der Industrie bedeutet. Es ist klar, daß eine Erhöhung der 
Selbstkosten unter diesen Bedingungen gleichbedeutend ist mit dem 
Verlust von Hunderten Millionen Rubel für die Industrie und die 
gesamte Volkswirtschaft.« (Stalin, Werke, Bd. 13, S. 67) 


Um diese Mängel zu beheben, wurde vor allem der Kampf gegen 
Bürokratismus und Schlendrian vorangetrieben, die Massen wur- 
den mobilisiert und kommunistische Betriebsleiter mit hoher Ver- 
antwortung vor der Arbeiterklasse herangebildet. Um aber die 
Effektivität der einzelnen Betriebe messen und kontrollieren zu 
können, mußte das System der »wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung«, das bereits während der Neuen Ökonomischen Politik 
in einigen Staatsbetrieben eingeführt wurde, noch weiter ausge- 
baut werden. 


Gemäß diesem System muß jeder Betrieb seine Rohstoffe und 
Produktionsmittel vom Staat zu einem festen Preis »kaufen«, seine 
Produkte wiederum zu festen Preisen an den Staat »verkaufen«. 
Er muß Rechenschaft über seine Ausgaben und Einnahmen führen 
und versuchen, durch sparsames Umgehen mit Materialien und 
durch Rationalisierung möglichst einen »Gewinn«, also einen Über- 
schuß der Einnahmen über die Ausgaben, zu erzielen. Die Staats- 
betriebe werden, wie es Lenin bereits 1922 formulierte, »auf 
kommerzielle Grundlage überführt«'?. Selbstverständlich handelt 
es sich hier um kein echtes »Kaufen« und »Verkaufen«, daja kein 
Eigentumswechsel stattfindet. Und auch der »Gewinn« ist eine 


96 Kapitel II/1 





rein rechnerische Angelegenheit und keine Quelle zur Bereiche- 
rung des Betriebes oder seines Direktors. In der Zeit vor dem 
XX. Parteitag mußte fast der gesamte Gewinn an die Staatsbank 
abgeliefert werden; selbst neue Investitionen wurden nicht aus 
dem Gewinn des betroffenen Betriebes, sondern durch im Plan 
festgelegte Zuweisungen der Staatsbank finanziert. Der Gewinn 
und die Rentabilität (die Gewinnrate) sollten vor allem ein Grad- 
messer der Produktivität des Betriebes sein. 


Bereits Stalin sah sich genötigt, vor einer Fetischisierung des 
Gewinns, vor einer Überbetonung der Rolle des Gewinns, vor der 
Erhebung des Gewinns zur treibenden Kraft der Wirtschaft zu 
warnen. 


»Wenn das stimmte, dann ist es unverständlich, warum bei uns 
nicht die Leichtindustrie als die rentabelste mit aller Macht ent- 
wickelt wird, warum ihr nicht der Vorrang gegeben wird vor der 
Schwerindustrie, die oftmals weniger rentabel und bisweilen über- 
haupt nicht rentabel ist. 


Wenn das stimmte, dann ist es unverständlich, warum bei uns 
eine Reihe vorläufig noch unrentabler Betriebe der Schwerindustrie, 
in denen die Arbeit der Arbeiter nicht den »nötigen Effekt« zeitigt, 
nicht geschlossen wird und nicht neue Betriebe der zweifellos ren- 
tablen Leichtindustrie eröffnet werden, in denen die Arbeit der 
Arbeiter einen »größeren Effekt< zeitigen könnte. 


Wenn das stimmte, dann ist es unverständlich, warum bei uns 
die Arbeiter aus den wenig rentablen, aber für die Volkswirtschaft 
sehr notwendigen Betrieben nicht in rentablere Betriebe überge- 
führt werden ...« (Stalin, Werke, Bd. 15, S. 314) 


In der Praxis sah es so aus, daß ein bestimmter Teil der sowje- 
tischen Industriebetriebe überhaupt keinen Gewinn abwarf, son- 
dern mit einem »geplanten Verlust« arbeitete, eine Sache, die im 
Kapitalismus undenkbar wäre. Betriebe, die im Kapitalismus 
keinen Gewinn abwerfen, werden entweder geschlossen, oder es 
werden - handelt es sich um unbedingt notwendige Investitionen 
(z.B. Eisenbahn) - die Verluste »verstaatlicht«, das heißt auf die 
Steuerzahler abgewälzt. Im Sozialismus dagegen können solche 
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Verluste durch die Gewinne anderer staatlicher Betriebe wieder- 
gutgemacht werden. Zusammenfassend führt Stalin aus: 


»Wenn man die Rentabilität nicht vom Standpunkt einzelner Be- 
triebe oder Produktionszweige betrachtet und nicht den Maßstab 
eines Jahres anlegt, sondern sie vom Standpunkt der gesamten 
Volkswirtschaft betrachtet und den Maßstab von etwa 10 bis 15 
Jahren anlegt, was die einzig richtige Fragestellung wäre, dann 
steht die zeitweilige und labile Rentabilität einzelner Betriebe oder 
Produktionszweige in gar keinem Vergleich zu der höheren Form 
der sicheren und ständigen Rentabilität, die uns die Wirkung des 
Gesetzes der planmäßigen Entwicklung der Volkswirtschaft und 
die Planung der Volkswirtschaft gewährleisten ...« (Stalin, Wer- 
ke, Bd. 15, S. 315) 


Diese Worte Stalins sind glasklar und bringen den Unterschied 
zwischen der Bedeutung des Gewinns im Kapitalismus und der 
des Gewinns im Sozialismus hervorragend zum Ausdruck. Im Ka- 
pitalismus muß jeder Betrieb Gewinn abwerfen, sonst verliert er 
seine Daseinsberechtigung und schließt seine Tore. Im Sozialis- 
mus soll jeder Betrieb so weit wie möglich rentabel (gewinn- 
trächtig) arbeiten. Das Rentabilitätsprinzip darf aber auf keinen 
Fall die treibende Kraft der Wirtschaft sein. Der Gewinn jedes 
einzelnen Betriebes muß sich einer »höheren Form einer stabilen 
und ständigen Rentabilität«, muß sich dem Ziel der immer voll- 
kommeneren Befriedigung der Bedürfnisse der gesamten Gesell- 
schaft unterordnen. 


Es gibt jedoch Elemente, denen diese Worte Stalins unverständ- 
lich sind. So schreibt der revisionistische Ökonom L. Gatowski im 
theoretischen Organ der KPdSU »Kommunist« 18/1962: 


»Hier wurde erstens der Begriff der höheren Rentabilität von 
Stalin vom Gewinn losgelöst. Deshalb entspricht der Terminus 
‚höhere Rentabilität« nicht seinem Inhalt. Der klare und bestimmte 
Begriff der Rentabilität, d.h. der Gewinnträchtigkeit, wurde ersetzt 
durch den ganz unklaren, unbestimmten und im Grunde inhalts- 
leeren Begriff der höheren Rentabilität, der keinen Bezug zum 
Gewinn hat. 
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Zweitens ist hier die Beziehung zwischen dem Unternehmen 
selbst und der Rentabilität falsch. Darum kann und darf die Renta- 
bilität nicht stabil und konstant sein, sondern ist instabil und ver- 
gänglich. 


Drittens erwies sich die Planmäßigkeit, die Stalin mit der »höhe- 
ren Rentabilität« verband, als der Rentabilität des einzelnen Be- 
triebes entgegengesetzt. 


Diese Trennung von Planung und Rentabilität widerspricht den 
grundlegenden Aufgaben der sozialistischen Ökonomie. Die Sicher- 
stellung der Rentabilität der einzelnen Betriebe als Basis der sozia- 
listischen Akkumulation stellt eine der wichtigsten Aufgaben der 
sozialistischen Planung dar.« 


Man fühlt das Grausen dieses bürgerlichen Hohlkopfes, wenn er 
sich an die »schrecklichen Zeiten« des »Personenkultes« erinnert: 


»Was für einen Sinn hatte es damals, die Frage von der objekti- 
ven Notwendigkeit des Gewinnes zu stellen! Kein Wunder, daß 
in jener Periode man den Gewinn nicht als eine notwendige Kate- 
gorie eines normal funktionierenden sozialistischen Unternehmens 
betrachten konnte ... Es ging so weit, daß, im allgemeinen, das Ar- 
beiten mit Verlust ohne weiteres als eine normale wirtschaftliche 
Erscheinung angesehen wurde und sogar als ein Zeichen des Vor- 
teils des Sozialismus. Die Vorstellung war weit verbreitet, daß 
das Rentabilitätsprinzip im allgemeinen ein kapitalistisches, dem 
Sozialismus fremdes Prinzip sei: Es schränke ja die Vorzüge der 
Planwirtschaft ein und müsse deshalb verworfen werden.« 


Diese gekünstelte Ahnungslosigkeit hat ihre Hintergründe. 
Wenn die neue Bourgeoisie sich des Staats- und Wirtschafts- 
apparats bemächtigt, tut sie das nicht, weil sie die Bedürfnisse 
der Bevölkerung befriedigen will. Nein, sie übernimmt die Macht 
einzig und allein zu dem Zweck, sich zu bereichern, die staatliche 
Wirtschaftsmaschinerie für ihre eigenen Ziele, für die Heraus- 
schlagung von Gewinnen, einzusetzen. 


Wir werden in der Folge im einzelnen nachweisen, wie die neue 
Bourgeoisie in der Sowjetunion das kapitalistische Profitprinzip 
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zum Leitstern der Wirtschaft — sowohl in der Theorie als auch in 
der Praxis — erhoben hat; und wie sie den Gewinn gleichzeitig von 
einer bloßen Rechnungsgröße in eine direkte Quelle für die Be- 
reicherung der herrschenden Klasse und für die Korrumpierung 
der Arbeiterklasse umwandelte. Bevor wir dies ausführen kön- 
nen, müssen wir aber zunächst eine weitere theoretische Frage 
ins Auge fassen: die Frage nach dem Wirken des Wertgesetzes im 
Sozialismus. 


Die Warenproduktion und das Wertgesetz 
im Kapitalismus und im Sozialismus 


Ist das Profitprinzip das Grundgesetz des Kapitalismus, so ist 
die Warenproduktion der Mechanismus, vermittels dessen der 
Profit verwirklicht wird. Die Warenproduktion ist die wirtschaft- 
liche Grundlage des Kapitalismus, und im Kapitalismus gelangt 
die Warenproduktion zu ihrer höchsten Blüte. 


»Gebrauchsgegenstände werden überhaupt nur Waren«, schreibt 
Marx im ersten Kapitel des »Kapitals«, »weil sie Produkte von- 
einander unabhängig betriebener Privatarbeiten sind« 
(Marx/Engels, Werke, Bd. 23, S. 87 — Hervorhebung durch die Re- 
daktion). Diese Produkte werden von ihren Eigentümern gegen- 
einander ausgetauscht, und zwar so, daß zwei Produkte, die den 
gleichen (Tausch-)Wert haben, gegenseitig ausgetauscht werden. 


»Es ist nur das Quantum gesellschaftlich notwendiger Arbeit 
oder die zur Herstellung eines Gebrauchswerts gesellschaftlich not- 
wendige Arbeitszeit, welche seine Wertgröße bestimmt ... Als Werte 
sind alle Waren nur bestimmte Maße festgeronnener Arbeitszeit.« 
(ebenda S. 54) 


Wenn also zwei Produkte als Waren gegeneinander ausgetauscht 
werden, setzt das voraus: 


1. daß ihre Eigentümer voneinander unabhängige Privateigentü- 
mer sind, und 
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2. daß für die Produktion beider Waren die gleiche Menge gesell- 
schaftlich notwendiger Arbeit aufgebraucht wurde, daß sie also 
den gleichen Wert haben. 


Der Preis ist die Geldform des Wertes. Man könnte das Wert- 
gesetz also ungefähr so formulieren: Die Preise von Waren werden 
in der Regel durch ihren Wert, also durch die Menge der in ihr 
festgeronnenen gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit bestimmt. 
Bekanntlich entfaltete Marx die Analyse der Ware im ersten 
Kapitel seines Hauptwerkes und baute seine ganze Kritik des 
Kapitalismus darauf auf, wie Lenin in seiner Schrift »Zur Frage 
der Dialektik« bemerkt: 


»Marx analysiert im »Kapital« zunächst das einfachste, gewöhn- 
lichste, grundlegendste, massenhafteste, alltäglichste, milliarden- 
fach zu beobachtende Verhältnis der bürgerlichen (Waren-)Ge- 
sellschaft: den Warenaustausch. Die Analyse deckt in dieser ein- 
fachsten Erscheinung (in dieser »Zelle< der bürgerlichen Gesell- 
schaft) alle Widersprüche (resp. die Keime aller Widersprüche) 
der modernen Gesellschaft auf.« (Lenin, Werke, Bd. 38, S. 340) 


Marx und Engels haben an mehreren Stellen betont, daß die 
Ware und der Wert keine Rolle im Sozialismus spielen können. 
Marx schreibt in der »Kritik des Gothaer Programms«: 


»Innerhalb der genossenschaftlichen, auf Gemeingut an den 
Produktionsmitteln gegründeten Gesellschaft tauschen die Produ- 
zenten ihre Produkte nicht aus; ebensowenig erscheint hier die auf 
Produkte verwandte Arbeit als Wert dieser Produkte, als eine von 
ihnen besessene sachliche Eigenschaft, da jetzt, im Gegensatz zur 
kapitalistischen Gesellschaft, die individuellen Arbeiten nicht mehr 
auf einem Umweg, sondern unmittelbar als Bestandteile der Ge- 
samtarbeit existieren.« (Marx/Engels, Werke, Bd. 19, S. 19/20) 


Im Sozialismus werden nach Marx die Gebrauchsgegenstände 
nicht mehr an die Arbeiter verkauft, sondern entsprechend ihrer 
Arbeitsleistung einfach aufgeteilt, wobei das Geld überflüssig ge- 
worden ist. 
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Nur waren Marx und Engels immer davon ausgegangen, daß der 
Sozialismus die »Besitzergreifung der sämtlichen Produktions- 
mittel«, »der Gesamtheit der Produktionsmittel«, wie es im »Anti- 
Dühring« heißt, bedeutet. Bekanntlich aber sind in den sozialisti- 
schen Ländern nicht sofort alle Produktionsmittel in den Händen 
des Staates vereinigt, denn es gibt neben dem staatlichen Sektor 
noch einen genossenschaftlichen Sektor (landwirtschaftliche 
und Handwerksgenossenschaften) sowie zum Teil anfänglich auch 
einen privaten Sektor (Privatparzellen und private Viehzucht 
der Bauern, Privathandwerker und einen privatkapitalistischen 
Sektor). Dies ist, wie bereits Lenin feststellte, eine absolute Not- 
wendigkeit in Ländern, in denen der Kapitalismus die Kleinbe- 
sitzer noch nicht völlig verproletarisiert, sich noch nicht völlig im 
Dorf durchgesetzt hat. In der Sowjetunion wäre es undenkbar ge- 
wesen, die Bauern einfach zu enteignen und in staatlichen land- 
wirtschaftlichen Betrieben zusammenzuschließen. Dies hätte ein 
Bündnis zwischen Arbeitern und Bauern unmöglich gemacht und 
die gesamte Bauernschaft in das Lager der Konterrevolution ge- 
trieben. Der einzige Ausweg ist der freiwillige Zusammenschluß 
der Bauern in Kollektivwirtschaften, die über ihre Erzeugnisse 
gemeinsam verfügen und sie an den Staat verkaufen. 


Unter diesen Bedingungen gelten die Aussagen von Marx und 
Engels über das Nichtvorhandensein einer Warenproduktion nur 
in stark eingeschränktem Sinne, was die erste Phase des Kom- 
munismus anbelangt. Stalin weist in »Ökonomische Probleme des 
Sozialismus in der UdSSR« darauf hin: 


»Für den ökonomischen Zusammenschluß von Stadt und Land, 
von Industrie und Landwirtschaft ist die Warenproduktion (Aus- 
tausch durch Kauf und Verkauf), als die für die Bauern einzig an- 
nehmbare Form der ökonomischen Verbindung mit der Stadt ...« 
(Stalin, Werke, Bd. 15, S. 304/305) 


Wenn also der Staat Getreide von den Genossenschaften 
braucht, um die Arbeiter in den Städten zu ernähren, und wenn 
die Genossenschaftsbauern Industrieerzeugnisse, zum Beispiel 
Metalltöpfe oder Rundfunkgeräte, vom Staat brauchen, so kann 
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der Austausch nur auf dem Weg eines Warenaustauschs, von Kauf 
und Verkauf, vor sich gehen. Da man aber selbstverständlich nicht 
zwei getrennte Märkte und Verteilungssysteme haben kann —- den 
einen nur für Arbeiter in staatlichen Betrieben, den anderen nur 
für Genossenschaftsmitglieder - ist es klar, daß auch die Ver- 
sorgung der Arbeiter in den Städten mit Konsumgütern mittels 
Kauf und Verkauf vor sich gehen muß. Diese Warenzirkulation 
wird vom Wertgesetz reguliert, denn die einzige »gerechte«, also 
für beide Seiten annehmbare Form des Austausches ist ein Aus- 
tausch von gleichen Mengen Arbeit. 


Das Wertgesetz wirkt also auch im Sozialismus, ist allerdings 
im wesentlichen auf den Aufkauf landwirtschaftlicher Güter und 
den Verkauf von Konsumgütern beschränkt. Dieses Weiterwirken 
des Wertgesetzes gründet sich auf das Bestehen zweier getrenn- 
ter Formen des sozialistischen Eigentums in der ersten Phase des 
Kommunismus. 


Daraus ergibt sich, daß die Produktionsmittel, die der Staat an 
die einzelnen Betriebe »verkauft«, sowie die fertigen Güter, die die 
Betriebe an den Staat »verkaufen«, keine Waren und dem Wert- 
gesetz nicht unterworfen sind. 


Stalin schreibt: 


»Kann man die Produktionsmittel in unserer sozialistischen Ord- 
nung als Ware betrachten? Meiner Ansicht nach kann man das auf 
keinen Fall. 


Die Ware ist ein Erzeugnis der Produktion, das an jeden belie- 
bigen Käufer verkauft werden kann, wobei der Warenbesitzer bei 
Verkauf der Ware das Eigentumsrecht an ihr verliert, während der 
Käufer Eigentümer der Ware wird, der sie weiterverkaufen, ver- 
pfänden, ja verderben lassen kann. Fallen die Produktionsmittel 
unter diese Definition? Es ist klar, daß sie nicht darunter fallen. 
Erstens können die Produktionsmittel nicht an jeden Käufer »ver- 
kauft: werden, sie werden nicht einmal an Kollektivwirtschaften 
‚verkauft«, sie werden nur vom Staat auf seine Betriebe verteilt. 
Zweitens verliert der Besitzer der Produktionsmittel, der Staat, bei 
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ihrer Übergabe an diesen oder jenen Betrieb in keiner Weise das 
Eigentumsrecht an den Produktionsmitteln, sondern behält es im 
Gegenteil voll und ganz. Drittens werden die Direktoren der Be- 
triebe, die vom Staat Produktionsmittel erhalten haben, nicht nur 
nicht ihre Eigentümer, sondern werden im Gegenteil als Bevoll- 
mächtigte des Sowjetstaates zur Ausnutzung der Produktions- 
mittel entsprechend den vom Staat übergebenen Plänen bestätigt.« 
(ebenda S. 342/343) 


Wenn man vom »Preis« der Produktionsmittel spricht, dann ist 
das lediglich eine Sache der Verrechnung. Im Gegensatz zum 
Außenhandel, in dessen Rahmen die Produktionsmittel allerdings 
noch als Waren verkauft werden, verhält es sich so, daß 


»... auf dem Gebiet des wirtschaftlichen Umlaufs innerhalb des 
Landes die Eigenschaften von Waren verlieren, aufhören, Waren 
zu sein, und aus dem Wirkungsbereich des Wertgesetzes heraus- 


treten, wobei sie nur die äußere Hülle von Waren (Kalkulation und 
dgl.) behalten« (ebenda S. 344). 


Diese Aussage ist eine wissenschaftliche Zusammenfassung der 
Rolle des Wertgesetzes im Sozialismus, eine schöpferische und 
korrekte Weiterentwicklung der Lehren von Marx und Engels 
unter den Bedingungen einer sozialistischen Gesellschaft, die noch 
zwei Hauptformen des sozialistischen Eigentums kennt. 


Es war gerade diese marxistisch-leninistische Lehre, die die 
modernen Revisionisten zuerst verwarfen, als sie daran gingen, 
eine revisionistische Wirtschaftstheorie zusammenzubasteln. 


Unter der Standarte des »Kampfes gegen den Personenkult« 
fand im Dezember 1956 eine »wissenschaftliche Tagung« über das 
Wertgesetz statt. Obwohl eine Reihe von Meinungsverschieden- 
heiten auftauchten, waren sich die Teilnehmer der Tagung im 
großen und ganzen darüber einig, daß die von Stalin begründete 
Einschränkung des Wertgesetzes auf den Konsumgüterbereich 
»verfehlt« sei. In dem Bericht über eine Diskussion in der Akade- 
mie der Wissenschaften über Wertgesetz und Preisbildung in der 
UdSSR schreibt die Zeitschrift »Woprossy Ekonomiki« 2/1957: 
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»Eines der positiven Ergebnisse der Beratung ist - so sagte Ge- 
nosse Gatowskij - in der ernsthaften Kritik der Auffassungen zu 
sehen, die die Rolle der Warenproduktion und des Wertgesetzes 
künstlich eingeengt haben. Einer überzeugenden Kritik wurde vor 
allem die verbreitete Auffassung unterzogen, derzufolge die Pro- 
duktionsmittel im Sozialismus keine Waren seien und die Waren- 
produktion und -Zirkulation sich lediglich auf die Konsumgüter- 
sphäre erstrecke.« 


Um dies zu »begründen«, legte der Hauptreferent Kronrod eine 
äußerst verworrene und subjektivistische Theorie dar, die selbst 
von vielen Diskussionsteilnehmern verworfen wurde. Nach Kron- 
rod beruht das Weiterbestehen der Warenproduktion nicht auf 
der Tatsache, daß es zwei Eigentumsformen gibt, sondern auf der 
»Ungleichartigkeit der Arbeit«, also der unterschiedlichen Quali- 
fikation, Schwierigkeit usw. der einzelnen Arbeiten und auf der 
»Notwendigkeit eines materiellen Anreizes«. Daß es den Revisio- 
nisten aber gar nicht auf die Begründung, sondern nur auf das 
Ergebnis ankommt, beweist die Tatsache, daß man heute mit einer 
völlig anderen »Theorie« zum gleichen Ergebnis gelangt. Die neue 
Theorie besagt: Das Wertgesetz gelte auch innerhalb des staatli- 
chen Sektors, weil dort die Produktion arbeitsteilig vor sich geht. 
Man ersetzt also den marxistischen Prüfstein für Warenproduk- 
tion, den Eigentumswechsel, mit einem Taschenspielertrick 
durch bloße Arbeitsteilung. 


So heißt es in dem 1969 in der DDR veröffentlichten Buch »Öko- 
nomische Gesetze im gesellschaftlichen System des Sozialismus« 
bezeichnend: 


»Die Arbeitsteilung zwischen den Produzenten ist gesellschaftli- 
cher Natur, ist Ausdruck der Beziehungen ökonomisch eigenver- 
antwortlicher gesellschaftlicher Produzenten.« 


Was auch immer die Begründung sei, bis heute ist eine der 
wesentlichen Behauptungen der revisionistischen Ökonomie die 
Lehre von der Allgemeingültigkeit der Warenproduktion im Sozia- 
lismus, einschließlich des Bereichs der Herstellung und des »Ver- 
kaufs« von Produktionsmitteln. 
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Was ursprünglich wie eine rein akademische Diskussion ausge- 
sehen haben mag, war in der Tat die Vorbereitung eines ernsten 
Anschlags auf die sozialistischen Wirtschaftsstrukturen. Genauso 
wie die Theorien vom »friedlichen Übergang« und von der »friedli- 
chen Koexistenz« die konterrevolutionäre Zusammenarbeit mit den 
US-Imperialisten rechtfertigen sollten, genauso wie die Theorie 
vom »Staat des ganzen Volkes« den Klassenkampf und die Dikta- 
tur des Proletariats abwürgen sollte, so sollte die Revidierung der 
marxistisch-leninistischen Theorie vom Wertgesetz der allseitigen 
Einführung des kapitalistischen Profitprinzips Tür und Tor öffnen. 
Dies läßt sich am Beispiel der Preispolitik aufzeigen. 


Wie sah die Preispolitik der sozialistischen Sowjetunion unter 
Stalin aus? Die Festsetzung der Preise für Industrieerzeugnisse 
in der Sowjetunion richtete sich erstens nach den Selbstkosten 
eines Betriebes, zweitens nach dem Reineinkommen (Gewinn) 
eines Betriebes und drittens dem zentralisierten Reingewinn des 
Staates in Form der sogenannten Umsatzsteuer. Es gibt (abge- 
sehen von Außenhandelspreisen) zwei Hauptformen des Preises: 
der Fabrik- oder Werkpreis (der sogenannte Betriebspreis) und 
der Abgabepreis der Industrie, der aber nicht in der gleichen Weise 
für alle Produkte zusammengesetzt ist. Das wird treffend in dem 
»Lehrbuch der politischen Ökonomie«, das von einem Autoren- 
kollektiv sowjetischer Wissenschaftler 1954 herausgegeben wur- 
de, mit folgenden Worten zum Ausdruck gebracht (deutsche Aus- 
gabe, 1955, S.539f.): 


»Der Fabrik- oder Werkpreis für Industrieerzeugnisse ist gleich 
den im Plan festgesetzten Selbstkosten der Produktion plus dem 
Reineinkommen des Betriebs. Er sichert also dem Betrieb die 
Deckung seiner planmäßigen Ausgaben und ein Reineinkommen. 


Der Abgabepreis der Industrie enthält den Fabrik- oder Werk- 
preis und den Teil des zentralisierten Reineinkommens des Staa- 
tes, der in Form der »Umsatzsteuer«< auftritt. 


Das Reineinkommen der Gesellschaft wird in allen Produktions- 
zweigen geschaffen. Der Staat erhält jedoch die Umsatzsteuer über 
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den Preismechanismus vorwiegend aus den Wirtschaftszweigen, 
die Konsumgüter herstellen. Die Preise für die Erzeugnisse der 
Zweige, die Produktionsmittel erzeugen, enthalten in der Regel 
Jedoch keine Umsatzsteuer. Ein Teil des in der Schwerindustrie ge- 
schaffenen Reineinkommens wird in der Leichtindustrie und in 
den übrigen Zweigen der Konsumgüterproduktion realisiert. Dieses 
Verfahren gewährleistet einen relativ niedrigen Stand der Preise 
für Produktionsmittel, die in der Industrie wie in der Landwirt- 
schaft verwendet werden, beschleunigt die Mechanisierung der Pro- 
duktion und führt im Endergebnis zur Steigerung der Produktion 
und zur Senkung der Selbstkosten der Gebrauchsgüter.« 


Schematische Darstellung des sowjetischen Preissystems 


Handelspreis 





Konstantes „ Variables Mebnier - Wert 
Kapital Kapital 
(Betriebs-)Preis 
der Produktions- 
mittel Lohnkosten Gewinn 
(Maschinen, 
Rohstoffe, Umsatz- Handels- 
Halbfertiggüter) steuer kosten 


Betriebspreis 


Die Betriebe haben die Aufgabe, durch rationelles Umgehen mit 
den Produktionsmitteln und durch technische Neuerungen die 
Kosten zu senken, was sich dann als steigender Gewinn ausdrückt. 
Die Differenz zwischen dem Betriebspreis und dem Handelspreis 
(abzüglich der Handelskosten und dem Gewinn der Handels- 
organisationen) macht die sogenannte Umsatzsteuer aus. Anzu- 
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merken ist allerdings, daß das Wort »Umsatzsteuer« nicht beson- 
ders glücklich gewählt ist, da die »Umsatzsteuer« ja nichts mit 
einer Steuer im kapitalistischen Sinne zu tun hat. In der sozialis- 
tischen Sowjetunion war die »Umsatzsteuer« die hauptsächliche 
Einkommensquelle des Staatshaushaltes. 


Wenn jedoch die Produktionsmittel Waren sind und somit der 
Güteraustausch zwischen dem Staat und den Betrieben Waren- 
austausch ist, dann muß wohl auch der Betriebspreis dem Wert- 
gesetz unterworfen sein. Bereits 1956 hatte Kronrod in seinem 
Referat auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Betriebspreise 
»mit dem Wert in Übereinstimmung zu bringen« und schlug des- 
halb vor, »die Preise für Waren der Abteilung I (Produktionsmit- 
tel) zu ändern, ohne die Preise für die Waren der Abteilung II (Kon- 
sumgüter) zu ändern«". Und in der Tat werden bis heute die Preise 
der Produktionsmittel unter dem Vorwand der »Ausnützung der 
Ware-Geld-Beziehung« und ähnlichem mehr immer wieder herauf- 
gesetzt. Das bedeutet, daß durch die Manipulation der Betriebs- 
preise der Gewinn erhöht wird, während die Umsatzsteuer immer 
mehr an Bedeutung verliert. 


Wie aus der Tabelle 1 ersichtlich, sind seit der Revidierung der 
Preistheorie die Gewinne in ungeheuerlichem Ausmaß gestiegen. 
Diese wurden zwar nicht allein durch die »Korrektur« der Preise 
erzielt - wir werden die anderen Mittel zur Erhöhung des Gewinns 
nachher untersuchen -, doch ist das Hochschrauben der Betriebs- 
preise einer der wichtigsten Faktoren dabei. Jedenfalls steht die 
riesige Zunahme der Gewinne in keinerlei Verhältnis zu den offi- 
ziellen Zahlen über die Zunahme der Arbeitsproduktivität. Seit 
1966 ist die Gewinnabfuhr die wichtigste Einkommensquelle des 
Staatshaushaltes; bis 1966 war es die Umsatzsteuer gewesen. 


Während der Periode des Sozialismus in der UdSSR wurde die 
Rolle des Gewinns immer weiter zugunsten der Umsatzsteuer ein- 
geschränkt. So sank der Anteil der Gewinnabführungen an den 
Haushalt von 12,1 Prozent (1940) auf 9,5 Prozent (1950). Seit der 
Machtergreifung durch die Revisionisten geht die Entwicklung 
gerade in umgekehrter Richtung. So stieg der Anteil der Gewinn- 
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Tabelle 1 
Absolute Größe des Gewinns und der Umsatzsteuer in 
staatlichen Betrieben (in Milliarden Rubel) 


Jahr 





Quellen: ' »Narodnoje chosjajstwo SSSR w 1969 godu«, S. 741 und 769 
? „Narodnoje chosjajstwo SSSR 1922—1972«, 5. 465 


abführungen an den Haushalt von 9,5 Prozent (1950) auf 24,2 Pro- 
zent (1960) und bis zu 34,3 Prozent (1966). Der Anteil der Um- 
satzsteuer sank von 55,8 Prozent (1950) auf 31,8 Prozent (1969). 
(»Narodnoje chosjajstwo SSSR w 1969 godu«, S. 770) 


Wichtig ist aber nicht so sehr der Zuwachs der Gewinne an sich. 
Das Entscheidende ist, daß ein immer größerer Teil des Gewinns 
nicht mehr an den Staatshaushalt abgeliefert wird, sondern zu 
dem einen oder anderen Zweck in den Betrieben bleibt, zum er- 
heblichen Teil jedoch der Bereicherung der Betriebsdirektoren 
und führenden Angestellten dient. 1969 wurden lediglich 61 Pro- 
zent des Gewinns an den Haushalt abgeliefert; 1960 waren es noch 
64 Prozent. Die übrigen 39 Prozent der 72,7 Milliarden Rubel blie- 
ben in den Betrieben. (ebenda S. 741-742) 


Wir werden noch darauf zurückkommen, was mit diesem Gewinn 
geschieht. Von Wichtigkeit ist hier aber die relative Verselbständi- 
gung der einzelnen Betriebe gegenüber dem Staat, die wachsende 
Macht der einzelnen Betriebsdirektoren. Gerade die Revidierung 
der marxistischen Theorie vom Wertgesetz gibt die »moralische« 
Rechtfertigung für den Übergang zum kapitalistischen Profit- 
prinzip. Denn wenn die Betriebe jetzt selbständige Einheiten sind, 
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die die Waren gegenseitig ihrem Wert entsprechend verkaufen, 
wenn der Gewinn keine bloße Verrechnungsgröße mehr ist, sondern 
eine objektive Wertmenge, dann ist es nur natürlich, daß die Be- 
triebe zum großen Teil über die Gewinne verfügen. Die Direktoren 
und Manager, die einerseits durch Preismanipulation, andererseits 
durch verstärkte Ausbeutung der Arbeiter die Gewinne in die Höhe 
treiben, stecken davon einen entsprechenden Teil in ihre Taschen, 
als Verdienst für die »geschickte« Leitung der Betriebe. 


Das Fortbestehen des Wertgesetzes im Sozialismus ist ein Aus- 
druck der Dialektik, des widersprüchlichen Wesens der sozialisti- 
schen Gesellschaft. Es ist Ausdruck davon, daß der Kommunis- 
mus noch nicht verwirklicht ist, daß gewisse Züge des Kapitalis- 
mus weiterbestehen und weiterwirken, aber immer mehr zurück- 
gedrängt werden. In den zwanziger und dreißiger Jahren gab es 
in der Sowjetunion eine »linke« Abweichung, die diese Dialektik 
nicht begriff und dem Wertgesetz keinen Platz im Sozialismus ein- 
räumen wollte. Heute vertreten kubanische Wirtschaftstheoretiker 
einen ähnlichen falschen Standpunkt. Die sowjetischen Revisio- 
nisten und ihre Nachbeter leugnen ebenfalls diese Dialektik, 
indem sie das Wertgesetz zum Gesetz der gesamten Produktion 
erheben. Die »linken« Revisionisten lassen die Überreste des Ka- 
pitalismus außer acht und wollen sofort zum Kommunismus sprin- 
gen. Die rechten Revisionisten wollen aber die kapitalistischen 
Überreste verewigen. So haben die sowjetischen Revisionisten den 
Sozialismus liquidiert und sind gänzlich zum Kapitalismus 
zurückgekehrt. 


Die Warenproduktion ist eines der »Muttermale« des Kapita- 
lismus, die, nach Marx, dem Sozialismus anhaften. Im Fortbe- 
stehen der Warenproduktion sah Stalin eine der Wurzeln einer 
möglichen Restauration des Kapitalismus. So sagte er in seiner 
Rede »Über die rechte Gefahr in der KPdSU(B)« im Jahr 1928: 


»Gibt es bei uns, in unserem Sowjetland, Vorbedingungen, die 
eine Wiederherstellung (Restauration) des Kapitalismus möglich 
machen? Ja, die gibt es. Das mag sonderbar erscheinen, ist aber 
Tatsache, Genossen. Wir haben den Kapitalismus gestürzt, haben 
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die Diktatur des Proletariats errichtet und entwickeln in gestei- 
gertem Tempo unsere sozialistische Industrie, wobei wir die bäuer- 
liche Wirtschaft eng mit ihr zusammenschließen. Aber wir haben 
den Kapitalismus noch nicht mit der Wurzel ausgerottet. Wo stecken 
diese Wurzeln des Kapitalismus? Sie stecken in der Warenpro- 
duktion, in der Kleinproduktion der Stadt und insbesondere des 
Dorfes.« (Stalin, Werke, Bd. 11, S. 201) 

Solange die Diktatur des Proletariats besteht, solange der sozia- 
listische Staat der Warenproduktion enge Schranken setzt, ist sie 
an sich nichts Fürchterliches oder Unnatürliches, sie kann sogar 
eine sehr nützliche, eine äußerst wichtige Sache sein. Dieser Rest 
und »Keim« der bürgerlichen Gesellschaft braucht keineswegs zu 
einem vollentwickelten Kapitalismus heranzuwachsen, wenn er 
auch diese Gefahr in sich birgt. Aber wenn die Diktatur des Pro- 
letariats aufgehoben wird, wenn die Warenproduktion sich un- 
eingeschränkt ausweiten kann, sich sogar auf Gebiete ausweitet, 
die ihr bislang streng verschlossen blieben, bringt sie unweiger- 
lich alle Übel des Kapitalismus mit sich. 

Diese Tatsache versuchen die neuen kapitalistischen Macht- 
haber der Sowjetunion und ihre gekauften Ideologen mit allen 
Mitteln zu verschleiern. So wendet sich der führende revisionisti- 
sche Ökonom Leontjew* in der Zeitschrift »Probleme des Friedens 
und des Sozialismus« 7/1970 gegen die Ansichten, 

»... denen zufolge die ökonomischen Gesetze des Sozialismus ein 
Gemisch von ökonomischen Gesetzen der beiden Formationen — des 
Kapitalismus und des Kommunismus - darstellen«. 

(Bürgerliche Ideologen bezeichneten die marxistische Dialektik 
schon immer mit Worten wie »Gemisch«.) Leontjew führt weiter 
aus: 

»Seinerzeit war bekanntlich die Auffassung verbreitet, daß die 
Ware-Geld-Beziehung eine Art Überbleibsel des Kapitalismus in 
der sozialistischen Ökonomik, »Rudimente«< der alten Produktions- 





*L.A. Leontjew, korrespondierendes Mitglied der Akademie der Wissen- 
schaften der UdSSR 
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weise seien. Anhand einer wissenschaftlichen Analyse der sozia- 
listischen Wirklichkeit haben die kommunistischen und Arbeiter- 
parteien der meisten sozialistischen Länder längst derartige An- 
sichten zurückgewiesen.« 


Wenn man das Wertgesetz derart »unterschätzt«, dann würden 
»die Kategorien der wirtschaftlichen Rechnungsführung in diesem 
Falle nur als rechnerisches Instrument betrachtet und ihres öko- 
nomischen Inhalts beraubt«. 


Bemerkenswert scheint hier zunächst der Ausdruck: »der mei- 
sten sozialistischen Länder«. Denn sogar Leontjew weiß genau, 
daß in den wirklich sozialistischen Ländern, die dem Marxismus- 
Leninismus treu geblieben sind, auch die marxistische Wirt- 
schaftstheorie verteidigt wird. Um nur ein Beispiel zu erwähnen, 
wollen wir die Schrift des Generalsekretärs der Partei der Arbeit 
Koreas, Kim Ir Sen, »Über einige theoretische Probleme der so- 
zialistischen Ökonomik« anführen, die 1969 in deutscher Sprache 
in Pjöngjang veröffentlicht wurde. Hier bringt Kim Ir Sen das 
Wertgesetz ausdrücklich mit dem »Übergangscharakter unserer 
Gesellschaft« in Zusammenhang und weist nach, daß 


»... man die zwischen staatlichen Betrieben zirkulierenden Ma- 
schinenausrüstungen, Materialien und Rohstoffe nicht als Waren 
bezeichnen kann, die unter der Wirkung des Wertgesetzes realisiert 
werden«. 


Bemerkenswert ist bei Leontjew weiter, daß die wirtschaft- 
liche Rechnungsführung nicht — wie man eigentlich aus ihrem 
Namen schließen dürfte — ein »rechnerisches Instrument« bleibt, 
sondern einen »ökonomischen Inhalt« bekommt. Das kann aber 
nichts anderes bedeuten, als daß es sich bei der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung jetzt nicht mehr um scheinbar selbständige 
Betriebe handelt, die ein scheinbar kommerzielles Verhältnis 
miteinander eingehen, sondern um eine echte Selbständigkeit, 
um echten Warenaustausch, der als solcher dem Wertgesetz 
unterworfen ist. Solche Theorien, genauso wie die schon erwähnte 
These von der »gesellschaftlichen Arbeitsteilung als Ausdruck der 
Beziehungen ökonomisch eigenverantwortlicher gesellschaftlicher 
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Produzenten«, sind nichts anderes als offene Angriffe auf das staat- 
liche Eigentum an den Produktionsmitteln. Sie sind eine Recht- 
fertigung dafür, daß die Direktoren die Betriebe als eine Quelle 
für persönliche Bereicherung ansehen, daß sie sich nicht mehr als 
Funktionäre des Volkes begreifen, die ihre ganze Tätigkeit der Be- 
friedigung der Bedürfnisse des Volkes widmen und ihre Wirt- 
schaftsführung der höheren Form der Rentabilität unterordnen 
müssen, sondern als Kapitalisten, denen das kapitalistische Pro- 
fitprinzip zum höchsten Ziel geworden ist. 
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2. Die Revisionisten erheben den 
kapitalistischen Profit zum Hauptprinzip 
der sowjetischen Wirtschaft 


Die Anfänge der »Wirtschaftsreform« unter 
Chruschtschow 


Die Untergrabung der sozialistischen Wirtschaftsstrukturen in 
der Sowjetunion begann, wie wir gesehen haben, mit einer breit 
angelegten ökonomischen Diskussion. Nachdem man die Frage 
des Wertgesetzes im revisionistischen Sinn geregelt hatte, wid- 
mete man sich vor allem der Frage, wie man die Produktivität der 
Arbeit in den staatlichen Betrieben erhöhen könnte. Die Chru- 
schtschow-Leute erhoben ein Wehgeschrei darüber, daß die Be- 
triebe bisher nicht produktiv genug gearbeitet hätten und such- 
ten nach neuen Mitteln, die Produktivität zu steigern. 

Bei dieser Diskussion standen -— allgemein gesehen — haupt- 
sächlich die beiden folgenden Gesichtspunkte zur Debatte: 

1. In der Vergangenheit sei der Gewinn nicht genügend in den 
Vordergrund gestellt worden. Man könne die Arbeitsprodukti- 
vität aber nur durch eine stärkere Betonung und Anwendung 
des Gewinnprinzips steigern. 

2. Um die Rentabilität und damit die Produktivität zu steigern, 
müsse man sowohl die Betriebsdirektoren als auch die Arbeiter 
durch »materielle Anreize« zu größeren Leistungen anspornen. 
Um aber die Direktoren und Arbeiter an einer Steigerung des 
Gewinns zu interessieren, solle man einen Teil des erzielten 
Gewinns in der Form von Prämien auszahlen. 

Wir haben bereits gesehen, daß die Rentabilität nur ein Gradmes- 
ser der Produktivität ist und sie keineswegs bestimmen kann. Wir 
haben weiter gesehen, daß man den Gewinn sogar durch bloße Ma- 
nipulation der Preise, ohne überhaupt die Produktivität zu steigern, 
beträchtlich erhöhen kann. Da es den Revisionisten aber eigentlich 
gar nicht um die Produktivität, sondern lediglich um die Gewinn- 
maximierung ging, störten sie sich wenig an solchen Überlegungen. 
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Der bekannteste Befürworter des Ausbaus der Rolle des Ge- 
winns war damals der revisionistische Ökonom Liberman, der als 
eigentlicher Vater der »Wirtschaftsreform« angesehen werden 
muß. Libermans Vorschläge liefen im wesentlichen daraufhinaus, 
den Gewinn zum Haupthebel der Wirtschaftsführung zu machen. 
Und zwar dadurch, daß an die Stelle der zahlreichen, bisher vom 
Staat festgelegten Planziffern nur noch ein Planziel treten sollte, 
nämlich die Rentabilität (Gewinn im Verhältnis zum Kapital). Alle 
anderen Planziffern (wie Umfang der Produktion, Kosten- und 
Lohnfonds usw.) sollten von den einzelnen Betrieben selbständig 
festgelegt werden. Es mußte also, wie auch sonst im Kapitalis- 
mus, die Gewinnmaximierung zum Hauptprinzip, zum Regulator 
der gesamten wirtschaftlichen Tätigkeit erhoben werden, dem sich 
alle anderen Ziele unterzuordnen haben. 


In dieser unverschleiert kapitalistischen Form wurden die Vor- 
schläge Libermans zwar nicht verwirklicht. Libermans besonde- 
re Rolle besteht jedoch gerade darin, als erster in der Sowjetunion 
die These vom Gewinn als Haupthebel der Wirtschaft aufgestellt 
zu haben, eine These, die wie ein roter Faden alle »Experimente« 
und »Reform«pläne der Revisionisten offen oder versteckt durch- 
zieht. Liberman, der Schützling Chruschtschows, hat wesentlich 
dazu beigetragen, daß die ökonomische Diskussion voll ihren 
Zweck erfüllte, nämlich den Gewinn in den Mittelpunkt der Über- 
legungen der Wirtschaftsfachleute zu stellen und die Einführung 
rein gewinnorientierter Wirtschaftsstrukturen zu rechtfertigen. 


Chruschtschow ließ es aber nicht bei der bloßen Diskussion be- 
wenden. Bis Ende der fünfziger Jahre hatte er bereits eine ganze 
Reihe »Reformen« verwirklicht, wie zum Beispiel die Auflösung der 
zentralen Ministerien für die einzelnen Wirtschaftszweige und die 
Übergabe der Leitung der Wirtschaft an regionale Organe. Oder 
die Auflösung der Maschinen-Traktoren-Stationen und den Ver- 
kauf der landwirtschaftlichen Maschinen an die Kolchosen. Gera- 
de bei diesen und ähnlichen »Reformen« in der Landwirtschaft tat 
sich Chruschtschow besonders hervor. Es soll hier nicht näher auf 
die Landwirtschaftspolitik Chruschtschows eingegangen werden. 
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Kossygin* selber mußte ein Jahr nach dem Sturz Chruschtschows 
zugeben, daß »... das Zurückbleiben der Landwirtschaft zu einer 
Verlangsamung des Entwicklungstempos der Industrie geführt hat, 
besonders der Zweige, die Konsumgüter produzieren«". 


Von großer Bedeutung waren die »Reformen« des Systems der 
Leitung der Industriebetriebe. Bis 1959 war die Erfüllung des Pro- 
duktionsplans, also die Produktion einer bestimmten vom Staat 
festgelegten Menge von Erzeugnissen, die vorrangige und vom 
Staat am strengsten kontrollierte Aufgabe der Betriebe. Die zen- 
trale Planung ist ein sozialistisches Wirtschaftsprinzip, das die 
Mitwirkung der unteren Ebenen und die demokratische Kontrolle 
der Massen erfordert. Doch im Juli 1959 wurde eine neue Regelung 
der Prioritäten im Betrieb ausgegeben. Statt der Erfüllung des 
Produktionsplans als Leitlinie wurden die Senkung der Produk- 
tionskosten, die Erfüllung des Kostensenkungsplans zur Haupt- 
aufgabe im Betrieb. Das kam im neuen Prämiensystem zum Aus- 
druck. In Textilbetrieben sah es nach der »Ekonomitscheskaja 
Gaseta« vom 9. Mai 1964 beispielsweise so aus, daß in den Be- 
trieben Prämien im Wert von bis zu 12 Prozent der Gehälter für 
die Erfüllung des Plans zur Senkung der Selbstkosten in der 
Produktion ausgezahlt wurden. Für jede O,lprozentige überplan- 
mäßige Kostenreduzierung gab es zusätzlich bis zu 1,2 Prozent 
des Gehaltes, für jedes ganze Prozent bis zu drei Prozent des 
Gehaltes. Wie hieraus zu ersehen ist, wurde damals zwar der 
Gewinn noch nicht wie später zum hauptsächlichen Erfolgskrite- 
rium. Da aber eine Kostenreduzierung normalerweise eine Ge- 
winnsteigerung mit sich bringt, war schon ein wichtiger Schritt 
in diese Richtung getan. 


Im Juli 1964 wurde zunächst in zwei Kleiderfabriken das »Bol- 
schewitschka-Majak-Experiment« begonnen, das bis Ende des 
Jahres auf 400 Betriebe der Leichtindustrie ausgedehnt wurde. 
In diesem Experiment, so hat es die »Prawda« vom 4. Oktober 1964 
beschrieben, hing die Höhe der Prämien für die Leitung aus- 





*® A.N. Kossygin, Vorsitzender des Ministerrats der UdSSR seit 1964 
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drücklich von der Rentabilität des Betriebes ab. Wichtig an diesem 
Experiment war außerdem, daß die Höhe der Produktion nicht 
mehr vom Plan bestimmt wurde, sondern durch die Bestellungen 
der Läden, also durch die Nachfrage auf dem Markt. Damit wurde 
einer der Hauptzüge des sozialistischen Wirtschaftssystems, die 
Planmäßigkeit, eingeschränkt und der spontanen Gewalt des 
Marktes ein freier Spielraum gewährt. Diese Entwicklung sollte 
die Folgen einer bürokratischen Planung beheben, die die Bedürf- 
nisse der Bevölkerung nicht genügend berücksichtigte. Denn die 
Werksleitungen fragten bei der Planerfüllung oft nicht danach, 
ob ihre Produkte gebraucht wurden oder nicht. Ihnen ging es um 
ihre Prämien, nicht um die Bedürfnisse der Bevölkerung. 


So füllten sich viele Geschäfte mit Ladenhütern, die nicht mehr 
gekauft wurden, während an anderen Gütern ein empfindlicher 
Mangel herrschte. Diese »Reform« hat aber daran nichts geändert. 
Nach einer Mitteilung der »Iswestija« vom 17. Juli 1970 lagerten 
allein in den Lagerhäusern der Moskauer Geschäfte für 34 Millio- 
nen Rubel Regenmäntel aus Kunststoff, für die kein Bedürfnis 
mehr vorhanden war. 


In ähnlicher Richtung wie das »Bolschewitschka-Majak-Expe- 
riment« verlief das »Transport-Experiment«, das im Jahr 1965, 
kurz nach dem Sturz Chruschtschows, in fünf Betrieben durch- 
geführt wurde. Laut der »Westnik Statistiki« 11/1965 wurde hier 
nur noch eine einzige Planziffer zentral festgelegt, nämlich die 
absolute Höhe der Gewinnabführung an den Staatshaushalt. 
Wurde über die zentral festgelegte Abgabe hinaus noch mehr Ge- 
winn erzielt, mußten nur 40 Prozent des zusätzlichen Gewinns 
abgeliefert werden. Die übrigen 60 Prozent standen den Betrie- 
ben zur freien Verfügung. Außer der planmäßigen Gewinnabgabe 
durften die Betriebe alle sonstigen Planziffern selbständig fest- 
legen. Da kann es nicht verwundern, wenn die Direktoren und 
Manager diese Ziffern so festlegten, daß der Gewinn auf jede 
erdenkliche Weise in die Höhe geschraubt wurde. 


In den auf das Experiment umgestellten Betrieben verdoppel- 
ten sich die Gewinne innerhalb von fünf Monaten bei fast gleich- 
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bleibendem Grundkapital »Finanssy SSSR« 12/1965). In einem 
Betrieb in Leningrad stiegen laut der »Westnik Statistiki« 11/1965 
die Gewinne von 200 Rubel (1964) auf 72 900 Rubel (1965). 


Breschnew und Kossygin stellen die gesamte Wirtschaft 
auf das kapitalistische Neue Okonomische System um 


Auf der Plenartagung des Zentralkomitees der KPdSU im Okto- 
ber 1964 war Chruschtschow überraschend von all seinen Posten 
»zurückgetreten«. Der Sturz Chruschtschows war die Folge der 
wachsenden Unzufriedenheit des sowjetischen Volkes mit seiner 
volksfeindlichen Politik, vor allem mit seiner verhängnisvollen 
Wirtschaftspolitik, die durch unersättliches Gewinnstreben die 
Industrie und Landwirtschaft der Sowjetunion an den Rand eines 
wirtschaftlichen Chaos gebracht hatte. Um ihre eigene Haut zu 
retten, stempelten ihn seine Komplizen, die übrigen revisionisti- 
schen Führer der Sowjetunion, zum Sündenbock. Einige seiner 
verrücktesten Schwenks mußten sie sogar wieder rückgängig 
machen. Sie führten zum Beispiel die zentralen Industriemi- 
nisterien wieder ein und versuchten auch, das Durcheinander in 
der Landwirtschaft ein wenig zu mildern. Am Wesen der Chru- 
schtschowschen Politik, an der Restauration des Kapitalismus, 
änderten sie aber nichts. Im Gegenteil; sie gaben sich alle Mühe, 
die Restauration des Kapitalismus noch schneller und gründlicher 
voranzutreiben. 


Dies wurde auf der Plenartagung des Zentralkomitees der KPd4SU 
im September 1965 sonnenklar. Was Chruschtschow mit kleinen 
Veränderungen und vereinzelten Experimenten angefangen hatte, 
wurde jetzt für die gesamte Wirtschaft offen angeordnet: das Er- 
heben des kapitalistischen Prinzips der Gewinnmaximierung zum 
treibenden Prinzip der Wirtschaft. Mit seiner historischen Rede auf 
dieser Plenartagung kündigte Kossygin die Grundlagen der »Wirt- 
schaftsreform« an, die bis heute gültig geblieben sind. 


Unter dem Vorwand der »Vervollkommnung der Planung« und 
der »Erweiterung der wirtschaftlichen Selbständigkeit und Initia- 
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tive der Betriebe« schränkte Kossygin die Rolle der zentralen Pla- 
nung rigoros ein und überließ der »Initiative« der Direktoren und 
Manager ein breites Spielfeld. Anstelle der bisher 40 bis 50 Plan- 
kennziffern wurden jetzt nur noch acht Planziffern zentral ver- 
geben. »Die anderen Kennziffern der wirtschaftlichen Tätigkeit«, 
sagte Kossygin, »werden vom Betrieb selbständig, ohne Bestäti- 
gung durch übergeordnete Organe geplant«. Sogar die Kennziffer 
»Bruttoproduktion«, die früher die wichtigste war, wurde schlicht- 
weg gestrichen und durch den »Umfang der abgesetzten Waren- 
produktion« ersetzt. Der Produktionsplan gilt also nur noch dann 
als erfüllt, wenn die Produkte an die Verbraucher verkauft werden. 
Damit werden die Betriebe in starkem Maße der Willkür der Nach- 
frage unterworfen. Daneben nimmt das Planziel »Gewinn und 
Rentabilität« eine zentrale Rolle ein. Durch Streichung von Plan- 
zielen wie »Beschäftigtenzahl« und »Arbeitsproduktivität« soll es 
den Betrieben ermöglicht werden, allerlei »Verbesserungen« wie 
Entlassungen von Arbeitern oder Erhöhung der Arbeitshetze 
einzuleiten, um den Gewinn zu steigern.'? 


Leonid Pekarski, führender Wirtschaftsexperte des Forschungs- 
instituts für Wirtschaft beim staatlichen Plankomitee, drückte das 
so aus: 


»Der wirkliche Inhalt der Reform besteht, kurz gesagt, in der Er- 
weiterung der wirtschaftlichen Selbständigkeit und der Initiative 
der Betriebe, was den Weg zu einer besseren Nutzung ihrer Produk- 
tionsmöglichkeiten öffnet.« 


Das Vorbild für eine »Reform« des Wirtschaftssystems sah Kos- 
sygin in seiner Rede vor dem Septemberplenum 1965 im »Trans- 
port-Experiment«. 


»In letzter Zeit ist in den Betrieben einer Reihe von Industrie- 
zweigen auch ein neues System der Prämierung der leitenden 
Mitarbeiter, der Ingenieure, Techniker und Angestellten« (die Ar- 
beiter erwähnt Kossygin wohlweislich nicht — die Redaktion) »zur 
Erhöhung ihrer Interessiertheit an der Steigerung der Produktion 
und der Verbesserung der Qualität eingeführt worden.« 
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Sich auf diese äußerst »positiven« Erfahrungen stützend, stellte 
Kossygin fest, daß das hauptsächliche Mittel zur Steigerung der 
Produktivität die Erhöhung der »Interessiertheit der Betriebe« 
sei. Dies würde dadurch erreicht, daß ein bedeutender Teil des 
Gewinns nicht mehr an den Staatshaushalt abgeliefert wird, son- 
dern in einem »Fonds für materielle Anreize« für die Betriebs- 
angehörigen behalten wird. 


Unter dem bisherigen System wirkten 


»... die vom Betrieb erzielten Erfolge bei der Erhöhung des Ge- 
winns und der Rentabilität der Produktion sich nicht unmittelbar 
auf den Lohn der Mitarbeiter des Betriebes aus. Um die materielle 
Interessiertheit der Belegschaftsmitglieder eines Betriebes zu er- 
höhen, muß man diese Praxis ändern. Man muß eine Regelung 
schaffen, bei der die Möglichkeit der Betriebe, den Lohn der Ar- 
beiter und Angestellten zu erhöhen, vor allem durch die Steigerung 
der Produktion, die Verbesserung der Qualität, die Erhöhung des 
Gewinns und der Rentabilität der Produktion bestimmt wird.« 


Dazu müssen die Betriebe 


»... neben dem Lohnfonds über eine eigene Quelle für die Beloh- 
nung ihrer Mitarbeiter für individuelle Leistungen und für hohe 
allgemeine Ergebnisse der Arbeit der Betriebe verfügen. Eine solche 
Quelle muß der dem Betrieb verbleibende Teil des Gewinns sein.« 


Die »Wirtschaftsreform« wurde weiter von W. Garbusow, dem 
damaligen Finanzminister, in der »Ekonomitscheskaja Gaseta« 
41/1965 mit folgenden Worten erläutert: 


»Der Gebrauch des Umfangs der realisierten Produktion als 
Grundindex verbindet Produktion und Verbrauch enger, und dabei 
wird der Index »Gewinn«< Orientierungspunkt für die Effektivität 
der Arbeit und der hauptsächliche ökonomische Anreiz für jedes 
Kollektiv sein, der seine Interessiertheit an den besten Arbeits- 
ergebnissen, an der technischen Vervollkommnung der Produktion 
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erhöht. Aus dem Gewinn werden die materiellen Anreizfonds und 
die Fonds zur Entwicklung der Produktion gebildet ... Sie werden 
die Hauptquelle für die Prämierung der Arbeiter, der ingenieur- 
technischen Mitarbeiter und der Angestellten und für die Gewäh- 
rung einmaliger Beihilfen an jene bilden. Aus diesen Mitteln wird 
auch dem Kollektiv materielle Anerkennung für gute Arbeits- 
ergebnisse im Betriebsmaßstab zuteil. Je größer der Gewinn, den 
der Betrieb erzielt, desto höher werden die Abführungen an 
die materiellen Anreizfonds und an den Fonds zur Entwick- 
lung der Produktion sein.« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Der Gewinn wird also zum Hauptkriterium »für den Nutzeffekt 
der Arbeit«, zum Haupthebel der Wirtschaftsführung. Um die Be- 
triebe dazu zu bringen, den Gewinn zu erhöhen, wird ein Fonds 
für materielle Anreize gebildet, dessen Größe unmittelbar von der 
Größe des Gewinns abhängt. 


»Einem Betrieb, der seine Grund- und Umlaufmittelfonds besser 
verwendet, wird mehr Gewinn für die Bildung von Stimulie- 
rungsfonds bleiben, was die notwendige materielle Interessiertheit 
an der Verbesserung der Nutzung der dem Betrieb zugeteilten staat- 
lichen Mittel sichert.« (Kossygin auf dem Septemberplenum 1965) 


Anders gesagt: Ein bedeutender Teil des Gewinns wird nicht 
mehr an den Staatshaushalt abgeliefert, sondern unter den Be- 
triebsangehörigen aufgeteilt. Je mehr Profit die Betriebsleiter aus 
den Arbeitern herauspressen können, desto größer ist ihr und der 
anderen Betriebsangehörigen Einkommen. 


Der »Erfolg« der Wirtschaftsreform, sagte Breschnew in seiner 
Rede auf dem XXIII. Parteitag der KPdSU (1966), 


»... hängt jetzt in vieler Hinsicht von der Initiative, Tüchtigkeit 
und Wendigkeit der Führungs- und Ingenieurkader ab, davon, daß 
sie kühn an die komplizierten Aufgaben der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung herangehen und fähig sind, die Betriebskollektive zur Er- 
füllung der Pläne und zur maximalen Steigerung des Nutzeffekts 
der Produktion aufzubieten« »XXIIl. Parteitag der KPdSU«, S. 75). 
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Diese Worte könnten aus einer westlichen Managerzeitschrift 
stammen. Auch bei uns wird gern von der »Initiative«, »Wendig- 
keit« und »Kühnheit« gesprochen, die das Führungspersonal auf- 
wenden muß, um mit jedem erdenklichen Manöver den »Nutz- 
effekt der Produktion«, das heißt den Gewinn, zu erhöhen. Aber 
diese »unternehmerische Leistung« können die Manager im Osten 
wie im Westen nur dann erbringen, wenn sie daran »materiell in- 
teressiert« sind, wenn ihr eigenes Einkommen unmittelbar vom 
erzielten Gewinn abhängt. Im Westen wird das dadurch erreicht, 
daß die Manager, die formal nur Angestellte, Lohnempfänger sind, 
bedeutende Aktienpakete bekommen oder durch andere Formen 
von Gewinnbeteiligung angespornt werden. Im Osten wird das 
gleiche mit dem an den Gewinn gebundenen »Fonds für materielle 
Anreize« erreicht. 


Was die Revisionisten allerdings nicht erklären, ist, in welchem 
Umfang diese »Stimulierungsfonds« den Arbeitern und wie weit 
sie den führenden Angestellten zugute kommen. Sie scheinen die- 
se Frage ängstlich zu vermeiden. Damit, daß sie die Arbeiter, die 
alle materiellen Güter schaffen, und die führenden Angestellten, 
die lediglich zur Organisierung der Produktion beitragen, selbst 
aber keine Werte schaffen, ohne weiteres zu »Betriebsangehöri- 
gen« zusammenfassen, wollen sie sich aus dem Schneider retten. 
Trotz dieser verschämten Verschwiegenheit der Revisionisten be- 
steht aber kein Zweifel daran, daß genauso wie beim »Transport- 
Experiment« auch in der »Wirtschaftsreform« die Prämien in erster 
Linie den Führungskräften zugute kommen. 


Dazu ist zunächst zu bemerken, daß die materiellen Anreize in 
der Regel als Prozentsatz des Lohnes ausbezahlt werden. Da aber 
die führenden Manager und Ingenieure von vornherein einen 
wesentlich höheren Verdienst als die Arbeiter erhalten, hat eine 
Prämie von, sagen wir, 50 Prozent eine ganz andere Bedeutung 
für einen führenden Angestellten als für einen Arbeiter. Dazu 
kommt, daß ein wesentlicher Teil des »Stimulierungsfonds« für ein- 
malige Prämien für spezifische technische Erneuerungen, Ratio- 
nalisierungsvorschläge usw. bestimmt ist. Da aber die führenden 


122 Kapitel II/2 





Angestellten allein durch ihren größeren Überblick viel eher in 
der Lage sind, solche Vorschläge einzubringen, profitieren sie in 
erster Linie von dieser Art von Prämien. 


Die »Prawda« vom 30. Januar 1970 berichtet aus dem Betrieb 
»Roter Oktober« in Wolgograd, daß der Prämiendurchschnitt des 
Betriebes 35 Prozent des Durchschnittslohns betrug, in den ein- 
zelnen Hallen kam es bis zu 44 Prozent, aber nie darüber. Dies 
bewirkte, daß die Leute sich, wenn sie 44 Prozent erreicht hatten, 
nicht mehr um die Verbesserung ihrer Arbeitsleistung bemühten. 
Wie löste die Leitung des Betriebes das? Zunächst versuchte sie, 
die Arbeitshetze mit der Drohung einer Prämiensenkung zu ver- 
schärfen, doch dies hatte offensichtlich nicht den gewünschten 
Erfolg. Dafür gibt die »Prawda« diese Begründung: »... da die 
Prämien dem Kollektiv zugeteilt wurden, ohne Berücksichtigung 
des persönlichen Beitrages eines jeden einzelnen«. So hätten einige 
versucht, sich von den anderen mitschleppen zu lassen. Nun hat 
die Betriebsleitung eine neue Methode entwickelt, die zunächst 
(wird es nicht dabei bleiben?) nur für den ingenieur-technischen 
Stab und die Angestellten gilt: 


»Alle Berufe der ingenieur-technischen Arbeiter wurden in Grup- 
pen unterteilt und die Verbindung zu den Planziffern, die von ihnen 
unmittelbar beeinflußt werden, hergestellt. Dieselbe Grenzprämie 
— 44 Prozent - wurde in zwei Teile geteilt. Die eine Hälfte wurde 
wie früher ausbezahlt, ob die Werkshalle oder eine andere Unter- 
abteilung den Plan gemäß dem Gewinn erfüllen. Die zweite Hälf- 
te ist für den persönlichen Beitrag, für das Erreichen von zwei öko- 
nomischen Planziffern, die bedingt sind durch eine Verordnung 
über den materiellen Anreiz ... So z. B. für die erste Gruppe, die 
aus den Werkshallenchefs, ihren Stellvertretern, den Normierern 
und den Ökonomisten besteht. Für sie alle sind zwei zusätzliche 
Planziffern aufgestellt: Erfüllung der Aufgabe im Bezug auf das 
Anwachsen der Arbeitsproduktivität und Senkung der Selbstkosten 
der Produktion. Auch an den Meister gibt es eigene Anforderun- 
gen: Senkung des Ausschusses im Vergleich zum Vorjahr und Er- 
füllung der Bestellungen ... So hat jeder die Möglichkeit zu zeigen, 
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wozu er fähig ist. Denn den zweiten Teil der Prämie muß man selbst 
unmittelbar erarbeiten.« 


Wir werden noch ausführlich auf die Frage eingehen, welchem 
Zweck diese Prämien dienen und was für eine Wirkung die Prä- 
mien auf den einfachen Arbeiter ausüben. Was aber die Prämien 
für die leitenden Angestellten anbelangt, so dürfte es klar sein, 
daß sie keinen anderen Zweck haben, als die Profitgier einer Hand- 
voll neuer Kapitalisten zur treibenden Kraft der Wirtschaft zu 
machen. Die Betriebsleiter sind nicht mehr ergebene Diener der 
Arbeiterklasse, die sich alle Mühe geben, um die Wirtschaft so zu 
organisieren, daß die Bedürfnisse der Gesellschaft maximal be- 
friedigt werden, sondern selbstherrliche kleine Unternehmer, 
denen kein Manöver zu schmutzig ist, um ihren persönlichen Ge- 
winn zu erhöhen. 


Die Revisionisten argumentieren immer, unter den gegebenen 
Bedingungen sei die »Wirtschaftsreform« das einzige mögliche 
Mittel, die Produktivität der Arbeit zu erhöhen und die stockende 
Wirtschaft vorwärts zu bringen. Da haben sie auch recht. Unter 
den Bedingungen der Restauration des Kapitalismus kann man 
nicht von den Managern erwarten, daß sie sich ohne weiteres groß 
bemühen, den Reichtum für irgendwelche Oberkapitalisten im 
Kreml zusammenzuraffen. Nur wenn sie einen angemessenen Teil 
des Gewinns für sich behalten dürfen, sind sie bereit, sich anzu- 
strengen. »Zahlen und sich bezahlen lassen, das ist die Moral der 
kapitalistischen Welt«, sagte Lenin treffend. (Lenin, Werke, Bd. 28, 
S.112) 


Im Sozialismus dagegen stehen die Dinge anders. In der ersten 
Periode des Aufbaus des Sozialismus in der UdSSR, als die tech- 
nischen Kader aus der alten Gesellschaft die einzigen waren, die 
die moderne Technik beherrschten, war es freilich notwendig, die 
alten Experten mehr oder weniger zu »bestechen«, um sie für den 
sozialistischen Aufbau zu gewinnen. Doch dies sahen die Kommu- 
nisten immer als ein notwendiges Übel an, als ein Zugeständnis 
an die Überreste der alten Gesellschaft, das so bald wie möglich 
überflüssig zu machen und keineswegs als eine »Vervollkomm- 
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nung der sozialistischen Wirtschaftsführung« oder dergleichen zu 
betrachten sei. Vor allem wurden die Direktoren und Experten 
der strengsten Kontrolle durch die Partei und den Staat unter- 
worfen. Kein Mensch wäre auf den Gedanken gekommen, unter 
dem Vorwand der »Entfaltung der Initiative« diese Kontrolle ein- 
zuschränken und den einzelnen Betrieben eine immer größere 
Selbständigkeit einzuräumen. 


Gerade in dem Augenblick, da die proletarische Macht sich 
festigte, gingen die Kommunisten mit aller Kraft daran, die alten 
Experten durch eine neue proletarische Intelligenz zu ersetzen. 
Diese Intelligenz sollte durch die glänzenden Eigenschaften des 
arbeitenden Volkes gekennzeichnet sein, durch Solidarität, Auf- 
opferungsbereitschaft und Liebe zur Arbeit. Stalin wies daraufhin: 


»Doch brauchen wir nicht beliebige Leiter, Ingenieure und Tech- 
niker. Wir brauchen solche Leiter, Ingenieure und Techniker, die 
fähig sind, die Politik der Arbeiterklasse unseres Landes zu be- 
greifen, die fähig sind, sich diese Politik zu eigen zu machen, und 
die bereit sind, sie gewissenhaft zu verwirklichen. Was bedeutet 
das aber? Das bedeutet, daß unser Land in eine Entwicklungsphase 
eingetreten ist, in der sich die Arbeiterklasse ihre eigene tech- 
nische Intelligenz schaffen muß, die fähig ist, die Interessen 
der Arbeiterklasse in der Produktion als die Interessen der herr- 
schenden Klasse zu vertreten.« (Stalin, »Neue Verhältnisse -— Neue 
Aufgaben des wirtschaftlichen Aufbaus«, Werke, Bd. 13, S. 60) 


Was hat es aber zu bedeuten, wenn die Breschnew-Leute 50 Jah- 
re nach der Oktoberrevolution so weit gehen, die Entlohnung der 
Wirtschaftsleiter nach dem erzielten Gewinn auszurichten? Ist das 
eine »Vervollkommnung der sozialistischen Wirtschaftsführung«, 
oder ist das eine Untergrabung der sozialistischen Moral? Ist das 
ein neuer Beitrag zum »Aufbau des Kommunismus«, oder ist das 
ein Schritt zurück zum Kapitalismus? 


Die »Wirtschaftsreform«, das Neue Ökonomische System, zeigt 
nicht nur die Unfähigkeit der revisionistischen Führer, die Wirt- 
schaft weiter nach den alten sozialistischen Grundsätzen zu leiten, 
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sondern auch ihre bewußte Abkehr von diesen. Nur durch offene 
Zugeständnisse an die Profitgier der einzelnen Betriebsleitungen, 
nur durch vollständige Ausnutzung der kapitalistischen Korrup- 
tion und Bestechung halten sie ihr System in Gang. 


Der Unterschied zwischen der revisionistischen Politik 
des Neuen Ökonomischen Systems und Lenins Neuer 
Ökonomischer Politik 


Zuweilen berufen sich die Revisionisten zur Begründung ihrer 
kapitalistischen Wirtschaftspolitik demagogisch auf die Neue Öko- 
nomische Politik zur Zeit Lenins. Das ist aber ganz und gar eine 
Verdrehung. Wie war denn die damalige Lage? Krieg und Bür- 
gerkrieg hatten die Wirtschaft Sowjetrußlands bis 1921 zugrunde 
gerichtet. Not und Ruin herrschten in Industrie und Landwirt- 
schaft vor. In diesen Jahren nach der Oktoberrevolution war die 
Sowjetmacht gezwungen, durch die Wirtschaftspolitik des soge- 
nannten »Kriegskommunismus« die Versorgung der Arbeiter in 
den Städten und der Roten Armee zu sichern. Das ging zeitweilig 
nicht ohne Zwang gegenüber den Großbauern und Spekulanten. 
Lenin schrieb darüber in seiner Schrift »Über die Naturalsteuerc«: 


»Der eigenartige »Kriegskommunismus« bestand darin, daß wir 
faktisch von den Bauern alle Überschüsse, ja mitunter nicht nur 
die Überschüsse, sondern einen Teil der für den Bauern notwen- 
digen Lebensmittel einzogen, um den Bedarf der Armee und den 
Unterhalt der Arbeiter zu decken. Wir nahmen sie größtenteils auf 
Kredit, gegen Papiergeld. Anders hätten wir in dem ruinierten 
kleinbäuerlichen Land über die Gutsbesitzer und Kapitalisten nicht 
siegen können ... 


Der ‚Kriegskommunismus< war durch Krieg und Ruin erzwun- 
gen. Er war keine Politik, die den wirtschaftlichen Aufgaben des 
Proletariats entsprach, und konnte es auch nicht sein. Er war eine 
zeitweilige Maßnahme. Die richtige Politik des Proletariats, das 
seine Diktatur in einem kleinbäuerlichen Lande ausübt, ist der 
Austausch von Getreide gegen Industrieerzeugnisse, die der Bauer 
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braucht. Nur eine solche Ernährungspolitik entspricht den Auf- 
gaben des Proletariats, nur sie ist geeignet, die Grundlagen des 
Sozialismus zu festigen und zu seinem vollen Sieg zu führen.« 
(Lenin, Werke, Bd. 32, S. 355/356) 


Um dieses Ziel zu erreichen, mußte eine staatliche, sozialisti- 
sche Großproduktion errichtet werden. Dazu waren Maschinen 
und große Mengen Brennstoff und Lebensmittel erforderlich. Das 
war aber zunächst nicht zu ermöglichen. Um die Industriearbei- 
ter mit genügend Lebensmitteln zu versorgen, mußte zuerst die 
Lage der Bauernschaft verbessert und ihre Produktivkräfte ge- 
hoben werden. Um die dringendsten industriellen Bedürfnisse der 
Bauern zu befriedigen, war die Wiederherstellung der Klein- 
industrie zunächst notwendig, da diese keine komplizierten Ma- 
schinen benötigte. Der freie Handel mußte zugelassen werden, um 
die einfachen industriellen Erzeugnisse mit den landwirtschaft- 
lichen Produkten einzutauschen. 


Verbunden mit diesen Maßnahmen wurde die bisherige Ablie- 
ferungspflicht durch die Einführung der Naturalsteuer ersetzt. 
Diese weitgehend wirtschaftlichen Änderungen wurden als Neue 
Ökonomische Politik (NÖP) bezeichnet. Durch diese der Not ge- 
horchende Wirtschaftspolitik zugunsten einer zeitweilig klein- 
bürgerlichen Entwicklung wurde dem Kapitalismus eine Hinter- 
tür geöffnet. 


»Was ergibt sich hieraus®« fragte Lenin und antwortete mit aller 
Offenheit: 


»Es ergibt sich auf der Grundlage einer gewissen (wenn auch nur 
örtlichen) Freiheit des Handels ein Wiederaufleben des Kleinbür- 
gertums und des Kapitalismus. Das unterliegt keinem Zweifel ... 
Die Entwicklung des Kleinbetriebs ist eine kleinbürgerliche Ent- 
wicklung, ist eine kapitalistische Entwicklung, sobald Austausch 
vorhanden ist. Das ist eine unbestreitbare Wahrheit, eine Binsen- 
wahrheit der politischen Ökonomie, die zudem durch die alltägli- 
che Erfahrung und Beobachtung selbst des Spießers bestätigt wird.« 
(ebenda S. 356/357) 
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Das mußte in Kauf genommen werden. Es war in gewisser Hin- 
sicht ein Rückzug, ein durch die ruinierte Wirtschaft erzwungener 
Rückzug. Es war aber nicht nur ein Rückzug. Was war die Haupt- 
aufgabe der Neuen Ökonomischen Politik? Lenin erklärte diese in 
seinem Politischen Bericht auf dem XI. Parteitag der KPdSU (B): 


»Die grundlegende, entscheidende, allem anderen übergeordnete 
Aufgabe der NÖP ist die Herstellung des Zusammenschlusses 
zwischen der neuen Ökonomik, die wir aufzubauen begonnen haben 
(sehr schlecht, sehr ungeschickt, aber immerhin aufzubauen be- 
gonnen haben, auf der Grundlage einer völlig neuen sozialistischen 
Wirtschaft, einer neuen Produktion, einer neuen Verteilung), und 
der bäuerlichen Ökonomik, die die Wirtschaft von Millionen und 
aber Millionen Bauern ist ...« 


»... daß wir diese Aufgabe lösen werden, wenn wir die ganze un- 
geheure Gefahr erkennen, die in der NÖP steckt, und alle unsere 
Kräfte auf die schwachen Punkte richten.« (Lenin, Werke, Bd. 33, 
S.256 und 258) 


Um dieser Gefahr zu begegnen, kam es darauf an, die Entwick- 
lung des Kapitalismus unter Kontrolle des proletarischen Staates 
zu halten. Dieser unter Kontrolle des Staates stehende Kapitalis- 
mus wurde als »Staatskapitalismus« bezeichnet. Lenin wies darauf 
hin, daß es darauf ankomme, die richtigen Methoden zu finden: 


»Oder (die letzte mögliche und einzig vernünftige Politik) man 
versucht nicht, die Entwicklung des Kapitalismus zu verbieten oder 
zu unterbinden, sondern bemüht sich, sie in das Fahrwasser des 
Staatskapitalismus zu leiten.« (Lenin, Werke, Bd. 32, S. 357/358) 


Das sollte eine Übergangsform sein, um baldmöglichst den 
Staatskapitalismus in den Sozialismus umzuwandeln. Typisch für 
den Staatskapitalismus sind die Konzessionen an ausländische Ka- 
pitalisten. Zum Zweck des schnellen Aufbaus einer Großindustrie 
wurden mit ausländischen Kapitalisten Verträge abgeschlossen, 
um in bestimmter Zeit Großbetriebe zu errichten oder Rohstoff- 
quellen zu erschließen. An einem solchen Vertrag war der prole- 
tarische Staat zu 51 Prozent und der ausländische Kapitalist zu 
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49 Prozent beteiligt. Diese Konzessionen boten beiden Seiten Vor- 
teile. Lenin erläuterte das in der Broschüre »Über die Natural- 
steuer« sehr anschaulich und mit aller Offenheit: 


»Der Konzessionär ist ein Kapitalist. Er führt das Unternehmen 
kapitalistisch, um des Profits willen, er geht aufeinen Vertrag mit 
der proletarischen Staatsmacht ein, um einen Extraprofit über den 
üblichen hinaus zu erzielen oder um solche Rohstoffe zu erhalten, 
die er sonst nicht oder nur äußerst mühsam beschaffen kann. Die 
Sowjetmacht erzielt einen Vorteil durch die Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte und die Vermehrung der Produktenmenge, sei es sofort 
oder in kürzester Zeit ... 


Indem die Sowjetmacht den Staatskapitalismus in der Form von 
Konzessionen »züchtet«, stärkt sie die Großproduktion gegenüber 
der Kleinproduktion, den fortschrittlichen Betrieb gegenüber dem 
rückständigen, die Maschinenarbeit gegenüber der Handarbeit, 
vermehrt sie die Produktenmenge der Großindustrie in ihren Hän- 
den (den abzuführenden Anteil), stärkt sie die staatlich geregelten 
ökonomischen Beziehungen als Gegengewicht zu den kleinbürger- 
lich-anarchischen ... 


Die Bestimmung des Maßes und der Bedingungen, unter denen 
die Konzessionen für uns vorteilhaft und nicht gefährlich sind, 
hängt vom Kräfteverhältnis ab, wird durch Kampf entschieden, 
denn die Konzession ist auch eine Form des Kampfes, ist eine Fort- 
setzung des Klassenkampfes in anderer Form, keinesfalls aber eine 
Ersetzung des Klassenkampfes durch Klassenfrieden. Die Metho- 
den des Kampfes wird die Praxis zeigen.« (ebenda S. 359) 


Hieraus geht eindeutig hervor, daß Lenin und die bolschewisti- 
sche Partei sich der Gefahren der NÖP durchaus bewußt waren. 
Es war eine neue Art von Klassenkampf, und es stand von Anfang 
an die Frage: »Wer besiegt wen?« Lenin vertrat damals den Stand- 
punkt, daß es notwendig ist, vor den Massen die Gefahr der Re- 
stauration des Kapitalismus mit aller Deutlichkeit aufzuzeigen 
und offen zu erklären, daß die NÖP ein zeitweiliger Rückzug sei. 
Er betonte: 
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»Je bewußter, je einmütiger, je vorurteilsfreier wir diesen not- 
wendigen Rückzug durchführen, desto rascher wird man ihn ein- 
stellen können, desto sicherer, rascher und breiter wird dann unser 
siegreicher Vormarsch sein.« (Lenin, Werke, Bd. 33, S. 98) 


Lenin erklärte siegessicher gegenüber allen opportunistischen 
Elementen in der Partei, die in der NÖP nur einen Rückzug sehen 
wollten, daß die NÖP den Ausgangspunkt eines neuen sozialisti- 
schen Aufschwungs bedeutete. Bereits auf dem XI. Parteitag (März 
1922) konnte Lenin versichern: 


»Ein Jahr lang befanden wir uns auf dem Rückzug. Wir müssen 
Jetzt im Namen der Partei sagen: Genug! Das Ziel, das mit dem 
Rückzug verfolgt wurde, ist erreicht. Diese Periode geht zu Ende 
oder ist zu Ende. Nun setzen wir uns ein anderes Ziel: die Kräfte 
umzugruppieren.« (ebenda S. 266) 


Und sie haben die Kräfte umgruppiert und den Sozialismus 
Schritt für Schritt aufgebaut, trotz aller Rückständigkeit des 
Landes und des größten Teiles der Bevölkerung, trotz aller 
Gefahren durch den Kapitalismus des In- und Auslandes, trotz 
Sabotage und konterrevolutionärer Machenschaften und trotz 
der trotzkistischen und anderen oppositionellen Quertreibereien 
im Partei-, Staats- und Wirtschaftsapparat. Vergleicht man nun 
Lenins Neue Ökonomische Politik mit dem Neuen Ökonomischen 
System der revisionistischen Führung der Sowjetunion, so kann 
man überhaupt keine Übereinstimmung feststellen. 


Lenins NÖP war bedingt durch die während des Krieges und 
Bürgerkrieges zerstörten Produktionsanlagen, durch die zerrüt- 
tete Wirtschaft, durch konterrevolutionäre Sabotageakte, durch 
die unhaltbar gewordene Politik des »Kriegskommunismus«, durch 
Not und Elend der Massen, durch Hunger und Armut auf der einen 
und Spekulation und Bereicherung auf der anderen Seite. Diese 
verzweifelte Lage mußte durch Zugeständnisse an die Besitzer 
der Kleinindustrie und an die Bauern in der Richtung einer Pro- 
duktion auf privater Grundlage und des freien Handels möglichst 
schnell beseitigt werden. Der Aufbau der zerstörten Großindustrie 
und die Erschließung von Rohstoffquellen konnten der damaligen 
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Lage entsprechend nur durch Heranziehung ausländischen Ka- 
pitals, durch Vergabe von Konzessionen, vorgenommen werden. 
Das war ein durch die Notlage erzwungener Rückzug. 


Das Neue Ökonomische System der Revisionisten wurde zu 
einem Zeitpunkt eingeleitet, als der Aufbau der im II. Weltkrieg 
zerstörten Gebiete der Sowjetunion bereits vollzogen war. Die 
Großindustrie in den nicht besetzten Gebieten war nicht nur heil 
geblieben, sondern bildete die Grundlage zum schnelleren Aufbau 
der zerstörten Betriebe. 


Die Einführung des Neuen Ökonomischen Systems war dem- 
nach nicht durch eine wirtschaftliche Notlage bedingt; im Gegen- 
teil, die wirtschaftliche Grundlage war gesund und gefestigt. Die 
Restauration des Kapitalismus war darum kein taktischer Rück- 
zug, sondern die Preisgabe des Sozialismus. 


In der NÖP wurde die Entwicklung des Kapitalismus in das Fahr- 
wasser des Staatskapitalismus gelenkt und unterlag der Kontrolle 
der Diktatur des Proletariats. Die Konzessionsvergabe an Kapita- 
listen beruhte auf zeitlich begrenzten Verträgen; die errichteten 
Großbetriebe gingen nach einigen Jahren ganz in den Besitz des 
sozialistischen Staates über. Auch die private, gewerbliche und 
landwirtschaftliche Produktion, der freie Handel, waren eine zeit- 
lich begrenzte Maßnahme. Sie wurde durch die genossenschaftli- 
che Produktion und den staatlich gelenkten Handel abgelöst. 


Das Neue Ökonomische System der Revisionisten unterliegt 
nicht der Kontrolle der Diktatur des Proletariats. Diese wurde zu- 
vor aufgehoben und durch die Herrschaft der neuen bürgerlichen 
Klasse ersetzt. Die Einführung des Kapitalismus neuen Typs ist 
nicht als zeitlich begrenzte Maßnahme, sondern als Dauerein- 
richtung gedacht und noch lange nicht abgeschlossen. 


Ein Teil der sowjetischen Ökonomen ist der Meinung, die »Wirt- 
schaftsreform« nähere sich der Vollendung. Die meisten dagegen 
versichern, daß die Einführung der neuen Kennziffern und die 
Methoden des materiellen Anreizes lediglich die organisatorische 
und methodische Grundlage für die Arbeit bedeuten. 
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»Diese Gruppe vertritt auch den Standpunkt, daß die Wirt- 
schaftsreform noch viele Jahre dauern wird und daß auch die gün- 
stigen Ergebnisse, die bereits heute zu verzeichnen sind, erst den 
Beginn jener Effektivität andeuten, die der Wirtschaftsführung 
innewohnt und die die sowjetische Wirtschaft mit Recht von der 
Reform zu erwarten hat. Meiner Auffassung nach entspricht der 
zweite Standpunkt mehr den Tatsachen«, 


erklärte der sowjetische Ökonomieprofessor Birman in dem Ar- 
tikel »Im vierten Jahr der Wirtschaftsreform« in der Zeitschrift 
»Sowjetunion heute« vom 16. September 1969. Demnach hat die 
kapitalistische Entwicklung in der Sowjetunion noch längst nicht 
den Höhepunkt erreicht. 


Die NÖP diente dazu, die Lebenslage der gesamten Bevölkerung 
zu verbessern. Um mehr Lebensmittel zu bekommen, mußte zu- 
erst den Bauern geholfen werden, was durch Förderung des indu- 
striellen Gewerbes und Freigabe des Handels geschah. 


Das Neue Ökonomische System hingegen dient dazu, die bür- 
gerliche Lebensweise und die Privilegien der neuen Bourgeoisie 
zu sichern, was durch die verstärkte Ausbeutung der Arbeiter- 
klasse und Erzielung von Maximalprofiten geschieht. Der Hebel 
dafür ist, genau wie im Privatkapitalismus, der materielle Anreiz, 
der zu Höchstleistungen anspornt. 


Die NÖP als Rückzug bedeutete die Gefahr der Restauration 
des Kapitalismus. Lenin hielt es für seine Pflicht, den Massen 
diese Gefahr mit aller Offenheit aufzuzeigen und die Kontrolle 
von unten durch die Massen zu organisieren. Kontrolle und 
Machtausübung durch die Arbeiterklasse boten die Gewähr, daß 
die Gefahr allmählich beseitigt und der weitere Aufbau des So- 
zialismus gesichert wurde. 


Das Neue Ökonomische System als Ausdruck der Restauration 
des Kapitalismus in der Sowjetunion wurde durch die revisionis- 
tische Führung verschleiert, den Massen die wahre Bedeutung 
dieser Maßnahme verheimlicht, die Aufhebung der Diktatur des 
Proletariats unter dem Motto »Staat des ganzen Volkes« vertuscht. 
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Zwischen der NÖP Lenins als Gefahr der Restauration des 
Kapitalismus und dem NÖS der Revisionisten als Mittel zur 
Durchsetzung der Restauration des Kapitalismus ist ein grund- 
legender Unterschied. 


Zwischen der NÖP unter der Diktatur des Proletariats und 
der Kontrolle der Massen einerseits und dem NÖS unter der 
Diktatur der neuen Bourgeoisie und der Kontrolle der Bürokratie 
andererseits ist ebenfalls ein grundlegender Unterschied. 


Zwischen der NÖP zur Befriedigung der Bedürfnisse der ganzen 
Gesellschaft und dem NÖS zur Erhaltung und Erweiterung der 
Privilegien der neuen bürokratisch-kapitalistischen Klasse ist 
auch ein grundlegender Unterschied. Und nicht nur ein Unter- 
schied, sondern ein unüberbrückbarer Gegensatz — eben der zwi- 
schen Kapitalismus und Sozialismus. 


Die Ausbeutung der sowjetischen Arbeiterklasse 
wird verschärft 


Nach sowjetischen Angaben arbeiteten bis Ende 1969 36 000 In- 
dustriebetriebe im Rahmen des kapitalistischen Neuen Ökono- 
mischen Systems. Auf diese Betriebe entfielen 1969 83,6 Pro- 
zent der Produktion und mehr als 91 Prozent der Gewinne. Im 
Planjahrfünft 1971-75 soll, nach der Rede Kossygins auf dem 
XXIV. Parteitag der KPdSU, 


»... die Umstellung der nach den Grundsätzen der wirtschaft- 
lichen Rechnungsführung arbeitenden Betriebe und Organisatio- 
nen sämtlicher Zweige der materiellen Produktion und der Dienst- 
leistungssphäre auf das neue System der Planung und Stimu- 
lierung zum Abschluß gebracht« werden (»XXIV. Parteitag der 
KPdSU«, S. 280). 

Nach Angaben des statistischen Jahrbuchs »Narodnoje chos- 
jajstwo SSSR w 1969 godu« S. 742 und 1972, S. 466, wurden 1968 
= 13 Prozent, 1971 = 14 Prozent aller in staatlichen Betrieben 
erzielten Gewinne in die Fonds für materielle Stimulierung 
abgeführt. Noch 1960 waren es lediglich 5 Prozent. Es muß aber 
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bemerkt werden, daß diese Zahlen sich auf alle Betriebe, also auch 
auf diejenigen, in denen das neue System noch nicht eingeführt 
worden ist, beziehen. Gerade in den »Musterbetrieben« der Wirt- 
schaftsreform wird ein wesentlich größerer Teil des Gewinns für 
Anreize benutzt; in vielen Fällen bis zu 50 Prozent. Wurden (laut 
der gleichen Quelle) 1969 durchschnittlich noch 61 Prozent des 
Gewinns an den Haushalt abgeführt, so in »fortschrittlichen« 
Industriekombinaten wie dem Lomokombinat und dem Swetlana- 
kombinat in Leningrad im gleichen Jahr nur noch 24,5 Prozent 
bzw. 36,6 Prozent (»Woprossy Ekonomiki« 11/1970). 


Der Verfasser dieses Artikels hält diese Zahlen für noch zu hoch. 
Statt soviel an den Haushalt abzuführen, sollte mehr in den Fonds 
zur Produktionsentwicklung eingezahlt werden. Es ist also mit 
Sicherheit anzunehmen, daß mit Fortführung der Reform immer 
größere Teile des Gewinns in den Betrieben und dort in erster 
Linie in den Stimulierungsfonds bleiben werden. 


Die gesamte revisionistische Presse schildert die Wirtschafts- 
reform als einen großartigen Erfolg und bringt tagtäglich neue Vor- 
schläge, wie man den Kapitalismus noch umfassender restaurieren, 
die Gewinne noch mehr steigern und das Antreibersystem noch 
mehr verschärfen kann. Die Sowjetrevisionisten haben ausge- 
rechnet, daß »eine Steigerung der Arbeitsproduktivität um nur 
1 Prozent einen zusätzlichen Jahresausstoß im Werte von etwa 
3,5 Milliarden Rubel ergibt« (»Sowjetunion heute«, 16.4.1971). 


Um der »Initiative« der Direktoren möglichst großen Spielraum 
zu gewährleisten, wurde in den »Bestimmungen für staatliche Ma- 
nufakturbetriebe« von 1966 den Betrieben sogar das Recht ein- 
geräumt, »überflüssige« Maschinen, Transportmittel, Rohstoffe 
usw. aufeigene Faust zu verkaufen. Sie können also Produktions- 
mittel, die der Staat ihnen zugewiesen hat, ohne weiteres in Geld 
umwandeln. Schon vor mehreren Jahren wurden in Gorki* und 
Swerdlowsk** Produktionsmittelmärkte eingerichtet, auf denen 





* Jetzt Nischnij Nowgorod 
’* Jetzt Jekaterinburg 
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Vertreter von Betrieben aus der ganzen Sowjetunion zusammen- 
kommen, um staatliches Eigentum aufzukaufen oder zu ver- 
äußern. Unter diesen Bedingungen geraten Produktionsmittel 
nicht selten in die Hände von Privatpersonen, die sie dazu be- 
nutzen, um »Untergrundfabriken« einzurichten. 


Die Revisionisten sind aber mit der bisherigen »Wirtschaftsre- 
form« nicht gänzlich zufrieden. Sie experimentieren jetzt mit neuen 
Methoden, die Gewinne in die Höhe zu treiben. Besonders viel Be- 
achtung und Begeisterung in den Reihen der neuen Bourgeoisie hat 
neuerdings das »Experiment von Stschokino« hervorgerufen. Es 
wurde 1967 im Chemiekombinat von Stschokino begonnen und ist 
inzwischen auf Hunderte von Betrieben ausgeweitet worden. 


Die ganze Sache ist sehr einfach. Während sowjetische Gesetze 
vorschreiben, daß der vom Staat festgelegte Lohnfonds im Falle 
von Entlassungen automatisch entsprechend verringert wird, ist 
es den nach dem Stschokino-Experiment funktionierenden Be- 
trieben gestattet, den Lohnfonds auch nach Entlassungen unver- 
ändert beizubehalten und das zusätzliche Geld für materielle 
Anreize zu verwenden. 


Mit dieser neuen Quelle der Bereicherung vor Augen haben die 
Betriebsleitungen Arbeiter innerhalb kürzester Frist massenhaft 
entlassen, um ihre Löhne für sich zu kassieren. Die restlichen Ar- 
beiter mußten dafür ihre Arbeitsleistung entsprechend erhöhen, 
in vielen Fällen neue Berufe hinzulernen oder sich auf sonstige 
Weise zusätzlich qualifizieren. 


»Es wurde beschlossen, Zulagen einzuführen für diejenigen, die 
sich soweit qualifiziert hatten, daß sie im Werk zusätzlich einen 
zweiten Beruf ausüben oder zusätzlich die Bedienung weite- 
rer Apparate und Maschinen übernehmen konnten.« (»Sowjet- 
union heute«, 16.12. 1969 — Hervorhebung durch die Redaktion) 


So übernahmen Mechaniker zum Beispiel auch die Aufsicht und 
Bedienung der Apparaturen. Das bedeutete eine Steigerung der 
Arbeitsproduktivität in der Hauptsache durch erhöhte Anspan- 
nung der menschlichen Arbeitskraft. Die kapitalistischen Betriebs- 
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direktoren verstanden es sehr durchtrieben, die Arbeiter durch 
Androhung des Hinauswurfs bzw. durch Versprechen von Lohn- 
erhöhungen aus dem Anreizfonds zu größerer Leistung so »anzu- 
spornen«, daß die Produktion in den betreffenden Betrieben trotz 
Entlassungen kräftig zugenommen hat. 


Lassen wir den Direktor des Chemiekombinats von Stschokino, 
P. Scharow, für sein kapitalistisches Ausbeutungsexperiment zu 
Wort kommen. In der »Prawda« vom 30. November 1968 schrieb 
er: 


»Es hat sich herausgestellt, daß im Kombinat bei planmäßiger 
Steigerung des Produktionsausstoßes um 70 Prozent bis Ende des 
Planjahrfünfts rund 800 Arbeiter und 230 Ingenieure und Techniker 
freigestellt werden können. Das bedeutet eine jährliche Einsparung 
von rund einer Million Rubel an Löhnen und Gehältern. Da aber 
den Bedingungen des Experiments zufolge der Fonds bis zum Ende 
des Planjahrfünfts unverändert bleibt und dem Betrieb zur Ver- 
fügung steht, hat die Belegschaft einen beträchtlichen Gewinn.« 


Wie steht es nun mit diesem »beträchtlichen Gewinn« für die 
Belegschaft? Scharow erzählt mit liebenswürdiger Offenheit: 


»Die Belastung der Arbeiter und die Intensität der Arbeit 
haben spürbar zugenommen. Erwuchsen den Beschäftigten 
dabei materielle Nachteile? Keineswegs. Mehr als 1300 Betriebs- 
angehörige erhalten Zuschläge zum Tariflohn und zum Gehalt, 
dafür daß sie umfangreichere Arbeiten oder mehrere Tätigkeiten 
gleichzeitig ausführen. Dafür werden monatlich 15200 Rubel auf- 
gewendet. Die Höhe der Zuschläge erreicht 30 Prozent des Tarif- 
lohns oder des Gehalts, bei den Reparaturschlossern bis zu 20 Pro- 
zent des Lohns. Es sind weniger Menschen beschäftigt, aber die 
Arbeit geht besser voran.« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Wird also die zunehmende Arbeitshetze durch gestiegene Ein- 
kommen wieder gutgemacht? Nach der »Sowjetunion heute« vom 
16. Dezember 1969 zu urteilen, sieht es nicht ganz so aus. Denn 
bis zum 1. Januar 1969 stieg die Produktion in Stschokino im Ver- 
gleich zum Jahr 1966 um 73,3 Prozent, die Arbeitsproduktivität 
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um 87 Prozent. In der gleichen Zeit erhöhten sich die Löhne und 
Gehälter durchschnittlich nur um 24,5 Prozent. Dabei wurden in 
etwas über einem Jahr 800 Mitarbeiter entlassen. Also stehen die 
»Anreize« für die Arbeiter in keinem Verhältnis zur zunehmenden 
Arbeitshetze und zum Verschleiß ihrer Arbeitskraft. 


Genauso verhielt es sich in den anderen Betrieben mit dem Expe- 
riment. In einem Werk in Omsk wurde beschlossen, innerhalb von 
drei Jahren 1300 Beschäftigte zu entlassen. Die Verbliebenen 
müssen die Produktion um 40 Prozent und ihre Arbeitsprodukti- 
vität um 47 Prozent steigern. Lohnerhöhungen sind aber lediglich 
in einer Rate von 27 Prozent vorgesehen. (»Prawda«, 14.2.1970) 


Es ist dabei bemerkenswert, daß die sowjetische Propaganda 
kein Geheimnis aus diesem Lohnraub macht. Im Gegenteil, sie 
stellt ihn als ein glänzendes Beispiel des »Sozialismus« dar und 
beklagt sich darüber, daß in vielen Betrieben das Steigen der 
Arbeitsproduktivität angeblich hinter den Lohnerhöhungen hin- 
terherhinke. Ist das nicht Kapitalistenlogik in Reinkultur? 


Viele sowjetische Maschinen, vor allem Traktoren, Kräne, Berg- 
bau- und Werkzeugmaschinen gefährden laut dem Gewerkschafts- 
organ »Trud« wegen »ernsthafter Konstruktionsfehler« die Sicher- 
heit und die Gesundheit der Arbeiter. (»Trud«, 26. 6. 1969) 


Die Konstrukteure konzentrieren ihre Aufmerksamkeit auf das 
Leistungsvermögen einer Maschine und vernachlässigen darob 
die Sicherheit des Arbeiters. »Trud«, 12. 5. 1970) 


Viele weitere Unfälle seien darauf zurückzuführen, daß ein aku- 
ter Mangel an Schutzhelmen, Gasschutzmasken, Haltegürteln für 
Bauarbeiter und dergleichen mehr herrsche. (»Trud«, 24.5. 1970) 


Noch schlimmer als die der steigenden Arbeitshetze ausgesetz- 
ten Arbeiter sind jene dran, die infolge der neuen kapitalistischen 
Rationalisierung ihre Arbeitsplätze verloren haben. Denn wie 
selbst Scharow in seinem schon zitierten Artikel zugibt: »... konnte 
man nicht jeden freigesetzten Arbeiter in einen anderen neuen Be- 
trieb übernehmen.« 
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Manche Arbeiter mußten, um einen Arbeitsplatz zu bekommen, 
in andere Städte umziehen, was angesichts des katastrophalen 
Wohnungsmangels in der Sowjetunion keine angenehmen Folgen 
haben dürfte. Ob die Arbeiter weiterhin soviel verdienen wie vor- 
her, wird nicht gesagt. Scharow bemerkt lediglich zynisch: 


»Es ist gar nicht leicht zu erreichen, daß jemand seine Arbeit wech- 
selt und eine andere Funktion antritt, ohne daß seine gute Stim- 
mung darunter leidet.« 


Die Frage drängt sich auf: Wie wird es aussehen, wenn die Be- 
dingungen des Experiments auf alle Werke in der Sowjetunion 
übertragen werden? Dann wird der Tag kommen, da die meisten 
»freigesetzten« Arbeitskräfte nicht mehr in anderen Betrieben 
untergebracht werden können. Dies wird selbst von dem sowjeti- 
schen Ökonom Professor Birman zugegeben, der in der »Sowjet- 
union heute« vom 16. September 1969 schreibt: 


»Umstritten ist auch das Problem der Arbeitskräfte. Einige sowje- 
tische Wirtschaftsexperten meinen, in der nächsten Zukunft werde 
es in der Sowjetunion an Arbeitskräften mangeln und insbesondere 
an Facharbeitern. Die anderen, zu denen auch ich gehöre, sind 
davon überzeugt, daß ein Überfluß an Arbeitskräften bestehen wird.« 


Wenn kapitalistische Gesetze erst einmal eingeführt sind, wirken 
sie auch entsprechend mit allen Folgeerscheinungen. In Nowo- 
kusnezk, einer Industriestadt in Sibirien mit einer halben Million 
Einwohnern, sind ständig 5 Prozent der erwachsenen Bevölkerung 
auf der Suche nach einem Arbeitsplatz »Komsomolskaja Prawda«, 
20.11.1969). In Jugoslawien, wo die Restauration des Kapitalis- 
mus am frühesten angefangen hat und alle kapitalistischen Be- 
gleiterscheinungen auftreten, sind über 300 000 Menschen stän- 
dig arbeitslos. Die revisionistische Tito-Clique ist inzwischen skru- 
pellos genug, jugoslawische Arbeiter den ausländischen Kapitalis- 
ten zur Ausbeutung zur Verfügung zu stellen. So arbeiten zum Bei- 
spiel allein in Westdeutschland rund 500000 jugoslawische 
Arbeitskräfte. Zusammen sind es also weit über 800 000 Arbeiter, 
die aus dem Produktionsprozeß in Jugoslawien ausgeschieden sind. 
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Das Experiment von Stschokino eröffnet für die neuen kapita- 
listischen Machthaber der Sowjetunion glänzende Aussichten im 
Hinblick auf das Auspressen noch größerer Gewinne aus den 
sowjetischen Arbeitern. Für das sowjetische Proletariat dagegen 
zeichnet es die traurigen Perspektiven der kapitalistischen Restau- 
ration noch schonungsloser: Arbeitshetze, Angst um den Arbeits- 
platz, Arbeitslosigkeit. Wo das kapitalistische Profitprinzip wieder 
eingeführt ist, dort muß auch unbedingt mit dem Aufleben aller 
Übel des Kapitalismus gerechnet werden. 


Welche Bedeutung die sowjetische Führung dem Experiment 
von Stschokino beimißt, geht aus folgenden Worten Breschnews 
auf dem XXIV. Parteitag hervor: 


»Die Erfahrungen des chemischen Kombinats in Stschokino zei- 
gen, daß es zweckmäßig ist, den Betrieben größere Möglichkeiten 
für die Stimulierung (Anreiz, Antrieb — die Redaktion) jener Be- 
schäftigten und Kollektive zu geben, die den größten Beitrag zur 
Entwicklung der Produktion leisten, verschiedene Berufe beherr- 
schen und sparsam mit dem gesellschaftlichen Eigentum umge- 
hen. Die Erhöhung der materiellen Interessiertheit der Beschäf- 
tigten muß Hand in Hand gehen mit der verstärkten Anwendung 
moralischer Stimuli zur Arbeit.« »XXIV. Parteitag der KPdSU«, 
S. 130/131) 


Breschnew begreift nicht oder will es nicht verstehen, daß der 
materielle Anreiz die Arbeiter mehr und mehr der Produktion ent- 
fremdet. Genau wie im Privatkapitalismus schaffen die Arbeiter 
auch im bürokratischen Kapitalismus den Reichtum, aber die herr- 
schende neue bürgerliche Klasse verfügt über ihn. In der ent- 
wickelten sozialistischen Wirtschaft ist das sozialistische Be- 
wußtsein der Arbeiter die Haupttriebkraft der Produktion. Die 
Arbeiter sind innerlich mit der Produktion verbunden, weil die 
Arbeit ein Bedürfnis ist und dazu dient, die Bedürfnisse der ge- 
samten Gesellschaft zu befriedigen. Nach der Restauration des 
Kapitalismus in der Sowjetunion wurde der materielle Anreiz als 
Haupttriebkraft der Produktion eingeführt, wodurch die Arbeiter 
der Produktion entfremdet wurden, so wie es im Privatkapitalis- 
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mus der Fall ist. Die Arbeit »ist daher nicht die Befriedigung eines 
Bedürfnisses, sondern sie ist nur ein Mittel, um Bedürfnisse außer 
ihr zu befriedigen« (Marx/Engels, Werke, Ergänzungsband Erster 
Teil, S. 514). 
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3. Die Revisionisten heben das sozialistische 
Verteilungsprinzip auf 


Welchen Zweck verfolgt das neue System der 
materiellen Anreize? 


Wir haben das neue System der materiellen Anreize bisher nur 
unter einem Blickwinkel betrachtet: als ein Mittel zur Änderung 
der Rolle und des Wesens des Gewinns und zur Bereicherung der 
bürgerlichen Funktionäre in den einzelnen Betrieben. Das ist aber 
nur eine Seite. Materielle Anreize bestimmen schließlich nicht nur 
die Gehälter der Betriebsdirektoren und der anderen leitenden 
Angestellten, sondern auch die Löhne und Gehälter der einfachen 
Arbeiter und der unteren Angestellten. Verglichen mit dem Reich- 
tum, den sich die Bosse unter den Nagel reißen, bekommen die 
Arbeiter nur kümmerliche Brocken. Doch diese Brocken machen 
einen bedeutenden Teil des Einkommens des einzelnen Arbeiters 
aus. 


So führte die »Prawda« vom 17. Mai 1967 einen Betrieb als 
typisch auf, in dem die Mehrheit der Arbeiter Prämien im Wert 
von 40-100 Prozent ihres Lohnes bekommen. Das bedeutet, daß 
der Grundlohn der Arbeiter von vornherein dermaßen niedrig 
angesetzt ist, daß die Arbeiter unbedingt darauf angewiesen sind, 
Prämien zu erhalten. So bilden die materiellen Anreize keinen 
Luxus, sondern eine Lebensnotwendigkeit. Die »besonderen Lei- 
stungen«, die nun die sowjetischen Arbeiter für ihre Prämien auf- 
bringen müssen, sind genauso verpflichtend wie Überstunden und 
ähnliche »freiwillige« Mehrleistungen bei uns. Das System der ma- 
teriellen Anreize ist also unter solchen Bedingungen ein Antreiber- 
system, ein System, um die Arbeiter dazu zu zwingen, ihre Arbeits- 
leistung zu erhöhen. 


Es wurde bereits betont, daß trotz aller Neigung zur Dezentra- 
lisierung der neue Kapitalismus in der Sowjetunion vor allem ein 
staatsmonopolistischer Kapitalismus bleibt. Die hauptsäch- 
lichen Bereicherungsquellen der neuen Bourgeoisie sind nicht 
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die Prämien und Gewinne in den einzelnen Betrieben, sondern 
der zentrale Staatshaushalt. Darum betonte Kossygin auf dem 
XXIV. Parteitag: 


»Wir betrachten den Gewinn und die Rentabilität als wichtige 
Kennziffern des Nutzeffekts der Produktion. Zugleich ist der Ge- 
winn nicht nur die Hauptquelle der auf der wirtschaftlichen Rech- 
nungsführung beruhenden Fonds der Betriebe und Vereinigungen, 
sondern auch eine höchst wichtige Quelle der Einkünfte des staat- 
lichen Haushalts.« »XXIV. Parteitag der KPdSU«, S. 284) 


Die obersten Spitzen der neuen Bourgeoisie sind nicht die Di- 
rektoren und Manager, die vom Gewinn der einzelnen Betriebe 
schöpfen, sondern jene Funktionäre, Politiker und Technokraten 
im Partei-, Staats- und Wirtschaftsapparat, die in Moskau oder 
anderen Zentren sitzen und den Rahm von der Staatskasse schöp- 
fen. Die luxuriösen Datschas in den Vororten von Moskau oder die 
herrschaftlichen Villen in abgesicherten Prominentenvierteln, 
»Dienst«-Wagen mit eigenem Chauffeur, Privatklubs, die nur für 
die Oberen bestimmten Einkaufsstätten, Sanatorien, Ferienorte 
und Luxussiedlungen für »Akademiker« und »Wissenschaftler« — 
all diese Privilegien werden, nebst den hohen Gehältern, aus dem 
zentralen Haushalt finanziert. 


Um aber ihr Ausbeutungssystem aufrechterhalten zu können, 
braucht diese bürokratische Monopolbourgeoisie Verbündete und 
Handlanger. Die Millionen Menschen, die begeistert und auf- 
opferungsvoll für den Aufbau des Sozialismus gearbeitet 
haben, werden auf lange Sicht nicht in gleicher Weise für die Ge- 
winne der Bourgeoisie arbeiten. Die neue Bourgeoisie kann ihr 
System nur dann in Gang halten, wenn sie auch ihren Lakaien 
einen Anteil am Gewinn zukommen läßt, wenn sie diese ans 
System der Gewinnmaximierung irgendwie binden kann. 


Bestochen werden in erster Linie die Direktoren, die führenden 
Wirtschafts- und technischen Experten in den einzelnen Betrieben. 
Denn sie sind das wichtigste Bindeglied zwischen der zentralen 
Bürokratie und den Betrieben, in denen die Werte und Gewinne 
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geschaffen werden. Sie sind deshalb die wichtigsten Verbündeten 
der bürokratischen Monopolbourgeoisie. Um sie in der Hand zu 
behalten, übernahmen die revisionistischen Herrscher vom So- 
zialismus das System der »Nomenklatur«, wonach die wichtigsten 
Betriebsdirektoren direkt von der Parteiführung ernannt werden. 
Im Sozialismus ist dies ein Mittel zur Kontrolle der Wirtschaft 
durch die Partei des Proletariats. Heute, unter dem neuen Kapi- 
talismus, ist es ein Mittel, um die Wirtschaft fest in den Klauen 
der bürokratischen Monopolbourgeoisie und ihrer Handlanger zu 
behalten. Gleichzeitig wird der Lebensstandard der gewöhnlichen 
Bürokraten und Technokraten dadurch an den der Monopolbour- 
geoisie angenähert, daß sie einen immer größeren Teil des Ge- 
winns, der in »ihren« Betrieben verwirklicht wird, in die eigene 
Tasche stecken dürfen. 


Die örtlichen Wirtschaftsspitzen sind die Hauptverbündeten der 
neuen Monopolbourgeoisie. Und wenn sie auch oft des Guten zuviel 
tun und sich unter der Hand mit Geldmitteln bereichern, die 
eigentlich für die höchsten Bosse bestimmt sind, so dienen sie doch 
im großen und ganzen als zuverlässige Helfershelfer, die die neue 
Bourgeoisie zur Sicherung ihrer Herrschaft nötig hat. 


Vor wem hat die neue Monopolbourgeoisie Angst? Vor der Ar- 
beiterklasse. Sowjetische Arbeiter waren es, die unter Lenins 
Banner die große Oktoberrevolution durchführten, die unter Sta- 
lins Banner die faschistischen Angreifer zurückschlugen. Um sie 
zu knechten, wendet die neue Monopolbourgeoisie alle Mittel, vom 
Betrug bis zum offenen Terror, an. Zur Bestrafung von Verstößen 
gegen die Arbeitsdisziplin sieht das Arbeitsgesetz vom 15. Juli 
1970 (Artikel 56) unter anderem folgende Maßnahmen vor: Ver- 
setzung auf einen geringer entlohnten Arbeitsplatz, Entzug von 
Arbeitsprämien und Privilegien, Benachteiligung bei der Zuteilung 
von Wohnungen und von Einweisungsscheinen für Ferienheime 
und Sanatorien und Benachteiligung im Hinblick auf andere 
Leistungen der Sozialfürsorge; schwere Fälle werden mit Ent- 
lassung und Überweisung an Gericht und Polizei bestraft. (»Praw- 
da«, 17.7.1970) Andererseits entfacht die neue Bourgeoisie eine 
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ungeheure Demagogie. Sie versucht, ihren Kapitalismus neuen 
Typs als Sozialismus auszugeben und sich selbst als kommu- 
nistisch zu tarnen. Gleichzeitig entfacht sie eine schmutzige Ver- 
leumdungskampagne gegen die wirklich sozialistischen Länder 
und die Kommunisten. Natürlich bemüht sie sich auch, die Ar- 
beiter an das »neue System« zu binden, indem sie den Arbeitern 
einige Brocken des Gewinns hinwirft. Die Revisionisten versuchen 
durch Beteiligung der Arbeiter am Gewinn diese zu bestechen und 
zu spalten. Ein kleiner Teil wird so zur Arbeiteraristokratie kor- 
rumpiert. Nehmen wir ein Beispiel, berichtet in »Sowjetunion 
heute« vom 16. Januar 1971. Hier läßt man in dem Artikel »Resul- 
tate neuer Methoden« einen Facharbeiter erzählen: 


»»Ich verdiene recht gut<«, sagte der Dreher Juri Karassjow aus 
der Abteilung Wellenlager: >Zu meinem Tariflohn kommen noch die 
verschiedensten Zulagen. Nehmen wir zum Beispiel voriges Jahr: 
Ich überbot jeden Monat das Produktionssoll, das bedeutet für mich 
25 Prozent des Monatslohns als Prämie. Außerdem lieferte ich das 
ganze Jahr keinen Ausschuß, das ergab weitere 15 Prozent. Für 
sechs Verbesserungsvorschläge erhielt ich 60 Rubel, wozu noch 
15 Rubel für ihre Anwendung kamen. Für die Herstellung neuer 
Typen mit neuen Abmessungen zahlte man mir zusätzlich 50 Rubel 
Prämie. Als unseren Erzeugnissen das Staatliche Gütezeichen zu- 
erkannt wurde, erhielten alle Beteiligten eine Prämie von 25 Rubel. 
1970 erhielt ich vom Werk eine Neubauwohnung. Mit meiner Frau 
und unserem Sohn verlebte ich meinen Urlaub im betriebseigenen 
Ferienheim. Die Kurschecks, die in der Regel 120 Rubel kosten, 
brauchte ich nur mit 40 Rubel zu bezahlen, den Rest zahlte die 
Gewerkschaft. Insgesamt bezog ich im vorigen Jahr über meinen 
regulären Arbeitslohn hinaus rund 1000 Rubel an Prämien, Grati- 
fikationen und Sachleistungen.«« 


»Das ist ein Beispiel für viele«, heißt es anschließend in dem Ar- 
tikel. Dabei muß man berücksichtigen, daß der Durchschnittslohn 
im nächsten Jahrfünft ganze 150 Rubel monatlich betragen wird. 
Die Heranzüchtung einer Arbeiteraristokratie in der UdSSR soll 
den einen Zweck erfüllen: die Aufspaltung der Arbeiterklasse. 
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Dem gleichen Ziel dient auch das komplizierte Lohnsystem von 
24 Lohnstufen (siehe Tabelle 2). Nach dieser Statistik beträgt der 
niedrigste Grundlohn rund 48 Rubel monatlich. Der Mindestlohn 
einschließlich Prämie belief sich bis zum XXIV. Parteitag monat- 
lich auf 60 Rubel und soll laut Beschluß auf 70 Rubel (das ent- 
spricht 280 DM) erhöht werden. 


Dies jedoch keineswegs sofort, sondern, wie Kossygin auf dem 
XXIV. Parteitag verkündete, allmählich: 


Tabelle 2 








Einstufungsgrad 


Grundlohn pro Stunde in Ko- 
nn für 7 Stunden Arbeitstag ei 
|Steigerungsverhähnis | 1,72 | 201 0 


Zeitlohn-Arbeiter in »kalten« 
Betrieben 27,5 |31,1 | 35,5 ne 47,3 | 55,0 


Stücklohn-Arbeiter in »kalten« 

Betrieben und Zeitlohn-Arbeiter 

in »heißen« Betrieben oder sol- 

che, die anstrengende Arbeit 

unter ungünstigen Bedingungen 

verrichten 32,0 |36,2 |41,3 |47,4 |55,0 
Stücklohn-Arbeiter in »heißen« 

ders schweren und ungünstigen 

Bedingungen arbeiten 36,7 141,5 |47,3 |54,3 163,1 | 73,4 


Betrieben oder Arbeiter, die 
Stücklohn-Arbeiter, die unter 
besonders schwierigen und un- 
günstigen Bedingungen arbeiten | 39,0 |44,1 |50,3 |57,7 [67,0 | 78,0 


unter schwierigen, ungünstigen 
Bedingungen arbeiten, und Zeit- 

Quelle: A. Omarow, »Organisation of Industry and Construction in the USSR, Moskau 1971, 

S. 101 
















lohn-Arbeiter, die unter beson- 
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1971 für die im Eisenbahntransport tätigen Arbeiter und Ange- 
stellten, 

1972 für die im Hohen Norden, Fernen Osten, in Ost- und West- 
sibirien und im Ural, 

1973 für die in Kasakstan, Mittelasien, im Wolgaraum, Wolga- 
Wjatka-Bezirk und Donezbecken, 

1974 für die in allen übrigen Gebieten beschäftigten Arbeiter und 
Angestellten. 

1975 »kommt die Einführung des neuen Mindestlohnes sowie die 
Erhöhung der Löhne und Gehälter der Arbeiter und Ange- 
stellten mit mittlerem Verdienst zum Abschluß« (Kossygin). 

Im laufenden Fünfjahresplan (1971-1975) wird nach dem Re- 
chenschaftsbericht Breschnews auf dem XXIV. Parteitag »der mo- 
natliche Durchschnittslohn der Arbeiter und Angestellten auf 

146-149 Rubel (584-596 DM - die Redaktion) und das Einkom- 

men der Kolchosbauern auf 98 Rubel (392 DM - die Redaktion) 

steigen« (»Materialien des XXIV. Parteitags der KPdSU«, russisch, 

Moskau 1971, S. 177). 


Obwohl man nicht ohne weiteres Vergleiche mit den Löhnen im 
kapitalistischen Westen anstellen kann - es sei denn, sie würden 
in Reallöhne umgerechnet (entsprechend der Kaufkraft in den ver- 
schiedenen Ländern) — sind die Löhne der Arbeiter und die Gehäl- 
ter der unteren Angestellten doch so niedrig, daß sie den mate- 
riellen Anreiz gefördert haben. Und das besonders durch seine 
Herausstellung als einzigen Stimulus. 

Um die Restauration des Kapitalismus reibungsloser durch- 
führen zu können, wurde der materielle Anreiz mit dem Gewinn- 
streben gekoppelt. Je höher der Gewinn, desto mehr Mittel für 
den Fonds des materiellen Anreizes. A. Omarow bestätigt das in 
seinem oben genannten Buch: 


»Für jedes Prozent Gewinnsteigerung (Verkauf) gegenüber den 
Vorjahresziffern, und für jedes Prozent Ertragssteigerung über das 
Planziel hinaus, wird ein festgelegter Teil des Gewinns, der im 
Jahresfinanzplan des Betriebes festgelegt ist, an den »Anreizfonds« 
abgeführt ... 
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Falls die planmäßigen Gewinn- und Verkaufsziffern nicht er- 
reicht werden, werden die Zahlungen in den »Anreizfonds< um eine 
gewisse Prozentuale reduziert ...« 


Die Gliederung in 24 Lohnstufen liegt nicht im Interesse der 
Arbeiter. Die Arbeiterbewegung hat sich in den kapitalistischen 
Ländern stets gegen die Vielzahl der Lohnstufen gewandt. Je mehr 
Lohnstufen, um so komplizierter und unübersichtlicher das Lohn- 
system, desto leichter die Möglichkeit, einen gegen den anderen 
auszuspielen und unliebsame Arbeiter in eine niedrige Lohnstufe 
zu drücken. Kurz, je mehr Lohnstufen, desto leichter die Aus- 
beutung. 


Materielle Anreize - ein Mittel zur Korrumpierung 
der Arbeiter 


Das sozialistische Verteilungsprinzip wird in der bekannten 
Losung zusammengefaßt: »Jeder nach seinen Fähigkeiten, 
jedem nach seiner Leistung«. In der »Kritik des Gothaer Pro- 
gramms« von Karl Marx heißt es dazu: 


»Demgemäß erhält der einzelne Produzent - nach den Abzügen 
- exakt zurück, was er ihr (der Gesellschaft — die Redaktion) gibt. 
Was er ihr gegeben hat, ist sein individuelles Arbeitsgquantum. Z.B. 
der gesellschaftliche Arbeitstag besteht aus der Summe der indi- 
viduellen Arbeitsstunden. Die individuelle Arbeitszeit des einzel- 
nen Produzenten ist der von ihm gelieferte Teil des gesellschaftli- 
chen Arbeitstages, sein Anteil daran. Er erhält von der Gesellschaft 
einen Schein, daß er soundso viel Arbeit geleistet (nach Abzug seiner 
Arbeit für die gemeinschaftlichen Fonds), und zieht mit diesem 
Schein aus dem gesellschaftlichen Vorrat von Komsumtionsmit- 
teln so viel heraus, als gleich viel Arbeit kostet. Dasselbe Quantum 
Arbeit, das er der Gesellschaft in einer Form gegeben hat, erhält 
er in der anderen zurück.« (Marx/Engels, Werke, Bd. 19, S.20) 


Solange wir uns in der ersten Phase des Kommunismus befin- 
den, solange die Produktivkräfte noch nicht so weit entwickelt 
sind, daß alle Bedürfnisse der Menschen befriedigt werden können, 
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und solange es noch Überreste des bürgerlichen Denkens, noch 
Faulenzer und Schwindler gibt, ist die Verteilung der Konsum- 
tionsgüter gemäß der Arbeit des einzelnen das einzig mögliche 
Verteilungsprinzip. 


In der kommunistischen Gesellschaft dagegen, »nachdem die 
Arbeit nicht nur Mittel zum Leben, sondern selbst das erste Lebens- 
bedürfnis geworden« ist und »alle Springquellen des genossen- 
schaftlichen Reichtums voller fließen«, kann man zum kommunis- 
tischen Verteilungsprinzip »Jeder nach seinen Fähigkeiten, 
jedem nach seinen Bedürfnissen« übergehen (ebenda S. 21 - 
Hervorhebung durch die Redaktion). 


Wenngleich es eine der Hauptaufgaben der Phase des Sozialis- 
mus ist, die Arbeiter in der neuen, kommunistischen Arbeitsmoral 
zu erziehen und allmählich zum kommunistischen Verteilungs- 
prinzip zu kommen, wird in ihr die Entlohnung der Arbeit ent- 
sprechend der Leistung des einzelnen als Hauptprinzip beibehal- 
ten. Vor allem muß verhindert werden, daß einzelne oder Grup- 
pen von Werktätigen eine Privilegierung oder Benachteiligung er- 
fahren, die weder durch die Höhe ihrer Arbeitsleistung noch durch 
ihre besonderen Bedürfnisse bestimmt ist. 


In der sozialistischen Sowjetunion wurden Methoden ange- 
wandt, um die Löhne so genau wie möglich nach der tatsächlichen 
Leistung der einzelnen Arbeiter zu richten. Dementsprechend wur- 
de im allgemeinen der Stundenlohn durch einen Stücklohn er- 
setzt. Es wurde aber auch, allerdings nur in stark beschränktem 
Ausmaß, ein System von Prämien eingeführt, um dafür zu sorgen, 
daß Arbeiter, die zusätzliche Arbeit auf sich nahmen, auch dem- 
entsprechend zusätzlich entlohnt würden. Solche Prämien hingen 
von der tatsächlichen Arbeitsleistung der einzelnen Arbeiter ab 
und bestärkten damit das sozialistische Verteilungsprinzip. 


Die modernen Revisionisten, mit ihrem »neuen System der ma- 
teriellen Stimulierung«, berufen sich gern auf das sozialistische 
Verteilungsprinzip, darauf, daß es »schon immer« ungleiche Löhne 
und sogar Prämien gegeben habe, und daß die Klassiker des 
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Marxismus-Leninismus gegen kleinbürgerliche Gleichmacherei 
polemisiert hätten. Trotzdem werden wir leicht erkennen können, 
daß das Neue Ökonomische System überhaupt nichts mit dem so- 
zialistischen Verteilungsprinzip zu tun hat. Denn wie wir gesehen 
haben, hängt heute die Größe des »Fonds für materielle Interes- 
siertheit«, und damit die Höhe der Prämien für die einzelnen Ar- 
beiter, nicht mehr im entscheidenden Maße von der Arbeits- 
leistung des einzelnen ab; selbst nicht einmal von der Brutto- 
produktion des Kollektivs, sondern vom Gewinn, von der Ren- 
tabilität des jeweiligen Betriebes. Es bekommt also nicht mehr 
jener Arbeiter eine höhere Prämie, der mehr und besser arbeitet, 
sondern derjenige, der in einem rentableren Betrieb arbeitet. 


Es kann durchaus vorkommen und geschieht sogar sehr oft, daß 
zwei Arbeiter, die genau das gleiche leisten, grundverschiedene 
Löhne erhalten, nur weil der eine in einem moderner ausgerü- 
steten und damit rentableren Betrieb arbeitet, oder einfach weil 
der Betrieb einen skrupelloseren Betriebsdirektor hat, einen, der 
es besser versteht, alle Hebel des kapitalistischen neuen Systems 
in Bewegung zu setzen, um auf diese oder jene Weise den Gewinn 
zu erhöhen. 


Ein bezeichnendes Beispiel für die schlimmen Folgen der Zer- 
störung des sozialistischen Verteilungsprinzips bildet das Problem 
der Arbeitsfluktuation, worüber die sowjetische Presse seit Jah- 
ren klagt. Wenn man in einer anderen, rentableren Fabrik mehr 
Geld für genau die gleiche Arbeit erhalten kann, ist klar, daß die 
Arbeiter aus den weniger rentablen in die rentableren Betriebe 
strömen. Am 20. Januar 1971 brachte die »Prawda« einen langen 
Artikel unter dem Titel: »Warum verläßt ein Mensch seinen Ar- 
beitsplatz?«. In ihm kann man unter anderem lesen: 


»Das unter den heutigen Bedingungen bestehende Ausmaß an 
Fluktuation, wo die Kader vieler Betriebe annähernd alle drei bis 
vier Jahre erneuert werden, kann nicht als normal angesehen wer- 
den. Natürlich ist diese Erneuerung nichts absolutes, sondern etwas 
errechnetes-statistisches. Die Mehrheit der Arbeiter und Angestell- 
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ten arbeitet viele Jahre lang an einem Ort. Aber es gibt auch sol- 
che, die einige Male im Jahr die Arbeit wechseln.« 


Die Gründe für diese Fluktuation sind dem Verfasser nicht ganz 
unbekannt: 


»Es ist kaum möglich, die Fälle als begründet anzuerkennen, wo 
Tarif und Normen für ein und dieselbe Arbeit in benachbarten 
gleichgearteten Betrieben unterschiedlich sind ... Man spricht da- 
rüber, daß die Unterschiede in Normen und Tarifen abgeschafft 
werden sollten, die es den Arbeitern ermöglichen, ihren Lohn zu er- 
höhen, wenn sie in eine andere Fabrik überwechseln. Dieser richti- 
ge Gedanke kann bei weitem nicht ohne weiteres realisiert werden, 
da seine Verwirklichung aufeine Reihe objektiver Hindernisse stößt. 


Zum ersten ergreift der wissenschaftlich-technische Fortschritt 
nicht zugleich und im selben Maße alle Sphären der Produktion, 
und das ist der Grund für die unterschiedlichen Arbeitsbedingun- 
gen. Zum zweiten ergibt sich in jedem bestimmten Zeitabschnitt die 
Notwendigkeit, die Anstrengungen auf die entscheidenden Bereiche 
der Volkswirtschaft zu konzentrieren, indem der Zufluß von Ar- 
beitskräften durch bestimmte Privilegien angeregt wird. Und 
schließlich entstehen in dem Maße, in dem die Wirtschafts- 
reform die Abhängigkeit des Umfangs der von jedem erhal- 
tenen materiellen Wohltaten gemäß den Erfolgen der Tätig- 
keit des Kollektivs festsetzt, auch Unterschiede in der Be- 
zahlung der Arbeit und im Grad der Befriedigung kulturel- 
ler Lebensbedürfnisse.« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Dies geht so weit, daß die Betriebsdirektoren, genau wie im ka- 
pitalistischen Westen, sich gegenseitig Arbeiter und Angestellte 
abwerben. Im obigen Artikel heißt es dazu: 


»Andere Wirtschaftsführer bemühen sich, den Lohn über das ge- 
sellschaftlich notwendige Niveau zu heben, um Arbeitskräfte an- 
zuziehen, und erreichen zeitweise einen Zustrom. Aber dann wird 
die Bezahlung der Arbeit in anderen Fabriken erhöht, und eine Ge- 
genbewegung setzt ein. Kurz gesagt, einige haben sich daran ge- 
macht, die Kader vom Nachbarn »wegzulocken«.« 
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Diese Ausführungen sind sehr aufschlußreich in bezug auf die 
Denkweise der offiziellen revisionistischen Schreiberlinge. Ob- 
wohl er den Zusammenhang zwischen der Arbeitsfluktuation und 
der »Wirtschaftsreform«, also der Restauration des Kapitalismus, 
ganz klar zum Ausdruck bringt, denkt der Verfasser keine Minu- 
te daran, die Reform in Frage zu stellen. Statt dessen will er den 
schwarzen Peter abschieben: zum Teil auf die einzelnen Direkto- 
ren, die sich »unnormale« Praktiken erlauben, in der Hauptsache 
aber auf die Arbeiter, die, »nur« um ihren Lohn zu erhöhen, von 
einer Fabrik zur anderen überwechseln. So sieht er die Lösung 
des Problems darin, einerseits Maßnahmen gegen die Arbeiter zu 
ergreifen, die ihren Arbeitsplatz oft wechseln, andererseits sie 
durch neue Anreize dazu zu »stimulieren«, an ihrem Arbeitsplatz 
zu bleiben. Das geschieht dadurch, daß »verschiedene Arten von 
Privilegien in Abhängigkeit von der Dauer eines Arbeitsverhält- 
nisses in einer Fabrik« gebracht werden. 


Solche Maßnahmen ändern aber nichts an der wahren Ursache 
der Fluktuation, nämlich der Aufhebung der sozialistischen Prin- 
zipien »Gleicher Lohn für gleiche Arbeit« und »Jedem nach seiner 
Leistung«. 


Das neue System der materiellen Anreize verfolgt kein anderes 
Ziel, als die Arbeiter dadurch ans neue gewinnorientierte Wirt- 
schaftssystem zu binden, daß ihr persönliches Einkommen nach 
dem Gewinn ihres Betriebes ausgerichtet wird. Die Revisionisten 
beabsichtigen, die Arbeiterschaft, oder wenigstens einen Teil der 
Arbeiter, durch Bestechung mit einigen Brocken vom Tisch des 
kapitalistischen Profits zu korrumpieren, auch sie an der Ge- 
winnmaximierung zu interessieren. Sie versuchen, in der Arbei- 
terklasse eine Basis für die Restauration des Kapitalismus zu 
schaffen, indem sie den Arbeitern einen persönlichen Vorteil von 
der Gewinnmaximierung versprechen. 


Die Revisionisten hegen sogar den Wunschtraum, die Arbeiter 
durch das neue System der materiellen Anreize an einer Ver- 
schärfung der kapitalistischen Ausbeutung interessieren zu 
können. 
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»Es könnte aber die Frage gestellt werden«, schreibt Georgi 
Sofonow in »Sowjetunion heute« vom 16. August 1970, »ob die Be- 
legschaft eines Betriebes überhaupt daran interessiert ist, daß ein 
Neuerervorschlag durchgeführt, eine Erfindung in ihrem Betrieb 
angewendet wird und daß infolgedessen die bestehenden Leis- 
tungsnormen erhöht und möglicherweise Arbeitskräfte frei- 
gesetzt werden.« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Er versichert, daß die Belegschaft daran Anteil nehme, weil da- 
durch die Produktionskosten gesenkt und die Betriebsgewinne er- 
höht würden, weil »an diesem Gewinn ... jeder Belegschaftsan- 
gehörige, vom Direktor bis zum jüngsten Hilfsarbeiter« teilhabe. 
Jawohl, nur mit dem Unterschied, daß der jüngste Hilfsarbeiter 
den Mindestlohn von 60 bis 70 Rubel monatlich verdient, während 
der Direktor einige tausend Rubel in die Tasche steckt. Und daß 
er den Löwenanteil der Quartalsprämie einsteckt, der Hilfsarbeiter 
jedoch den Mindestanteil. Um seinen erbärmlichen Lohn ein wenig 
zu verbessern, ist der jüngste Hilfsarbeiter, wie die meisten Ar- 
beiter und unteren Angestellten, gezwungen, die Leistungsnorm 
immer wieder zu erhöhen, damit der Gewinn und die Prämien 
steigen. Das ist echt kapitalistische Ausbeutung und hat mit dem 
sozialistischen Leistungs- und Verteilungsprinzip nichts zu tun. 
Springt trotz allem keine entsprechende Prämie mehr für schlecht 
bezahlte Arbeiter heraus, dann verlieren sie das Interesse an 
»ihrem« Betrieb und wechseln die Arbeitsstätte. 


Für die Aufhebung des sozialistischen Verteilungsprinzips ge- 
brauchen die Revisionisten selbstverständlich eine demagogische 
Umschreibung. So bemerkt B. Sucharewski in »Probleme des Frie- 
dens und des Sozialismus« 8/1970: 


»Im neuen System wird die Arbeit eines jeden Arbeiters und An- 
gestellten in weit höherem Maße als bisher nicht allein nach seiner 
individuellen Leistung, sondern auch nach den Ergebnissen der 
Tätigkeit des gesamten Kollektivs eingeschätzt.« 


Oder wie es in der Rede Breschnews auf dem XXIII. Parteitag 
der KPdSU heißt: 
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Es ist »durchaus gesetzmäßig, nicht nur jeden Beschäftigten nach 
seiner persönlichen Leistung materiell anzuspornen, sondern auch 
das ganze Kollektiv materiell am Endergebnis der Betriebstätig- 
keit zu interessieren. Das bietet die Möglichkeit, die persönlichen 
und gesellschaftlichen Interessen vollständiger miteinander 
zu verknüpfen« (»XXII. Parteitag der KPdSU«, S. 76 — Hervor- 
hebung durch die Redaktion). 


Bemerkenswert die Unverschämtheit, mit der Breschnew so 
ohne weiteres die Interessen der Betriebe, das heißt die Profit- 
interessen der kapitalistischen Betriebsdirektoren, als gesell- 
schaftliche Interessen ausgibt. Wenn die Arbeiter am »Endergeb- 
nis der Betriebstätigkeit«, also an der Erhöhung des Gewinns, 
interessiert sind, dann sind ihre persönlichen Interessen und die 
Interessen der Gesellschaft verknüpft! Ist das nicht eine ehrliche 
Definition dessen, was die Revisionisten mit »gesellschaftlichen 
Interessen« meinen? 


Es ist bekannt, daß die Kapitalisten schon immer versucht 
haben, durch verschiedene Systeme von »Gewinnbeteiligung« die 
Arbeiter zu beruhigen, sie mit dem kapitalistischen Konkurrenz- 
und Profitdenken zu vergiften und an das kapitalistische System 
zu ketten. So werden führenden Arbeiterverrätern aus den Ge- 
werkschaftsspitzen gut bezahlte Aufsichtsratsposten angeboten. 
Gleichzeitig werden in vielen Betrieben den Arbeitern ein paar 
kümmerliche Kleinaktien in die Hände gespielt, um ihnen vorzu- 
täuschen, eine Erhöhung des Gewinns würde auch ihnen zugute 
kommen. 


Genau dasselbe versucht die Tito-Clique mit ihrem berüchtig- 
ten Schwindel von der sogenannten Arbeiterselbstverwaltung. 
Daß das Breschnewsche Neue Ökonomische System nur eine 
schlecht getarnte Kopie der titoistischen »Arbeiterselbstverwal- 
tung« ist, kommt in einer Rede W. Ulbrichts*, »Die Bedeutung und 
die Lebenskraft der Lehren von Karl Marx für unsere Zeit« (1968), 





* W. Ulbricht, Erster Sekretär des ZK der SED von 1953 bis 1971 
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deutlich zum Vorschein. Denn in ihr bringt er zum Ausdruck, daß 
das neue System der materiellen Interessiertheit, das die SED- 
Führung von den Sowjetrevisionisten übernommen hat, gewähr- 
leisten würde, 


»... daß jeder Werktätige seine Funktion als Eigentümer der Pro- 
duktionsmittel, als Miteigentümer des Betriebes, des Kombinats 
oder der VVB auch für ihn spürbar wahrnehmen kann und in der 
Praxis auch tut«. 


Im Sozialismus jedoch ist die ganze Arbeiterklasse Eigentümer 
der gesamten Produktionsmittel, nicht die Belegschaft jedes ein- 
zelnen Betriebes der Eigentümer von diesem. Lenin hat eine solche 
anarcho-syndikalistische Auffassung energisch bekämpft, da sie 
auf eine Spaltung der Arbeiterklasse, auf ein Ausspielen der Ar- 
beiter der verschiedenen Betriebe gegeneinander hinausläuft. In 
seiner Schrift »Über den Demokratismus und den sozialistischen 
Charakter der Sowjetmacht« schreibt Lenin unmißverständlich: 


»... daß es die gröbste Entstellung der Grundprinzipien der 
Sowjetmacht und eine völlige Abkehr vom Sozialismus ist, wenn 
den Arbeitern einer einzelnen Fabrik oder eines einzelnen Berufs- 
zweiges in irgendeiner Form, direkt oder indirekt, das Eigen- 
tumsrecht an ihrer spezifischen Produktion gesetzlich zuerkannt 
wird oder das Recht, die Anordnungen der gesamtstaatlichen 
Macht abzuschwächen oder zu behindern ...« (Lenin, Werke, Er- 
gänzungsband II, S. 77/78) 


Das neue System der materiellen Anreize läuft aber genau dar- 
auf hinaus. Die Arbeiter sollen an den einzelnen Betrieb gebunden 
werden, sie sollen sich nicht mehr als Eigentümer des gesamten 
gesellschaftlichen Reichtums verstehen, sondern als Aktionäre des 
Betriebes, in dem sie arbeiten, von dessen Gedeihen ihr eigenes 
materielles Wohlergehen abhängt. 


Wir haben gesehen: Um ihr neues kapitalistisches System auf- 
rechtzuerhalten, reicht es für die bürokratische Monopolbour- 
geoisie nicht aus, die einzelnen Betriebsdirektoren, die oberen 
Ingenieure und Angestellten mit Gewinnanteilen zu kaufen. Sie 
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müssen auch daran gehen, die Arbeiter mit dem bürgerlichen Geist 
des Gewinnstrebens zu verwirren, die Arbeiterklasse zu spalten 
und die Belegschaften der einzelnen Betriebe gegeneinander aus- 
zuspielen. Es geht weiter darum, wie in jedem anderen kapita- 
listischen System, die Solidarität der Arbeiter zu untergraben, die 
Werktätigen vom revolutionären Kampf abzuhalten. Die Arbeiter 
sollen sich im Konkurrenzkampf untereinander mit der Jagd nach 
höheren Prämien plagen; sie sollen das Abringen eines Brosamens 
vom Gewinn als höchstes Gut ansehen und den Kampf gegen die 
neue Bourgeoisie, den Kampf für den Kommunismus vergessen. 
Das ist der Wunschtraum, der dem neuen System der materiel- 
len Anreize zugrunde liegt. 
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4. Die Revisionisten ersetzen das 
sozialistische Prinzip der 
Arbeitsproduktivität durch das 
kapitalistische 


Steigerung der Arbeitsproduktivität im Kapitalismus 
und im Sozialismus 


Für alle Produktionsweisen gilt gleichermaßen ein Wirtschafts- 
gesetz: das Gesetz der Ökonomie der Zeit. Bei richtiger Aus- 
nutzung dieses Gesetzes wird die Arbeit produktiver gemacht. 
Marx erläutert dies in seinem Werk »Grundrisse der Kritik der 
politischen Ökonomie« folgendermaßen: 

»Gemeinschaftliche Produktion vorausgesetzt, bleibt die Zeitbe- 
stimmung natürlich wesentlich. Je weniger Zeit die Gesellschaft 
bedarf, um Weizen, Vieh etc. zu produzieren, desto mehr Zeit ge- 
winnt sie zu andrer Produktion, materieller oder geistiger. Wie bei 
einem einzelnen Individuum, hängt die Allseitigkeit ihrer Ent- 
wicklung, ihres Genusses und ihrer Tätigkeit von Zeitersparung 
ab. Ökonomie der Zeit, darein löst sich schließlich alle Ökonomie 
auf. Ebenso muß die Gesellschaft ihre Zeit zweckmäßig einteilen, 
um eine ihren Gesamtbedürfnissen gemäße Produktion zu erzielen; 
wie der Einzelne seine Zeit richtig einteilen muß, um sich Kennt- 
nisse in angemeßnen Proportionen zu erwerben oder um den ver- 
schiednen Anforderungen an seine Tätigkeit Genüge zu leisten. 
Ökonomie der Zeit, sowohl wie planmäßige Verteilung der Ar- 
beitszeit auf die verschiednen Zweige der Produktion, bleibt also 
erstes ökonomisches Gesetz auf Grundlage der gemeinschaftlichen 
Produktion. Es wird sogar in viel höherem Grade Gesetz.« (8.89) 

Dieses Gesetz gilt für alle Bereiche der gesellschaftlichen Arbeit, 
vor allem für die Produktion gesellschaftlicher Güter. Es findet sei- 
nen Ausdruck in der Steigerung der Arbeitsproduktivität, die die 
Hauptquelle der Erhöhung des Nationaleinkommens darstellt. 

Was bedeutet Steigerung der Arbeitsproduktivität? Worin be- 
steht der Unterschied zwischen der Steigerung der Arbeits- 
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produktivität im Kapitalismus und der im Sozialismus? Diese Fra- 
gen gilt es zu klären. 


Nach allgemeinem Begriff wird unter Steigerung der Arbeits- 
produktivität eine Erhöhung der Produktion eines Arbeiters in 
einem bestimmten Zeitabschnitt, zum Beispiel in einer Arbeits- 
stunde, einem Arbeitstag oder einem Jahr verstanden. Gewöhn- 
lich wird die durchschnittliche Steigerung der Gesamtproduktion 
innerhalb eines Jahres und die gesamte Arbeiterschaft eines Be- 
triebes, eines Industriezweiges oder der gesamten Industrie eines 
Landes in Rechnung gestellt. Dabei sind beträchtliche Unter- 
schiede zu verzeichnen. So beträgt zum Beispiel die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität in der Bundesrepublik 1970 gegenüber 
dem Vorjahr in den Raffinerien 8,7 Prozent, in der Möbelindustrie 
5,7 Prozent, in der Gummiindustrie 4,1 Prozent, dagegen in der 
Autoindustrie, die bereits in den früheren Jahren weitestgehend 
automatisiert wurde, nur noch 0,9 Prozent. Anders verhielt es sich 
vor Jahren, als die Autoindustrie eine sprunghafte technische Ent- 
wicklung durchmachte, die eine enorme Steigerung der Arbeits- 
produktivität zur Folge hatte. In der DGB-Zeitung »Welt der Ar- 
beit« vom 8. September 1961 berichtet Klaus Jelonneck: 


»Durch die Einrichtung von Transferstraßen hat sich die Pro- 
duktion je Arbeiter und Schicht zum Beispiel bei Zylinderkolben 
um 1752 Prozent, bei Getriebegehäusen um 1102 Prozent gestei- 
gert. In einer süddeutschen Fabrik, die Gewindekerne herstellt, 
wurde früher das Gewinde durch manuell betätigte Maschinen auf- 
gepreßt. Schichtleistung einer Frau: etwa 2000 Gewindekerne. Der 
Automat stellt heute 60000 Stück her. Die Schichtleistung je Ar- 
beitskraft stieg dadurch, wenn man die Leistung der Handpresse- 
rin mit 100 bewertet, auf 3000 Prozent. Ähnlich sind die Auswir- 
kungen bei der Ersetzung von konventionellen Drehbänken durch 
Drehautomaten. Hier werden Leistungen von 400 bis 500 Prozent 
Je Arbeitskraft und Schicht möglich ...« 


Eine solche gewaltige Steigerung der Arbeitsproduktivität durch 
Automation läßt sich kaum je wiederholen. Sie wurde durch eine 
sprunghafte technische Entwicklung des Produktionsapparates 
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hervorgerufen. Daneben wurden auch die Fertigungsmethoden 
verbessert. Man nennt es Rationalisierung, wenn durch Verbes- 
serung der technischen Einrichtung und der Fertigungsmethoden 
eine höhere Produktion erzielt wird. 


Die Rationalisierung ist ein ständiger Prozeß in allen Indu- 
striezweigen. Der vielgebrauchte Begriff »Rationalisierung« wird 
von dem lateinischen Wort ratio, das heißt Vernunft, abgeleitet. 
Rationalisierung ist der wichtigste Hebel zur Steigerung der Ar- 
beitsproduktion bei gleichbleibender durchschnittlicher Anspan- 
nung der Arbeitskraft. 


Daraus folgt: 

1. Steigerung der Arbeitsproduktion durch technischen Fortschritt 
bedeutet ein Anwachsen der Produktionsmenge, die durch eine 
bestimmte Menge Arbeit im Laufe eines Jahres bei gleichblei- 
bender durchschnittlicher Anspannung der Arbeitskraft erzeugt 
wird. 

Das kann erreicht werden: 

a) durch die Einführung neuer, verbesserter Maschinen, Werk- 
zeuge, Vorrichtungen und anderer mechanischer Einrichtun- 
gen sowie Automation; 

b) durch Verbesserung der technologischen Prozesse und 

c) durch Vervollkommnung der Produktionsmethoden (Organi- 
sation der Arbeit, Spezialisierung, Teilarbeit, Fließband usw.), 


das heißt also durch technischen Fortschritt. Dadurch wird die 
zur Herstellung einer Produktionseinheit erforderliche Arbeits- 
menge vermindert bzw. werden die Lohnkosten gesenkt. »Der ei- 
gentliche wirtschaftliche Zweck der Automation besteht nämlich 
darin, Lohnkosten zu ersparen«, heißt es in der Informationsschrift 
einer großen österreichischen Bank. 


Die Arbeitsproduktivität kann auch gesteigert werden ohne tech- 
nischen Fortschritt; und zwar durch Erhöhung der Intensität der 
Arbeit, also durch gesteigertes Arbeitstempo. In einer Mitteilung 
des Rationalisierungskuratoriums der westdeutschen Wirtschaft 
wurde auf diese Möglichkeit mit folgenden Worten hingewiesen: 
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»In den höher entwickelten Ländern ist durch technische Weiter- 
entwicklung im Verhältnis nicht mehr viel herauszuholen, durch 
besseren Einsatz der menschlichen Leistungskraft dagegen mehr, 
als von dem Durchschnittsunternehmer bisher zugegeben wird.« 


Daraus folgt: 


2. Steigerung der Arbeitsproduktivität bei unveränderten techni- 
schen Mitteln bedeutet ein Anwachsen der Produktionsmenge, 
die im Laufe eines Jahres durch erhöhte Anspannung der Ar- 
beitskraft, das heißt durch gesteigertes Arbeitstempo, erzielt wird. 


Der allgemeine Begriff »Steigerung der Arbeitsproduktivität« 
bringt aber diese zwei Seiten nicht zum Ausdruck. In der Praxis 
zeigt sich gewöhnlich, daß beide Seiten eng miteinander verbun- 
den sind, das heißt, daß mit einer technischen Verbesserung gleich- 
zeitig versucht wird, eine noch größere Kostensenkung durch Ver- 
stärkung der Arbeitsintensität zu erreichen, indem der Stücklohn 
mehr gesenkt wird als die technische Verbesserung ausmacht. Das 
zeigt in deutlicher Form das Beispiel des Opel-Automobilwerks in 
Bochum, wo das Produktionsband um 30 Prozent beschleunigt 
werden kann. 


Ob durch technischen Fortschritt oder stärkere Anspannung der 
Arbeitskraft erzielt, das Endergebnis ist dasselbe: Anwachsen der 
Produktionsmenge durch Steigerung der Arbeitsproduktivität. Die 
grundsätzliche Scheidung beider Seiten der Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität ist jedoch von größter Wichtigkeit, wenn wir 
den Unterschied zwischen der Steigerung der Arbeitsprodukti- 
vitätim Kapitalismus und der im Sozialismus kennzeichnen wol- 
len. Worin besteht dieser Unterschied? 


Im Kapitalismus sind die Arbeiter keineswegs gegen eine Ent- 
wicklung der Technik. Ohne technischen Fortschritt wäre die 
Menschheit längst verhungert. Die ständig entwickelte Technik 
hat den Arbeitern viele körperlich schwere Arbeiten abgenommen. 
Sie hat die kulturelle Entwicklung der Massen mit Riesenschrit- 
ten vorwärts getrieben und die Organisation der Arbeiterklasse 
gefördert. Die Zeit des spontanen Aufbegehrens der Maschinen- 
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stürmer ist vorbei. Damals stürmten die Arbeiter in Verkennung 
der wahren Ursachen ihres Elends aus Verzweiflung die Fabrik- 
anlagen und zertrümmerten die Maschinen. Die Arbeiterklasse 
hat erfahren, daß nicht die Technik, sondern die Aneignung ihrer 
gesellschaftlichen Arbeit durch die Kapitalisten die Ursache ihres 
Elends ist. Sie bekämpft darum nicht den technischen Fortschritt, 
sondern dessen Folgen. Diese entstehen durch die kapitalistische 
Profitgier, insbesondere durch rücksichtslose Intensitätssteige- 
rung der Arbeitskraft und Einschränkung der Arbeitskräfte (Kurz- 
arbeit und Arbeitslosigkeit). 


Um die Arbeitsintensität zu steigern, wenden die Kapitalisten 
zwei Methoden an: 


1. Durch materiellen Anreiz sollen die Arbeiter veranlaßt werden, 
ihre Arbeitsleistung immer höher zu treiben. 


2. Durch verschiedene Methoden werden die Arbeiter unter Druck 
gesetzt oder durch Versprechungen betört, um die größtmögli- 
che Menge von Arbeit aus ihnen herausholen zu können. 


Ein Beispiel für die Anwendung des materiellen Anreizes zeigt 
der Maschinenbau, wo die durchschnittliche Arbeitsleistung in 
den Abteilungen, die von Zeitlohn auf Akkordlohn umstellten, um 
20 Prozent gesteigert wurde. 


Die Akkordarbeit — ganz gleich, ob Einzel- oder Gruppenakkord 
— ist das wichtigste Mittel, die Arbeitsleistung durch den Anreiz 
höherer Löhne zu steigern. Beim Überschreiten einer gewissen 
Lohnhöhe wird der Akkordsatz gesenkt. Wenn nun die betroffe- 
nen Arbeiter den Lohnabbau kampflos hinnehmen, versuchen sie 
nicht selten, durch noch stärkere Anspannung ihrer Arbeitskraft 
den Verlust wieder wettzumachen. 


Ein weiteres Mittel des materiellen Anreizes ist das Prämien- 
system, das sich meist nach dem monatlichen Produktionsausstoß 
richtet. Um eine möglichst hohe Prämie zu erreichen, wird das 
Arbeitstempo rapide erhöht. Auch durch Gewährung eines gestaf- 
felten Zusatzlohnes auf den Zeitlohn, der an eine bestimmte durch- 
schnittliche Leistungsnorm gebunden ist, wird ein materieller 
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Anreiz erzeugt. Und zwar dadurch, daß bei Überschreitung die- 
ser Norm für stufenweise eingeteilte Mehrarbeit ein gestaffelter 
Zusatzlohn gewährt wird, beispielsweise dieser Art: 


Leistungsnorm = 2000 Stück/Stunde = 5,- DM Stundenlohn 


Mehrleistung = 100 Stück/Stunde = -,30 DM Zusatzlohn 
Mehrleistung = 200 Stück/Stunde = -,65 DM Zusatzlohn 
Mehrleistung = 300 Stück/Stunde = 1,05 DM Zusatzlohn 


Diese Mittel des materiellen Anreizes werden oft verbunden mit 
Versprechungen auf Dauerbeschäftigung, Sondervergünstigungen, 
Zusatzrente nach Erreichung der Altersgrenze usw., die bei wirt- 
schaftlichen Erschütterungen meistens wieder abgebaut werden. 


Viel öfter jedoch wird die Methode des Drucks, der Drohung mit 
Entlassung oder der direkten Antreibung durch Vorgesetzte an- 
gewandt. Als schon vor Jahren die Kohlenhalden im Ruhrgebiet 
immer größer wurden, Zechen stillgelegt und Arbeiter entlassen 
werden sollten, da setzte ein Kampf um den Arbeitsplatz ein. Die 
Arbeitsleistung stieg sprunghaft an, verstärkte sich noch, als dann 
mehrere Zechen geschlossen und Zehntausende von Bergarbeitern 
entlassen wurden. Aus dem damaligen Geschäftsbericht der »Mär- 
kischen Steinkohlengewerkschaft, Heesen« ist zu entnehmen: 
Trotz Massenentlassungen wurde die Kohlenförderung insgesamt 
erhöht. In einem Jahr stieg die Untertageleistung je Mann und 
Schicht von 1790 kg auf 2117 kg, um rund 18 Prozent. Inzwischen 
ist die Schichtleistung der nicht stillgelegten Zechen auf über 
3000 kg gestiegen. 


Das stärkste Druckmittel ist die Angst vor Arbeitslosigkeit, und 
diese Angst ist durchaus berechtigt. »Automation«, so sagt ein lei- 
tender Mann einer großen amerikanischen Autofirma, »ist jeder 
Vorgang, der einen Menschen aus der Produktion entfernt.« In 
Detroit, USA, antworteten 90 Prozent aller Befragten auf die 
Frage, was sie bei dem Begriff »Automation« empfänden, mit dem 
kennzeichnenden Wort »Angst«. Diese Angst vor Arbeitslosigkeit 
treibt viele Arbeiter zu immer höherer Arbeitsleistung, was natür- 
lich verhängnisvolle Auswirkungen auf ihre Gesundheit und ihr 
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Leben hat. In der westdeutschen Industrie sind täglich rund eine 
Million Arbeiter krank. Jährlich ereignen sich 2,5 bis 3 Millionen 
Unfälle. 91 Prozent aller Unfälle in den Betrieben sind auf »Zeit- 
druck« der Arbeiter, das heißt auf gesteigertes Arbeitstempo 
zurückzuführen. So stellte die Zeitung »Textil-Bekleidung« bereits 
im September 1961 fest: »Die Arbeitsbelastung und das geforder- 
te Arbeitstempo hat in der Bekleidungsindustrie ein noch vor ei- 
nigen Jahren kaum vorstellbares Maß angenommen.« Die Folgen 
sind Frühinvalidität und Verkürzung der Lebenserwartung. 


Zusammenfassend können wir feststellen, daß die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität im Kapitalismus auf das Gewinnstreben 
der Kapitalisten zurückzuführen ist, da sie die wichtigste Quelle 
von Riesenprofiten ist; daß die Steigerung der Arbeitsprodukti- 
vität mit schädlichen Auswirkungen auf die Arbeiter verbunden 
ist, weil sie auf die Löhne drückt, die Angst um den Verlust des 
Arbeitsplatzes verstärkt, die Arbeitsbedingungen verschlechtert 
und sich verheerend auf die Gesundheit und das Leben der Ar- 
beiter auswirkt. Dies geschieht vor allem infolge der Steigerung 
der Arbeitsintensität, hervorgerufen durch materiellen Anreiz, 
Versprechungen und Druck von seiten der Kapitalisten. Unter 
diesen Umständen kann die Arbeiterklasse kein Interesse an einer 
Steigerung der Arbeitsproduktivität haben. Obgleich sie den tech- 
nischen Fortschritt an sich nicht ablehnt, so zeigt ihr doch die Er- 
fahrung, daß die Verbesserung der Technik im Kapitalismus stets 
verbunden ist mit einer intensiveren Anspannung der Arbeits- 
kraft, mit einer größeren Ausbeutung der Arbeitskraft, und daß 
die Vorteile der Steigerung der Arbeitsproduktivität in erster Linie 
dem Profit der Kapitalisten dienen. 


Im Sozialismus ist die Triebfeder zur Steigerung der Arbeits- 
produktivität nicht die Erzeugung von Maximalprofiten, sondern 
diese dient allein dem Wohlstand der gesamten Gesellschaft, in- 
dem sie durch ständige Erhöhung der Gesamtproduktion mit der 
Zeit einen Überfluß an Produkten erzeugt und den Lebensstan- 
dard der Bevölkerung ständig erhöht. Nicht der Wohlstand ein- 
zelner oder der einer herrschenden Clique wie im Kapitalismus, 
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sondern der Wohlstand aller arbeitenden Menschen ist Richt- 
schnur des Handelns im Sozialismus. Stalin erklärte auf dem 
XVII. Parteitag der KPdSU dazu: 


»Was die Behauptung betrifft, daß ohne die Existenz von armen 
Volksschichten weder bolschewistische Arbeit noch der Sozialis- 
mus denkbar seien, so ist das eine solche Dummheit, daß man gar 
nicht davon sprechen möchte. Die Leninisten stützen sich auf die 
Armen, solange es kapitalistische Elemente gibt und Arme, die von 
Kapitalisten ausgebeutet werden. Sind aber die kapitalistischen 
Elemente zerschmettert und die Armen von der Ausbeutung befreit, 
dann besteht die Aufgabe der Leninisten nicht darin, die Armut 
und die Armen, für deren Existenz die Voraussetzungen bereits ver- 
nichtet sind, zu verewigen, zu erhalten, sondern darin, die Armut 
aus der Welt zu schaffen und den Armen ein Leben in Wohlstand 
zu sichern. Es wäre eine Dummheit anzunehmen, daß der Sozia- 
lismus auf der Basis des Elends und der Entbehrungen, auf der 
Basis der Einschränkung der persönlichen Bedürfnisse und der 
Senkung der Lebenshaltung der Menschen auf die Lebenshaltung 
von Armen errichtet werden könnte, die übrigens selbst nicht arm 
bleiben wollen und nach einem Leben in Wohlstand streben. Wer 
braucht einen solchen, mit Verlaub zu sagen, Sozialismus? Das 
wäre kein Sozialismus, sondern eine Karikatur auf den Sozialis- 
mus. Der Sozialismus kann nur auf der Basis eines stürmischen 
Wachstums der Produktivkräfte der Gesellschaft, auf der Basis 
einer Fülle von Produkten und Waren, auf der Basis eines Lebens 
der Werktätigen in Wohlstand, auf der Basis eines stürmischen 
Wachstums der Kultur errichtet werden. Denn der Sozialismus, 
der marxistische Sozialismus, bedeutet nicht Einschränkung der 
persönlichen Bedürfnisse, sondern ihre allseitige Erweiterung und 
Entfaltung, nicht Beschränkung oder Verzicht auf die Befriedi- 
gung aller Bedürfnisse, sondern allseitige und vollständige Be- 
friedigung aller Bedürfnisse kulturell hochstehender werktätiger 
Menschen.« (Stalin, Werke, Bd. 13, S.319) 


Man muß berücksichtigen, daß in einem industriell rückständi- 
gen Land, wie es das zaristische Rußland war, mit einer größten- 
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teils kleinbürgerlichen Produktion und einer Wirtschaft, die durch 
Krieg und Bürgerkrieg zerstört wurde, der Aufbau einer sozia- 
listischen Wirtschaft eine gigantische Aufgabe bedeutete. Damals 
fehlten, was Technik und Fachkräfte anbelangt, alle Voraus- 
setzungen für einen schnellen Aufbau. Da die Arbeiterklasse noch 
unerfahren in der Leitung des Staates, der Verwaltung und der 
Wirtschaft war, sah sich die junge Sowjetmacht gezwungen, die 
alte bürgerliche Intelligenz, voran die technische, durch mate- 
riellen Anreiz in Form von hohen Gehältern, Luxuswohnungen 
und sonstigen Privilegien für den Aufbau der Verwaltung und der 
Wirtschaft des Landes zu gewinnen. 


Vor allem verlangte der wirtschaftliche Aufbau, mit dem Vor- 
rang der Schwerindustrie, eine rapide Entwicklung der Technik. 
Es entstand die Losung: »Die Technik entscheidet alles!«. Um aber 
die Technik zu meistern, braucht man Menschen, die mit ihr um- 
zugehen verstehen. Der wirtschaftliche Aufbau verlangte vor- 
dringlich eine technische Intelligenz aus der Arbeiterklasse, weil 
die alte bürgerliche Intelligenz allzuoft sabotierte. Darum erklärte 
Stalin bereits während des zweiten Fünf jahresplanes in einer 
»Rede vor den Absolventen der Akademie der Roten Arme««: 


»Früher sagten wir: »Die Technik entscheidet alles.« Diese Losung 
hat uns in der Beziehung geholfen, daß wir dem Mangel auf dem 
Gebiet der Technik ein Ende bereitet und in allen Tätigkeitszweigen 
die breiteste technische Basis für die Ausrüstung unserer Arbeiter 
mit erstklassiger Technik geschaffen haben. Das ist sehr gut. Aber 
das ist noch lange, lange nicht genug. Um die Technik in Bewe- 
gung zu setzen und sie restlos auszunutzen, braucht man Men- 
schen, die diese Technik meistern, braucht man Kader, die fähig 
sind, sich diese Technik anzueignen und sie nach allen Regeln der 
Kunst auszunutzen. Eine Technik ohne Menschen, die sie gemei- 
stert haben, ist tot. Eine Technik mit Menschen an der Spitze, die 
die Technik gemeistert haben, kann und muß Wunder vollbringen. 
Hätten wir in unseren erstklassigen Werken und Fabriken, in 
unseren Sowjet- und Kollektivwirtschaften, in unserem Verkehrs- 
wesen, in unserer Roten Armee die genügende Anzahl von Kadern, 
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die fähig sind, diese Technik zu bewältigen, so würde unser Land 
dreimal und viermal so große Leistungen erzielen wie heute. Das 
ist der Grund, warum jetzt das Schwergewicht auf die Menschen, 
auf die Kader, auf die Funktionäre gelegt werden muß, die die Tech- 
nik meistern. Das ist der Grund, warum die alte Losung »Die Tech- 
nik entscheidet alles<, durch die eine bereits hinter uns liegende 
Periode, die Periode des Mangels auf dem Gebiete der Technik, ge- 
kennzeichnet ist, jetzt durch eine neue Losung ersetzt werden muß, 
durch die Losung: »Die Kader entscheiden alles«. Das ist jetzt die 
Hauptsache.« (Stalin, Werke, Bd. 14, S. 27/28) 


Kader im Sozialismus sind Menschen mit sozialistischem Be- 
wußtsein, die sich beim Aufbau des Sozialismus nicht von priva- 
ten materiellen Interessen leiten lassen, sondern denen der Ein- 
satz für das Gesamtinteresse der Gesellschaft das größte Bedürf- 
nis ist, um die materiellen Bedürfnisse der gesamten Gesellschaft, 
und damit letztlich auch die persönlichen Bedürfnisse, zu befrie- 
digen. Dieses Bewußtsein ist begründet durch die Überzeugung 
von der Richtigkeit der marxistisch-leninistischen Theorie und 
der Gewißheit des Siegs des Sozialismus. 


Dieses sozialistische Bewußtsein ist die Triebkraft des vollen 
Einsatzes der körperlichen und geistigen Arbeitskraft und erzielt 
in Verbindung mit der immer höher entwickelten Technik eine ge- 
waltige Steigerung der Arbeitsproduktivität. Hierin liegt der 
Unterschied zwischen der Steigerung der Arbeitsproduktivität im 
Sozialismus und jener im Kapitalismus. Die Entwicklung des so- 
zialistischen Bewußtseins der Massen, der Arbeiter, Bauern und 
Intelligenz, ist das Resultat einer ständigen Überzeugungs- und 
Erziehungsarbeit durch geschulte Kommunisten, prinzipienfeste 
Kader der marxistisch-leninistischen Partei. Stellen wir noch ein- 
mal gegenüber: 


Die Steigerung der Arbeitsproduktivität im Kapitalismus 
beruht auf dem Streben der Kapitalisten nach Maximalprofiten, 
die durch die Entwicklung der Technik in Verbindung mit erhöhter 
Anspannung der Arbeitskraft erzielt werden, wobei letzteres durch 
materiellen Anreiz und Anwendung verschiedener Druckmittel 
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erzeugt wird, kurz: Sicherung von Maximalprofiten durch ver- 
stärkte Ausbeutung der Arbeitskraft. 


Die Steigerung der Arbeitsproduktivität im Sozialismus 
beruht auf dem Streben, die materiellen und kulturellen Bedürf- 
nisse der gesamten Gesellschaft zu befriedigen und zu heben, was 
durch immer höhere Entwicklung der Technik in Verbindung mit 
der Erweiterung und Vertiefung des sozialistischen Bewußtseins 
als Triebkraft des Arbeitseinsatzes erreicht wird. Kurz: Befriedi- 
gung der wachsenden Bedürfnisse aller Werktätigen durch hoch- 
entwickelte Technik in Verbindung mit dem sozialistischen Be- 
wußtsein der Massen. 


In den ersten Jahren nach der proletarischen Revolution, als 
das sozialistische Bewußtsein der Massen sich als relativ niedrig 
erwies, war es noch nötig, den materiellen Anreiz zur Steigerung 
der Arbeitsproduktivität als wichtigen Hebel zu benutzen, um die 
zerstörte Wirtschaft wieder in Gang zu bringen. Mit der Weiter- 
entwicklung des sozialistischen Aufbaus und der Verbreiterung 
der kommunistischen Erziehung zur Hebung des sozialistischen 
Bewußtseins, kann und muß das Prinzip des materiellen Anreizes 
der Arbeiter durch das sozialistische Prinzip der Arbeit als höch- 
stem Bedürfnis mehr und mehr ersetzt werden. 


In der Periode des Aufbaus des Sozialismus herrscht darum das 
Leistungssystem vor: Jeder bekommt nach der geleisteten Arbeit 
entsprechend seinen Fähigkeiten. Je mehr sich die Entwicklung 
dem Übergang von der Phase des Sozialismus zur Phase des Kom- 
munismus nähert, je mehr das sozialistische Bewußtsein die 
Massen ergreift, um so mehr entwickelt sich die Arbeit zum höch- 
sten Bedürfnis, der verstärkte Arbeitseinsatz zur Ehrensache. Das 
sozialistische Prinzip »Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach 
seiner Leistung« wird allmählich ersetzt durch das kommunisti- 
sche Prinzip »Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen 
Bedürfnissen«. 

Die revisionistischen Führer der Sowjetunion behaupten, der 
Übergang zur zweiten Phase des Kommunismus habe bereits 
begonnen. Demnach müßten sie künftig zum kommunistischen 
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Verteilungsprinzip »Jedem nach seinen Bedürfnissen« übergehen. 
Aber ihre Maßnahmen laufen in die entgegengesetzte Richtung 
und haben dabei sogar (wie oben ausgeführt) das sozialistische 
Verteilungsprinzip aufgehoben. Die Entwicklung des Sozialismus 
wurde nicht nur dadurch unterbrochen, daß die Bürokratie die 
Macht usurpierte und die Diktatur des Proletariats aufhob; im 
weiteren Verlauf beseitigte sie vielmehr folgerichtig auch die 
Grundlagen des Sozialismus vollständig und führte den Kapita- 
lismus neuen Typs ein. Durch die Einführung des Gewinnstrebens 
zur Sicherung ihrer eigenen Privilegien und in Verbindung damit 
der Anwendung des materiellen Anreizes zur Steigerung der 
Arbeitsproduktivität war der Weg freigelegt zur umfassenden 
Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion. An die Stelle 
der Hebung des sozialistischen Bewußtseins und der Förderung 
des Gemeinsinns setzte die neue Bourgeoisie das Gewinnstreben 
und den materiellen Anreiz, weckte dadurch den Egoismus und 
drängte das sozialistische Bewußtsein der Massen zurück. 


Sind kapitalistische Gesetze erst einmal eingeführt, wirken sie 
automatisch. Der materielle Anreiz als Mittel der verstärkten 
Anspannung der Arbeitskraft dient wie im Kapitalismus der Er- 
höhung des Gewinns, der in der Hauptsache zur Erhaltung und 
Erweiterung der Privilegien, das heißt zur Bereicherung der neuen 
Bourgeoisie verwandt wird. Den Arbeitern werden Brosamen des 
Gewinns zugeteilt, so wie auch die Privatkapitalisten der west- 
lichen Länder den Arbeitern einige Prozent Lohnerhöhung oder 
sonstige Reformen zubilligen, damit sie nicht gegen das kapitali- 
stische System Sturm laufen. 


Die Anwendung des sozialistischen Prinzips der 
Arbeitsproduktivität unter Lenin und Stalin 


Der Aufbau der Wirtschaft nach der Oktoberrevolution und dem 
Bürgerkrieg war für die junge Sowjetmacht eine schwere Aufga- 
be. Es fehlten sowohl eine hochentwickelte Technik als auch eine 
technisch geschulte Arbeiterklasse, die Hauptvoraussetzungen 
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einer modernen Wirtschaft. Lenin sprach diese Tatsache im April 
1918 offen aus (»Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht«): 


»Der russische Mensch ist ein schlechter Arbeiter im Vergleich 
mit den fortgeschrittenen Nationen. Und anders konnte das auch 
nicht sein unter dem Regime des Zarismus und angesichts so 
lebendiger Überreste der Leibeigenschaft. Arbeiten lernen - diese 
Aufgabe muß die Sowjetmacht dem Volk in ihrem ganzen Umfang 
stellen.« (Lenin, Werke, Bd. 27, S. 249) 


Unter diesen Umständen konnte das sozialistische Prinzip zur 
Steigerung der Arbeitsproduktivität noch nicht im vollen Maß an- 
gewendet werden. Es mußte notgedrungen zum Teil auf die im 
Kapitalismus bewährten Methoden des materiellen Anreizes und 
der Arbeitsorganisation zurückgegriffen werden. Darum schrieb 
Lenin im gleichen Artikel: 


»Die klassenbewußteste Vorhut des russischen Proletariats hat 
sich bereits die Aufgabe gestellt, die Arbeitsdisziplin zu heben ... 
Man muß den Stücklohn, die Anwendung von vielem, was an Wis- 
senschaftlichem und Fortschrittlichem im Taylorsystem enthalten 
ist, die Abstimmung des Verdienstes mit den Gesamtergebnissen 
der Produktionsleistung bzw. mit dem Betriebsertrag der Eisen- 
bahnen, der Schiffahrt usw. usf. auf die Tagesordnung setzen, prak- 
tisch anwenden und erproben.« (ebenda) 


Ein Jahr später vollzog sich im Bewußtsein vieler Arbeiter ein 
Durchbruch in Richtung des sozialistischen Bewußtseins. Kom- 
munistische und sympathisierende Eisenbahner beschlossen aus 
sich heraus, freiwillig jeden Sonnabend zusätzliche Mehrarbeit zu 
leisten und faßten einstimmig folgenden Beschluß: 


»In Anbetracht der schwierigen inneren und auswärtigen Lage 
müssen sich die Kommunisten und Sympathisierenden, um das 
Übergewicht über den Klassenfeind zu erlangen, erneut aufraffen 
und von ihrer Ruhezeit eine weitere Arbeitsstunde abknapsen, d.h. 
ihren Arbeitstag um eine Stunde verlängern, diese Stunden zu- 
sammenlegen und am Sonnabend sechs Stunden auf einmal 
körperliche Arbeit leisten, mit dem Ziel, sofort einen realen Wert 
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zu erzeugen. Davon ausgehend, daß die Kommunisten, wenn es um 
die Errungenschaften der Revolution geht, ihre Gesundheit und 
ihr Leben nicht schonen dürfen, ist die Arbeit unentgeltlich zu 
leisten. Der kommunistische Sonnabend ist im gesamten Unter- 
bezirk bis zum völligen Sieg über Koltschak einzuführen.« (zitiert 
nach: Lenin, Werke, Bd. 29, S. 400) 


Durch Begeisterung und Einmütigkeit wurde die Arbeitspro- 
duktivität um das zwei- bis dreifache gesteigert. Das war Aus- 
gangspunkt einer großen Initiative für den kommunistischen Sub- 
botnik (von Subbota = Sonnabend). Lenin sah in diesen Beispie- 
len heldenhafter Arbeit für den Aufbau des Sozialismus die große 
Bedeutung des sozialistischen Prinzips zur Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität. Er schrieb begeistert: 


»Von geradezu gigantischer Bedeutung ist es in dieser Hinsicht, 
daß die Arbeiter aus eigener Initiative kommunistische Sub- 
botniks veranstalten. Offenbar ist das lediglich erst ein Anfang, 
aber es ist ein Anfang von ungewöhnlich großer Tragweite. Es ist 
das der Anfang einer Umwälzung, die schwieriger, wesentlicher, 
radikaler, entscheidender ist als der Sturz der Bourgeoisie, denn 
das ist ein Sieg über die eigene Trägheit, über die eigene Undliszi- 
pliniertheit, über den kleinbürgerlichen Egoismus, über diese Ge- 
wohnheiten, die der fluchbeladene Kapitalismus dem Arbeiter und 
Bauern als Erbe hinterlassen hat. Erst wenn dieser Sieg veran- 
kert sein wird, dann und nur dann wird die neue gesellschaftliche 
Disziplin, die sozialistische Disziplin geschaffen sein, dann und 
nur dann wird eine Rückkehr zum Kapitalismus unmöglich, wird 
der Kommunismus wirklich unbesiegbar werden ... 


Die Diktatur des Proletariats ist - worauf hinzuweisen ich schon 
mehr als einmal Gelegenheit hatte, unter anderem auch in meiner 
Rede vom 12. März in der Sitzung des Petrograder Sowjets der Ar- 
beiterdeputierten — nicht bloß Gewalt gegenüber den Ausbeutern und 
sogar nicht einmal hauptsächlich Gewalt. Die ökonomische Grund- 
lage dieser revolutionären Gewalt, die Gewähr für ihre Lebens- 
fähigkeit und ihren Erfolg besteht darin, daß das Proletariat einen 
im Vergleich zum Kapitalismus höheren Typus der gesellschaftlichen 


Ersetzung der sozialistischen Arbeitsproduktivität 169 





Organisation der Arbeit repräsentiert und verwirklicht. Das ist der 
Kern der Sache. Darin liegt die Quelle der Kraft und die Bürgschaft 
für den unausbleiblichen vollen Sieg des Kommunismus ... 


Die »kommunistischen Subbotniks« sind gerade deshalb von ge- 
waltiger historischer Bedeutung, weil sie uns die bewußte und frei- 
willige Initiative der Arbeiter bei der Entwicklung der Arbeitspro- 
duktivität, beim Übergang zu einer neuen Arbeitsdisziplin, bei der 
Schaffung sozialistischer Wirtschafts- und Lebensbedingungen zei- 
gen.« (Lenin, »Die große Initiative«, Werke, Bd. 29, S. 399, 408/409 
und 413) 


Die Ergebnisse der kommunistischen Subbotniks zur Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität waren nicht auf der Grundlage einer 
höher entwickelten Technik erzielt worden, sondern durch den be- 
geisterten Einsatz von Arbeitern aller Berufe, vielfach von unge- 
lernten, einfachen Arbeitern, die hervorragende Leistungen ohne 
materiellen Anreiz hervorbrachten. Gerade darin sah Lenin die 
besondere Bedeutung, wenn er in der obigen Schrift betonte: 


»Die »kommunistischen Subbotniks« sind deshalb so wichtig, weil 
sie von Arbeitern begonnen worden sind, die durchaus nicht in 
besonders guten Verhältnissen leben, von Arbeitern verschiedener 
Berufe, darunter auch von Arbeitern ohne Fachkenntnisse, von 
ungelernten Arbeitern, die in den gewöhnlichen, d.h. den aller- 
schwierigsten Verhältnissen leben.« (ebenda S. 415) 


Lenin hob in diesem Zusammenhang die Wichtigkeit der Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität für den Aufbau des Sozialismus 
hervor: 


»Die Arbeitsproduktivität ist in letzter Instanz das allerwichtigste, 
das ausschlaggebende für den Sieg der neuen Gesellschaftsord- 
nung ... Gegenüber der kapitalistischen Arbeitsproduktivität be- 
deutet der Kommunismus eine höhere Arbeitsproduktivität frei- 
willig, bewußt, vereint schaffender Menschen, die sich der fortge- 
schrittenen Technik bedienen.« (ebenda S. 416/417) 


Die Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins ist darum der 
entscheidende Treibsatz für den Aufbau des Sozialismus. Die Büro- 
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kratie, die sich nicht nur im Wirtschaftsapparat, sondern auch im 
Staats- und Parteiapparat festsetzte, wirkte mit ihrer kleinbür- 
gerlichen Einstellung einer solchen Entwicklung entgegen. 


Mutig durchbrach Mitte der dreißiger Jahre eine neue Bewe- 
gung aus den Reihen der Arbeiterklasse die kleinbürgerlich-büro- 
kratischen Hindernisse, die einen beschleunigten Aufbau des So- 
zialismus versperrten: die Stachanow-Bewegung. Trotz aller 
Schwierigkeiten sowie offener und geheimer Sabotage hatten sich 
die Produktivkräfte zu einer beachtlichen Höhe entwickelt. Die 
neue moderne Technik und die fortschrittlichen Facharbeiter 
waren die Grundlage der neuen Bewegung, im Gegensatz zu der 
alten Bewegung der kommunistischen Subbotniks, bei der Tech- 
nik und Facharbeiterschaft noch nicht entwickelt waren. Stacha- 
now und andere geschulte Arbeiter durchbrachen die alten Ar- 
beitsnormen und steigerten sprunghaft die Arbeitsproduktivität 
um das fünf- bis zehnfache. Was waren das für Arbeiter? Stalin 
schildert sie in seiner Rede auf der ersten Unionsberatung der 
Stachanow-Leute wie folgt: 


»Sie sind frei von dem Konservatismus und der Unbeweglichkeit 
gewisser Ingenieure, Techniker und Wirtschaftler; sie schreiten kühn 
vorwärts, brechen mit den veralteten technischen Normen und schaf- 
fen neue, höhere Normen, sie korrigieren die von den Leitern unse- 
rer Industrie projektierten Leistungsfähigkeiten und aufgestellten 
Wirtschaftspläne, ergänzen und korrigieren immer wieder die In- 
genieure und Techniker, belehren sie nicht selten und treiben sie 
vorwärts; denn sie sind Menschen, die die Technik ihres Faches 
völlig gemeistert haben und verstehen, aus der Technik das Höchst- 
maß dessen herauszuholen, was aus ihr herauszuholen ist ... 


Vor allem springt die Tatsache ins Auge, daß diese Bewegung 
gewissermaßen aus sich selbst heraus, fast spontan, von unten her, 
ohne irgendwelchen Druck seitens der Leitungen unserer Betriebe 
begonnen hat. Mehr noch. Diese Bewegung ist in gewissem Maße 
gegen den Willen der Leitungen unserer Betriebe, ja selbst im 
Kampfe mit ihnen entstanden und zur Entfaltung gekommen.« 
(Stalin, Werke, Bd. 14, S. 35/36) 
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Die Stachanow-Bewegung verbreitete sich rasch über die ge- 
samte Sowjetunion. Das wäre nicht möglich gewesen, wenn der 
materielle Anreiz als Grundlage gedient hätte. Nur Menschen mit 
einem sozialistischen Bewußtsein waren zu solchen Leistungen 
fähig. Diese Arbeiter arbeiteten nicht nur für sich, sondern für 
ihre Klasse, für die ganze Gesellschaft, für den Sozialismus. Dies 
setzt hohes Klassenbewußtsein, sozialistisches Bewußtsein vor- 
aus, welches die große Masse der Arbeiter und Bauern aber noch 
nicht besaß. Um ein solches Bewußtsein in dieser Tiefe zu errei- 
chen, bedarf es einer ständigen Überzeugungsarbeit, einer syste- 
matischen kommunistischen Erziehungsarbeit durch die Kom- 
munistische Partei. Solche Bewegungen wie der kommunistische 
Subbotnik und die Stachanow-Bewegung trugen dazu bei, dem so- 
zialistischen Prinzip zur Steigerung der Arbeitsproduktivität zum 
Durchbruch zu verhelfen. Das ging nicht ohne Kampf, ohne ver- 
schärften Klassenkampf beim Aufbau des Sozialismus. Es be- 
deutete vor allem Kampf gegen die Bürokratie, die einer solchen 
Entwicklung feindlich und heimtückisch gesonnen gegenüber 
stand. Noch war für die große Masse der Arbeiter und Bauern der 
materielle Anreiz in der Produktion und die Verteilung nach der 
Arbeitsleistung vorherrschend. Aber mit der Entwicklung des 
sozialistischen Bewußtseins und dem Vorwärtsschreiten des so- 
zialistischen Aufbaus mußte das Prinzip des materiellen Anreizes 
immer mehr durch das sozialistische Prinzip der Arbeitsproduk- 
tivität ersetzt werden. 


Bei einer solchen ununterbrochenen sozialistischen Entwick- 
lung der Wirtschaft und kommunistischen Erziehung der Massen 
dürfte heute, nach über 50 Jahren, der materielle Anreiz keine 
entscheidende Rolle mehr spielen. Das sozialistische Prinzip der 
Arbeitsproduktivität müßte vorherrschen. Diese Entwicklung wur- 
de jedoch durch den Staatsstreich der Bürokratie, die Aufhebung 
der Diktatur des Proletariats und die Restauration des Kapi- 
talismus neuen Typs unterbrochen und ins Gegenteil verkehrt. 
Das kapitalistische Prinzip des Gewinnstrebens und des mate- 
riellen Anreizes verdrängte das sozialistische Prinzip der Arbeits- 
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produktivität. Um aber die Phase des Kommunismus zu erreichen, 
muß das Bewußtsein der breiten Massen auf den Stand des sozia- 
listischen Bewußtseins gehoben werden. Das setzt eine ständige 
und intensive politische Arbeit der Kommunisten in den Massen 
voraus. 


»Um aber das Vertrauen der Mehrheit der Arbeiter zu behalten 
und zu festigen, ist es notwendig, die Bewußtheit, die Selbstän- 
digkeit und die Initiative der Arbeiterklasse systematisch zu ent- 
falten, ist es notwendig, die Arbeiterklasse systematisch im Geiste 
des Kommunismus zu erziehen, sie dazu in Gewerkschaften zu or- 
ganisieren und zum Aufbau der kommunistischen Wirtschaft 
heranzuziehen.« (Stalin, »Unsere Meinungsverschiedenheiten«, 
Werke, Bd.5, S. 11) 


Ohne eine solche kommunistische Erziehung der Massen kann 
der Aufbau des Sozialismus nicht vollzogen werden. »Die Theorie 
wird zur materiellen Gewalt, sobald sie die Massen ergreift«, sagt 
Marx (Marx/Engels, Werke, Bd.1, S. 385). Das gilt nicht nur für 
die Machtergreifung der Arbeiterklasse, sondern auch für den 
sozialistischen Aufbau. Nur eine bewußt sozialistisch handelnde 
Arbeiterklasse entwickelt die Kraft, alle Schwierigkeiten und 
Hindernisse, die sich beim Aufbau und der Weiterentwicklung der 
Wirtschaft einstellen, zu überwinden. Wer fast ausschließlich von 
der ökonomischen Seite an den wirtschaftlichen Aufbau heran- 
geht, Gewinnstreben und materiellen Anreiz als das treibende 
Element ansieht, der handelt nach den ökonomischen Gesetzen 
des Kapitalismus. 


Nicht die ökonomische, sondern die politische Seite ist aber ent- 
scheidend, wenn man die Welt verändern will. »Die Politik ist der 
konzentrierte Ausdruck der Ökonomie«, schreibt Lenin in seiner 
Schrift »Noch einmal über die Gewerkschaften, die gegenwärtige 
Lage und die Fehler Trotzkis und Bucharins« und fährt fort: 

»Die Politik hat notwendigerweise das Primat gegenüber der Öko- 
nomik. Anders argumentieren heißt das Abc des Marxismus ver- 
gessen.« (Lenin, Werke, Bd. 32, S. 73) 


Und weiter stellt Lenin fest: 
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»Trotzki und Bucharin stellen die Sache so hin, als ob sie um die 
Steigerung der Produktion, wir aber nur um die formale Demokratie 
besorgt seien. Diese Darstellung ist falsch, denn die Frage steht 
lediglich so (und kann marxistisch auch nur so stehen): Ohne 
politisch richtig an die Sache heranzugehen, wird die betreffende 
Klasse ihre Herrschaft nicht behaupten und folglich auch ihre 
Produktionsaufgabe nicht lösen können.« (ebenda S. 74) 


Oder wie Mao Tsetung sagt: »Die politische Arbeit ist der Lebens- 
nerv jeder wirtschaftlichen Tätigkeit.« In der »Betriebsordnung 
des Eisen- und Stahlkombinats Anschan«, die 1960 von Mao Tse- 
tung entworfen wurde, werden folgende fünf Prinzipien für die 
Betriebsführung festgelegt: 


»Die Politik entschlossen an die Spitze, Stärkung der Führung 
durch die Partei, kraftvolle Massenbewegungen, Einführung eines 
Systems der Teilnahme der Kader an der produktiven Arbeit und 
der Arbeiter an der Betriebsleitung, Reform unvernünftiger und 
veralteter Regeln und Vorschriften und enge Zusammenarbeit von 
Kadern, Arbeitern und Technikern und mit der technischen Revo- 
lution mit Volldampf voran!« (Mao Dze-dun, Selected Works, t. 8) 


Der großartige Aufschwung der industriellen und landwirt- 
schaftlichen Produktion in China seit dem Anfang der Großen 
Proletarischen Kulturrevolution, dieser breit angelegten, von der 
Kommunistischen Partei geführten Massenbewegung, beweist 
erneut die Kraft, die die politische Mobilisierung in den Massen 
erwecken kann. 


Die modernen Revisionisten haben nicht nur das »Abc des Mar- 
xismus vergessen«, sondern es völlig über Bord geworfen. Denn 
heute hat in der Sowjetunion nicht, wie bei Lenin, die Politik »not- 
wendigerweise das Primat gegenüber der Ökonomik«, sondern nach 
dem »Kommunist« 2/1963 werden »die Fragen der Wirtschaft und 
der Produktion durch den ganzen Verlauf des kommunistischen 
Aufbaus in den Vordergrund gerückt« und müssen deshalb »im 
Mittelpunkt der Tätigkeit der Parteiorganisationen stehen und den 
Eckpfeiler ihrer ganzen Arbeit bilden.« 
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Die Revisionisten scheuen sich nicht, Lenin als Kronzeugen ihrer 
revisionistischen Linie zu zitieren. So behauptete die »Ekonomi- 
tscheskaja Gaseta« 50/1962 schamlos: 


»Wenn die Partei heute eine Umgestaltung der Führung der 
Volkswirtschaft entsprechend dem Produktionsprinzip durchführt, 
so geht sie dabei von der Leninschen These über das Primat der 
Wirtschaft über die Politik im Sozialismus aus. In der Morgen- 
dämmerung der Sowjetmacht schrieb W. L Lenin schon: »Die Auf- 
gabe der Staatsverwaltung, die jetzt für die Sowjetmacht in den 
Vordergrund getreten ist, weist noch die Besonderheit auf, daß es 
Jetzt - und wohl zum ersten Mal in der neueren Geschichte der zivi- 
lisierten Völker, um eine solche Verwaltung geht, wo die Wirtschaft 
vorherrschende Bedeutung gewinnt, nicht die Politik.« 


Heute sollte jeder begreifen, daß das wichtigste beim 
kommunistischen Aufbau die Wirtschaft ist, die Produktion, 
der Kampf für die Schaffung der materiellen und geistigen 
Güter für das Leben der Menschen.« 


Die Stelle des Leninzitats ist aus dem Zusammenhang gerissen 
und bezieht sich auf die besondere wirtschaftliche Lage, wo Hunger 
und Elend bei den Massen vorherrschten, wo die Wirtschaft, koste 
was es wolle, wieder in Gang gesetzt werden mußte, das heißt, die 
wirtschaftliche Seite wurde zur Hauptseite, und diese Aufgabe 
weist nach Lenin »noch die Besonderheit auf ...« (siehe oben). 


In der bereits zitierten Schrift »Noch einmal über die Gewerk- 
schaften« betonte Lenin in der Polemik gegen Trotzki und Bu- 
charin: 


»Natürlich äußerte ich stets den Wunsch, äußere ihn jetzt und 
werde ihn weiterhin äußern, daß wir uns weniger mit Politik und 
mehr mit Wirtschaft befassen. Aber es ist unschwer zu begreifen, 
daß diese Wünsche nur erfüllt werden können, wenn es keine poli- 
tischen Gefahren und politischen Fehler gibt.« (Lenin, Werke, 
Bd. 32, S. 75/76) 


Das ist also etwas ganz anderes, als die Revisionisten behaup- 
ten. Diese Verballhornung des Leninismus erreichte ihren vorläu- 
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figen Höhepunkt im vielbeachteten sowjetischen Buch »Die öko- 
nomischen »Theorien< des Maoismus« von E. Korbasch, in dem, nach 
der Rezension in »Sowjetunion heute« 21/1971, festgestellt wird: 


»Die Art, wie die maoistischen »Theoretiker« die Lösung wirt- 
schaftlicher Probleme »meistern«, wird durch ihre These »Die Poli- 
tik ist der entscheidende Faktor< bestimmt. Sie stellen damit den 
marxistischen Leitsatz vom Verhältnis zwischen Politik und Wirt- 
schaft glatt auf den Kopf. Das eigentliche Wesen des Übergangs 
von der kapitalistischen Gesellschaft zur sozialistischen besteht, 
wie Lenin hervorhob, darin, daß die politischen Aufgaben gegen- 
über den ökonomischen eine untergeordnete Stellung einnehmen.« 


Dazu können wir nur sagen: Die Art, wie Breschnews »Theore- 
tiker« die Lösung ideologischer Probleme »meistern«, wird durch 
ihr Bemühen bestimmt, jede opportunistische Strömung, die von 
Lenin mit allen Kräften bekämpft worden ist, Lenin selbst ir- 
gendwie in die Schuhe zu schieben. Das gilt sowohl für die These 
vom »friedlichen Übergang« als auch für die These vom »Vorrang 
der Wirtschaft gegenüber der Politik«. Mit offenen Lügen können 
die Revisionisten aber keineswegs ihren Verrat am Leninismus 
bemänteln. 


Dieser Verrat an der leninistischen Theorie ist selbstverständ- 
lich eine Widerspiegelung ihres Verrats an der leninistischen Pra- 
xis. Wir werden im nachfolgenden Abschnitt nachweisen, wie die 
führenden Revisionisten der Sowjetunion durch ihre Ökonomie 
des Gewinnstrebens und des materiellen Anreizes das sozialisti- 
sche Bewußtsein der Arbeiter und Bauern systematisch unter- 
graben und zerstört haben. An Stelle des sozialistischen Bewußt- 
seins tritt persönlicher oder Gruppenegoismus. An Stelle des 
Einsatzes für die ganze Gesellschaft tritt die Wahrung eigener 
Interessen. 


Es ist heute das eingetroffen, was Lenin im April 1917 über den 
damaligen kleinbürgerlichen Einfluß schrieb: 


»Die riesige kleinbürgerliche Woge hat alles überflutet, sie hat 
das klassenbewußte Proletariat nicht nur durch ihre zahlenmäßige 
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Stärke, sondern auch ideologisch überwältigt, das heißt, sie hat 
sehr breite Arbeiterkreise mit kleinbürgerlichen politischen An- 
sichten angesteckt, ergriffen.« (Lenin, Werke, Bd. 24, S. 46) 


Das sind die ideologisch schädlichen Folgen des materiellen An- 
reizes, der, eng verknüpft mit dem Gewinnstreben, wichtigster 
Hebel zur Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion ist. 


Die Zerstörung des sozialistischen Prinzips der 
Arbeitsproduktivität durch das Prinzip des 
Gewinnstrebens, des materiellen Anreizes, und die 
Folgen in der Wirtschaft 


1935 sah Stalin das größte Hemmnis für die Entwicklung der 
Stachanow-Bewegung in der Bürokratie. Er sagte damals: 


»Man klammert sich an die technische Rückständigkeit unserer 
Arbeiter und Arbeiterinnen, stellt sich auf diese Rückständigkeit 
ein, geht von der Rückständigkeit aus, und das geht schließlich so 
weit, daß man mit der Rückständigkeit aufzutrumpfen beginnt.« 
(Stalin, Werke, Bd. 14, S.41) 


Die alte und neue bürgerliche Bürokratie sah ihre Privilegien 
durch eine Arbeiterklasse mit hohem sozialistischem Bewußtsein, 
die sich auf die Diktatur des Proletariats stützt, gefährdet. Um 
ihre eigenen egoistischen Interessen zu sichern, bemühte sie sich 
in raffinierter Weise, diese mit den materiellen Interessen der 
Arbeiter zu verknüpfen. Das wurde durch eine falsch angelegte 
zentrale Planung und Kontrolle begünstigt. Es gibt zweierlei 
Planung und Kontrolle: 

1. Planung auf der Grundlage des Demokratischen Zentralismus 
mit Kontrolle von unten durch die Massen, wie sie Lenin immer 
wieder forderte; 

2. Planung auf der Grundlage eines bürokratischen Zentralismus 
mit Kontrolle von oben durch den bürokratischen Apparat, wie 
sie sich allmählich durchsetzte und heute vorherrschend ist. 


Die erstere bedeutet, daß die Arbeiter und Bauern an der 
Erstellung der Pläne nicht nur mitwirken, sondern vor allem die 
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Kontrolle über ihre quantitative und qualitative Erfüllung in Hän- 
den halten. Die letztere bedeutet, daß die Arbeiter und Bauern 
weder an der Aufstellung der Pläne mitwirken noch die Kontrolle 
über deren Durchführung ausüben. 


Welchen Sinn und welche Folgen hat die bürokratische Planung? 
Als einziges Kriterium für den Erfolg der Betriebe wird die Plan- 
erfüllung unter allen Umständen verlangt. Wird der Plan über- 
erfüllt, bringt dies materielle Vorteile in Form von Sonderprämien 
für die Arbeiter und Angestellten, vor allem aber für den Direk- 
tor des Betriebes ein. Wird das Plansoll nicht erreicht, so hat das 
Prämienverlust und damit geringeren Lohn zur Folge. 


Bürokratische Planung und Kontrolle von oben, verbunden mit 
Planerfüllung als einzigem Kriterium, zogen verhängnisvolle 
Folgen nach sich. Um der materiellen Vorteile willen griffen die 
Werksleitungen zu den raffiniertesten Methoden. Die Arbeiter 
wurden für die Fehlplanung und für die Mängel der Durchführung 
eines Planes mitschuldig gemacht, obwohl sie weder an der Pla- 
nung noch an der Kontrolle beratend mitgewirkt hatten. Um ihren 
an sich schon niedrigen Lohn nicht noch durch Prämienverlust zu 
verringern, schwiegen sie zu der Manipulation der Werksleitung. 
Das untergrub die proletarische Moral und das sozialistische 
Bewußtsein. Lug und Betrug, Verschwendung von Material und 
Arbeitskraft, Desorganisation des Marktes, Zurückhaltung not- 
wendiger Investitionen, falsche Angaben über Betriebskosten und 
Produktionskapazität, Verschlechterung der Qualität usw. waren 
schließlich an der Tagesordnung. 


Nach Aufhebung der Diktatur des Proletariats entfiel sowieso 
die vorher wenigstens noch zum Teil vorhandene Kontrolle durch 
die Massen, die durch die Stachanow-Bewegung einen Höhepunkt 
erreicht hatte, aber von der Bürokratie allmählich abgewürgt wur- 
de. Dieser Prozeß, der also schon früher begann, wurde mit der 
Usurpierung der Macht und der Restauration des Kapitalismus 
durch die revisionistische Bürokratie auf eine völlig neue Stufe 
gehoben. Wir wollen im nachfolgenden die Auswirkungen der büro- 
kratischen Planung seit der kapitalistischen Restauration in Ver- 
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bindung mit dem Gewinnstreben und dem materiellen Anreiz auf- 
zeigen, wobei wir uns auf offizielle Angaben der revisionistischen 
Presse in der Sowjetunion stützen. Wenn wir aus der Fülle der in 
den letzten Jahren aufgetretenen Mißstände lediglich einige Bei- 
spiele herausgreifen, so beweisen allein sie schon zur Genüge die 
allgemeine katastrophale Entwicklung in der Sowjetunion. Hier 
nun die Beispiele: 


1. Um die Erfüllung bzw. Übererfüllung eines Planes zu ge- 
währleisten, geben die Werksleitungen ihre Produktionskapazität 
zu niedrig und die Betriebskosten zu hoch an. Das bedeutet, daß 
die volle Ausnutzung der Kapazität zurückgehalten wird, um ein 
niedriges Plansoll für das nächste Jahr zu erhalten. Die regel- 
mäßige Erfüllung bzw. Übererfüllung der Pläne erhöht das An- 
sehen der Werksleitung und die Sonderprämie. 


Das treibt sie oft dazu, in verheerender Weise mit den Boden- 
schätzen umzugehen, um auf diese Weise leichter den Plan er- 
füllen zu können und mit möglichst geringer Anstrengung einen 
größtmöglichen Gewinn zu ergattern. In der »Prawda« vom 27. Ja- 
nuar 1970 lesen wir: »Vor 15 Jahren gingen im Kohlenbergbau 
17,8 Prozent der Kohlen während der Ausbeutung verloren. Heute 
sind es 27,8 Prozent.« In Eisen-, Mangan- und Kupferbergwerken 
wird ebenfalls sehr viel verschwendet. Eisenerz mit weniger als 
46 Prozent Eisengehalt wird nicht aufbereitet. In einem Kupfer- 
bergwerk nahmen die Verluste in den letzten Jahren um 50 Pro- 
zent zu. Mehrzwecknutzung ist unbekannt. Und warum gibt es so 
viel Verschwendung? In dem oben genannten Artikel heißt es dazu: 


»Es gibt keine stimulierenden Systeme zur Bezahlung der Ze- 
chen-, Bergwerks- und Fabrikarbeiter - keine Systeme, durch die die 
Menschen materiell daran interessiert würden, die Bodenschätze be- 
hutsam auszubeuten ... Unter den Bedingungen der Wirtschafts- 
reform kann ein Unternehmen großen Gewinn dadurch erzielen, daß 
es nur die leichten Schichten einer Ader ausbeutet, die Schichten 
also, die die wertvollsten Erze enthalten und am wenigsten entleert 
sind (d. h. mit dem höchsten Gehalt an wertvollen Komponenten) 
oder dadurch, daß es ungeheure Verluste an Bodenschätzen zuläßt; 
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mit anderen Worten, dann wenn es »nur den Rahm abschöpft«. In 
solchen Fällen wird allein der Staat wirtschaftlich geschädigt — 
auf das Bergwerksunternehmen wirkt sich das nicht aus.« 


Um also die Rentabilität ihrer Unternehmen zu erhöhen, ver- 
schwenden die Leiter der Bergwerke ohne geringste Bedenken 
riesige Mengen an Bodenschätzen. Die »Prawda«-Schreiberlinge 
denken natürlich nicht daran, das kapitalistische neue System 
dafür verantwortlich zu machen oder gar in Frage zu stellen. Für 
sie besteht die Lösung darin, das System der materiellen Anreize 
noch weiter auszuklügeln, um die Betriebsdirektoren irgendwie 
an Sparsamkeit zu »interessieren«. Als ob sich diese dann nicht 
neue Tricks einfallen lassen würden. 


2. Manche Pläne richten sich nach dem Gewicht der Produkte. 
Je höher das Gewicht, desto eher wird der Plan erfüllt. So wird 
eben das Gewicht künstlich erhöht, wie die »Prawda« vom 29. Ju- 
ni 1970 berichtet: Ein Röhrenwerk hatte die Rohrwandung dicker 
hergestellt, als verlangt wurde. Für manche Betriebe wird die 
Planerfüllung nach dem verbrauchten Material orientiert. Die 
»Prawda« vom 3. März 1970 erwähnt das Beispiel eines Moskau- 
er Motorenwerkes, in dem ein Einzelteil von 12 kg aus einem 38 kg 
schweren Gußstück bearbeitet wird, das heißt, über zwei Drittel 
ist Abfall. Die sowjetische Monatszeitschrift »Woprossy Ekono- 
miki« 7/1970 veröffentlichte eine Studie, nach der in sowjetischen 
Betrieben drei- bis viermal mehr Metall zu Spänen verarbeitet 
wird als in den kapitalistischen Betrieben des Westens. Der Ab- 
fall an Spänen beträgt im Maschinenbau 29 Prozent, im Werk- 
zeugmaschinenbau 45 Prozent, in der Kugellagerindustrie sogar 
57 Prozent. Diese Verschwendung kostet den Staat 4 bis 5 Mil- 
liarden Rubel im Jahr. 


3. Da die Planerfüllung an der Quantität, nicht an der Qualität 
der Produkte gemessen wird, leidet darunter die Qualität, und 
dies erhöht die Reparaturkosten. So könnten der Zeitung »So- 
wjetskaja Rossija« vom 31. Oktober 1969 zufolge in der russischen 
Unionsrepublik bei fachgerechter Reparatur von Traktoren, Mäh- 
dreschern und Autos im Jahr 220 bis 240 Millionen Rubel einge- 
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spart und mit den nicht verwendeten Ersatzteilen 30 000 bis 35 000 
neue Traktoren vom Typ MTZ-50 hergestellt werden. Die »Kom- 
somolskaja Prawda« vom 29. November 1969 berichtet, daß eine 
Lieferung von 113 Pumpen, die für die Erdölförderung in Baku 
bestimmt waren, durchgehend schadhaft war. 


4. Der Zwang zur Planerfüllung hält viele Werksleitungen da- 
von ab, Neuerungen einzuführen. Änderung oder Erweiterung des 
Produktionsganges bedeutet eine Verzögerung der Produktion, 
weil Umbauten vorgenommen und Maschinen vorübergehend still- 
gelegt werden müssen. Das gefährdet die pünktliche Planerfül- 
lung, und bei Nichterfüllung droht Strafe. Darum bemängelt die 
»Iswestija« vom 5. September 1969, daß zwischen einer techni- 
schen Neuerung und ihrer technischen Verwertung eine lange Zeit 
vergehe. In der »Ekonomitscheskaja Gaseta« 22/1969 und 47/1969 
findet sich die Geschichte eines pneumatischen Handschleifge- 
räts. Zehn Jahre schon liegen die fertigen Konstruktionspläne in 
den Schubladen des Kujbyschewsker Luftfahrtinstituts, sind die 
Arbeiter, die sie kennen, begeistert von den Probegeräten, die in 
den Versuchswerkstätten des Instituts hergestellt wurden. Doch 
trotz größten Bedarfs (allein in der RSFSR werden 50 000 Stück 
pro Jahr benötigt) wurden in all den Jahren keine Fabriken ge- 
schaffen, in denen das Gerät in Serie produziert werden könnte. 


Wegen Unfähigkeit oder Schlamperei der Bürokraten werden 
auch wichtige Produktionsmittel nicht geliefert. Die »Prawda« vom 
17. Januar 1970 berichtet: 


»Schon im Januar des letzten Jahres wurde beschlossen, eine 
alte Zwiebelpflanzmaschine außer Betrieb zu setzen und sie durch 
eine neue, verbesserte Maschine zu ersetzen. Der erste Teil dieses 
Beschlusses wurde ziemlich schnell durchgeführt, aber noch nie- 
mand ist dazu gekommen, den zweiten durchzuführen. Ein Jahr 
ist vorbeigegangen, aber das Landmaschinendepot hat noch keine 
einzige Pflanzmaschine bekommen. Dabei wurden ungefähr 1000 
Stück bestellt. 


Leider ist dies weit davon entfernt, ein Einzelfall zu sein. Das 
gleiche geschah mit einer Gruppe Maschinen für die Erbsenernte. 
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Die alte Erntemaschine vom Typ ZbA-35 wurde bis 1967 herge- 
stellt. Sie hatte ihre Mängel. Eine völlig neue Maschine wurde ent- 
worfen, die halb so schwer und anderthalbmal so produktiv ist. 
Die Herstellung der alten Maschine wurde eingestellt, aber mit der 
Produktion der neuen hat man noch nicht angefangen, und es sind 
drei Jahre her.« 

5. Die Planerfüllung hängt entscheidend vom »System der ma- 
teriellen Versorgung« ab. Seit Jahren hat sich die »Sowjetskaja 
Rossija«, ebenso wie die »Prawda«, in zahlreichen Artikeln über 
das Chaos in der Zulieferung von Rohstoffen und Halbfertigwaren 
beklagt. Für die Konsumindustrie stockt einmal die Zulieferung 
des einen, einmal des anderen Materials. Es fehlen den Fabriken 
das Holz für Möbel, Leder für Schuhe, Stoff für Kleider, Gläser und 
Büchsen für Konserven usw. In der Bauindustrie mangelt es an 
Zement oder Eisen für Beton. Für die Kolchosen bleiben der Treib- 
stoff für ihre Traktoren sowie Kunstdünger aus. Laut »Prawda« 
vom 17. Dezember 1969 stellte der Planungschef Baibakow resi- 
gniert fest, daß vom Januar 1968 bis Oktober 1969 an benötigten 
Materialien nicht geliefert wurden: 11 Millionen Tonnen Kohlen, 
5 Millionen Tonnen Walzeisen und -stahl, 2,5 Millionen Tonnen 
Mineraldünger, Zement und anderes. 

Viel schlimmer ist es jedoch, wenn die neuen kapitalistischen Ma- 
nager Kombinate errichten und dafür Arbeiter anwerben, ohne sich 
um die Unterbringung der Familien zu kümmern, weil sie in ihrem 
Gewinnstreben ganz »vergessen« haben, auch Häuser zu bauen. Die 
»Prawda« vom 15. März 1971 schreibt: »Es kommt vor, daß die Fa- 
brikfertig ist, daß man aber Wohnungen sowie öffentliche und kul- 
turelle Einrichtungen rechtzeitig zu bauen »vergessen« hat ...« 

Die Zeitung führt eine ganze Reihe von Beispielen an, so das 
Balaschowskij-Kombinat* für Seidenweberei, das 1970 fertigge- 
stellt wurde. 

6000 Menschen, vor allem junge Arbeiterinnen, sind hier be- 
schäftigt. Gebaut wurden jedoch nur 45 Prozent der benötigten Woh- 





* Balaschow, Stadt im Gebiet von Saratow 
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nungen sowie ein Drittel der Kindergärten und -krippen. »Diesel- 
ben Mißstände herrschen auch im Seidenkombinat von Tscherkask*, 
im Pinsker** Trikot-Kombinat und an vielen anderen Orten.« 

Die Gewerkschaftszeitung »Trud« vom 12. Januar 1971 berich- 
tet über die Arbeitersiedlung Wuktyl*** mit Worten, die an die 
schlimmsten »Gast«arbeiterunterkünfte bei uns erinnern: 

»In der Siedlung, die 13000 Einwohner zählt, gibt es weder einen 
Kindergarten noch eine Kinderkrippe. Ein Kindergarten mit 
140 Plätzen wird nun schon im dritten Jahr gebaut. Für zwei Bau- 
abschnitte wurden alles in allem 6000 Rubel zur Verfügung gestellt. 
Das heißt, die Einweihungsfeier wird nicht bald stattfinden ... 

Bei Frost und Hitze schauen sich die Bewohner von Wuktyl 
Filme in einer aus Blech hergestellten Behausung an. Man kann 
sich nirgends waschen. Leute, die Millionen von Kubikmetern Gas 
gewinnen, können noch nicht einmal ihren Tee auf Gas kochen. 
Sogar die Bäckerei arbeitet mit Holzfeuer. 

Häuser gibt es in Wuktyl nicht. Es gibt bewegliche Wohnwagen 
und provisorische Baracken.« 

Selbst der allgemeine Gesundheitsdienst wird vernachlässigt, 
weil nicht genügend Rettungswagen einsatzfähig sind. 

»In Omsk«, lesen wir in der »Prawda« vom 11. März 1971, »sind 
die Autoreparaturwerkstätten und Garagen für die Rettungswagen 
der ersten Hilfe zu schlecht ausgestattet oder fehlen ganz, daß 
die Rettungswagen zu einem Drittel nicht einsatzbereit sind. Die 
Gesundheitsorganisation des städtischen Parteikomitees redet seit 
sieben Jahren darüber, daß neue Garagen und Reparaturwerk- 
stätten gebaut werden sollen — getan hat sich noch immer nichts.« 

6. Das Gewinnstreben wirkt sich besonders auf die Versorgung 
mit Ersatzteilen aus und bedroht die Planerfüllung vieler Betriebe 
und Kolchosen. Die Gewinnspanne für die Produktion von Ersatz- 
teilen ist im allgemeinen niedriger als für die Fertigproduktion. 





* Tscherkassy, ein Gebietszentrum der Ukraine 
** Pinsk, Stadt im Gebiet von Brest, Weißrußland 
= Wuktyl, Stadt in der Republik Komi 
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Außerdem werden Ersatzteile meistens im Plansoll nach Geldwert 
vorgeschrieben. Das hat zur Folge (wie die »Ekonomitscheskaja Ga- 
seta« 7/1969 und 12/1969 berichten), daß die teuersten Ersatzteile, 
die einen höheren Gewinn abwerfen und leichter das Plansoll er- 
füllen, produziert werden, nicht aber zum Beispiel Schrauben, 
Bolzen und Unterlegscheiben. So wurden 1968 nur 47,7 Prozent 
der benötigten Bolzen und Muttern und nur 20,5 Prozent der er- 
forderlichen Schrauben geliefert (ebenda 4/1969). Die Zeitung 
schreibt des weiteren, daß zur Befestigung von Pflugscharen jähr- 
lich 140 Millionen Stück Schraubenbolzen notwendig seien, aber 
nur 15 Millionen Stück produziert würden. Die fehlenden Schrau- 
ben müssen die Kolchosen auf primitive Weise selbst herstellen. 

In der »Prawda« vom 20. Juni 1971 erschien der Brief eines 
Direktors einer Großwäscherei in Moskau. Dem Brief waren zwei 
sich einander ähnelnde Gummigegenstände beigefügt, ein so- 
genanntes »Silfon« (ein Teil einer Waschmaschine) und ein ge- 
wöhnlicher Kinderschnuller. In dem Brief heißt es wörtlich: 

»Ein »Silfon< kostet nur sieben Kopeken, aber ohne es kann eine 
Maschine, die 1417 Rubel kostet, nicht funktionieren. Wir haben 
an die Alitusskij-Fabrik* geschrieben, die die Maschinen herstellt, 
und gebeten, uns neue »Silfons< zu schicken. Als Antwort schickten 
sie uns zwei Stück in einem Umschlag und rieten uns, uns an die 
Gummiwarenfabrik in Kaunas** zu wenden, die sie herstellt. Aber 
auch dort haben sie uns die Tür gezeigt; wir haben bis heute keine 
»Silfons< bekommen. 

Was sollten wir machen? Nun, wir haben einen »Ausweg« gefun- 
den. Die Schnuller für eine Säuglingsflasche, drei Kopeken das 
Paar, haben uns gerettet. 

Ich habe sogar eine Prämie für diese »Rationalisierungs- 
maßnahme- bekommen. Aber der Schnuller hält nicht lange, 
höchstens zehn Tage. Sein Gummi ist schließlich nicht für den Um- 
gang mit Alkali bestimmt. Kurz, unsere Meinung ist folgende: Die 





* Alitus, Stadt in Litauen 
** Kaunas, Stadt in Litauen nahe Alitus 
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Schnuller sollen diejenigen bekommen, für die sie bestimmt sind, 
die Säuglinge. Was die Waschmaschinen anbelangt, so brauchen 
sie »Silfons«.« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Die »Komsomolskaja Prawda« vom 7. Februar 1969 berichtet 
von einer Autoreparaturwerkstätte, die 450 Kupplungsscheiben 
bestellte, aber nur sechs erhielt. Die »Sowjetskaja Rossija« vom 
1. März 1969 ergänzt, daß eine Großhandelsstelle für die Repa- 
ratur von Traktorenraupen 60 000 Ersatzglieder anforderte, aber 
nur 22000 geliefert bekam. Es gibt Elemente, die die materielle 
Interessiertheit auf ihre eigene Art auslegen. So wird der Mangel 
an Ersatzteilen durch Diebstahl und Schwarzhandel verschärft. 
Die Gewerkschaftszeitung »Trud« vom 22. März 1970 schreibt, 
daß aus Betrieben nicht nur Schrauben, Muttern und ähnliche 
Kleinteile, sondern ganze Getriebe, Motorblöcke, Lichtanlagen, 
Kühlaggregate und anderes gestohlen und auf dem Schwarzmarkt 
verkauft würden. In Moskau gibt es schwarze Märkte, auf denen 
unter den Augen der Polizei gestohlene Ersatzteile verkauft wer- 
den (»Moskowskaja Prawda« vom 27.7.1968). 


Es muß schon sehr schlimm sein, wenn Kossygin sich gezwun- 
gen sieht, in seiner Rede auf dem XXIV. Parteitag der KPdSU die- 
sen Zustand wie folgt zu kritisieren: 


»Als Beispiel einer schwachen organisatorischen Arbeit der Mi- 
nisterien, vor allem derjenigen des Maschinenbaus, wäre die Lage 
mit der Deckung des Bedarfs an Ersatzteilen für Maschinen und 
Ausrüstungen anzuführen. Besonders empfindlich macht sie sich 
in der Landwirtschaft bemerkbar. Stockungen in der Ersatzteil- 
lieferung verursachen großen Schaden und Stillstand und zwin- 
gen eine große Zahl von Menschen, eine fast handwerksmäßige Pro- 
duktion zu betreiben, was die Generalüberholung der Ausrüstun- 
gen stark verteuert. 


Es ist völlig unzulässig, daß die Ministerien die Verantwortung 
für die Lieferung von Ersatzteilen zu den von ihnen erzeugten Aus- 
rüstungen und Maschinen von sich abwälzen. Es muß zur Regel 
werden, daß der Betrieb die Ersatzteilbestellungen der Verbrau- 
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cher prompt erfüllt. Die Tätigkeit der Betriebe und Ministerien 
des Maschinenbaus ist nicht nur danach zu beurteilen, wieviel 
Maschinen sie erzeugt haben, sondern auch danach, wie diese 
Maschinen funktionieren und wie sie mit Ersatzteilen versorgt 
sind.« »XXIV. Parteitag der KPdSU«, S. 291/292) 


Natürlich geht Kossygin den Dingen nicht auf den Grund. Ein 
kapitalistisches Prinzip lautet: »Ohne Profit raucht kein Schorn- 
stein«, das heißt auch, ohne Gewinn bleibt die Produktion von Er- 
satzteilen liegen. Denn es geht ja den Direktoren um die Plan- 
erfüllung in ihrem Betrieb, damit sie ihre Sonderprämien und 
Privilegien sichern können. Die bürokratisch-zentralistische Pla- 
nung und das Gewinnstreben sind so die Hauptursachen dieser 
Mißstände in der sowjetischen Wirtschaft. 


Nach der »Prawda« vom 20. März 1970 sind in der Stadt Char- 
kow Teekessel, Fleischwölfe usw. fast unmöglich zu bekommen. 
Der Grund: Diese Gegenstände würden nicht mehr produziert, 
weil sie »nicht rentabel genug« seien. 


Viele Gegenstände sind unter diesen Umständen nur auf dem 
Schwarzmarkt oder nur gegen Bestechungsgelder zu erhalten. Die 
»Prawda« vom 29. Januar 1971 schreibt, daß jemand für eine Ton- 
bandreparatur Ersatzteile sucht. Im Laden sagt man zunächst 
einmal: »Haben wir nicht.« Wenn dann mit drei bis fünf Rubeln 
geschmiert wird, sind die Ersatzteile plötzlich zu haben. Dasselbe 
gilt für die Autoreparatur: Besonders die Moskauer Taxifahrer be- 
klagen sich darüber, daß die Reparaturwerkstätten fast nur auf 
Bestechung hin arbeiten, wenn etwas rasch gemacht werden soll. 


7. Das Gewinnstreben in der Landwirtschaft bedroht die Plan- 
erfüllung der Kolchosen und Sowchosen. Das wirkt sich in zwei 
Richtungen aus: 


a) Die privilegierte Schicht auf den Staatsgütern und Kolcho- 
sen eignet sich einen großen Teil der Arbeitsergebnisse der land- 
wirtschaftlichen Arbeiter und Kollektivbauern an. Auch Kolcho- 
senvorsitzende können ihre Prämien durch Manipulation des 
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Planes erhöhen, wie in der »Prawda« vom 13. Februar 1970 aus- 
geführt wird. Ein Kolchosvorsitzender sagte offen: 


»Wenn auf meiner Kolchose die Arbeitsbedingungen schlecht sind, 
so bestraft mich deswegen kein Mensch. Wenn aber die Kolchose 
weniger Milch produziert, dann ist gleich der Teufel los und man 
ruft mich vors Parteikomitee.« (»Iswestija«, 16.6.1970) 


b) Die Bauern in den Genossenschaften und Staatsgütern haben 
neben dem genossenschaftlichen bzw. staatlichen Eigentum noch 
privates Hofland. Das ist an und für sich nichts Schlimmes. Früher, 
als die Sowjetunion noch ein sozialistischer Staat war, wurde die 
Größe der Privatwirtschaften gesetzlich beschränkt. Die absolute 
Größe der Nebenwirtschaften nahm von Jahr zu Jahr ab. 1965 wur- 
den aber die Einschränkungen aufgehoben. So ist die Größe der 
privaten Nebenwirtschaften noch von 1960 auf 1965 von 6,75 Mil- 
lionen Hektar auf 6,60 Millionen Hektar zurückgegangen. Aber bis 
1969 stiegen die Privatflächen wieder auf 6,78 Millionen Hektar 
an (»Narodnoje chosjajstwo SSSR w 1969 godu«, S. 313). 


Die Privatwirtschaft entwickelt sich, während die genossen- 
schaftliche Produktion vernachlässigt wird. Breschnew mußte zu- 
geben, daß auf dem Land »die Bevölkerung gegenüber der Hebung 
der gesellschaftlichen Produktion gleichgültig« sei. Anders die pri- 
vate Initiative. Sie geht so weit, daß aus den südlichen Landes- 
teilen (Armenien, Usbekisten, Georgien) mit Flugzeugen Tomaten, 
Weintrauben, Erdbeeren, Pfirsiche und anderes Obst sowie Blu- 
men nach Moskau und Leningrad gebracht und zu Wucherpreisen 
auf den freien Märkten verkauft werden. Dies geschieht mit still- 
schweigender Billigung durch die revisionistische Führung. 


Was ist das Ergebnis einer solchen Entwicklung? 1968 wies die 
sowjetische Zeitschrift »Selskaja Shisn« in zahlreichen Artikeln 
auf die Mängel der genossenschaftlichen Produktion hin. Sie klag- 
te, daß es »oft eine nicht zu rechtfertigende Mißwirtschaft und Ver- 
geudung gebe, die nicht wiedergutzumachende Verluste mit sich 
bringen«. In einigen Gebieten seien »große Landstriche zu Weiden, 
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Steppen und Brachland geworden, manches Ackerland ist zum 
Sumpf geworden, mit Sträuchern verwachsen«. In der Sowjetunion 
»sind 50 bis 60 Millionen Hektar Bodens (ungefähr ein Viertel des 
kultivierten Landes) von der Erosion berührt«. 


In dem Maße, wie der materielle Anreiz die Menschen beein- 
flußt, geht das sozialistische Bewußtsein und das gesellschaftli- 
che Interesse zurück. Obwohl in der Ukraine und Transkaukasien 
günstige Bedingungen für Obst- und Gemüsebau bestehen, wird 
diese Produktion vernachlässigt, weil die Arbeiter der »Gemüse- 
brigaden« weniger als andere Landarbeiter verdienen. Kein Wun- 
der, daß der Fünfjahresplan (1966-1970) in der Produktion von 
Gemüse nur zu 89,4 Prozent erfüllt wurde; das ist die niedrigste 
Rate der Planerfüllung in der landwirtschaftlichen Produktion 
(Quelle: Produktionszahlen des XXIV. Parteitages). 


8. So wie im Privatkapitalismus allgemein Korruption, Beste- 
chung, Unterschlagung und Diebstahl normale Begleiterschei- 
nungen sind, so breiten sich auch in der Sowjetunion durch 
Untergrabung der sozialistischen Moral und des sozialistischen 
Bewußtseins solche üblen Auswirkungen des Kapitalismus aus. 
Wie wir bereits mehrfach betont haben, ist der neue Kapitalismus 
in der Sowjetunion in erster Linie ein staatsmonopolistischer Ka- 
pitalismus. Doch die Steigerung des einzelbetrieblichen Gewinns, 
die zunehmende Selbständigkeit der Betriebsleiter haben dem 
Umsichgreifen eines illegalen oder halblegalen Privatkapitalis- 
mus Tür und Tor geöffnet. Denn die Grenze zwischen legaler Be- 
reicherung am offiziellen Gewinn und zusätzlicher Bereicherung 
mit illegalem, unter der Hand erworbenem Gewinn ist nicht sehr 
scharf. Es gibt nicht viele Betriebsleiter, die es versäumen, ihre 
Position auszunutzen, um sich zusätzlichen Reichtum zu ver- 
schaffen. Und solange dies nicht ein zu großes öffentliches Ärger- 
nis erweckt, drückt die neue Bourgeoisie auch gern ein Auge zu. 
Erst wenn Unterschlagung und Korruption ein solches Ausmaß 
erreichen, daß die neuen Herren, die den Staat kontrollieren, sich 
ernsthaft betrogen fühlen, oder wenn die Öffentlichkeit energisch 
protestiert, dann greifen sie hart durch. 
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So hören wir beispielsweise vom Leiter eines Holzunternehmens, 
daß er staatseigenes Holz auf eigene Faust verkauft und seinen 
Weg durch Bestechung abgesichert hat »Prawda«, 29.1.1971). 
Oder nehmen wir die Leiterinnen verschiedener Moskauer Fri- 
seurgeschäfte, die die staatseigenen Salons in regelrechte Privat- 
betriebe umgewandelt haben: Hier muß jeder Angestellte einen 
Teil seines Monatsverdienstes an die Leiterin aushändigen, will 
er nicht seinen Arbeitsplatz verlieren. Auch Ferien gibt es hier 
nur gegen ein entsprechendes »Trinkgeld« (»Trud«, 13.8. 1969). 


In den meisten Fällen verstehen es die korrupten Leiter, sich 
durch ein breit angelegtes System von Bestechungen und politi- 
schen Machenschaften jeder Strafe zu entziehen. Die »Prawda« 
vom 28. Januar 1970 berichtet, wie die Bauern der Thälmann- 
Kolchose einen Brief an das Gebietskomitee der Partei geschrie- 
ben haben, in dem sie sich über ihren Kolchosvorsitzenden, einen 
gewissen Sinowjew, beschwerten. Dieser Funktionär 


»... führt die Leute in die Irre; er verschleuderte 400 Zentner 
Getreide und tausend Kilo Fleisch. Er benimmt sich unwürdig, 
beleidigt die Kollektivbauern, verwendet gemeine Worte und er- 
scheint betrunken bei der Arbeit. Die Briefschreiber erhielten vom 
Gebietskomitee die Antwort, Sinowjew sei seiner Funktion als 
Kolchosvorsitzender enthoben worden. Dabei geht aus den Begleit- 
dokumenten des Briefes klar hervor, daß dieses Individuum wegen 
Unterschlagung von Kolchosgeldern hätte vor Gericht gestellt 
werden müssen. Gegenwärtig ist Sinowjew Leiter der Gemeinde- 
unternehmen des Bezirksexekutivkomitees, mit ändern Worten, er 
wurde befördert.« 


Die »Bakinski Rabotschi« vom 22. März 1970 berichtet, wie ein 
Minister eine Gruppe von Gaunern in einer Molkerei in Schutz 
genommen hat. So ließ er in der Presse verbreiten, die Schuldi- 
gen seien bestraft worden. In Wirklichkeit blieben sie aber auf 
ihren Posten. Der gleiche Artikel berichtet, wie sich hohe Staats- 
funktionäre in der Aserbeidschanischen Sowjetrepublik Diplome 
für ihre Kinder verschafften, ohne daß diese überhaupt an der 
Universität eingeschrieben waren. Die »Prawda« vom 16. Mai 1967 
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berichtet vom Dozenten und Parteimitglied Korolew, der dem 
Staat 1500 Rubel unterschlagen hat. 


»Trotz der Forderungen vieler Kommunisten, daß der Dieb von 
Staatseigentum auf strengste Weise bestraft werde, bekam Koro- 
lew lediglich einen Verweis, der nicht in seine Papiere eingetragen 
wurde, und kurz darauf wurde er, dank der Bemühungen des Rek- 
torats und des Parteikomitees, zum Lehrstuhlinhaber befördert.« 


Es muß schon sehr schlimm kommen, wenn einmal die Schul- 
digen »bestraft« werden. Nehmen wir ein typisches Beispiel. Die 
»Prawda« veröffentlichte am 18. Januar 1971 einen Leserbrief, der 
sich mit den verbrecherischen Handlungen des Direktors Kowalt- 
schuk vom Trust der Pelztierzucht-Sowchosen des Küstengebiets 
befaßt und den Versuchen, diese Angelegenheit zu vertuschen. Die 
Angelegenheit stank aber dermaßen gen Himmel, daß sie von der 
Kreiszeitung »Rote Fahne« aufgegriffen wurde. Sie berichtet, daß 
sich einige Leiter unerlaubt hohe Prämien eingesteckt hätten. 
Wörtlich heißt es in dem Leserbrief an die »Prawda« weiter: 


»Der Artikel wurde vom Kollegium der Kreislandwirtschafts- 
verwaltung überprüft, aber der Leiter der Verwaltung, M. Klers- 
feld, und andere verhielten sich gegenüber der Kritik prinzipien- 
los. Sie nahmen Kowaltschuk in Schutz. Dieser, von der Wendung 
der Sache ermutigt, ging selbst zum Angriffüber, indem er erklärte, 
daß die Volkskontrolleure und die Arbeiter der Finanzorgane seine 
Arbeit behinderten. 


Was geschah wirklich im Trust? Sein Leiter, G. Kowaltschuk, 
nahm ungesetzlicherweise aus der Prämiensumme, die die Sowcho- 
sen für die gute Qualität der Pelze zugeteilt bekommen hatten, 
4900 Rubel und verteilte sie unter den Mitarbeitern seiner Ver- 
waltung. Der Direktor selbst erhielt 500 Rubel. Nach dem Beispiel 
des Trusts schränkten sich auch einige andere Betriebe nicht mehr 
ein. Ohne jeden Grund versahen sich die Leiter und ihre Ange- 
stellten mit Prämien. Einzelne Direktoren erhielten Prämien, die 
Jedes Maß überschreiten. P. Tonkoschkurow aus Majche erhielt in 
nur einem Jahr mehr als 2700 Rubel (= 10800 DM - die Redak- 
tion) Prämien und Unterstützung. 
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Auf Staatskosten mästeten sich auch dienstlich in den Sowcho- 
sen weilende Fachleute aus Moskau und Irkutsk. Der Direktor ver- 
kaufte durch »den Seiteneingang« Nerzpelze zu Schleuderpreisen 
an seine Freunde, Bekannte und andere »nützliche Leute«. G. Ko- 
waltschuk behauptet, daß fehlerhafte, beinahe unbrauchbare Pelze 
verkauft wurden. Er verschweigt aber, daß er den Ausstellungs- 
fonds an Pelzen, der im Trust zum Vorzeigen der Erfolge geführt 
wurde, zu Schleuderpreisen verkauft hatte. Sollte man etwa diese 
Erfolge kritisch beurteilen? 


In den Sowchosen wurde ein enormer Verlust an Tieren zuge- 
lassen. In nur einem Jahr erlitt man durch den Verlust des Nach- 
wuchses eines Betriebes einen Schaden von einer Million Rubel. 
Die Ablieferung von Pelzen an den Staat verringerte sich und die 
Qualität der Pelze wurde schlechter. 


Nachdem das Kreiskomitee der Volkskontrolle des Küstengebietes 
die Briefe der Arbeiter, darunter auch den Bericht in der »Prawda«, 
überprüft hatte, bestrafte es endlich die Schuldigen. G. Kowalt- 
schuk, M. Klersfeld und anderen wurden Geldstrafen auferlegt. 
Das Landwirtschaftsministerium der RSFSR führte in Dals- 
werotrest eine Revision durch. In einem von W. Afanesew unter- 
schriebenen Erlaß wurde Kowaltschuk eine strenge Rüge erteilt. 


Damit scheint die Geschichte beendet. Aber es taucht eine be- 
rechtigte Frage auf: Bezahlte Kowaltschuk in ausreichendem Maße 
für seine verwerflichen Taten? Warum wurde dieses Verhalten nicht 
von der Partei verurteilt?« 


Wir knüpfen daran eine weitere Frage: Was würde mit einem 
solch korrupten und verbrecherischen Direktor geschehen, wenn 
noch die Diktatur des Proletariats herrschte? Wir fragen weiter: 
Ist solches Verhalten nicht die Folge des Gewinnstrebens und des 
materiellen Anreizes? Muß die Restauration des Kapitalismus 
nicht zwangsläufig die verlogene bürgerliche Moral, die Korrup- 
tion, die Fäulniserscheinungen der kapitalistischen Gesellschaft, 
den Egoismus, die Habgier, den Neid, die bürgerliche Lebensweise 
nach sich ziehen? 
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9. Alle diese Erscheinungen wirkten zerstörend auf das sozia- 
listische Prinzip der Arbeitsproduktivität, in dem das sozialisti- 
sche Bewußtsein als Triebkraft der Produktivitätssteigerung durch 
das Gewinnstreben und den materiellen Anreiz verdrängt wurde. 
Das sozialistische Prinzip der Arbeitsproduktivität wurde durch 
das kapitalistische ersetzt. Wie wirkt sich unter diesen Umstän- 
den die Steigerung der Arbeitsproduktivität auf die Löhne aus? 
Unterscheidet sich das Lohnsystem im bürokratischen Kapitalis- 
mus der Sowjetunion noch von dem des Privatkapitalismus des 
Westens? Schauen wir uns dazu an, was ein Wladimir Beltschuk 
in dem Artikel »Arbeitsproduktivität und Fünfjahresplan« (»So- 
wjetunion heute«, 1. 10. 1971) schreibt: 


»In den Jahren 1971-1975 bleibt die Arbeitsentlohnung wie bis- 
her der materielle Hauptanreiz für die Steigerung der Produkti- 
vität der Arbeit jedes einzelnen Betriebsangehörigen. Die Höhe der 
Arbeitsentlohnung hängt von der Quantität und Qualität der ge- 
leisteten Arbeit ab ... Sehr verbreitet sind Leistungslohn- (Akkord 
—- die Redaktion) und Prämiensysteme, der Stundenlohn hingegen 
ist sehr selten (wie im privatkapitalistischen Betrieb — die Re- 
daktion). Selbstverständlich hängt die stimulierende Wirkung die- 
ses oder jenes Systems der Arbeitsentlohnung von seiner sach- 
gemäßen Anwendung und nicht zuletzt von der Höhe der Arbeits- 
normen ab, deren richtige Festlegung in letzter Zeit besondere Be- 
achtung findet ... Für die materielle Stimulierung einer höheren 
Arbeitsproduktivität ist auch die folgende Regel von großer Be- 
deutung: Ein Arbeiter, der irgendeine technische Verbesserung 
erfunden, angeregt oder eingeführt hat, die eine wesentliche 
Produktionssteigerung zur Folge hat, wird noch einige Monate 
lang nach den alten Normen und Tarifen bezahlt ... (Wie 
human, der Privatkapitalist würde nur 14 Tage Kündigungszeit 
für die Senkung der Akkordpreise zubilligen — die Redaktion) Die 
persönliche materielle Interessiertheit an der Erhöhung der Ar- 
beitsproduktivität wird außerdem durch die verschiedenen Prä- 
mien angeregt, die neben dem Lohn oder Gehalt aus dem Gewinn 
des Betriebes gezahlt werden. Da ist zum Beispiel der sogenannte 
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13. Monatslohn, eine für gute Arbeitsergebnisse des Betriebs aus- 
gezahlte Jahresprämie.« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Das ist den Arbeitern der kapitalistischen Länder des Westens 
nichts Neues, ebensowenig ein »Zuschuß für das Mittagessen der 
Betriebsangehörigen in der Werkskantine«, den Beltschuk stolz 
verkündet. Wie wir bereits gesehen haben, gibt es in der Sowjet- 
union noch 24 Lohnstufen. Dazu kommen noch etwa 30 verschie- 
dene Prämiensysteme, die in nächster Zeit zu einem einheitlichen 
Ausbeutungssystem zusammengefaßt werden sollen. Diese Maß- 
nahmen dienen dazu, die Ausbeutung der Arbeiterklasse zu ver- 
schärfen. 


Über die Krise der neuen kapitalistischen Wirtschaft 


Die Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion hat dort 
zwangsläufig die ganze Anarchie der kapitalistischen Produktions- 
weise mit sich gebracht. Die wilde Profitjagd der neuen sowjeti- 
schen Bourgeoisie, die diese ohne jede Rücksicht auf die Bedürf- 
nisse der Gesellschaft betreibt, hat das sozialistische, planmäßige 
Wachstum der Wirtschaft aufgehoben und Chaos, das allen kapi- 
talistischen Systemen eigen ist, auch in der Sowjetunion hervor- 
gerufen. Die Unberechenbarkeit des Gewinns, die Konkurrenz zwi- 
schen den Betriebsleitern in bezug auf die Prämien, die Korrupti- 
on und Unterschlagung, das eigenmächtige Spiel der einzelnen Be- 
triebe haben die sozialistische Planwirtschaft völlig untergraben. 


Wie in allen kapitalistischen Ländern stagniert auch in der 
Sowjetunion das Wirtschaftswachstum. Nach den Angaben 
Breschnews auf dem XXIV. Parteitag der KPdSU stieg die In- 
dustrieproduktion während des 7. Fünfjahresplanes (1961-1965) 
um 51 Prozent und im 8. Fünfjahresplan (1966-1970) um 50 Pro- 
zent. Im 9. Fünfjahresplan ist nur noch eine Steigerung von 
42-46 Prozent vorgesehen. Dagegen hatte noch 1952 Malenkow 
in seiner Rede vor dem XIX. Parteitag von einer Steigerung der 
Industrieproduktion um 70 Prozent während des 5. Fünfjahres- 
planes (1951-1955) gesprochen, wobei zu bemerken ist, daß dieser 
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Plan allerdings infolge der Sabotage der Chruschtschow-Revisio- 
nisten nicht erfüllt werden konnte. In Albanien stieg, nach einer 
Angabe von Planungschef Abdyl Kellezi auf der Sitzung der Volks- 
kammer am 24. Dezember 1971, die Industrieproduktion während 
des 4. albanischen Fünfjahresplanes (1966-1970) sogar um 83 Pro- 
zent. In Albanien wurde außerdem die Planangabe für den neuen 
Fünfjahresplan gegenüber dem alten Plan hinaufgesetzt und nicht, 
wie in der Sowjetunion, abgebaut. 


Im 8. sowjetischen Fünfjahresplan stieg das Nationaleinkom- 
men, laut der angeführten Rede Breschnews vor dem XXIV. Par- 
teitag, um 41 Prozent. Im 9. Fünfjahresplan soll es nur noch um 
37-40 Prozent steigen. Dagegen wuchs in Albanien das National- 
einkommen während des 4. Fünfjahresplans um 55 Prozent. Im 
5. Fünfjahresplan ist eine Steigerung um 55-60 Prozent vorge- 
sehen. 


Doch selbst ihre heruntergesetzten Planziffern können die Re- 
visionisten oft nicht erfüllen. Unter Stalin wurden die großange- 
legten Fünfjahrespläne stets vorzeitig erfüllt und übererfüllt. 
Heute, da die Revisionisten sich dermaßen stolz in bezug aufihre 
modernen mathematischen Planungsmethoden geben, sind sie 
trotzdem nicht in der Lage, die Entwicklung der Wirtschaft wissen- 
schaftlich einzuschätzen, sondern gezwungen, ihre Pläne immer 
wieder zu revidieren und herabzusetzen. 


In seiner oben erwähnten Rede behauptete Breschnew: »Die Di- 
rektiven des XXIII. Parteitages zu den wichtigsten ökonomischen 
Kennziffern wurden erfolgreich realisiert.«'* Das ist eine glatte 
Lüge. Auf der nächsten Seite seines Berichtes zählt der gleiche 
Breschnew die wichtigsten Industriegüter auf und gibt an, wie- 
viel von jedem produziert wurde. Allerdings vergißt er, diese »Er- 
folgsziffer« mit den vom XXIII. Parteitag beschlossenen Planziffern 
zu vergleichen, die angeblich so »erfolgreich realisiert« wurden. 
In der Tabelle 3 holen wir diesen Vergleich nach. (Dabei haben 
wir zwei der von Breschnew angeführten Ziffern: »Erzeugnisse 
des Maschinenbaus und der Metallverarbeitung in Milliarden 
Rubel« und »Konfektionserzeugnisse in Milliarden Rubel« nicht 
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Tabelle 3 


Produkt geplant für 
1970' 


Elektroenergie (Mrd. kwh) 830 — 850 
Erdöl (Mio. 345 — 355 
Kohle (Mio. 665 — 675 
Erdgas (Mrd. 225 — 240 
Stahl (Mio. 124 — 129 
Walzgut aus 

Schwarzmetall (Mio. 95 — 99 
Mineraldünger (Mio. 62 — 65 
Synthetische Harze 

und Plaste (Tsd. 2 100 — 2300 
Zement (Mio. 100 — 105 
Alle Stoffarten (Mrd. 9,5— 9,8 
Lederschuhe (Mio. 610 — 630 
Rundfunk- und 

Fernsehgeräte (Mio. 15,0 — 15,7 
Haushaltskühlschränke (Mio. 5,3 — 5,6 


Quelle: ' Direktiven des XXIII. Parteitages der KPdSU für den Fünfjah- 
resplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft der UdSSR in den Jahren 
1966—1970,° ? Rede von Breschnew auf dem XXIV. Parteitag" 





aufgenommen, da es keine entsprechenden Ziffern in den Plan- 
direktiven gibt.) 


Die Rede Kossygins auf dem gleichen Parteitag gibt uns weitere 
Beispiele der »Erfolge« des 8. Fünfjahresplanes. Einige davon 
haben wir in Tabelle 4 aufgeführt und ebenfalls mit den eigent- 
lichen Planzielen verglichen. Auch diese Zahlen reißen dem angeb- 
lichen »Erfolg« der revisionistischen Wirtschaftspolitik die Maske 
herunter. 
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Tabelle 4 


Produkt geplant für 
1970' 


Papier (Tsd. t) 5 000 — 5 300 
Kraftwagen (Tsd. Stück) | 1360 — 1510 


darunter: PKW 700 — 800 
Geräte, Automations- 
mittel und Ersatzteile 
dazu (Mio. Rubel) | 3570 — 3 670 
Traktoren (Tsd. Stück) 600 — 625 


Quelle: 'wie in Tabelle 3,° Rede von Kossygin auf dem XXIV. Parteitag” 





Die russische Geschichte berichtet von der Inspektionsreise der 
Zarin Katharina durch die Dörfer Rußlands. Um die wirkliche 
Lage im Lande zu vertuschen und seine eigene Politik auf Hoch- 
glanz zu bringen, ließ der Ministerpräsident Potemkin dem Reise- 
weg entlang schöne, saubere Hausfassaden aus Pappe aufstellen, 
die nun die armseligen Dörfer verdeckten (daher die »potemkin- 
schen Dörfer«). Wie es scheint, wollen Breschnew und Kossygin 
die Rolle Potemkins gegenüber dem sowjetischen Volk spielen. 
Ihre großtönenden Parteitage sind heute nur noch Potemkinsche 
Dörfer, die die triste kapitalistische Wirklichkeit verbergen sollen. 


In sozialistischen Ländern kann es durchaus vorkommen, daß 
die wirtschaftliche Entwicklung zeitweilig Rückschläge erleidet. 
So haben der deutsche Überfall auf die Sowjetunion 1941 wie 
auch die Schwierigkeiten des Übergangs von der Kriegs- zur 
Friedensproduktion nach dem II. Weltkrieg das planmäßige 
Wachstum der sowjetischen Wirtschaft eine Zeitlang unterbro- 
chen. So erreichte die Industrieproduktion 1946 nur 77 Prozent 
ihres Standes von 1940. Aber bereits 1948 wurde der Stand der 
Industrieproduktion von vor dem Krieg eingeholt, ja sogar um 
18 Prozent übertroffen. 
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Die überraschende Annulierung der sowjetisch-chinesischen 
und der sowjetisch-albanischen Wirtschaftsverträge durch die 
Chruschtschow-Leute 1960 und 1961 und der plötzliche Rückzug 
der sowjetischen Techniker aus diesen beiden Ländern haben für 
die chinesische und albanische Wirtschaft vorübergehende Schwie- 
rigkeiten verursacht, die in China durch drei Jahre andauernde 
Naturkatastrophen verschlimmert wurden. 


Doch diese Schwierigkeiten haben das chinesische und albani- 
sche Volk schnell überwunden, so daß die heutige Wachstumsrate 
der Wirtschaft dieser Länder alle kapitalistischen Länder des 
Ostens wie des Westens weit hinter sich läßt. 


In den kapitalistischen Ländern verhält es sich genau umge- 
kehrt. Es ist möglich, daß die kapitalistische Wirtschaft einige 
Jahre hintereinander einen kräftigen Aufschwung erlebt; wie zum 
Beispiel die westdeutsche und japanische Wirtschaft in der Zeit 
der Remilitarisierung nach dem II. Weltkrieg. Langfristig spitzt 
sich jedoch die Allgemeine Krise des Kapitalismus immer mehr 
zu. Die kapitalistischen Produktionsverhältnisse werden immer 
mehr zu einer Fessel der Produktivkräfte. 


Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Sowjetunion heute sind 
keine vorübergehenden Schwächen, sondern Vorzeichen einer allge- 
meinen Krise. Trotz fast 30 Jahren des Friedens, trotz ungeheurem 
wissenschaftlichem und technischem Fortschritt müssen sich die 
revisionistischen Führer immer mehr Sorgen um die stagnierende 
Wirtschaft machen, führen sie immer neue »Reform«pläne ein, die 
angeblich die Effektivität der Wirtschaft steigern, in Wirklichkeit 
aber die Krise des modernen Revisionismus nur verschärfen. 


Die alleinige Ursache für die wirtschaftlichen Rückschläge in der 
Sowjetunion liegt in der Restauration des Kapitalismus. Eine Wirt- 
schaft zum Wohle der arbeitenden Menschen kennt keine Gren- 
zen ihrer Entwicklung, solange die ständig wachsenden Bedürf- 
nisse der Gesellschaft nicht voll befriedigt sind. Eine Wirtschaft 
unter der Knute der Profitgier einer kleinen Gruppe von Ausbeu- 
tern stößt dagegen immer wieder an unüberwindliche Schranken. 
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Entsprechend den Gesetzen des Kapitalismus ist die kapitali- 
stische Produktionsweise Wirtschaftskrisen unterworfen. Das gilt 
gleicherweise sowohl für den Privatkapitalismus wie auch für den 
Kapitalismus neuen Typs. Die Tendenz ist schon jetzt in der Wirt- 
schaft der Sowjetunion zu erkennen und in Jugoslawien bereits 
in voller Wirkung. Über eine solche Entwicklung im Kapitalismus 
schreibt Engels in seinem Werk »Die Entwicklung des Sozialis- 
mus von der Utopie zur Wissenschaft«: 


»Überfluß hier, von Produktionsmitteln und Produkten - 
Überfluß dort, von Arbeitern ohne Beschäftigung und ohne 
Existenzmittel; aber diese beiden Hebel der Produktion und ge- 
sellschaftlichen Wohlstands können nicht zusammentreten, weil 
die kapitalistische Form der Produktion den Produktivkräften ver- 
bietet, zu wirken, den Produkten, zu zirkulieren, es sei denn, sie 
hätten sich zuvor in Kapital verwandelt: was gerade ihr eigner 
Überfluß verhindert. Der Widerspruch hat sich gesteigert zum 
Widersinn: Die Produktionsweise rebelliert gegen die Aus- 
tauschform. Die Bourgeoisie ist überführt der Unfähigkeit, ihre 
eignen gesellschaftlichen Produktivkräfte fernerhin zu leiten.« 
(Marx/Engels, Werke, Bd. 19, S. 227/228) 


Um ihre Profite zu sichern, sind die Sowjetrevisionisten nach 
kapitalistischer Logik gezwungen, imperialistische Expansion 
nach außen zu unternehmen (dies werden wir im dritten Teil die- 
ser Analyse aufzeigen). Gleichzeitig verschärft die neue Mono- 
polbourgeoisie unaufhörlich die Ausbeutung und Unterdrückung 
im Inland, um das letzte aus dem sowjetischen Proletariat her- 
auszupressen. Das Experiment von Stschokino wird nicht das letz- 
te Beispiel hierfür bleiben. Auf dem XXIV. Parteitag kündigte Bre- 
schnew an, in den Jahren 1971-1975 müßten »nicht weniger als 
80 Prozent des Zuwachses des Nationaleinkommens durch Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität«!®, das heißt durch verschärfte 
Ausbeutung der Arbeiter, erzielt werden. 


Die durch die Restauration eingeführten kapitalistischen Ge- 
setze wirken automatisch sowohl auf die ökonomische Basis als 
auch auf den Überbau. Das bedeutet, daß die Klassengegensätze 
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sich zuspitzen und durch verschärften Klassenkampf gewaltsam 
zum Ausbruch kommen, wie etwa vor einem Jahr in Polen. Die 
Marxisten-Leninisten in der Sowjetunion werden alle Kräfte auf- 
bieten, um den weiteren Abbau der Errungenschaften des Volkes 
zu bekämpfen, um den gröbsten Formen der kapitalistischen De- 
generation entgegenzutreten. Um aber zum Sozialismus zurück- 
kehren zu können, bleibt den Völkern der Sowjetunion kein an- 
derer Weg übrig, als in einer zweiten Oktoberrevolution die Herr- 
schaft der bürokratischen Monopolbourgeoisie zu stürzen und die 
Diktatur des Proletariats wieder zu errichten. 


(Erstmals veröffentlicht im REVOLUTIONÄREN WEG 8, »Die 
Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion«, 2. Teil, 1972) 
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III. Vom bürokratischen Kapitalismus 
zum Sozialimperialismus 


1. Die Entwicklung des Kapitalismus neuen 
Typs zum Sozialimperialismus 


Imperialismus und Sozialimperialismus 


Der revolutionäre Kampf des Weltproletariats und der unter- 
drückten Völker gegen den Imperialismus und für die nationale 
und soziale Befreiung stellt die mächtigste Strömung unserer Zeit 
dar. Jene Epoche ist angebrochen, in welcher der Imperialismus 
seinem vollständigen Zusammenbruch und der Sozialismus 
seinem weltweiten Triumph entgegengeht. 


Der Imperialismus bildet das höchste, das monopolistische Sta- 
dium des Kapitalismus. Lenin führt dazu aus: 


»Der Imperialismus ist der Kapitalismus auf jener Entwick- 
lungsstufe, wo die Herrschaft der Monopole und des Finanzkapi- 
tals sich herausgebildet, der Kapitalexport hervorragende Bedeu- 
tung gewonnen, die Aufteilung der Welt durch die internationalen 
Trusts begonnen hat und die Aufteilung des gesamten Territoriums 
der Erde durch die größten kapitalistischen Länder abgeschlossen 
ist.« (Lenin, »Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapi- 
talismus«, Werke, Bd. 22, S. 271) 


Der Konkurrenzkampf zwischen den Monopolgruppierungen, 
der Kampf um die Neuverteilung der Rohstoff- und Absatzgebie- 
te spitzt sich ungeheuer zu. Kriege und Kriegsgefahr haften des- 
halb dem Imperialismus bis zu seinem Untergang an. 


200 Kapitel III/1 





Nach dem II. Weltkrieg hat die große Mehrheit der früheren 
Kolonien ihre Unabhängigkeit erkämpft und dem imperialisti- 
schen Weltsystem damit einen Schlag versetzt. Einige Länder sind 
noch weiter gegangen und haben die Plantagen und Bergwerke, 
die Fabriken und Transportmittel den Imperialisten entrissen und 
an einheimische Kapitalisten vergeben oder verstaatlicht, das 
heißt in Kollektiveigentum der herrschenden inländischen Bour- 
geoisie verwandelt. Die Imperialisten mußten nun ihre Taktik än- 
dern. Der offene Kolonialismus wurde durch den Neokolonialis- 
mus abgelöst. Um die unabhängig gewordenen Länder nach wie 
vor unter ihrer Kontrolle zu halten, wandten die Neokolonialisten, 
mit dem US-Imperialismus an der Spitze, neue Mittel zur Knech- 
tung an. Durch militärische Erpressung, Unterwanderung und 
unverhüllte Aggression üben sie politischen Druck auf diese Län- 
der aus und bringen ihre Marionetten an die Macht. 


Doch neben der militärischen und politischen Kontrolle üben 
die Imperialisten auch wirtschaftlichen Druck auf die jungen 
Staaten aus. Sie wollen mit allen Mitteln verhindern, daß die 
Länder, die ihre politische Freiheit erkämpft haben, auch ihre 
wirtschaftliche Unabhängigkeit erobern. Sie versuchen, die wirt- 
schaftliche Entwicklung dieser Länder zu behindern und sie an 
das imperialistische Weltsystem zu ketten. Diese Länder sollen 
ihre Rohstoffe nicht selber nutzen, sondern den Imperialisten über- 
lassen. Sie sollen keine eigene Industrie aufbauen, ihren Inlands- 
markt nicht erschließen, sondern ihre Tore nach wie vor für 
ausländische Waren und Kapitale offenhalten. 


Der frühere US-Präsident Kennedy zeigte in einer Rede die Vor- 
züge des Kapitalexports in die armen Länder mit imperialistischer 
Kaltschnäuzigkeit auf: 


»Im Jahre 1960 haben wir 1700 Millionen Dollar im Ausland 
investiert, und wir haben 2 300 Millionen zurückbekommen. Von 
diesen 1700 Millionen sind 1500 Millionen nach Westeuropa 
gegangen, von denen 1000 Millionen zurückgeflossen sind. Aus 
der unterentwickelten Welt dagegen, die Kapital nötig hat, sind 
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1300 Millionen zurückgeflossen, und dafür hatten wir nicht mehr 
als 200 Millionen investiert.« 


Unter dem Vorwand der »internationalen Arbeitsteilung« nützen 
die Imperialisten die wirtschaftliche Rückständigkeit der neuen 
unabhängigen Länder, dieses schwere Erbe des Kolonialismus, 
rücksichtslos aus. Statt ihnen zu helfen, eine eigene industrielle 
Basis aufzubauen, fördern die Imperialisten die Produktion der 
sogenannten »traditionellen Waren« der armen Länder, kaufen 
diese Rohstoffe zu Schleuderpreisen auf, verarbeiten sie in den 
Metropolen und verkaufen sie nicht selten als Fertigwaren den 
gleichen armen Ländern wieder. 


Was sind solche »traditionellen Waren«? Das sind jene Waren, 
auf die die alten Kolonialisten diese Länder festgelegt haben, nach- 
dem sie deren herkömmliche, oft jahrhundertealte Wirtschaft ver- 
nichtet hatten. So haben die französischen Imperialisten Zehn- 
tausende Hektar fruchtbaren Bodens in Algerien umpflügen lassen 
und Wein angebaut. Den Algeriern verbietet ihre Religion jedoch, 
Wein zu trinken. Als Algerien nach seiner Unabhängigkeit an- 
drohte, französische Ölfirmen zu verstaatlichen, drohten die fran- 
zösischen Imperialisten, den Wein, für den Algerien keine Ver- 
wendung hat und den es deshalb in Frankreich verkaufen muß, 
zu boykottieren. Die Engländer haben nicht nur die Landwirt- 
schaft Ägyptens durch Monokultur ruiniert und überall Baum- 
wolle angepflanzt, sondern dazuhin die Fabriken, die ägyptische 
Unternehmer anfangs des 19. Jahrhunderts gegründet hatten, ab- 
montiert. Kolumbien wurde eine große Kaffeeplantage, Kuba auf 
Zucker und Tabak festgelegt. Auch nach ihrer Unabhängigkeit 
sind solche Länder mit einer vom Imperialismus deformierten 
Wirtschaft behaftet. Die Neokolonialisten machen sich die 
einseitige Entwicklung dieser Länder zunutze, um sie weiter in 
Abhängigkeit zu halten. Erdölexportierende Länder müssen zum 
Beispiel ihr Erdöl billig verkaufen und Petroleumprodukte teuer 
im Ausland erstehen. Die Imperialisten kontrollieren das Welt- 
handelssystem und drücken die Preise für Rohstoffe. Laut Anga- 
ben der UNO stiegen die Preise für Fertigwaren, die die Länder 
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Asiens, Afrikas und Lateinamerikas aus den imperialistischen 
Staaten importieren, zwischen 1950 und 1963 um 50 Prozent. In 
der gleichen Zeit sanken aber die Weltmarktpreise für Rohstoffe 
um 38 Prozent. Um einen Jeep kaufen zu können, mußte Kolum- 
bien 1954 14 Säcke Kaffee veräußern. 1969 mußte es bereits 
43 Säcke als Gegenwert liefern. 


Einige Länder haben vor dem Druck der Imperialisten kapitu- 
liert und gestatten Kapitaleinfuhr in großem Ausmaß. Andere 
Länder erlassen Gesetze zur Einschränkung ausländischer 
Investitionen, um die einheimische Wirtschaft vor imperialisti- 
scher Konkurrenz zu schützen. An die Stelle von Betrieben, die 
hundertprozentig ausländischen Kapitalisten gehören, treten dort 
immer mehr gemischte Beteiligungen, die zum Teil ausländischen 
Privatkapitalisten (oder Staaten) und zum Teil der einheimischen 
Bourgeoisie (oder ihrem Staat) gehören. Der Gewinn wird zwi- 
schen den Eigentümern aufgeteilt. Doch bei diesen gemischten 
Beteiligungen (und weitgehend auch bei den ausschließlich im- 
perialistischen Betrieben) handelt es sich in der Regel nicht um 
Betriebe der Investitionsgüterindustrie, wie etwa Stahlwerke 
oder Maschinenfabriken. Die Imperialisten bevorzugen statt 
dessen arbeitsintensive Leichtindustrien, wo sie am meisten 
Profit aus den billigen Arbeitskräften der armen Länder heraus- 
pressen können. 


Besonders beliebt ist die »Lohnveredelung«, wobei arbeits- 
intensive Einzelteile im Ausland bearbeitet und wieder in das im- 
perialistische Land zurückverfrachtet werden. So lassen west- 
deutsche Elektronikkonzerne komplizierte Einzelteile in ihren 
Filialen in Singapur und Malaysia mit der Hand fertigen und 
geben sie dann in der BRD in die Endmontage. Trotz hoher Trans- 
portkosten sparen sie so eine Menge Geld. Die gleiche Wirkung 
kann man auch erreichen, ohne überhaupt in dem armen Land 
investieren zu müssen. So verkaufen westdeutsche Konzerne Halb- 
fertigwaren an eine Haushaltsgerätefabrik in Jugoslawien. Dort 
stellen jugoslawische Arbeiter für einen sehr geringen Lohn Kühl- 
schränke und Herde her, die dann wieder an die westdeutschen 
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Imperialisten verkauft werden. Das ist für die Monopolherren 
billiger, als die Waren in der BRD herstellen zu lassen. Laut »Han- 
delsblatt« vom 20. Mai 1972 wird bereits jeder zehnte westdeut- 
sche Gas- oder Elektroherd auf diese Weise fabriziert. Der jugos- 
lawische Betrieb ist formell völlig unabhängig von westdeutschen 
Kapitalisten; in Wirklichkeit ist er ihnen natürlich auf Gedeih und 
Verderb ausgeliefert. 


Alle diese Methoden laufen auf das gleiche Ziel hinaus: Die 
armen Länder sollen in Abhängigkeit von den Imperialisten ge- 
halten werden. Ihre Wirtschaft soll ein Anhängsel der imperia- 
listischen Wirtschaft, ihre Fabriken sollen untergeordnete Zu- 
lieferer- und Weiterverarbeitungsbetriebe der imperialistischen 
Monopole sein. 


Im ersten und zweiten Teil der vorliegenden Schrift haben wir 
aufgezeigt, wie die sowjetischen Revisionisten die Diktatur des 
Proletariats in der Sowjetunion gestürzt, die volksfeindliche Dik- 
tatur der bürokratischen Monopolbourgeoisie errichtet und den 
Kapitalismus restauriert haben. Wir haben nachgewiesen, daß 
der Kapitalismus, den die Revisionisten wiedereingeführt haben, 
kein einfacher, privater Konkurrenzkapitalismus ist. Er ist staats- 
monopolistischer Kapitalismus; und zwar erweist sich der Grad 
der Konzentration, der Grad der Verschmelzung von Industrie- 
und Finanzkapital, der Grad der Unterordnung des Staates unter 
die Monopole als unvergleichlich höher gegenüber dem Westen. 
Es handelt sich dabei nicht um gewöhnlichen Kapitalismus, 
sondern um das höchste Stadium des Kapitalismus, um den Im- 
perialismus. 


Genausowenig wie der monopolistische Kapitalismus im Westen 
sich durch die Grenzen der einzelnen imperialistischen Länder 
einengen läßt, genausowenig beschränkt sich der neue Kapita- 
lismus in der Sowjetunion auf die Ausbeutung und Unter- 
drückung des Sowjetvolkes. Auch bei diesem Imperialismus 
herrscht der Drang nach wirtschaftlicher Expansion, nach Kapi- 
talexport und nach Unterjochung anderer Länder, der Drang nach 
Aggression und Krieg, nach Neuaufteilung der Welt. Dies ist keine 
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vom Imperialismus »bevorzugte Politik«, die ebensogut durch eine 
andere, friedliche Politik abgelöst werden könnte, wie Kautsky 
glaubte, sondern eine ökonomische Gesetzmäßigkeit, das innerste 
Wesen des Imperialismus. Lenin sagt: 


»Die Kapitalisten teilen die Welt nicht etwa aus besonderer 
Bosheit unter sich auf, sondern weil die erreichte Stufe der Konzen- 
tration sie zwingt, diesen Weg zu beschreiten, um Profite zu er- 
zielen ...« (Lenin, Werke, Bd. 22, S. 257) 


Der neue Kapitalismus in der Sowjetunion entwickelt sich folge- 
richtig zum Imperialismus, vom Kapitalismus neuen Typs zum 
Sozialimperialismus: 

»Sozialismus in Worten, Imperialismus in der Tat, Hinüber- 


wachsen des Opportunismus in den Imperialismus.« (Lenin, 
»Über die Aufgaben der III. Internationale«, Werke, Bd. 29, S.493) 


Während der US-Imperialismus und die anderen imperialisti- 
schen Mächte des Westens offen als Vertreter des Kapitalismus, 
offen als Gegner des Kommunismus und der nationalen Befreiung 
auftreten, tarnen sich die Sozialimperialisten als »Sozialisten«, 
reden unermüdlich vom »Kampf gegen den Imperialismus« und 
von »Unterstützung der unterdrückten Völker«. Während sie die 
Völker überfallen, schwätzen sie von »Nichteinmischung« und von 
»friedlicher Koexistenz«. Wenn sie die Völker ausplündern, be- 
lehren sie diese über »Solidarität« und »uneigennützige Hilfe«. 
Wenn sie sich anschicken, ihre imperialistische Politik zu recht- 
fertigen, scheuen sie nicht davor zurück, den Marxismus zu ver- 
fälschen, Marx und Lenin so hinzustellen, als seien sie Verfech- 
ter der Ausbeutung. Diese hinterlistige Politik verfolgen sie, um 
das Sowjetvolk und die Völker der Welt zu betrügen, das große 
Ansehen der Sowjetunion unter Lenin und Stalin und des Kom- 
munismus für ihre antisowjetischen, antikommunistischen, völ- 
kerfeindlichen Zwecke auszunützen. Besonders jene Völker und 
Regierungen, die den Charakter des Imperialismus durchschaut 
haben und sich gegen ihn zur Wehr setzen, sollen durch die »anti- 
imperialistischen« Parolen der Sozialimperialisten betrogen wer- 
den. Und Länder, die sich aus den Fangarmen des US-Imperia- 
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lismus losreißen, sollen damit in den Rachen des Sozialimperia- 
lismus gelockt werden. 

Man kann deshalb nicht erwarten, daß die sowjetischen So- 
zialimperialisten genau die gleichen Methoden anwenden wie die 
US-Imperialisten, daß sie genauso plump und offen auftreten. Man 
darf nicht vergessen, daß die revisionistische Sowjetunion noch 
eine sehr junge imperialistische Macht ist, die sich erst anschickt, 
ihr Kolonialreich aufzubauen und deshalb verschiedene raffinierte 
und betrügerische Mittel einsetzt, um in den einzelnen Ländern 
Einfluß zu gewinnen. Deshalb gibt der Sozialimperialismus seine 
Kredite oft zu wesentlich günstigeren Bedingungen als die US- 
Imperialisten, um zunächst einmal Fuß zu fassen. Das gleiche ma- 
chen schließlich auch die westdeutschen und vor allem die japa- 
nischen Imperialisten, die teilweise mit verlockenderen Angebo- 
ten versuchen, den USA ihre Märkte zu entreißen. So nimmt auch 
der Kapitalexport der Sowjetunion oft andere Formen als jener 
der USA an. Die Völker der Welt fallen aber immer weniger auf 
diese Betrugsmanöver herein. Denn seinem Wesen nach unter- 
scheidet sich der Imperialismus der Sowjetführer keinen Deut von 
dem der USA. Diese Erfahrung machen die Völker und Regie- 
rungen der formell unabhängigen Länder immer mehr. 


Die Restauration des Kapitalismus in einigen der 
volksdemokratischen Länder 


Während des II. Weltkriegs und in den ersten Nachkriegsjahren 
entstand in einer Reihe von Ländern Europas und Asiens eine 
neue Staatsform: die Volksdemokratie. Unter dem Einfluß der 
Siege der antifaschistischen Koalition mit der Sowjetunion an 
der Spitze, in einigen Fällen mit direkter militärischer Unter- 
stützung der Roten Armee, zerschlugen die Völker dieser Länder 
die faschistische Diktatur der deutschen, japanischen und italie- 
nischen Aggressoren sowie ihrer Marionetten und errichteten 
die Herrschaft der Volksdemokratie. 1949, nach dem Sieg des 
Befreiungskrieges des chinesischen Volkes über die Kuomintang- 
Reaktionäre, die im Dienste des US-Imperialismus standen, 
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wurde auch in China die Volksdemokratie errichtet. Im gleichen 
Jahr entstand im östlichen Teil Deutschlands, wo die faschisti- 
sche Staatsmacht durch Stalins Rote Armee zertrümmert worden 
war, unter dem Schutz der Sowjetunion eine antifaschistisch- 
demokratische Ordnung, die eine Vorstufe der Volksdemokratie 
darstellte. In der Mongolischen Volksrepublik war die Volks- 
demokratie bereits 1921 nach dem Sieg im Befreiungskrieg aus- 
gerufen worden. Die volksdemokratische Herrschaft wurde über- 
all von einem Bündnis verschiedener antiimperialistischer Klassen 
und Kräfte getragen, das unter Führung des Proletariats und 
seiner Partei, der Kommunistischen Partei, stand, die den Kampf 
gegen die Besatzer geleitet hatte. Sie bedeutet Diktatur gegen die 
faschistischen Mächte und Demokratie für das Volk. Die Volks- 
demokratie ist noch kein Sozialismus. Sie setzt sich zunächst bloß 
antiimperialistisch-demokratische Ziele: Entmachtung der Mo- 
nopolherren und Großgrundbesitzer, Durchführung der Boden- 
reform, Wiederaufbau der Wirtschaft usw. Sie unterscheidet sich 
aber grundsätzlich von der bürgerlichen Demokratie. Denn die 
Staatsmacht der Volksdemokratie liegt nicht in den Händen der 
Bourgeoisie, sondern in den Händen einer Koalition, in der die Ar- 
beiterklasse die Führung innehat. Deshalb sind, wie Dimitroff 
1948 in seinem Schlußwort auf dem V. Parteitag der Bulgarischen 
Arbeiterpartei (Kommunisten) betonte, 


»... das sowjetische Regime und das volksdemokratische Regime 
zwei Formen ein und derselben Macht, der Macht der Arbeiter- 
klasse, die im Bündnis mit den Werktätigen aus Stadt und Land 
und an ihrer Spitze steht. Das sind zwei Formen der proletarischen 
Diktatur.« (Georgi Dimitroff, Ausgewählte Schriften, Bd. 3, S. 649) 


Durch einen harten Kampf gegen die Bourgeoisie, durch die Be- 
seitigung des kapitalistischen Eigentums sowie durch die Kollek- 
tivierung der Landwirtschaft kann das Proletariat von der Volks- 
demokratie zum Sozialismus weiterschreiten. Da das Proletariat 
bereits die alte Staatsmacht gewaltsam zerschlagen hat und die 
volksdemokratische Herrschaft in seinen Händen hält, da das 
Proletariat in der Lage ist, den Widerstand der Bourgeoisie und 


Die Entwicklung zum Sozialimperialismus 207 





anderer Reaktionäre zu brechen, braucht es natürlich nicht die 
Staatsmacht ein zweites Mal zu ergreifen. Das Bestehen der Dik- 
tatur des Proletariats ermöglicht einen organischen Übergang von 
der Volksdemokratie zum Sozialismus. Der Übergang zum Sozia- 
lismus in den volksdemokratischen Ländern war keine Ausnahme 
vom marxistisch-leninistischen Grundsatz, daß der Sozialismus 
nur durch Zerschlagung des bürgerlichen Staatsapparates und 
Errichtung der Diktatur des Proletariats verwirklicht werden kann, 
sondern vielmehr eine Bestätigung dieses Prinzips. Die Volks- 
demokratie hat natürlich nicht das geringste mit der »antimono- 
polistischen Demokratie« der modernen Revisionisten gemein. 


Der Übergang der volksdemokratischen Länder zum Sozialis- 
mus wird von einem erbitterten Kampf zwischen der Arbeiter- 
klasse und der Bourgeoisie begleitet. Wenn sogar in der Sowjet- 
union, 40 Jahre nach der Oktoberrevolution, eine kapitalistische 
Restauration möglich war, so ist diese Gefahr noch viel größer in 
solchen Ländern, wo nicht einmal die wirtschaftlichen Aufgaben 
der sozialistischen Revolution zu Ende geführt sind. Es verwun- 
dert nicht, daß schon früh die bürgerlichen Kräfte in Jugoslawien 
die Oberhand gewinnen und die volksdemokratische Ordnung 
beseitigen konnten. So ist es auch kein Wunder, daß die volks- 
demokratische Ordnung in einer ganzen Reihe von Ländern 
schwere Erschütterungen durchmachen mußte; vor allem in der 
Zeit, als die Sowjetunion aufgehört hatte, auf dem Weg des So- 
zialismus zu gehen. 


Als die Chruschtschow-Clique mit der Restauration des Kapi- 
talismus in der Sowjetunion begann, war ihr von vornherein klar, 
daß sie sich nur halten konnte, wenn sie wenigstens einen Teil 
der kommunistischen Weltbewegung auf ihre revisionistische 
Linie bringen konnte, wenn sie wenigstens in einem Teil der 
volksdemokratischen Länder eine kapitalistische Restauration 
bewerkstelligen und diese Länder in politische, wirtschaftliche 
und militärische Vorposten des Sowjetrevisionismus verwandeln 
konnte. Sie mußte dafür sorgen, daß die revisionistischen Kräfte, 
die bereit waren, die Geschäfte der Chruschtschow und Co. aus- 
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zuführen, in verschiedenen kommunistischen Parteien die Ober- 
hand gewannen. 


In der von sowjetischen Truppen besetzten DDR, wo die Kom- 
munisten eine verhältnismäßig schwache Massenbasis hatten, ist 
die Gruppe um Ulbricht ziemlich schnell auf den neuen revisio- 
nistischen Kurs umgeschwenkt, so daß die Restauration des Ka- 
pitalismus verhältnismäßig einfach und unauffällig vor sich ging. 
Die DDR und die Tschechoslowakei waren aber die Ausnahme. In 
den anderen volksdemokratischen Ländern widersetzte sich der 
größte Teil der Parteiführung dem Revisionismus und bekam in 
der Folge allerlei Machenschaften von Seiten der Chruschtschow- 
Clique zu spüren. 


Besonders dramatische Formen nahm die von Chruschtschow 
gesteuerte Konterrevolution in Polen und Ungarn an. Nach dem 
XX. Parteitag der KPdSU und vor allem in der Folge des »Kamp- 
fes gegen den Personenkult« machten sich in allen sozialistischen 
Ländern die konterrevolutionären bürgerlichen Kräfte, die sich 
bisher versteckt gehalten hatten, breit. Die große Verwirrung und 
Verunsicherung, die Chruschtschows Überraschungsangriff auf 
Stalin verursacht hatte, nützten sie aus, um einen großangeleg- 
ten Kreuzzug gegen die Führungen verschiedener kommunisti- 
scher Parteien und gegen das sozialistische System überhaupt zu 
starten. Sogar in China traten Mitte 1957 die Bürgerlichen offen 
mit einer antikommunistischen Verleumdungskampagne auf. 
Freilich machte die Entschlossenheit und ideologische Festigkeit 
der Kommunistischen Partei Chinas diese Angriffe zunichte. Unter 
dem Deckmantel der »Bekämpfung des Personenkultes« griffen 
Vertreter der früheren Ausbeuterklassen in Polen und Ungarn, 
darunter vor allem die bürgerliche Intelligenz, die Partei an. Sie 
fingen damit an, Umbesetzungen im Parteiapparat und die Re- 
habilitierung verschiedener abgeurteilter Konterrevolutionäre zu 
fordern, und kamen bald so weit, offen dem Marxismus-Leninis- 
mus und der Diktatur des Proletariats den Kampf anzusagen. 


Die Vertreter der Bourgeoisie innerhalb der Partei griffen nach 
der Führung. All diese konterrevolutionären Umtriebe wurden 
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begeistert vom imperialistischen Ausland und von der Tito-Clique 
begünstigt, während Chruschtschow und Co., die das Startsignal 
gegeben hatten, sich wohlwollend zurückhielten. 


Im Oktober 1956 brachen konterrevolutionäre Umtriebe in ver- 
schiedenen Teilen Polens aus. Die bürgerlichen Kräfte in der 
Partei nützten die Lage aus: Die Parteiführung wurde radikal um- 
gebildet. Der eingefleischte Konterrevolutionär Gomulka, ein ehe- 
maliger Trotzkist, der schon 1948 aus der Parteiführung entfernt 
wurde und mehrere Jahre im Gefängnis verbringen mußte, über- 
nahm die Führung. In der Folgezeit erwies er sich als ein treuer 
Handlanger Chruschtschows. Unter der Führung Gomulkas wurde 
in Polen der Kapitalismus mit besonderer Offenheit restauriert. 
Die Kollektivierung der Landwirtschaft, neben der Verstaatli- 
chung der Industrie die wichtigste ökonomische Voraussetzung 
des Sozialismus, wurde abgebrochen und weitgehend wieder rück- 
gängig gemacht. Laut dem »Kleinen Statistischen Jahrbuch Polens 
196%, S. 157, waren 1968 von der gesamten landwirtschaftlichen 
Nutzfläche von 19,8 Millionen Hektar 16,7 Millionen Hektar (das 
sind 84 Prozent) Privateigentum. Die der LPGs dagegen machte 
nur 227000 Hektar aus. Wurden zwischen 1950 und 1955 im 
Jahresdurchschnitt 600 000 Tonnen Getreide in den LPGs ge- 
erntet, so waren es 1968 nur noch 200 000 Tonnen. Die Getreide- 
ernte in den individuellen Wirtschaften stieg in der gleichen Zeit 
von 9,5 Millionen Tonnen (Durchschnitt 1950-1955) auf 15,1 Mil- 
lionen Tonnen (1968) (ebenda S. 160). Dabei ist zu bemerken, daß 
die persönlichen Parzellen der Genossenschaftsbauern bei den 
LPGs mitaufgeführt sind, so daß die tatsächliche genossen- 
schaftliche Produktion noch kleiner anzusetzen ist (ebenda S. 149). 
Die Zahl der privaten Werkstätten stieg ebenfalls bedeutend. Auf 
dem Boden des kleinbürgerlichen Privatbesitzes wuchsen spon- 
tan privatkapitalistische Elemente wie Pilze nach dem Regen. Auf 
dem Land machte sich ein neues Kulakentum (reiche Großbauern) 
breit, während die Masse der Kleinbauern immer mehr verarmte. 
Die neu entstandene Privatbourgeoisie in Stadt und Land war ein 
wichtiger Verbündeter der polnischen bürokratischen Monopol- 
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bourgeoisie. Die Kulaken trieben die Preise für Lebensmittel in 
die Höhe und gefährdeten die Versorgung der Städte. Im Dezem- 
ber 1970 erhoben sich die Arbeiter in mehreren Städten Polens in 
machtvollen Streiks und Demonstrationen gegen die Verschlech- 
terung ihrer Lebensbedingungen. Damit präsentierten sie Go- 
mulka die Rechnung für seine verbrecherische Politik der Restau- 
ration des Kapitalismus. Die polnischen Revisionisten führten in 
panischer Angst einen Pferdewechsel in den Leitungen durch. An 
ihrer revisionistischen und volksfeindlichen Politik hat sich aber 
nichts geändert. 


Noch brutaler ging die Gegenrevolution in Ungarn vor. Nach- 
dem bürgerliche Intellektuelle den Boden durch allseitige Angriffe 
auf die Partei und auf den Sozialismus vorbereitet hatten, brach 
am 23. Oktober 1956 ein konterrevolutionärer Putsch aus, der von 
den ungarischen Faschisten und vom US-Imperialismus gesteuert 
wurde. Spätestens in diesem Augenblick hätte die Parteiführung 
den Ernst der Lage erkennen und entschlossene Schritte zur Ver- 
teidigung der Diktatur des Proletariats ergreifen müssen. Sie tat 
aber genau das Gegenteil. Am 24. und 25. Oktober trat das Zen- 
tralkomitee zusammen. Der erste Sekretär der Partei der unga- 
rischen Werktätigen, Gerö, wurde abgesetzt und durch den 
Rechtsopportunisten und Chruschtschow-Anhänger Kadar ersetzt. 
Zum neuen Ministerpräsidenten ließ das ZK den Konterrevolu- 
tionär Imre Nagy wählen, der 1955 aus der Staats- und Partei- 
führung wegen Rechtsopportunismus entfernt worden war. Die 
neue Führung unternahm keine Schritte zur Unterdrückung der 
Konterrevolution. Nein, sie setzte sich sogar an ihre Spitze. So for- 
derte Nagy gleich nach seiner Machtübernahme das Ausscheiden 
Ungarns aus dem sozialistischen Lager und den Einmarsch der 
UNO-Truppen in das Land. Der weiße Terror wütete. Faschisti- 
sche Horden mordeten Kommunisten auf offener Straße. Erst 
Anfang November, als die Machtübernahme der Faschisten un- 
mittelbar bevorstand, beschloß das ZK, auf Druck der revolutio- 
nären Massen, die Regierung Nagy abzusetzen, eine revolutionäre 
Arbeiter- und Bauernregierung einzusetzen und die in Ungarn 
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stationierten Truppen des Warschauer Vertrages um Unterstüt- 
zung bei der Unterdrückung der Konterrevolution zu bitten. 


Wie ging es aber weiter? Statt gründlich mit der Gegenrevolution 
und dem Revisionismus abzurechnen, unternahmen Chruscht- 
schow und Kadar alles, um die Rolle der Reaktionäre zu ver- 
harmlosen und die ganze Schuld auf die frühere Parteiführung, 
die den Kampf gegen die Konterrevolutionäre gefordert hatte, ab- 
zuwälzen. So bezeichnete ihre erste Erklärung den konterrevolu- 
tionären Putsch als eine »Massenbewegung, deren edles Ziel darin 
bestand, die partei- und volksfeindlichen Fehler, die Rakosi und 
seine Anhänger (die frühere Parteiführung — die Redaktion) be- 
gingen, zu korrigieren und die nationale Unabhängigkeit und 
Souveränität zu schützen«. Erst die »Schwäche der Regierung Imre 
Nagy« habe »die Existenz unseres ganzen Heimatlandes in Gefahr« 
gebracht. Im Beschluß des provisorischen Zentralkomitees der 
USAP vom 5. Dezember 1956 über die »Ursachen und Voraus- 
setzungen der Ereignisse« wird an erster Stelle die »Rakosi-Gerö- 
Clique« erwähnt, die »außerordentlich schwere Verbrechen und 
Fehler« begangen, während Nagy lediglich durch seine »Hilflosig- 
keit« den »Angriff der konterrevolutionären Kräfte ... erleichtert« 
haben soll. »Prawda«, 9. 12. 1956) 


Wie man sieht, wollten Chruschtschow und Kadar die Konter- 
revolution um jeden Preis verharmlosen und angebliche Ver- 
brechen der ungarischen Kommunisten konstruieren. Die laute 
Konterrevolution wurde zwar unterdrückt, aber die stille Konter- 
revolution siegte. Einmal an der Macht, führte Kadar das Land 
auf den Weg der kapitalistischen Restauration. Ähnlich ging es 
in Bulgarien, wo der Revisionist Schiwkoff und seine Anhänger 
die Kommunisten um den früheren Parteichef und Ministerprä- 
sidenten Tscherwenkoff nach und nach entmachteten und dann 
aus der Partei ausschlossen. Oder in der Mongolischen Volks- 
republik, wo Chruschtschows Gefolgsmann Zedenbal 1959 die 
Partei- und Staatsführung usurpierte und sein Land auf den 
traurigen Weg einer sowjetischen Kolonie und eines Vorpostens 
der antichinesischen Hysterie brachte. 
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Chruschtschows Bemühungen wurden trotz alledem nur zum 
Teil von Erfolg gekrönt. Die Kommunisten Chinas, Albaniens, 
Koreas und Vietnams widersetzten sich in der einen oder ande- 
ren Form den revisionistischen Theorien und hielten an ihrer bis- 
herigen marxistisch-leninistischen Praxis fest. Auch Rumänien 
widersetzt sich zunehmend der politischen und wirtschaftlichen 
Bevormundung durch die Sowjetunion. Chruschtschow wandte 
alle denkbaren Waffen der Drohung und Erpressung gegen die 
aufrechten sozialistischen Länder und kommunistischen Partei- 
en.an, die seinen Kurs nicht mitmachten. Im Jahr 1960, beim Tref- 
fen der kommunistischen Parteien im Anschluß an den Parteitag 
der KP Rumäniens, legte Chruschtschow überraschend ein »Do- 
kument« voller Verleumdungen gegen die KP Chinas auf den Tisch 
und forderte alle Parteien auf, China zu verurteilen. Die Vertre- 
tung der Partei der Arbeit Albaniens weigerte sich aber, eine Bru- 
derpartei zu verurteilen, ohne sie auch anzuhören. Viele andere 
Parteien schlossen sich dem Standpunkt Albaniens an, so daß das 
Vorhaben Chruschtschows scheiterte. In den folgenden Jahren 
unternahm er alles, um Albanien für dessen konsequente Haltung 
zu bestrafen. Als Albanien 1960 von einer Mißernte heimgesucht 
wurde, weigerte sich Chruschtschow, Getreide zu liefern. In seiner 
Rede auf der Moskauer Beratung von 1960 führte Enver Hoxha 
zu diesem Zwischenfall aus: 


»In diesen Tagen machten wir viele Erfahrungen. Hatte denn die 
Sowjetunion, welche der ganzen Welt Getreide verkauft, nicht 
50000 Tonnen für das albanische Volk übrig, welches dem sowje- 
tischen Brudervolk, dem Marxismus-Leninismus und dem sozia- 
listischen Lager treu ergeben ist, in einer Situation, in der es nicht 
durch eigene Schuld von einer Hungersnot bedroht war? Einst 
erklärte uns Genosse Chruschtschow: »Sorgt euch nicht wegen des 
Brotes, was ihr in einem Jahr verbraucht, soviel fressen bei uns 
die Mäuse.< Also sollten lieber die Mäuse der Sowjetunion das Ge- 
treide fressen, das albanische Volk aber verhungern, wenn die 
Führung der PAA sich nicht dem Willen der Sowjetführer unter- 
wirft.«" 
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Albanien hat sich aber nicht unterworfen, auch 1961 nicht, als 
Chruschtschow in seinem Schlußwort auf dem XXII. Parteitag der 
KPdSU soweit ging, die Meinungsverschiedenheiten im sozia- 
listischen Lager zum ersten Mal in die Öffentlichkeit zu tragen, 
Albanien wüst zu beschimpfen und offen zum Sturz der Partei- 
und Staatsführung Albaniens aufzurufen. Welche Druckmittel 
wird Chruschtschow wohl angewandt haben gegen Parteien, die 
weniger standhaft als die albanische waren, die vor den Machen- 
schaften der Revisionisten kapituliert haben? 


Der Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe und seine 
Umwandlung 


Allmählich entstand in einem Teil des früheren sozialistischen 
Lagers ein Block von Ländern, die von Revisionisten beherrscht 
werden, die politisch, wirtschaftlich und militärisch eng mit dem 
sowjetischen Sozialimperialismus verbunden sind und ihre Innen- 
und Außenpolitik im wesentlichen nach den Wünschen der so- 
zialimperialistischen Führer ausrichten. 


Wie wirkt sich nun die Restauration des Kapitalismus auf die 
Wirtschaft in diesen Ländern, auf die wirtschaftlichen Beziehun- 
gen zwischen ihnen und der Sowjetunion aus? Betrachten wir die 
Änderungen in der Wirtschaftspolitik der volksdemokratischen 
Länder nach dem XX. Parteitag der KPdSU. 


Nach dem II. Weltkrieg befanden sich die jungen volksdemokra- 
tischen Staaten in einer sehr ungünstigen wirtschaftlichen Lage. 
Diese Länder standen früher fast alle in halbkolonialer Abhängig- 
keit von den imperialistischen Ländern. In Staaten wie Albanien, 
Bulgarien oder Rumänien gab es so gut wie keine Industriebetrie- 
be, und auch in Ländern wie Polen, Ungarn oder China war die In- 
dustrie einseitig entwickelt und auf imperialistische Lieferanten 
und Abnehmer ausgerichtet. Zu den schweren Verwüstungen des 
Krieges kam noch der Handelsboykott der westlichen Staaten hin- 
zu. Die Sowjetunion hat - ihren damaligen Kräften entsprechend 
— alles unternommen, um diesen Ländern zu helfen, sich zu poli- 
tisch und wirtschaftlich unabhängigen Staaten zu entwickeln. 
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Die Volksdemokratien beherzigten die Lehren Lenins und 
Stalins, wonach eine gut ausgerüstete Schwerindustrie die Vor- 
aussetzung für eine unabhängige und allseitig entwickelte Wirt- 
schaft ist. Diese Linie berücksichtigte wohl die besonderen Be- 
dingungen der einzelnen Länder, ging aber von den allgemein- 
gültigen Leitsätzen des Marxismus aus, von dem gemeinsamen 
Bedürfnis der volksdemokratischen Länder nach einer mehr oder 
weniger einheitlichen industriellen Basis. Diese Linie schloß kei- 
neswegs Handel und brüderliche Zusammenarbeit zwischen den 
Ländern des sozialistischen Lagers aus, ging aber davon aus, daß 
sich jede Nation hauptsächlich auf ihre eigenen Quellen stützen 
und sich an den Bedürfnissen des eigenen Volkes ausrichten muß. 
Dimitroff sagte in seinem Bericht an den V. Parteitag der bulga- 
rischen Kommunisten: 


»Unser Volk wird in seinem wirtschaftlichen Aufbau auf dem 
Wege zum Sozialismus vor allem auf seine eigenen Kräfte und auf 
die Hilfsquellen seines Landes bauen, auf seine Arbeit, seine Spar- 
samkeit und die wirtschaftliche und zweckmäßige Ausnutzung 
seiner Mittel und Möglichkeiten ... Aber unser Volk ist glücklich 
darüber, daß es auf die freigiebige, brüderliche Hilfe des großen 
Landes des Sozialismus, der Sowjetunion, und auf die enge plan- 
mäßige Zusammenarbeit mit den anderen Ländern der Volks- 
demokratie rechnen kann, was ihm viel Arbeit und viele Anstren- 
gungen ersparen und seine Entwicklung beschleunigen wird.« 
(Georgi Dimitroff, Ausgewählte Schriften, Bd. 3, S. 617/618) 


Um zu gewährleisten, daß der Handel und die gegenseitige 
Unterstützung zwischen den Ländern des sozialistischen Lagers 
planmäßig und auf der Grundlage völliger Gleichberechtigung vor 
sich ging, wurde 1949 der »Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe« 
(RGW - im Westen meist »Comecon«* genannt) gegründet. Bis 
Ende 1950 traten acht Länder (Albanien, Bulgarien, die DDR, 
Polen, Rumänien, die Sowjetunion, die Tschechoslowakei und Un- 
garn) dem RGW bei. Seit Anfang der sechziger Jahre wurden auch 





* Council for Mutual Economic Assistance 
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die Mongolische Volksrepublik und Kuba als Vollmitglieder und 
Jugoslawien als Assoziierter in den RGW aufgenommen. Dafür 
nahm Albanien nicht mehr an seiner Arbeit teil. Die Gleichbe- 
rechtigung der RGW-Mitglieder wurde dadurch gesichert, daß die 
Beschlüsse des Rates einstimmig durch die Regierungen sämtli- 
cher Mitgliedsstaaten angenommen werden mußten, ehe sie zur 
Durchführung kommen konnten. 


Mit Hilfe der Sowjetunion wurden in allen volksdemokratischen 
Ländern bedeutende Industrialisierungsprojekte in die Tat um- 
gesetzt. Bis 1955 konnten in den meisten Ländern Eisen- und 
Stahlkombinate errichtet werden. So wurden in Bulgarien, wo vor 
der Befreiung nur acht Prozent der Bevölkerung in der Industrie 
tätig war, Eisen- und Stahlkombinate, Kraftwerke, chemische 
Werke und Betriebe des Maschinenbaus errichtet. 


In China stieg die Stahlproduktion von 1949 bis 1956 um 
400 Prozent. Alle Länder gaben sich besondere Mühe, auf ihren 
eigenen Rohstoffen aufzubauen. So entwickelte die DDR zum Bei- 
spiel die Herstellung von Braunkohlekoks für die Beschickung von 
Hochöfen. Die gesamte Industrieproduktion in allen volksdemo- 
kratischen Ländern Europas war schon 1953 weit mehr als doppelt 
so groß wie 1949. 


Dieser richtigen Politik verdanken es die Mitgliedsstaaten des 
RGW, daß sie ihre Rückständigkeit überwunden und die Lebens- 
bedingungen ihrer Völker erheblich verbessert haben. Hätte man 
an dieser Linie der allseitigen sozialistischen Entwicklung der 
Volkswirtschaft festgehalten, so hätten sie sicherlich heute noch 
eindrucksvollere Leistungen aufzuweisen. 


Daß dies nicht geschehen konnte, liegt daran, daß in der Wirt- 
schaftspolitik der RGW-Länder eine radikale Wende eingetreten 
ist. Mit dem Machtantritt des Revisionismus in der Sowjetunion 
und anderen sozialistischen Ländern ließen die revisionistischen 
Führer das Prinzip der allseitigen, unabhängigen Entwicklung 
der Volkswirtschaft fallen und übernahmen die imperialistische 
Theorie von der »internationalen Arbeitsteilung«. 
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Die Grundsätze dieser revisionistischen Politik legte Chru- 
schtschow in seiner Rede vor dem XX. Parteitag der KPdSU dar: 


»Heute ist es nicht mehr notwendig, daß jedes sozialistische Land 
unbedingt alle Zweige der Schwerindustrie entwickelt, wie dies die 
Sowjetunion tun mußte, die lange Zeit hindurch das einzige Land 
des Sozialismus war, das sich in kapitalistischer Umkreisung be- 
fand. Jetzt, da es einen mächtigen Freundschaftsbund der sozia- 
listischen Länder gibt und sich deren Verteidigungsfähigkeit und 
Sicherheit auf die industrielle Macht des gesamten sozialistischen 
Lagers stützen kann, kann sich jedes europäische Land der Volks- 
demokratie auf die Entwicklung von den Industriezweigen, auf 
die Produktion jener Güter spezialisieren, für die es die günstig- 
sten natürlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen besitzt.« 
(»XX. Parteitag der KPdSU«, S. 9) 


Das neue Konzept wurde noch deutlicher im theoretischen Organ 
der KPdSU, »Kommunist« 1/1959, ausgeführt: 


»Für die volksdemokratischen Länder, mit Ausnahme der Volks- 
republik China, ergab sich nicht die Notwendigkeit, ein komplet- 
tes Industriesystem zu schaffen, für dessen Aufbau bei ihnen die 
Bedingungen zudem nicht so günstig sind wie in der Sowjetunion 
und in der Volksrepublik China, die über ein großes Gebiet, unge- 
heure natürliche Reichtümer und größere Menschenreserven ver- 
fügen. Durch die brüderliche Einheit und die sich stetig erweiternde 
wirtschaftliche Zusammenarbeit der Länder des sozialistischen 
Lagers erlangt die internationale sozialistische Arbeitsteilung eine 
immer größere Bedeutung, die es jedem Land ermöglicht, seine Pro- 
duktivkräfte so zu entwickeln, daß es sich, ohne die industrielle 
Struktur der Sowjetunion zu kopieren, in der Produktion solcher 
Erzeugnisse spezialisieren kann, für die es über die günstigsten 
natürlichen und wirtschaftlichen Hilfsquellen verfügt. So wäre es 
z.B. für Albanien, Bulgarien und die Mongolische Volksrepublik 
unzweckmäßig und unvorteilhaft, solche Zweige des Schwer- 
maschinenbaus zu entwickeln wie den Bau von Kraftfahrzeugen, 
Traktoren, Lokomotiven sowie Schmiedepressenausrüstungen. Die- 
se Zweige sind schon längst in der UdSSR und einigen anderen 
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Bruderländern geschaffen worden, die in der Lage sind, den Bedarf 
des ganzen sozialistischen Lagers zu decken.« An anderer Stelle 
heißt es: »Autarkietendenzen wirken sich auf die Wirtschaft der 
volksdemokratischen Länder sehr negativ, hingegen verhältnis- 
mäßig geringfügig auf die sowjetische Wirtschaft aus.« 


Unter dem fadenscheinigen Vorwand, daß die volksdemokra- 
tischen Länder Osteuropas gebiets- und bevölkerungsmäßig 
kleiner sind als die Sowjetunion, wird ihnen nahegelegt, auf eine 
allseitige Entwicklung der Wirtschaft zu verzichten und sich auf 
einige wenige Wirtschaftszweige zu konzentrieren, für die sie 
infolge ihrer »traditionellen« Unterentwicklung »günstige Vor- 
aussetzungen« besitzen sollten. Nach dieser Logik ist es unvor- 
stellbar, wie ein so kleines Land wie Belgien oder ein an Rohstoffen 
so armes Land wie Japan sich überhaupt industrialisieren konnte. 
Wobei solche RGW-Länder wie Polen und die Tschechoslowakei 
außerordentlich reich an Bodenschätzen sind und zudem eine 
wesentlich höhere Bevölkerungsdichte haben als etwa die So- 
wjetunion. Trotzdem sollte es angeblich »unzweckmäßig und 
unvorteilhaft« sein, wenn die volksdemokratischen Länder 
Wirtschaftszweige entwickeln, die »schon längst in der UdSSR 
geschaffen worden« sind. 


Diese Länder sollten sich statt dessen in Absatzmärkte und 
untergeordnete Verarbeitungswerkstätten der Sowjetunion ver- 
wandeln. Während es selbstverständlich sei, daß die Sowjetunion 
alle Zweige der Wirtschaft entwickelt, denn dort wirkten sich 
»Autarkietendenzen« überhaupt nicht negativ aus, sollten sich 
diese »Autarkietendenzen« auf einmal »sehr negativ« in den Volks- 
demokratien auswirken. Hier sieht man, daß die »internationale 
sozialistische Arbeitsteilung« auf einer sehr ungleichen Grundlage 
beruht. Unter diesen Bedingungen können alle schönen Worte von 
»brüderlicher Zusammenarbeit« nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß die Wirtschaft der volksdemokratischen Länder der Sowjet- 
union untergeordnet wird und die »wirtschaftliche Integration des 
sozialistischen Lagers« diese Unterordnung verewigen soll. Denn 
sie »verknüpft in günstiger Weise die Interessen eines jeden Landes 
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mit den Interessen des gesamten sozialistischen Lagers« (Chru- 
schtschow in seiner Rede auf dem XX. Parteitag), also im Klartext 
mit den Interessen der neuen Bourgeoisie in der Sowjetunion, die 
eine Reihe von Ländern mit sich »verknüpfen« will. Die Voraus- 
setzung der Verwirklichung der Linie Chruschtschows war gera- 
de die Restauration des Kapitalismus in einigen der RGW-Länder. 
Diese Restauration wurde, wie wir ausgeführt haben, durch die 
innere Schwäche der kommunistischen Parteien, durch die revi- 
sionistischen und versöhnlerischen Tendenzen innerhalb dieser 
Parteien begünstigt oder überhaupt erst möglich gemacht. Sie er- 
gab aber im wesentlichen keine Restauration von innen her, wie 
das zuerst in Jugoslawien und später in der Sowjetunion der Fall 
war. Diese Restauration geschah im entscheidenden Maß durch 
die brutale Einmischung der sowjetischen Revisionisten in diese 
Länder, durch hinterlistige Intrigen und geheime Cliquenbildung. 
So entwickelten sich diese Länder weder zu eigenständigen sozial- 
imperialistischen Mächten wie die Sowjetunion, noch verkauften 
sie sich an die westlichen Imperialisten, wie Tito es tat. Sie ent- 
wickelten sich vielmehr zu Kolonien des Sozialimperialismus. 


Kolonialismus ist eine Gesetzmäßigkeit des Imperialismus. Er 
ist heute stets ein Ausdruck imperialistischer Politik. Jeder Ko- 
lonialismus ist mit dem Imperialismus gesetzmäßig verknüpft, ob 
in der klassischen Form des alten Kolonialismus durch militäri- 
sche Besetzung und Verwaltung wehrloser Länder, ob durch die 
neokolonialistische Form der wirtschaftlichen Ausbeutung formell 
selbständiger Länder oder durch die Form der totalen Bindung 
ehemals sozialistischer Länder unter die Oberhoheit der so- 
zialimperialistischen Sowjetunion, teils mit, teils ohne militäri- 
sche Besetzung. 


Die neokolonialistische Ausbeutung der RGW-Länder 
durch den Sozialimperialismus 


Wie sieht die »internationale sozialistische Arbeitsteilung«, wie 
die Revisionisten sagen, in der Praxis aus? Allgemein gesprochen 
sieht sie so aus, daß die Sowjetunion ihre allseitige und ausgegli- 
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chene Volkswirtschaft behält, daß sie nach wie vor in der Lage ist, 
die meisten für den inneren Verbrauch notwendigen Güter selbst 
herzustellen. Die anderen Mitglieder des RGW spezialisieren sich 
aber zunehmend auf bestimmte Güter, die sie in der Regel wohl- 
feiler produzieren können als die Sowjetunion, produzieren diese 
in großen Mengen und verkaufen sie an die Sowjetunion und zu 
einem gewissen Grad auch an die anderen RGW-Länder oder an 
die kapitalistischen Länder des Westens beziehungsweise an die 
Dritte Welt. 


Einerseits sind sie auf die Sowjetunion als Markt angewiesen, 
da sie unmöglich alle im Rahmen der Spezialisierung produzier- 
ten Güter selbst verbrauchen können. Andererseits sind sie auf 
die Sowjetunion (und in einem gewissen Grad auf die anderen Mit- 
glieder des RGW und die sonstigen kapitalistischen Länder) in be- 
zug auf die Einfuhr des größten Teils jener Güter angewiesen, auf 
die sie nicht spezialisiert sind, sowie zum großen Teil auf die Roh- 
stoffe, aus denen sie ihre Spezialgüter herstellen. Die Sowjetunion 
ist also nach wie vor verhältnismäßig autark, die anderen RGW- 
Länder jedoch völlig der Sowjetunion ausgeliefert. Darin besteht 
die »enge Gemeinschaft der Interessen«, von der die Sozialimpe- 
rialisten so gerne schwärmen. 


In der Theorie ist es so, daß die Beziehungen innerhalb des 
RGW keineswegs zweiseitige Beziehungen zwischen dem jeweili- 
gen Land und der Sowjetunion sind, sondern Beziehungen der 
»allseitigen und gleichberechtigten Zusammenarbeit« zwischen 
allen RGW-Mitgliedern. In der Praxis sieht es aber genauso aus, 
wie wir es oben geschildert haben. Nehmen wir als Beispiel Polen. 
Laut dem »Kleinen Statistischen Jahrbuch Polens 196%, S. 236, 
importierte Polen 1950 28,8 Prozent seiner Importwaren aus der 
Sowjetunion, 13,2 Prozent aus der Tschechoslowakei und 11,5 Pro- 
zent aus der DDR. Das sind bei weitem die drei größten Handels- 
partner Polens. Nun müßte man erwarten, daß bis 1968 der An- 
teil der Tschechoslowakei und der DDR sich verbessern würde, 
da der RGW angeblich die allseitige Kooperation fördern soll. In 
Wirklichkeit ist genau das Gegenteil eingetreten: Der Anteil der 
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Sowjetunion verbesserte sich auf 34,5 Prozent, jener der Tsche- 
choslowakei sank aber auf 8,0 Prozent und jener der DDR auf 
10,4 Prozent. 


Genauso ist es beim Export. Der Anteil der Sowjetunion ver- 
besserte sich von 24,3 Prozent (1950) auf 36,5 Prozent (1968); jener 
der Tschechoslowakei verschlechterte sich aber von 9,2 Prozent 
auf 8,6 Prozent und jener der DDR von 13,9 Prozent auf 8,0 Pro- 
zent (ebenda S. 238). 


Polen ist kein Einzelfall. Der Ungar Matyas Szürös schreibt in 
der sowjetischen Zeitschrift »Neue Zeit« 14/1972 tiefsinnig: »Unser 
Land ist mit der Wirtschaft der Sowjetunion durch tausend Fäden 
verbunden«, und führt dazu aus: 


»1947 entfielen auf die Sowjetunion 13,1 Prozent des ungarischen 
Außenhandels, 1955 waren es 22, 1965 schon 35,6, 1970 36 Pro- 
zent und 1975 sollen es laut Plan 39 Prozent sein. 1970 entfielen 
auf die Sowjetunion 55 Prozent unseres Warenverkehrs mit den so- 
zialistischen Ländern ... Von der Rolle des Außenhandels an der 
Entwicklung der ungarischen Volkswirtschaft zeugt der Umstand, 
daß der Außenhandel 1971 zirka 40 Prozent des Nationaleinkom- 
mens sicherte ... Auf die UdSSR entfielen (in den letzten fünf 
Jahren - die Redaktion) 41 Prozent der gesamten ungarischen 
Rohstoffeinfuhr. Bei manchen Gütern (Erdöl, Dieselkraftstoff, 
Nickel, Eisenerz, Roheisen, Nutzholz für die Papierindustrie, 
Grubenausbaumaterial) deckte die Sowjetunion unseren Import- 
bedarf zu 90 bis 100 Prozent.« 


»Die Sowjetunion«, schreibt die »Iswestija« vom 23. November 
1968, »deckt vollständig die Bedürfnisse der tschechoslowakischen 
Wirtschaft an Erdöl.« 


1956 bezog Bulgarien 33 Prozent seiner Importgüter aus der 
Sowjetunion, 1968 waren es 52 Prozent (»Statistical Yearbook, 
People’s Republic of Bulgaria, 196%, S.185 f.). 1956 kaufte Bul- 
garien knapp drei Fünftel seiner Traktorenimporte in der Sowjet- 
union, die restlichen in der Tschechoslowakei, Rumänien und 
der DDR. 1968 kaufte es sie aber fast hundertprozentig in der 


Die Entwicklung zum Sozialimperialismus 221 





Sowjetunion (ebenda S. 210). Die bulgarische Einfuhr sowjetischen 
Dieselöls stieg von 19000 Tonnen (1956) auf 409000 Tonnen 
(1968). In der gleichen Zeit sank aber die Einfuhr aus Rumänien 
von 139 000 auf 27 000 Tonnen (ebenda S. 211). Bulgarien kaufte 
1956 14000 Uhren aus der Sowjetunion und 41 000 aus der DDR. 
1968 kaufte es aber 666 000 Stück aus der Sowjetunion, aus der 
DDR nur noch 600 (ebenda S. 217). Diese Beispiele reichen aus, 
um zu zeigen, daß die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den 
RGW-Ländern immer einseitiger auf die Sowjetunion ausgerich- 
tet werden. 


Wie sieht die »internationale Arbeitsteilung« im einzelnen aus? 
Hier ein paar Beispiele: 

Die DDR-Zeitschrift »Wirtschaftswissenschaften« 5/1958 be- 
richtet, man habe sich im Rahmen des RGW darauf geeinigt, daß 
einzelne Länder sich auf bestimmte Arten von spanabhebenden 
Werkzeugmaschinen spezialisieren sollten. So stellte Bulgarien 
von bisher 25 Typen nur noch 13 Typen her, Ungarn von 20 nur 
noch 16 Typen, die DDR von 64 Typen nur noch 56, Polen von 40 
nur noch 35, Rumänien statt 14 nur noch 6. Von einer Einschrän- 
kung der Typen in der Sowjetunion hingegen ist keine Rede. Von 
der sowjetischen »Ekonomitscheskaja Gaseta« 41/1968 wird es 

»... als unzweckmäßig erachtet, in Ungarn Mähdrescher her- 
zustellen, da die Sowjetunion reiche Erfahrungen bei der Mäh- 
drescherproduktion besitzt. Deshalb hat der ungarische Land- 
maschinenbau die eigene Produktion von Mähdreschern eingestellt 
und sich auf die Herstellung des Traktors D4-K spezialisiert.« 

Das sind keine isolierten Beispiele. F.N. Sewjakow schreibt in 
der DDR-Zeitschrift »Sowjetwissenschaft/Gesellschaftswissen- 
schaftliche Beiträge« (1969): 

»Unter den Bedingungen der wissenschaftlich-technischen Revo- 
lution sollten die sozialistischen Länder bei der Industrialisierung 
... von Anfang an die neu zu bauenden Betriebe in das System der 
internationalen Arbeitsteilung eingliedern und die Industrialisie- 


rung auf der Grundlage des inneren und des internationalen 
Marktes durchführen.« 
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Die »internationale Arbeitsteilung« wird hier also bereits zum 
maßgebenden Prinzip der gesamten industriellen Entwicklung 
der RGW-Länder erhoben, dem sich jedes einzelne Projekt unter- 
zuordnen hat. Wie bereits gesagt, werden die RGW-Länder in den 
Wirtschaftszweigen, die sie im Laufe der Spezialisierung ver- 
nachlässigen müssen, von sowjetischen Lieferungen abhängig. 
Laut dem »Statistical Yearbook, People’s Republic of Bulgaria, 
1969%«, S.68, hat Bulgarien im Jahr 1960 75000 Fahrräder pro- 
duziert, 1968 aber nur noch 24 612 Stück. Es importierte 1960 nur 
400 sowjetische Fahrräder sowie 4008 aus anderen Ländern wie 
Ungarn, der DDR und der Tschechoslowakei. 1968 mußte Bulga- 
rien aber 30 123 Fahrräder aus der Sowjetunion sowie 588 Stück 
aus anderen Ländern einführen (ebenda S. 217). Also haben die 
sowjetischen Kapitalisten nicht nur den bulgarischen Produzen- 
ten ihren eigenen inneren Markt weggeschnappt, sondern auch 
noch die Konkurrenz aus den »Bruderländern« verdrängt. 


Ein weiteres Beispiel: Ungarn schränkte von 1967 auf 1968, 
also in einem Jahr, seine Produktion von Traktoren von 3 583 auf 
2797 Stück ein (»Statistical Yearbook 1968«, S. 98). Die Sowjet- 
union steigerte aber ihre Ausfuhr nach Ungarn von 2586 (1967) 
auf 2644 Traktoren (1968). Die Importe Ungarns aus der Tsche- 
choslowakei gingen von 2104 Stück auf 525 Stück zurück, während 
die DDR, die 1967 noch 604 Traktoren an Ungarn verkaufte, 1968 
völlig aus dem Geschäft ausstieg (ebenda S. 272). 


Neuerdings versucht die Sowjetunion, die Abhängigkeit der un- 
garischen Wirtschaft noch weitgehender auszunutzen. So schrieb 
Fr. Th. Zölch in der »Frankfurter Rundschau« vom 8. Juni 1972, 
daß 


»... Moskau von seinen Partnern verlangt, sie sollten umfang- 
reiche Investitionen in sowjetischen Bergbau- und Produktions- 
anlagen vornehmen und überdies Maschinen- und Förderanlagen, 
Ausrüstungen, Rohre und dergleichen auf Kreditbasis an die 
Sowjetunion liefern, die von dieser wiederum in Gestalt von Roh- 
stofflieferungen zurückgezahlt werden. Und dies scheint Ungarn 
offenbar doch etwas zuviel verlangt.« 
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Mit ihrer »internationalen sozialistischen Arbeitsteilung« und 
»wirtschaftlichen Integration« verfolgen die Sozialimperialisten 
das Ziel, die RGW-Länder in sichere Absatzmärkte für sowjeti- 
sche Waren zu verwandeln. Durch die »Integration« wird es den 
vom Sozialimperialismus abhängigen Ländern immer schwieri- 
ger, ihre wirtschaftliche Selbständigkeit zu behaupten, sich aus 
ihrem Abhängigkeitsverhältnis loszulösen und sich eventuell an 
anderen Märkten zu orientieren. Das ist die eine Seite. Die andere 
Seite besteht darin, daß die »Arbeitsteilung« es den Sozialimpe- 
rialisten ermöglicht, ihr überschüssiges Kapital für die Förderung 
ausländischer Betriebe investieren zu können, die dann wohlfeiler 
und rentabler als sowjetische Betriebe bestimmte Produkte für 
sowjetische Bedürfnisse herstellen. 


Bezeichnenderweise geben weder sowjetische noch Quellen aus 
den anderen RGW-Ländern (soweit wir feststellen konnten) genaue 
Zahlen über die Höhe der sowjetischen Kredite oder gar des Grades 
der Verschuldung der RGW-Länder gegenüber der Sowjetunion an. 
In dem Buch des sowjetischen Außenhandelsministers Patolitschew 
mit dem Titel »Außenhandel« heißt es hierzu lediglich: 


»Die Sowjetunion hat Bulgarien erhebliche langfristige Kredite 
gewährt«, oder: »Dabei ist der Export der UdSSR in die Mongolei 
ständig größer als ihr Import aus diesem Land, was sich mit den 
beträchtlichen sowjetischen Lieferungen aufgrund von langfristigen 
Krediten erklärt, die der MVR gewährt werden.«2 


Was das bedeutet, zeigt die Handelsbilanz von 1971. Das Han- 
delsdefizit der Mongolischen Volksrepublik (MVR) gegenüber der 
Sowjetunion betrug 92,2 Millionen Rubel und übertrifft bei wei- 
tem den Gegenwert der Exporte in die Sowjetunion in der Höhe 
von 71,5 Millionen Rubel. Demnach kann man eine jährliche Ver- 
schuldung der MVR von 80 bis 100 Millionen Rubel annehmen. 
Die Erlassung eines Teils dieser Schulden geschieht durch voll- 
ständige wirtschaftliche, politische und militärische Unterwer- 
fung der MVR, die die Sozialimperialisten als Aufmarschgebiet 
für ihre zukünftigen Aggressionen gegen die Volksrepublik China 
brauchen. 
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In seiner Rede auf dem XXIV. Parteitag der KPdSU sagte Bre- 
schnew, daß in den Jahren 1966-1970 mehr als 300 Industrie- und 
Landwirtschaftsobjekte »in den sozialistischen Ländern« mit »tech- 
nischer Unterstützung« der Sowjetunion gebaut wurden. Daß die 
RGW-Länder in starkem Ausmaß auf Kredite angewiesen sind, 
beweist die Einrichtung der »Internationalen Investitionsbank«, 
die 1971 vom RGW gegründet wurde und über ein Grundkapital 
von einer Milliarde transferierbarer Rubel verfügt, von denen über 
ein Drittel (= 399,3 Millionen Rubel) von der Sowjetunion zur Ver- 
fügung gestellt wurde. In dem »Abkommen über die Bildung der 
Internationalen Investitionsbank« heißt es: 


»Die Hauptaufgabe der Bank ist die Gewährung lang- und mit- 
telfristiger Kredite für die Verwirklichung von Vorhaben im Zu- 
sammenhang mit der internationalen Arbeitsteilung, der Spezia- 
lisierung und Kooperation der Produktion, Aufwendungen für die 
Erweiterung der Roh- und Brennstoffbasis im gemeinsamen In- 
teresse, dem Bau von Objekten in anderen Wirtschaftszweigen, die 
für die ökonomische Entwicklung der Mitgliedsländer der Bank 
von gemeinsamem Interesse sind.« 


Die Sozialimperialisten wollen sich also nicht nur Absatzmärk- 
te sichern. Sie betreiben auch Kapitalexport (in Form von Dar- 
lehen); und zwar genauso wie die anderen Imperialisten unter 
dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß das exportierte Kapital für 
Projekte ausgegeben wird, die im »gemeinsamen Interesse« sind, 
also nicht im Interesse des Nehmerlandes, sondern im Interesse 
der Bindung des Nehmerlandes an das Geberland. (Diesen Aspekt 
der sozialimperialistischen Politik wollen wir im folgenden Ab- 
schnitt anhand des sowjetischen Kapitalexportes in Länder außer- 
halb des RGW näher erläutern.) 


Die neokolonialistische Abhängigkeit der Volkswirtschaften der 
RGW-Länder ist hierbei die Hauptsache. Diese Abhängigkeit er- 
möglicht es aber den Sozialimperialisten darüber hinaus, eine 
zusätzliche Ausbeutung durch Wucher und Preismanipulation zu 
betreiben. Da die RGW-Länder wegen ihrer unausgeglichenen 
Entwicklung unbedingt auf sowjetische Exportgüter angewiesen 
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sind, können die Sozialimperialisten die Preise für sowjetische 
Waren beliebig in die Höhe schrauben. Und da diese Länder an- 
dererseits keinen Nutzen für die Spezialgüter haben, die sie in so 
großen Mengen herstellen, sondern diese an die Sowjetunion ver- 
kaufen müssen, können die Sozialimperialisten die Preise für 
diese Güter drücken. 


In der Theorie fußen die Preise für den Handel zwischen den 
RGW-Mitgliedern auf einer »objektiven Grundlage«, und zwar auf 
»den in bestimmtem Umfange korrigierten Welthandelspreisen« 
(»Woprossy Ekonomiki« 8/1968). Diese Preise sollen sich angeb- 
lich nach den auf dem kapitalistischen Weltmarkt herrschenden 
Preisen richten; sie werden in geringem Umfang »korrigiert«, um 
sie von den Ungerechtigkeiten des Weltmarktes zu »säubern«. So 
müßte man erwarten, daß die Sowjetunion ihre Waren in der Regel 
zum gleichen Preis in den RGW-Ländern verkauft, wie sie sie auf 
dem Weltmarkt, also in den kapitalistischen Ländern verkauft, 
mit nur geringfügigen Abweichungen, die sich in der Regel zum 
Vorteil des schwächeren Handelspartners auswirken müßten. In 
der Praxis sieht es aber tatsächlich so aus, daß die Sozialimpe- 
rialisten regelrechte Wucherpreise von ihren RGW-Partnern ver- 
langen, die in keinem Verhältnis zu den Preisen stehen, die sie 
von den kapitalistischen Ländern des Westens verlangen. 


Dies wollen wir an einem Beispiel aufzeigen: am Handel der 
Sowjetunion mit den beiden deutschen Staaten. In Tabelle 5 haben 
wir anhand der offiziellen sowjetischen Außenhandelsstatistiken 
errechnet, wieviel die DDR und die BRD 1971 für die gleichen so- 
wjetischen Exportgüter bezahlen mußten. Nicht berücksichtigt 
werden konnten die Güter, für die die Quelle nur eine Wertanga- 
be und keine Mengenangabe aufführt. 


Ebenfalls nicht berücksichtigt sind Angaben für solche Waren 
wie »Hebemaschinen«, »Erdöl und Erdölprodukte« oder »Konser- 
ven«, da eine solche Bezeichnung derartig verschiedenartige Gü- 
ter zusammenfaßt, daß eine Errechnung des Stückpreises keinen 
Sinn hätte. Wie man sieht, sind die Preise für die BRD für die 
große Mehrheit der aufgeführten Güter ganz erheblich niedriger 


Tabelle 5 


Die unterschiedlichen Preise der sowjetischen Exporte in die DDR und in 
die BRD (1971), umgerechnet nach der gelieferten Menge und dem erzielten 
Erlös in Rubel. Die Exportzahlen entstammen dem sowjetischen Außen- 
handelsjahrbuch »Wneschnjaja torgowlja SSSR sa 1971 god«, S. 147—149 
und 192—193. 


Pepe [po 
Chromerz 37,97 Rubel/Tonne 50,14 Rubel/Tonne 
7,60 Rubel/Tonne 6,89 Rubel/Tonne 
121,37 Rubel/ Tonne 108,86 Rubel/ Tonne 
39,98 Rubel/Tonne 41,58 Rubel/Tonne 
30,77 Rubel/Tonne 25,88 Rubel/Tonne 
620,30 Rubel/Tonne 571,20 Rubel/Tonne 
71,10 Rubel/Tonne 33,82 Rubel/Tonne 
55,00 Rubel/Tonne 26,14 Rubel/Tonne 
50,09 Rubel/Tonne 36,23 Rubel/Tonne 
15,57 Rubel/ Tonne 12,15 Rubel/Tonne 
13,81 Rubel/m? 16,01 Rubel/m’ 
40,74 Rubel/m? 40,40 Rubel/m? 
118,46 Rubel/m’ 141,67 Rubel/m? 
144,27 Rubel/ Tonne 142,14 Rubel/Tonne 
126,55 Rubel/Tonne 115,85 Rubel/Tonne 
699,24 Rubel/Tonne 617,64 Rubel/Tonne 
217,08 Rubel/Tonne 174,65 Rubel/ Tonne 
1,04 Rubel/Büschel 0,92 Rubel/Büschel 
66,04 Rubel/Tonne 58,11 Rubel/Tonne 
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als die Preise, die die DDR bezahlen mußte, in einigen Fällen um 
die Hälfte niedriger oder noch mehr. 


Was die sowjetischen Importe betrifft, so ist ein Vergleich schwie- 
riger, da es nur wenige Produkte gibt, die die Sowjetunion sowohl 
aus der DDR als auch aus der BRD importiert. Man könnte Ätz- 
kali erwähnen: 1971 importierte die Sowjetunion 2 725 Tonnen 
aus Westdeutschland und bezahlte 554 000 Rubel dafür, das macht 
203 Rubel pro Tonne (Jahrbuch »Wneschnjaja torgowlja SSSR«, 
1971, S. 195). Aus der DDR führte sie 2210 Tonnen ein und be- 
zahlte 404000 Rubel dafür, also nur 183 Rubel pro Tonne (eben- 
da S. 153). Für synthetischen Kautschuk aus der BRD bezahlte 
die Sowjetunion 679 Rubel pro Tonne (2149000 Rubel für 3 164 
Tonnen; ebenda S. 196). Die DDR bekam nur stark die Hälfte für 
eine Tonne, 355 Rubel (4112000 Rubel für 11252 Tonnen; eben- 
da S. 154). Aufgrund dieses Preiswuchers weisen die RGW-Län- 
der ein starkes Handelsdefizit gegenüber der Sowjetunion auf. 
Dieses Defizit ist besonders spektakulär bei Agrarländern wie der 
Mongolischen Volksrepublik, die ihre Industrialisierungspläne 
Anfang der sechziger Jahre drastisch einschränkte und sich 
hauptsächlich auf Viehzucht konzentriert. Das Handelsdefizit der 
Mongolei betrug in Millionen Rubel: 


1970 178,0 125,4 


(ebenda $. 13) 











1971 importierte Kuba Güter im Wert von 602 Millionen Rubel 
aus der Sowjetunion, verkaufte Waren aber nur im Wert von 288,9 
Millionen Rubel dorthin (ebenda S. 15). Das ergibt ein Handels- 
defizit von 313,1 Millionen Rubel gegenüber der Sowjetunion, mehr 
als die Hälfte des Gesamtwerts des Imports. Seit 1957 war die Han- 
delsbilanz des Blocks der RGW-Länder gegenüber der Sowjetunion 
jedes Jahr (außer 1965) negativ. 
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2. Die wirtschaftliche, politische 
und militärische Expansion des 
Sozialimperialismus 


Das wirtschaftliche Eindringen des Sozialimperialismus 
in die neuen unabhängigen Länder 


Seit der Machtübernahme Chruschtschows, besonders aber seit 
Anfang der sechziger Jahre, entfachten die sowjetischen Führer 
eine rege politische und wirtschaftliche Tätigkeit in den jungen 
Staaten Asiens, Afrikas und Lateinamerikas. Staatsbesuche und 
Freundschaftsbekundigungen gingen Hand in Hand mit großen 
sowjetischen Darlehen an mehrere junge Staaten und mit einem 
schlagartigen Anwachsen des Handels zwischen diesen Ländern 
und der Sowjetunion. Das lief alles unter dem Vorwand des »anti- 
imperialistischen Kampfes« und der »uneigennützigen Wirt- 
schaftshilfe«. Die sowjetische »Entwicklungshilfe« sollte als echte 
Alternative zur neokolonialistischen »Entwicklungshilfe« des US- 
Imperialismus hingestellt werden. Chruschtschow und Kennedy 
wetteiferten miteinander, diesem oder jenem Staatschef eines 
neuen unabhängigen Landes zu schmeicheln; jeder bot großzügi- 
gere Darlehen, ehrgeizigere Entwicklungsprojekte, mehr Techni- 
ker, Berater und Spezialisten an. 


Dieses ganze Theater des »Kampfes gegen Imperialismus und 
Neokolonialismus« hat nicht das geringste mit ehrlicher Unter- 
stützung der geknechteten Völker bei ihrem wirtschaftlichen Auf- 
bau zu tun. Das kann man auch nicht von einem Land wie der 
heutigen Sowjetunion erwarten, das bereits zu einem sozialimpe- 
rialistischen Staat degeneriert ist. In Wirklichkeit ging es den So- 
wjetrevisionisten um nichts anderes, als in das große Geschäft 
des Neokolonialismus einzusteigen und ihr neues Kolonialreich 
über die Grenzen des RGW hinaus auszudehnen. Der US-Im- 
perialismus und der Sozialimperialismus erstreben letztendlich 
das gleiche Ziel: die ökonomische Rückständigkeit der jungen 
Staaten auszunutzen und zu verewigen, um massenhaft Kapital 
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zu exportieren, Absatzmärkte und Rohstoffquellen in den Händen 
halten und billige Arbeitskräfte ausbeuten zu können. 


Freilich können es die Sozialimperialisten noch nicht wagen, in 
fremden Ländern Fabriken, Plantagen oder Bergwerke zu er- 
richten, die ausschließlich ihr Eigentum bilden, wie es bei den 
alten Imperialisten üblich ist. Es gibt aber verschiedene Formen 
des Kapitalexportes. Der sowjetische Kapitalexport läuft haupt- 
sächlich über Kredite und Anleihen, eine Form, die bereits zu Le- 
nins Zeiten wohlbekannt war. In »Der Imperialismus als höchstes 
Stadium des Kapitalismus« illustriert Lenin diese Form am Bei- 
spiel von Frankreich: 


»Frankreich hat sein exportiertes Kapital hauptsächlich in Eu- 
ropa und vor allem in Rußland (nicht weniger als 10 Milliarden 
Francs) investiert; dabei handelt es sich vorwiegend um Leih- 
kapital, um Staatsanleihen, und nicht um Kapital, das in Indu- 
striebetrieben angelegt ist. Zum Unterschied vom englischen 
Kolonialimperialismus könnte man den französischen einen 
Wucherimperialismus nennen.« (Lenin, Werke, Bd. 22, S. 247) 


Weiter führt Lenin aus: 


»Die gewöhnlichste Erscheinung ist: Bei einer Anleihe wird zur 
Bedingung gemacht, daß ein Teil der Anleihe zum Kauf von 
Erzeugnissen des kreditgebenden Landes, vor allem von Waffen, 
Schiffen usw. verausgabt wird. Frankreich hat in den letzten zwei 
Jahrzehnten (1890-1910) sehr oft zu diesem Mittel gegriffen. Der 
Kapitalexport wird zu einem Mittel, den Warenexport zu fördern.« 
(ebenda S. 248) 


Natürlich besitzt nicht jedes Darlehen an ein armes Land im- 
perialistischen Charakter. Durch Gewährung von zinslosen oder 
niedrigverzinsten Krediten oder durch Schenkungen ohne beson- 
dere Bedingungen können sozialistische Staaten einen echten Bei- 
trag zur wirtschaftlichen Entwicklung dieser Länder leisten. Die 
Entwicklungshilfe, welche die früher sozialistische Sowjetunion 
seit den zwanziger Jahren an einige junge Staaten wie China, Tür- 
kei und Afghanistan gab, war eine tatsächliche Unterstützung des 
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Kampfes der Völker dieser Länder gegen den Imperialismus 
und für den Aufbau. Diese Aufgabe hat heute die Volksrepublik 
China übernommen, die vielen Ländern Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas großzügige Hilfe gewährt. China baut gegenwärtig 
für Tansania und Sambia die Tan-Zam-Bahn von 2000 Kilometer 
Länge im Wert von 1,2 Milliarden DM mit zinslosem Kredit auf 
30 Jahre. 


Wie gegenüber den RGW-Ländern beruht die sowjetische Poli- 
tik auch gegenüber den Staaten der Dritten Welt auf der »inter- 
nationalen Arbeitsteilung«, und zwar speziell auf der »Nutzung«, 
richtiger gesagt der Ausnutzung, der »traditionellen« Abhängig- 
keit der armen Länder. So heißt es bei Kossygin in seiner Rede 
auf dem XXIII. Parteitag der KPdSU: 


»Der Sowjetunion bietet diese Zusammenarbeit (mit den armen 
Ländern - die Redaktion) ferner mehr Möglichkeiten, die Über- 
legenheit der internationalen Arbeitsteilung umfangreicher zu 
nutzen. Wir können traditionelle Waren dieser Länder in ständig 
wachsender Menge kaufen - Baumwolle, Schafswolle, Pelze, Fein- 
erz für Buntmetall, Pflanzenöl, Obst, Kaffee, Kakaobohnen, Tee 
und andere Rohstoffe sowie Fertigwaren.« »XXII. Parteitag der 
KPdSU«, S. 286) 


J. F. Schamrai führt in seinem aufschlußreichen Artikel »Die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den sozialistischen 
Staaten und den Entwicklungsländern« (»Narodny Asii i Afriki« 
4/1968, deutsch in der DDR-Zeitschrift »Sowjetwissenschaften/Ge- 
sellschaftswissenschaftliche Beiträge« 1969, S. 54 ff.) ebenfalls aus, 
wie »zweckmäßig« es sei, die »historisch entstandene Spezialisie- 
rung auf die Produktion bestimmter Rohstoffe und Materialien zu 
nutzen«. Er geht aber noch weiter: Die armen Länder müßten 


»... neben unverarbeiteten Rohstoffen auch Halbfabrikate aus- 
führen. Das bringt Einsparung bei den Transportkosten und er- 
möglicht außerdem eine Steigerung des Exporterlöses der Ent- 
wicklungsländer ... In den sozialistischen Ländern hingegen kön- 
nen Mittel dadurch eingespart werden, daß man dort auf Betriebe 
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zur Primärverarbeitung der eingeführten Rohstoffe, die bei der öko- 
nomischen Struktur dieser Länder wenig rentabel sind, verzichten 
kann ... Besonders günstig wird sich in dieser Hinsicht auswir- 
ken, daß die sozialistischen Staaten den Export vor allem solcher 
Anlagen und Ausrüstungen in die Entwicklungsländer vergrößert 
haben, deren Einsatz dort zusätzliche Exportmöglichkeiten für sol- 
che Erzeugnisse (im gegebenen Falle für solche Rohstoffe) schaffen 
kann, an denen die sozialistischen Länder interessiert sind. Eine 
derartige Lösung des Problems ist auch für die Entwicklungsländer 
vorteilhaft, weil sie ihnen erlaubt, die Lieferungen aus den sozia- 
listischen Staaten mit Erzeugnissen der neu erbauten Fabriken 
und Werke zu bezahlen, modern ausgerüstete Industriebetriebe auf- 
zubauen, deren Produktionskapazität voll auszunutzen usw. ... 
Z.B. wird die VAR (Vereinigte Arabische Republik - die Redak- 
tion) den Wert des von der DDR erbauten Baumwollkombinats 
durch Lieferungen von Baumwollgespinst begleichen.« 


Das alles könnte Wort für Wort ebenso eine Beschreibung der 
neokolonialistischen Praktiken des US-Imperialismus sein. Die 
Imperialisten erkennen immer sehr rasch, daß es unrentabel ist, 
sich in jedem Fall darauf zu beschränken, Rohstoffe aus den armen 
Ländern zu importieren, sie im eigenen Land zu bearbeiten und 
wieder zu exportieren. Viel günstiger ist es oft für sie, Maschinen 
oder gar ganze Fabriken an die armen Länder zu verkaufen, um 
die Rohstoffe schon dort zu bearbeiten und Fertig- und Halbfertig- 
güter in die Metropolen zu exportieren. Damit senken sie nicht 
nur Herstellungs- und Transportkosten. Sie können ganze Produk- 
tionszweige, »die bei der ökonomischen Struktur« der imperialisti- 
schen Länder »wenig rentabel sind«, in »Niedriglohnländer« ver- 
legen, wo sie doch noch äußerst rentabel werden. Solche Projekte 
dienen keineswegs der Befriedigung der Bedürfnisse der Bevöl- 
kerung in den armen Ländern, genausowenig wie sie zu einer all- 
seitigen und unabhängigen Entwicklung der Wirtschaft dieser 
Länder beitragen würden. Sie sind nicht auf den inneren Markt 
ausgerichtet, sondern auf die Profitinteressen der Imperialisten. 
Man kann nicht einmal behaupten, solche Betriebe würden das 
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Einkommen der einheimischen Bourgeoisie vergrößern, da, wie 
im Zitat ausgeführt, der »Verkauf« solcher von den Betrieben ge- 
fertigter Güter auf lange Zeit der Tilgung der Schulden des jungen 
Staates an die Sowjetunion dient. Die Sowjetunion liefert die Be- 
triebsausrüstungen und nimmt dann den überwiegenden Teil der 
Produktion unbezahlt als Rückzahlung des Darlehens für sich in 
Anspruch. Und dadurch, daß sie ständig Ersatzteile und meistens 
auch ganz bestimmte Rohstoffe in die armen Länder verkauft, 
ohne die diese Betriebe nicht arbeiten können, sichern sich die 
Sozialimperialisten nicht nur einen Absatzmarkt, sondern ver- 
schulden die armen Länder noch weiter. 


So gab der indische Außenhandelsminister Mishra bekannt, wie 
das »Handelsblatt« vom 26. Mai 1972 meldet, daß die Sowjetunion 
Indien angeboten hat, »Stahl zur Herstellung von Bolzen und 
Schrauben für den Reexport in die UdSSR zu liefern«. Das Han- 
delsprotokoll für das Jahr 1972 sieht vor, daß Indien der Sowjet- 
union »neben Textilien und Kosmetika vor allem Akkumulatoren, 
Stromkabel, Chemikalien und Farben« liefern soll. Das Stahlwerk 
von Bhilai, einer der größten Industriebetriebe Indiens, wurde mit 
sowjetischen Krediten gebaut und wird zur Zeit mit sowjetischer 
Hilfe erweitert. Obwohl das Werk rechtlich Eigentum des indi- 
schen Staates ist, das heißt Kollektiveigentum der Großgrund- 
besitzer und bürokratischen Kapitalisten Indiens, wird es fast 
ausschließlich von sowjetischen Technikern geleitet, und ein 
wesentlicher Teil der Stahlproduktion dieses Werkes wird in die 
Sowjetunion geliefert. Eine indische Zeitung schreibt: »Rußland 
verschifft die Baumwolle, die es im Sudan kaufte, zur Verarbei- 
tung nach Indien und transportiert diese in Form von Spinnfasern 
wieder nach Rußland.« 


Der sowjetische Außenhandelsminister Patolitschew schreibt in 
»Sowjetunion heute« 11/1972: 


»Wichtig ist ferner, daß unsere Beziehungen in einer immer größe- 
ren Zahl der Entwicklungsländer den Charakter stabiler Arbeits- 
teilung gewinnt, die genau das Gegenteil des imperialistischen 
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Systems der Ausbeutung der Volkswirtschaft dieser Länder ist.« 
(Hervorhebung durch die Redaktion) 


Oder wie es bei Schamrai im oben zitierten Artikel heißt: 


»Bei einer solchen Orientierung können die Beziehungen der so- 
zialistischen Staaten zu den Entwicklungsländern auf einer sta- 
bilen wirtschaftlichen Grundlage aufbauen. Diese Stabilität nimmt 
dann besonders zu, wenn derartige Beziehungen über Kredite her- 
gestellt werden, denn dann ist den Entwicklungsländern ein sta- 
biler Absatz und den sozialistischen Ländern ein stabiler Bezug 
bestimmter Erzeugnisse gesichert.« 


Das heißt, die armen Länder sollen so eng an die Sowjetunion 
gebunden werden, daß sie ihre Erzeugnisse, ob sie es wollen oder 
nicht, an die Sozialimperialisten verkaufen müssen. 


Ein weiteres Mittel zur Knechtung der neuen unabhängigen 
Staaten bildet das Waffengeschäft. Genauere Angaben sind natür- 
lich nicht zugänglich. Es ist aber allgemein bekannt, daß die 
Sowjetunion ungeheure Mengen Waffen an Länder wie Ägypten, 
Indien und den Iran verkauft. Selbstverständlich kann man nichts 
dagegen einwenden, daß die Sowjetunion Waffen an Ägypten lie- 
fert, das seine besetzten Gebiete von den israelischen Aggressoren 
befreien will. Anders ist es mit Indien, das eine aggressive Poli- 
tik gegenüber seinen Nachbarn China und Pakistan verfolgt und 
das, genau wie der Iran, den immer stärker werdenden Wider- 
stand der Volksmassen brutal unterdrückt. Bis heute hat die 
Sowjetunion allein an Indien für rund 300 Millionen Pfund Ster- 
ling (= 2400 Millionen DM) Waffen geliefert. Das Schah-Regime 
im Iran erhielt bis 1967 für rund 200 Millionen Dollar Waffen- 
lieferungen von der Sowjetunion. Während aber Volkschina, wie 
Tjiao Guan-hua in einer Rede vor der UNO-Vollversammlung am 
15. November 1971 betonte, »den Staaten und Völkern, die gegen 
Aggressionen kämpfen, unentgeltliche militärische Hilfe« leistet 
und es ablehnt, »als Waffenhändler aufzutreten«, nützen die So- 
zialimperialisten die berechtigten oder unberechtigten Waffen- 
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bedürfnisse verschiedener Länder aus, um sie in Verschuldung 
und Abhängigkeit zu stürzen. 


Ein Bild der drückenden Schuldenlast einiger Länder gegen- 
über den Imperialisten vermittelt die Angabe des indischen 
Finanzministers Chavan, der mitteilte, daß sein Land 1970 


»... an Japan sogar 33,7 Millionen Rupien mehr zurückzahlen 
mußte, als es von der Regierung in Tokio als Kredithilfe erhalten 
hatte. Negativ war auch die Kapitalhilfe der Weltbank (minus 
116,2 Millionen Rupien), der Sowjetunion (minus 212 Millionen), 
der CSSR (minus 71,7 Millionen), Polens (minus 35,7 Millionen) 
und Jugoslawiens (minus 1,7 Millionen).« »Frankfurter Rund- 
schau«, 16.8.1971) 


Im Haushaltsjahr 1971/72 soll Indien, wie das »Handelsblatt« 
vom 7. April 1972 meldet, neue Gelder aus der Sowjetunion in 
Höhe von 223,5 Millionen Rupien erhalten und gleichzeitig 
409,1 Millionen Rupien zurückzahlen. Es klingt darum wie ein 
Hohn, wenn E.K. Semenow in »Zusammenarbeit im Namen des 
Fortschritts«, Moskau 1968, schreibt: 


»Solche Formen der Beziehungen sind für die mittlere indische 
Bourgeoisie, die nicht an der Gründung gemeinsamer gemischter 
Betriebe mit den Monopolen des Westens interessiert ist, besonders 
vorteilhaft, weil ihnen dadurch nicht die Gefahr droht, ihre Selb- 
ständigkeit zu verlieren.« 


Nebenbei ist anzumerken, daß nicht nur die Sowjetunion, son- 
dern auch andere von den Revisionisten beherrschte Länder in das 
Geschäft mit der »Entwicklungshilfe« eingestiegen sind. Das be- 
deutet aber nicht, daß diese zu eigenständigen imperialistischen 
Mächten geworden wären: Sie sind nach wie vor selber Kolonien 
des sowjetischen Sozialimperialismus. Ihr Kapitalexport ist nur 
eine Verlängerung des sowjetischen, genauso wie die »Entwick- 
lungshilfe« von Israel oder der Tschiang-Kai-schek-Bande, die 
selbst wirtschaftlich völlig von den USA abhängig sind, nur eine 
Verlängerung der wirtschaftlichen Aggression des US-Imperialis- 
mus ist. Die untergeordneten revisionistischen Länder spielen 
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dabei nicht selten die Rolle eines Vorreiters, die dort investieren, 
wo die Profitchancen noch nicht so sicher sind oder die Sowjetunion 
aus politischen Rücksichten noch nicht selbst einsteigen will. 


Die ungeheure Verschuldung einiger junger Staaten, die beson- 
ders durch Waffenkäufe verschlimmert wird, nützt der Sozial- 
imperialismus aus, um sie zu zwingen, immer größere Mengen 
ihrer Rohstoffe an die Sowjetunion zu liefern. Gleichzeitig über- 
flutet er diese Länder mit seinen Gütern, behindert damit die 
Entwicklung der einheimischen Wirtschaft und verstärkt ihre Ver- 
schuldung stetig. Die Preise der Güter, die diese Länder verkaufen 
müssen, werden gedrückt, während die sowjetischen Güter zu 
Wucherpreisen abgestoßen werden. 


Die Handelsbeziehungen zwischen der Sowjetunion und einigen 
jungen Staaten nehmen immer mehr monopolistischen Charak- 
ter an. G. Pawlow schreibt in »Meshdunarodnaja shisn« 9/1970: 


»Beispielsweise entfallen im Import der VAR 100 Prozent von 
Kohle- und Erdölprodukten, 60 Prozent des Rohöls und über 
30 Prozent des Schnittholzes und im Import von Iran 90 Prozent 
des Portlandzementes, 60 Prozent des Schnittholzes und 50 Pro- 
zent des Roheisens auf die sowjetischen Lieferungen.« 


Andererseits »importierte die UdSSR 1968/69 aus dem Iran 
98 Prozent der von diesem Land exportierten Wirkwarenerzeug- 
nisse, 87 Prozent der Konfektion, 85 Prozent der Gummischuhe. In 
Indien machten die sowjetischen Einkäufe von Herrenhemden 
55 Prozent des gesamten nationalen Exports aus — die Einkäufe 
von Lederschuhen 50 Prozent.« 


Von besonderer Bedeutung war der Plan der Sozialimperialisten, 
die Volksrepublik China als Rohstoffbasis für die Industrialisie- 
rung Sibiriens und Östasiens zu benutzen. Durch zunehmende 
Verschuldung an die Sowjetunion sollte China wirtschaftlich an 
dieses Projekt gebunden werden. Das geht aus dem Artikel von 
M.I. Sladkowskij hervor, in dem es unter anderem heißt: 


»Eine höchst wichtige Bedeutung für die weitere Annäherung 
und Erweiterung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der 
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UdSSR und China wird die Verwirklichung des sechsten Fünf- 
Jahresplanes (1956 bis 1960) zur Entwicklung der Volkswirtschaft 
der UdSSR haben, der einen großen Industrieaufbau in West- und 
Ostsibirien und in Ostasien vorsieht, das heißt Gebieten, die un- 
mittelbar an China grenzen ... Die Schaffung einer mächtigen In- 
dustriebasis im Osten der UdSSR wird es der Sowjetunion ge- 
statten, die stets wachsende Nachfrage der Volksrepublik China 
nach Ausrüstung zu befriedigen, wobei die Lieferungen aus diesen 
Gebieten sich drei- bis viermal so schnell abwickeln lassen werden 
wie aus den Gebieten des zentralen europäischen Teils der UdSSR 
und die Kosten der Eisenbahnfracht die Kosten der Schiffsfracht 
von den Häfen Europas und Amerikas nach denen Chinas nicht 
übersteigen werden ... Die gewaltigen Reserven Chinas an Wolf- 
ram, Zinn, Molybdän, Quecksilber, Blei und ändern Bunt- und 
seltenen Metallen und -legierungen und die Steigerung ihrer Ge- 
winnung erlauben der Chinesischen Volksrepublik, während einer 
langen Zeit Hauptlieferant dieser Metalle für die sozialistischen 
Länder, darunter der Sowjetunion, zu sein.« 


Im Zahlungsverkehr mit China bediente sich die Sowjetunion 
des Clearingsystems, wobei alle gegenseitigen Zahlungen über 
bilaterale Zahlungsabkommen auf der Grundlage des Rubels ver- 
rechnet wurden. Das wirkte sich zum Schaden der Volksrepublik 
China aus, weil hierbei der Rubel höher bewertet wurde als es 
der amtliche Moskauer Kurs oder die internationale Parität des 
Rubels vorsahen. Aufgrund der bedeutenden Lieferungen von 
Industrieausrüstungen von 1950 bis 1959 wies die Handelsbilanz 
für China jährlich ein Defizit auf. Aber bereits ab 1956, als 
die ersten Differenzen zwischen der revisionistisch gewordenen 
KPdSU und der KP Chinas aufkamen, verminderte China seine 
Schulden aus der sowjetischen Wirtschaftshilfe durch verstärkte 
Warenlieferungen. Es nahm weder Geschenke noch Schulden- 
annullierungen für sich in Anspruch. China wahrte seine wirt- 
schaftliche und politische Unabhängigkeit gegenüber den So- 
zialimperialisten und ließ sich auch nicht erpressen, als die 
Sozialimperialisten ihre Techniker samt Industrieplänen der 
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begonnenen oder geplanten Werksanlagen abzogen, um China 
wirtschaftlich zu schädigen. 


Die Sowjetunion ist heute nach den USA der zweitgrößte Han- 
delspartner Indiens und hat die alte Kolonialmacht Großbritan- 
nien eingeholt. Wenn wir die osteuropäischen Länder als ganzes 
nehmen, so haben sie 1969/70 mit Importen im Wert von 3 074,5 
Millionen Rupien bereits die der USA in Höhe von 2 375,8 Millio- 
nen Rupien überholt »The Times of India Directory and Year- 
book« 1971, S. 178). Das Geheimnis des sowjetischen Erfolgs in 
Indien besteht darin, daß, abgesehen vom Waffengeschäft, die 
Sozialimperialisten es verstanden haben, entscheidende Wirt- 
schaftszweige wie die Stahlindustrie, Elektroindustrie usw. unter 
ihre Kontrolle zu bekommen. So steht der gewaltige wirtschaft- 
liche und politische Einfluß der Sowjetunion in Indien in keinem 
Verhältnis zu der Tatsache, daß sie zwischen 1951 und 1970 ledig- 
lich 5,6 Prozent der Wirtschaftshilfe geleistet hat, die Indien er- 
hielt, und mit ihren 6520 Millionen Rupien Wirtschaftshilfe erst 
an fünfter Stelle nach den USA, der Weltbank, der BRD und Groß- 
britannien steht (ebenda S. 166). 


Auch Afghanistan ist eines der Länder, die am stärksten von der 
Sowjetunion abhängig sind. Laut dem statistischen Sammelband 
»The Middle East and North Africa«, Band XVII (London 1971), 
S.131, bekam Afghanistan im Laufe seines zweiten Fünfjahres- 
plans (1962 bis 1966/67) Wirtschaftshilfe in Höhe von insgesamt 
352,5 Millionen Dollar. Davon stammten allein 65 Prozent aus der 
Sowjetunion, 23 Prozent aus den USA und 9 Prozent aus der BRD. 
Dazu kommt noch bedeutende Militärhilfe. Die Sowjetunion ist seit 
langem der größte Handelspartner Afghanistans. 1967/68 expor- 
tierte Afghanistan Güter im Wert von 5018 Millionen Afghani. 
Davon übernahm allein die Sowjetunion Waren für 1668 Millio- 
nen Afghani. Indien folgte an zweiter Stelle mit weniger als der 
Hälfte, nämlich 816 Millionen (ebenda S. 135). Tabelle 6 zeigt die 
Benachteiligung Afghanistans in seinem Handel mit der Sowjet- 
union am Anfang der sechziger Jahre an Hand der vier größten 
Exportgüter, welche die Sowjetunion damals aus dem Land 
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importierte. (Inzwischen kauft die Sowjetunion hauptsächlich Erd- 
gas aus Afghanistan.) Wie man sieht, drückt die Sowjetunion die 
Exportpreise Afghanistans noch tiefer als der US-Imperialismus. 


Tabelle 6 
Afghanistans Exporte in die Sowjetunion, die USA und nach 
Indien (1963/64) 


Sowjet- | USA 
union 


Trockenfrüchte und 
-nüsse 

















Ölhaltige Samen 11 879,3 
93 090 


7,84 


3 969 255,4 10,2 
276700 | 39 175 2991 
69,71 153,35 | 293,24 





Rohbaumwolle 


' Menge in Tonnen 

? Wert in Tausend Afghani 

’ Preis in Tausend Afghanı/Tonne; 1963/64 waren 12,53 Afghani 1 DM 
Quelle: »Afghanistan’s Foreign Trade 1335'through 1342%, hrsg. vom könig- 
lichen afghanischen Handelsministerium, 1965, S. 96, 98, 102, 103 


Die Sowjetunion ist auch der größte Handelspartner Ägyptens. 
Von einem Gesamtexport von 323,9 Millionen ägyptischen Pfund 
gingen bereits 1969 107,0 Millionen in die Sowjetunion. Indien folgt 
an zweiter Stelle mit nur 16,7 Millionen (ebenda S. 715). Die wich- 





* Jahreszahlen der Ära Chidschra 
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tigste Exportware Ägyptens ist seine Baumwolle, die schon die eng- 
lischen Kolonialisten gewaltsam zum hauptsächlichen Wirtschafts- 
zweig des Landes ausgebaut hatten. 1968/69 exportierte Ägypten 
4,783 Millionen gantar Baumwolle (1 gantar = 44,9 kg). Die Sowjet- 
union nahm davon 1,171 Millionen gantar ab. An zweiter Stelle 
folgte Japan mit nur 0,496 Millionen gantar (ebenda S. 716). In 
Tabelle 7 sind die Preise einiger sowjetischer Exportwaren für 
Ägypten ausgerechnet (siehe folgende Seite). Dabei sind jene 
Waren ausgewählt, die sowohl Ägypten, die BRD wie auch die 
DDR von der Sowjetunion kaufen, und die Preise, die Ägypten 
zahlen muß, verglichen mit denjenigen, die schon in Tabelle 5 für 
die BRD und die DDR ausgerechnet worden sind. Wie man sieht, 
ist Ägypten noch stärker benachteiligt als die DDR. Übrigens spielt 
die größere Entfernung Ägyptens von der Sowjetunion dabei keine 
Rolle, da die Transportkosten in den angegebenen Preisen nicht 
berücksichtigt sind. 


Die Sozialimperialisten sind aber mit ihren imperialistischen 
Extraprofiten noch längst nicht zufrieden. Der bereits angeführ- 
te Schamrai gibt an, daß die sowjetischen Kredite trotzdem nicht 
selten einen immer noch zu »geringen Nutzeffekt« aufweisen. Was 
ihn wohl hauptsächlich beunruhigt, obwohl er es nicht offen aus- 
spricht, ist die Tatsache, daß die jungen Staaten meistens gerade 
durch die »Entwicklungshilfe« derart verelenden, daß sie nicht in 
der Lage sind, ihre Schulden zurückzubezahlen. Man müsse des- 
halb »neue, wirksamere Formen der ökonomischen Zusammen- 
arbeit« suchen. Die Sozialimperialisten wollen sich nicht mehr 
auf solche primitiven Formen des Kapitalexportes wie Kredite 
beschränken. Sie sind darauf aus, endlich den großen Sprung 
zu Direktbeteiligungen an ausländischen Unternehmungen zu 
machen. Sie wollen sich als Miteigentümer ausländischer Firmen 
einen festen Anteil am Profit, der aus den Arbeitern gepreßt wird, 
sichern. Denn die Suche nach solchen »neuen Formen« der Aus- 
beutung hat, wie Schamrai weiter berichtet, 


»... in der letzten Zeit zu bestimmten Veränderungen in der theo- 
retischen und praktischen Konzeption der Zusammenarbeit geführt. 
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Tabelle 7 
Sowjetische Exporte nach Ägypten mit Vergleichspreisen 
DDR und BRD 


An [por [mo] 
(menge | Were | Brei | Preis | preis] 


Brecheisen 
(Schrott)? 55,2 3 050 55,25 30,77 25,88 


Sperrholz? 


Sulphit- 
zellulose* 8230 1321 | 160,51 | 144,27 | 142,14 
Sulphat- 
zellulose* 7581 1213 | 160,01 | 126,55 | 115,85 


! Preis in Rubel/Tonne oder Rubel/Kubikmeter 

2 Wert in Tausend Rubel 

’ Tausend Tonnen 

* Tonnen 

> Tausend Kubikmeter 

Quelle: »Wneschnjaja torgowlja SSSR sa 1971 god«, S. 283/284; Werte 
für DDR und BRD aus Tabelle 5, Seite 226 





So wird in den sozialistischen Ländern gegenwärtig darüber dis- 
kutiert, ob eine mit Entwicklungsländern gemeinsame Beteiligung 
an gemischten Betrieben möglich und zweckmäßig sei.« 


Darüber entstanden unter den revisionistischen Wirtschafts- 
theoretikern Meinungsverschiedenheiten. Schamrai führt die Ar- 
gumente der Gegner auf. Dabei ist es interessant, daß anscheinend 
niemand Skrupel darüber geäußert hat, daß solche gemischten 
Beteiligungen offen den Charakter imperialistischer Ausbeutung 
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tragen. Nein, es wird nur in Erwägung gezogen, daß solche Direkt- 
beteiligungen vielleicht nicht »zweckmäßig« seien, daß Streitig- 
keiten »bei der Verteilung des erzeugten Mehrproduktes«, also bei 
der Aufteilung des Gewinnes, entstehen könnten. Trotzdem hat 
sich die Meinung durchgesetzt, daß solche Beteiligungen vorteil- 
haft seien. So sind schon bis 1968, laut den Angaben Schamrais, 
eine ganze Reihe gemischter Betriebe entstanden, unter anderem 
eine »gemischte bulgarisch-guineische Gesellschaft zur Erschließung 
des Waldreichtums Guineas« sowie Betriebe »mit polnischer Be- 
teiligung in Indien, mit jugoslawischer Beteiligung in Tansania 
und Tunesien, mit bulgarischer und sowjetischer Beteiligung in 
Guinea und in Äthiopien«. Wie man sieht, spielen hier die unter- 
geordneten revisionistischen Länder die Rolle eines Vorreiters. Die 
Beteiligung des revisionistischen Landes am Gewinn wird durch 
»Lieferung von Erzeugnissen dieses Betriebes« realisiert. Durch 
Warenlieferungen werden jetzt also nicht nur die Investitionen des 
Geberlandes zurückerstattet; die revisionistischen Länder be- 
kommen darüber hinaus noch einen Gewinn, ebenfalls in Form von 
Warenlieferungen. Da sie aber, was sie selbst betrifft, Neuland in 
Sachen Imperialismus betreten, muß die Verteilung des Mehrwerts 
zwischen dem Geberland und der einheimischen Bourgeoisie 


»... in solchen Proportionen erfolgen, daß das entsprechende Ent- 
wicklungsland bei der Wahl des Partners einem sozialistischen Land 
den Vorzug gibt. Das heißt, der Gewinn des sozialistischen Landes 
aus den Investitionen wird wesentlich geringer sein als der Profit, 
den die Konkurrenzfirmen kapitalistischer Staaten für sich bean- 
spruchen. Gleichzeitig muß dieser Gewinn dem sozialistischen Land 
nicht nur die realen Aufwendungen ersetzen, sondern auch einen 
bestimmten Zuwachs der investierten Mittel sichern.« (ebenda) 


Der anfänglich geringere Gewinn der Sozialimperialisten gibt 
ihnen aber keinen Anlaß zur Sorge: 


»Das erklärt sich daraus, daß die ökonomischen Vorteile aus der 
Beteiligung eines sozialistischen Landes an einem gemischten Be- 
trieb nicht nur als Gewinn aus den Investitionen, sondern auch über 
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andere Kanäle realisiert werden: Erweiterung des Absatzes, Siche- 
rung eines beständigen Imports und — als möglicher Folge dessen 
—- Verzicht auf eine Erweiterung der Produktion, die bei der ökono- 
mischen Struktur des Landes unvorteilhaft wäre, usw.« (ebenda) 


Diese »Vorteile« sind alle längst von den westlichen imperialisti- 
schen Staaten her bekannt. Auch hier ist der Kapitalexport ein 
Mittel, den Warenexport zu vergrößern. Auch hier können die Im- 
perialisten durch ihre direkte Kontrolle ausländischer Betriebe 
diese auf die Importbedürfnisse der Metropolen festlegen. Auch 
hier verzichten die Kapitalisten gern auf eine Erweiterung der 
Produktion im eigenen Lande, wenn sie ihr Kapital gewinnträch- 
tiger im Ausland anlegen können. 


Der einzige Unterschied zwischen diesen sozialimperialistischen 
gemischten Beteiligungen und denen der sonstigen imperialisti- 
schen Länder besteht darin, daß die Sozialimperialisten — sobald 
sie genug Gewinn aus einem Betrieb herausgepreßt haben, um 
ihren Investitionsanteil zu begleichen sowie einen entsprechen- 
den Zuwachs ihres Kapitals zu sichern — angeblich die Betriebe 
»ganz in die Verwaltung des jeweiligen Entwicklungslandes« über- 
gehen lassen. Die Frage ist nur: Wie lange wird das dauern? Wird 
der Betrieb dann überhaupt noch rentabel sein? Wird bis dahin 
nicht eine bedeutende Erweiterung oder Erneuerung der Pro- 
duktionsanlagen nötig sein, die infolge der einseitigen Entwick- 
lung des Nehmerlandes nur durch neue Investitionen aus der 
Sowjetunion möglich sein werden? 


Gemischte Beteiligungen stellen eine qualitativ neue Stufe dar. 
Wenn ein Staat eine Fabrik an einen anderen Staat verkauft und 
lediglich die Bezahlung des Wertes der Produktionsanlagen ver- 
langt, dann ist das an sich noch kein Imperialismus, sondern ein 
einfaches Handelsgeschäft. Das sozialistische China verkauft Fa- 
briken an bestimmte Länder Asiens, Afrikas und Lateinamerikas, 
die sofort volles Eigentum des jeweiligen Staates werden, der dann 
nur noch den Wert der Produktionsanlage begleichen muß. Dabei 
ist zu bemerken, daß China solche Werke sehr oft unter ihrem 
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Wert verkauft oder gar verschenkt. Ebenso ist es üblich, daß China 
ganze Betriebsanlagen von westlichen kapitalistischen Ländern 
kauft und ihren Preis bezahlt. Ganz anders aber, wenn ein impe- 
rialistischer Staat Miteigentümer eines Betriebes ist, wenn er 
über die Kosten der Produktionsanlagen hinaus sich noch einen 
festen Anteil des Mehrwertes aneignet. Dort beginnt der Impe- 
rialismus. Genau aber das ist der Fall bei den sowjetischen ge- 
mischten Beteiligungen. 


Um diese unverschleierte kapitalistische Ausbeutung der armen 
Völker zu rechtfertigen, scheuen die revisionistischen Theoreti- 
ker auch nicht vor der plumpesten Verfälschung der marxistischen 
Wirtschaftstheorie zurück. Marx hat bekanntlich nachgewiesen, 
daß der Wert der Produktion eines gegebenen Werkes sich aus 
drei Bestandteilen zusammensetzt: dem konstanten Kapital (c) 
(dem Wert der Produktionsanlagen und der Roh- und Hilfsstoffe), 
dem variablen Kapital (v) (dem Arbeitslohn) und dem Mehrwert 
(m). Der Mehrwert entsteht ausschließlich aus Arbeitszeit, die den 
Arbeitern nicht bezahlt wird. Er wird also von den Arbeitern allein 
geschaffen. Auch die schönsten Maschinen und Rohstoffe können 
nicht mehr Wert abgeben, als schon bei ihrer Herstellung von Ar- 
beitern hineingesteckt wurde. Der Kapitalist kann zwar durch 
Rationalisierung der Produktion die Arbeiter dazu bringen, 
größeren Mehrwert zu schaffen; er kann aber selber keinen Wert, 
geschweige denn Mehrwert schaffen. Marx entlarvte jene Vulgär- 
ökonomen, deren Bestrebungen letztlich nur darauf hinausliefen, 
die absurde These zu beweisen, daß auch die Kapitalisten zur 
Schaffung des Mehrwerts beitrügen. Damit wollten diese Elemente 
die kapitalistische Ausbeutung rechtfertigen. Marx dagegen lehrte: 
Nur die Arbeiter können Mehrwert schaffen; und wenn die Kapi- 
talisten ihn aneignen, so ist das nichts anderes als Diebstahl, als 
Ausbeutung. 


Das sind Grunderkenntnisse des Marxismus. Trotzdem bringt 
es ein angeblich marxistischer Theoretiker, eben unser Freund 
Schamrai, fertig, folgendes zum Schluß seines schon mehrfach an- 
geführten Artikels zu schreiben: 
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»Aber da ... nur die menschliche Arbeit Wert und Mehrprodukt 
(oder Reingewinn) zu produzieren vermag, ist das in einem ge- 
mischten Betrieb erzeugte Mehrprodukt in der Regel das Ergebnis 
der Arbeit der Werktätigen jenes Landes, in dem sich der gemischte 
Betrieb befindet. Es ist daher selbstverständlich, wenn dieses Land 
Anspruch auf den in dem betreffenden Betrieb geschaffenen Mehr- 
wert erhebt. Die Größe des in diesem Betrieb erzeugten Mehrpro- 
duktes (oder Reingewinns) hängt aber nicht direkt von der Ar- 
beitskräftezahl ab. Die absolute Größe von m wird zweifellos auch 
von einer Reihe anderer Faktoren beeinflußt, zum Beispiel von der 
technischen Ausrüstung der Arbeit, von ihrer Ausstattung mit 
Fonds, Energie und Materialien, von der Qualifikation der Arbei- 
ter, von der Arbeitsorganisation usw. Dank der Beteiligung des so- 
zialistischen Landes werden unter anderem die Voraussetzungen 
für die technische Ausrüstung, für die Ausbildung der Facharbei- 
ter und für die Inbetriebnahme der Anlagen geschaffen. Deshalb 
ist es ganz natürlich, daß das beteiligte Land einen ent- 
sprechenden Anteil am Reingewinn (m) erhält. Alle diese 
komplizierten ökonomischen Zusammenhänge müssen sich in den 
Methoden der Verteilung des Mehrproduktes (Reingewinns) wider- 
spiegeln und Ausgangspunkt der Festlegung von Kriterien für diese 
Verteilung sein.« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Die Verdrehung fängt schon dort an, wo der Verfasser die Tat- 
sache, daß der Mehrwert - nicht »in der Regel«, sondern über- 
haupt — das Ergebnis der Arbeit der Werktätigen des jeweiligen 
Landes ist, so auslegt, daß das »Land«, das heißt der Staat, die 
einheimische Bourgeoisie, Anspruch auf den Mehrwert hat. Ja, 
die Bourgeoisie der jungen Staaten hat einen Anspruch auf den 
Mehrwert, weil es sich hierbei um kapitalistische Länder handelt. 
Und im Kapitalismus gehört der Mehrwert, wie die Fabriken und 
die Produktion überhaupt, eben der Bourgeoisie. Dabei hat die 
Bourgeoisie in diesen Ländern mit der Produktion des Mehr- 
werts natürlich genauso wenig zu tun wie Herr Breschnew im 
fernen Moskau oder wie irgend jemand sonst außer den Arbeitern. 
Das sagt unser »marxistischer« Theoretiker nicht. Denn wenn er 
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A sagen würde, müßte er auch B sagen, nämlich: Die Breschnew 
und Co. erheben nur deshalb einen »Anspruch« auf das Mehr- 
produkt, weil sie waschechte Kapitalisten sind, weil sie Miteigen- 
tümer kapitalistischer Betriebe in aller Welt sind. Statt dessen 
tischt er die dem Marxismus völlig entgegengesetzte Theorie auf, 
daß die »technische Ausrüstung der Arbeit, ihre Ausstattung mit 
Fonds, Energie und Materialien« sowie die Lehrtätigkeit sowjeti- 
scher Ausbilder Mehrwert schaffen würden. Was er hier betreibt, 
ist nichts anderes als eine Heiligsprechung des Imperialismus. 
Was er hier sagt, ist nichts anderes als: »Ausbeutung ist gerecht- 
fertigt«. 


Die sowjetische Politik der politischen und 
militärischen Erpressung 


Der Imperialismus erzeugt mit innerer Notwendigkeit Kriege 
und Kriegsgefahr. Die imperialistischen Länder verschärfen un- 
aufhörlich ihre Kriegsvorbereitungen. Ihre ganze Politik, im In- 
land wie auch im Ausland, wird durch Militarismus, Aufrüstung 
und chauvinistische Hetze bestimmt. Sie versäumen keine Gele- 
genheit, sich den schwächeren Ländern gegenüber als Herren auf- 
zuspielen, Druck auf sie auszuüben, sie zu bedrohen, sich unter 
jedem Vorwand in ihre inneren Angelegenheiten einzumischen 
und sie zu unterjochen. 


Diese allgemeine Wahrheit trifft genau auch auf den Sozial- 
imperialismus der sowjetrevisionistischen Führungsclique zu. Sie 
haben fast alle Länder des RGW sowie einige andere Staaten nicht 
nur wirtschaftlich, sondern auch politisch und militärisch unter- 
jocht. Gleichzeitig treffen sie ihre Vorbereitung auf einen Krieg 
zur Neuaufteilung der Welt und zur Unterjochung weiterer Völker. 


Das blutig-aggressive Wesen des Sozialimperialismus wurde bei 
der Invasion und Besetzung der Tschechoslowakei im August 1968 
aller Welt offenkundig. Anfang 1968 hatte die revisionistische 
Gruppe um Dubcek die Macht in der Tschechoslowakei übernom- 
men. Sie versuchte, die politische und wirtschaftliche Abhängig- 
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keit ihres Landes von der Sowjetunion zu lockern und sich dafür 
mehr den Imperialisten der USA und Westdeutschlands zuzu- 
wenden. Die Linie Dubceks war eine Widerspiegelung der ver- 
stärkten Gegensätze zwischen den Sozialimperialisten und den 
revisionistischen Führern der osteuropäischen Länder. Sie war 
das Bestreben der letzteren, sich bei der Restauration des Kapi- 
talismus unabhängiger vom Sozialimperialismus zu machen und 
einen größeren Teil der Beute für sich zu behalten. Die Dubcek- 
Clique machte sich dabei die Unzufriedenheit der Bevölkerung 
der Tschechoslowakei mit der Ausplünderung ihres Landes durch 
den Sozialimperialismus zunutze. Diese Entwicklung war den 
Breschnew und Co. äußerst unangenehm. Sie fürchteten, daß sich 
weitere Völker ihrem Diktat widersetzen würden. Deshalb ent- 
fachten sie eine große Propagandakampagne gegen die tschecho- 
slowakischen Führer und hielten verstärkt Militärübungen an der 
tschechoslowakischen Grenze ab. Schließlich marschierten in der 
Nacht des 20. August 1968 Truppen der Sowjetunion heimlich, 
überraschend, ohne jede Vorwarnung in die Tschechoslowakei ein 
und besetzten innerhalb weniger Stunden das ganze Land. Um 
eine »internationale Aktion« vorzutäuschen und nicht die ganze 
Schuld auf sich allein nehmen zu müssen, zwangen sie die DDR, 
Polen, Ungarn und Bulgarien, ebenfalls an der Besetzung teil- 
zunehmen. Deren Truppen entfernten sich aber bald wieder, 
wohingegen die sowjetischen Verbände - trotz aller schönen Ver- 
sprechungen von einer »zeitlich begrenzten« Okkupation — bis 
heute die Besetzung aufrechterhalten. 


Dieser Einmarsch war eine offene Verletzung der Souveränität 
eines unabhängigen Staates und hat überhaupt nichts mit den Er- 
eignissen im Oktober 1956 in Ungarn gemein. Denn damals wur- 
de die Sowjetunion von der legitimen Führung des ungarischen 
Volkes, der Revolutionären Arbeiter- und Bauernregierung, die 
vom Zentralkomitee der Kommunistischen Partei ihre Anleitung 
erfuhr, aufgerufen, den ungarischen Werktätigen zu helfen, die 
volksdemokratische Ordnung zu verteidigen. Die Sowjetunion 
kam damals ihrer internationalen Pflicht nach. 1968 dagegen war 
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sowohl in der Sowjetunion als auch in der Tschechoslowakei die 
kapitalistische Restauration längst durchgeführt. Auch wenn die 
tschechoslowakischen Führer die Sowjetunion aufgerufen hätten, 
in ihr Land einzumarschieren, um das Volk zu unterdrücken, so 
wäre dies keine internationale Hilfe, sondern ein Handlangerdienst 
von Imperialisten gegenüber ihren Lakaien gewesen, wie etwa der 
Einmarsch der US-Imperialisten in Kambodscha. Tatsache ist, daß 
die Staats- und Parteiführung der Tschechoslowakei die sowjeti- 
schen Truppen nicht gerufen hatte. Im Gegenteil distanzierten sich 
alle führenden tschechoslowakischen Revisionisten, einschließlich 
Husak, damals heftigst davon. Die Sozialimperialisten veröffent- 
lichten zwar verschämt einen sogenannten »Aufruf von Führern 
der Partei und des Staates der Tschechoslowakei«, doch bis heute 
hat noch niemand bekanntgegeben, wer diesen »Aufruf« unter- 
zeichnet haben soll. Bald ließen die Sozialimperialisten auch das 
Gerede vom »Aufruf« fallen und entführten statt dessen Dubcek, 
Svoboda und andere tschechoslowakische Führer nach Moskau, 
wo diese nach wenigen Tagen der sowjetischen Invasion ihren 
Segen gaben. Vielleicht haben sie damit ihr Leben gerettet. Das 
Ansehen, das sie im Volk genossen hatten, büßten sie jedoch da- 
durch restlos ein. Heute jedenfalls ist die Tschechoslowakei so fest 
wie noch nie an das sozialimperialistische Kolonialreich gekettet. 


Die wahren Ursachen der Ereignisse in der Tschechoslowakei 
haben wir bereits kurz angedeutet. Was uns hier interessiert, sind 
die Argumente, mit denen die Sozialimperialisten ihre Aggression 
rechtfertigen, die in Wirklichkeit aber ihr imperialistisches Wesen 
bloßlegen. 


Die sowjetischen Führer behaupten, das sozialistische System 
in der Tschechoslowakei sei gefährdet gewesen. Und weil die 
Dubcek-Clique keine ausreichenden Maßnahmen zur »Verhinde- 
rung der Konterrevolution« getroffen hätte, müßten die Sowjet- 
revisionisten die »Errungenschaften des Sozialismus verteidigen«. 
Es »... zwangen uns dazu unsere Klassenpflicht, die Treue zum 
Sozialismus, die Sorge um die Interessen unserer Staaten, 
um das Schicksal des Sozialismus und des Friedens in Europa«, 
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wie sich Breschnew auf dem XXIV. Parteitag der KPdSU aus- 
drückte (S. 23 -— Hervorhebung durch die Redaktion). 


Die Sowjetrevisionisten wollen also das »Schicksal des Sozia- 
lismus« verteidigen? Und dabei waren sie es, welche die Diktatur 
des Proletariats in der Sowjetunion aufgehoben haben und eine 
allseitige Restauration des Kapitalismus betreiben. Die »Errun- 
genschaften des Sozialismus« in der Tschechoslowakei seien ge- 
fährdet worden? Nein, ihr Herren Revisionisten, sie waren nicht 
gefährdet, sondern schon längst zunichte gemacht. Gerade ihr 
wart es doch, die mit dem Lakaien Novotny und seinesgleichen 
zusammen das große Werk Klement Gottwalds und der tsche- 
choslowakischen Arbeiterklasse mit Füßen getreten habt. 


Als ein Beispiel für die Gefahr, die dem angeblichen Sozialis- 
mus in der Tschechoslowakei gedroht haben soll, erwähnen die 
Sowjetrevisionisten gern die revisionistischen Wirtschaftstheorien 
von Ota Sik, die, wie sie erschrocken festgestellt haben wollen, 
aufeine Restauration des Kapitalismus hinauslaufen. Da können 
wir voll und ganz zustimmen. Doch was hatte Ota Sik überhaupt 
vertreten? Im Grunde genommen unterscheiden sich seine Vor- 
stellungen von einer »Verbesserung« der sozialistischen Wirtschaft 
nicht von denen seines verehrten Lehrmeisters Liebermann aus 
der Sowjetunion. Sie gingen nicht weiter als die Theorien man- 
cher revisionistischer Wirtschafts»reformer« in der Sowjetunion, 
der DDR, in Polen oder Ungarn. Bis zur Invasion vom August 1968 
waren seine Bücher Lehrbücher an den Universitäten der revi- 
sionistischen Länder. So wurde das revisionistische Machwerk 
Ota Siks, »Ökonomie - Interessen - Politik«, 1966 im Dietz-Verlag 
Berlin, dem offiziellen SED-Verlag, in deutscher Sprache heraus- 
gegeben. Und zwar mit einer »Vorbemerkung«, die noch von »einer 
sehr interessanten Arbeit«, »einem wichtigen Beitrag«, »sehr vielen 
und interessanten Anregungen zur Beantwortung zahlreicher ak- 
tueller Fragen des umfassenden sozialistischen Aufbaus«, »äußerst 
wichtigen Abschnitten« usw. schwärmt. 


Ein anderes Mal heißt es, die »Konterrevolutionäre« hätten be- 
absichtigt, die Tschechoslowakei aus dem »sozialistischen Lager« 


Die Expansion des Sozialimperialismus 249 





herauszureißen und das Land den US-Imperialisten und den west- 
deutschen Revanchisten in den Rachen zu werfen. Wer hat aber 
überhaupt das sozialistische Lager durch seine antimarxistische 
Spaltertätigkeit gesprengt? Wer holt sich die westdeutschen und 
japanischen Imperialisten ins Land, um seine Rohstoffe und 
Arbeitskräfte ausbeuten zu lassen? Wer schmiedet mit dem US- 
Imperialismus zusammen Komplotte auf Kosten der Völker? Das 
waren und sind keine anderen als Chruschtschow, Breschnew und 
Konsorten, die jetzt so eifrig das »sozialistische Lager« verteidigen 
wollen. 


Aber selbst wenn die Sowjetunion noch ein sozialistisches Land 
wäre, würde ihr das kein Recht geben, sich bewaffnet in die An- 
gelegenheiten eines anderen sozialistischen Landes ohne und gegen 
den Willen der Regierung, der Kommunistischen Partei und des 
Volkes dieses Staates einzumischen. Die Anerkennung des Selbst- 
bestimmungsrechts der Völker ist ein Grundprinzip des Marxis- 
mus-Leninismus. Die Verfassung der UdSSR von 1936, die unter 
der Leitung Stalins ausgearbeitet wurde, kennt sogar das Recht 
der Unionsrepubliken, die sich freiwillig zusammengeschlossen 
hatten, aus der UdSSR wieder auszutreten. Die Moskauer Er- 
klärung von 1957, die von den kommunistischen Parteien aller so- 
zialistischen Länder einstimmig angenommen wurde, legte fest: 


»Die sozialistischen Länder gestalten ihre Beziehungen zu- 
einander nach den Prinzipien der vollen Gleichberechtigung, der 
Respektierung der territorialen Integrität, der staatlichen Unab- 
hängigkeit und Souveränität, der Nichteinmischung in die inne- 
ren Angelegenheiten der anderen ... Alle Fragen der Beziehungen 
zwischen den sozialistischen Ländern können in vollem Umfang 
durch kameradschaftliche Erörterung auf der Grundlage strikten 
Festhaltens an den Prinzipien des sozialistischen Internationalis- 
mus entschieden werden.« 


Bei ihrer Okkupation der Tschechoslowakei warfen die Sozial- 
imperialisten die Prinzipien des Marxismus-Leninismus, die 
Moskauer Erklärungen von 1957 und 1960 völlig über Bord und 
schufen die antimarxistische Theorie von der »beschränkten 
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Souveränität«. S. Kowaljew schrieb in der »Prawda« vom 26. Sep- 
tember 1968: 


»Man kann nicht die hier und da auftauchenden Behauptungen 
unbeachtet lassen, daß die Aktionen der fünf sozialistischen Länder 
angeblich dem marxistisch-leninistischen Prinzip der Souveräni- 
tät und des Rechts der Völker auf Selbstbestimmung widersprechen 
würden. Solche Behauptungen sind vor allem deswegen haltlos, 
weil sie auf einem abstrakten, nicht klassenmäßigen Herangehen 
an die Frage der Souveränität und des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker beruhen. Es gibt keinen Zweifel daran, daß die Völker 
der sozialistischen Länder und die kommunistischen Parteien die 
Freiheit haben und haben müssen, den Entwicklungsweg ihres 
Landes zu bestimmen. Jedoch darf irgendwelche Entscheidung 
ihrerseits weder dem Sozialismus in ihrem Land Schaden zufügen, 
noch den grundlegenden Interessen der anderen sozialistischen Län- 
der, noch der internationalen Arbeiterbewegung, die den Kampf für 
den Sozialismus führt. Das bedeutet, daß jede kommunistische Par- 
tei nicht nur vor ihrem Volk, sondern auch vor allen sozialistischen 
Ländern, vor der gesamten kommunistischen Bewegung verant- 
wortlich ist.« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Kowaljew nimmt die Anerkennung der Souveränität in den 
Mund, nur um sie gleich wieder auszuspeien. Souveränität ja, aber 
nur, wenn ihr euch an die sowjetrevisionistischen Spielregeln 
haltet, wenn ihr unseren »grundlegenden Interessen« nicht schadet. 
Das ist nichts anderes als die Gangsterlogik aller Imperialisten. 
Hier geben die Sozialimperialisten offen zu, daß sie die Souverä- 
nität der Tschechoslowakei verletzt haben, daß sie nicht von ir- 
gendwelchen Führern der Partei und des Staates gerufen wurden. 
Wer entscheidet darüber, ob die tschechoslowakischen Führer »dem 
Sozialismus in ihrem Land Schaden zufügen«? Aufgrund welchen 
Beschlusses einer Beratung der kommunistischen Weltbewegung 
nehmen die Sozialimperialisten für sich und für vier ihrer Lakaien 
das Recht in Anspruch, über diese oder jene Partei zu richten, zu 
beschließen, wer dem »Sozialismus« schadet und wer nicht? Es gibt 
keinen solchen Beschluß, auf den sie sich berufen könnten. 
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In seiner Rede vor dem V. Parteitag der Polnischen Vereinigten 
Arbeiterpartei am 12. November 1968 sagte Breschnew: 


»Sozialistische Länder sind für strenge Beachtung der Souverä- 
nität aller Länder. Wir sind entschiedene Gegner der Einmischung 
in die Angelegenheiten irgendwelcher Staaten, der Verletzung ihrer 
Souveränität ... Aber (natürlich folgt jetzt ein »aber« — die Redak- 
tion) es ist wohl bekannt, Genossen, daß es gemeinsame Naturge- 
setze des sozialistischen Aufbaus gibt, und Abweichungen von ihnen 
könnten zur Abweichung vom Sozialismus überhaupt führen. Und 
wenn ... in einem gegebenen Land eine Bedrohung entsteht für die 
Sache des Sozialismus in jenem Lande, eine Bedrohung der Sicher- 
heit der sozialistischen Gemeinschaft als eines Ganzen, so ist das 
kein Problem mehr bloß für das Volk jenes Landes, sondern ein ge- 
meinsames Problem, die Sache aller sozialistischen Länder.«?! 


Wie ähnlich doch die Worte aller Imperialisten klingen! Auch 
die US-Imperialisten behaupten jedesmal, wenn sie eine Aggres- 
sion unternehmen, sie müßten eine »Bedrohung der freien Welt« 
zurückweisen. Die »sozialistische Gemeinschaft« Breschnews ist 
nichts anderes als ein Abklatsch der »freien Welt« der US-Impe- 
rialisten. Ihre »Sicherheit« ist nur die Sicherheit der sozialimpe- 
rialistischen Ausbeutungsinteressen. Vor den »Naturgesetzen« 
der imperialistischen Wölfe muß die Souveränität der unter- 
drückten Völker haltmachen. Unterordnung der Souveränität 
anderer Länder unter die Interessen des Sozialimperialismus, be- 
schränkte Souveränität aller anderen Länder bei unbeschränkter 
Machtausübung des Sozialimperialismus: Das ist das Wesen der 
aggressiven, chauvinistischen Politik der Sowjetrevisionisten 
gegenüber ihren »Bruderländern«. 


Eine andere Erscheinungsform dieser gleichen Logik ist die 
Theorie von der »internationalen Diktatur«. K.T. Masurow“ ging 
in seiner Rede auf der Moskauer Festsitzung anläßlich des 
51. Jahrestages der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution am 


*K.T. Masurow, Mitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, 1. Stellertreten- 
der Präsident des Ministerrats der UdSSR 
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6. November 1968 auf die Invasion gegenüber der Tschechoslowa- 
kei ein und führte dazu aus: 


»W. I. Lenin sah voraus, daß die historische Entwicklung die Auf- 
gabe stellen wird, die Diktatur des Proletariats aus einer nationa- 
len in eine internationale Diktatur umzuwandeln, die imstande 
ist, einen entscheidenden Einfluß auf die gesamte Weltpolitik aus- 
zuüben. Die Völker der sozialistischen Länder haben sich, dem Le- 
ninschen Vermächtnis folgend, auch dafür zusammengeschlossen, 
sie haben eine sozialistische Gemeinschaft von Gleichberechtigten 
gebildet, um gemeinsam ihre Lebensinteressen, die historischen 
Errungenschaften der Werktätigen zu verteidigen, die Politik der 
Arbeiterklasse, die Politik des Sozialismus auf dem internationalen 
Schauplatz zu verfolgen ... In ihrer vom Geist des sozialistischen 
Internationalismus durchdrungenen Erklärung von Bratislava 
haben die kommunistischen und Arbeiterparteien Bulgariens, 
Ungarns, der Deutschen Demokratischen Republik, Polens, der 
Sowjetunion und der Tschechoslowakei einmütig das Prinzip be- 
stätigt, daß die Unterstützung, Festigung und Verteidigung ihrer 
Errungenschaften, die um den Preis heroischer Anstrengungen auf- 
opferungsvoller Arbeit jedes Volkes erkämpft wurden, »die gemein- 
same internationale Pflicht aller sozialistischen Länder ist«.«?? 


Was hat Lenin tatsächlich gesagt? In seinem »Ursprünglichen 
Entwurf der Thesen zur nationalen und kolonialen Frage« spricht 
Lenin von der Aufgabe des Proletariats, 


»... die Diktatur des Proletariats umzuwandeln aus einer natio- 
nalen Diktatur (d. h. einer Diktatur, die nur in einem einzigen Lan- 
de besteht und die Weltpolitik nicht zu bestimmen vermag) in eine 
internationale (d.h. in die Diktatur des Proletariats zumindest in 
einigen fortgeschrittenen Ländern, die einen entscheidenden Ein- 
fluß auf die ganze Weltpolitik ausüben könnte).« (Lenin, Werke, 
Bd. 31, S. 136) 


Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, daß die gleichen Revi- 
sionisten, die die Diktatur des Proletariats durch eine »Diktatur 
des ganzen Volkes« ersetzt haben, jetzt auf einmal die Diktatur 
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des Proletariats wiederbeleben wollen, ja sogar in der Form einer 
»internationalen« Diktatur. So einfach geht das bei den Revisio- 
nisten. Dagegen hat Lenin deutlich ausgeführt, daß »internatio- 
nale Diktatur« nichts anderes bedeutet als Diktatur des Proleta- 
riats in mehreren Ländern, nicht eine »gemeinsame« Diktatur, die 
sich in dieses oder jenes sozialistische Land beliebig einmischen 
darf, um irgendwelche »gemeinsamen Lebensinteressen« wahr- 
zunehmen. Noch viel weniger können diese Worte Lenins als eine 
Rechtfertigung dafür benutzt werden, daß ein einziges Land sich 
zum Herrscher des sozialistischen Lagers hochspielt und eine 
»internationale Diktatur« gegenüber allen anderen Ländern aus- 
übt. Lenin fährt nämlich im gleichen Artikel fort: 


»Der kleinbürgerliche Nationalismus behauptet, die alleinige 
Anerkennung der Gleichberechtigung der Nationen sei bereits Inter- 
nationalismus, und läßt (ganz abgesehen davon, daß eine solche 
Anerkennung nur ein Lippenbekenntnis ist) den nationalen Egois- 
mus unangetastet, während der proletarische Internationalismus 
verlangt: erstens, daß die Interessen des proletarischen Kampfes 
in jedem einzelnen Lande den Interessen des proletarischen Kamp- 
fes im Weltmaßstab untergeordnet werden; zweitens, daß die 
Nation, die den Sieg über die Bourgeoisie erringt, fähig und bereit 
ist, die größten nationalen Opfer für den Sturz des internationalen 
Kapitals zu bringen.« (ebenda S. 136/137) 


Sind diese Worte nicht genau auf den bürgerlichen Nationalis- 
mus der Sozialimperialisten gemünzt? Denn auch bei ihnen ist 
die Anerkennung der »Gleichberechtigung« (wie es auch in der 
Rede von Masurow heißt) nur ein »Lippenbekenntnis«, während 
sie in Wirklichkeit die Unterdrückung und Knechtung der Völker 
betreiben. Sie ordnen ihre Interessen nicht »den Interessen des 
proletarischen Kampfes im Weltmaßstak« unter. Vielmehr wollen 
sie die gesamte kommunistische Weltbewegung ihren imperia- 
listischen Interessen unterordnen. Sie versuchen, Lenins inter- 
nationalistische Lehren von den Pflichten der kommunistischen 
Parteien gegenüber der kommunistischen Weltbewegung als eine 
Rechtfertigung für die Unterwerfung von Völkern unter eine im- 
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perialistische Großmacht auszugeben. Das ist eine unverschäm- 
te Beleidigung Lenins. 


Inzwischen behauptet Breschnew lautstark, es habe eine »Theo- 
rie der begrenzten Souveränität niemals gegeben«, das sei alles 
eine »Erfindung« der westlichen Propaganda usw. Warum distan- 
ziert er sich denn nicht von der Besetzung der Tschechoslowakei? 
Warum entschuldigt er sich denn nicht beim tschechoslowakischen 
Volk und zieht seine Panzer, seine Soldaten und seine Quislinge 
wieder ab? In Wirklichkeit hat sich auch an der Propaganda, 
geschweige denn an der Praxis der Sozialimperialisten nichts 
geändert. Heute lassen die revisionistischen Theoretiker sogar das 
Geschwätz von der »Gleichberechtigung« fallen und spielen sich 
offen als Herren des revisionistischen Lagers auf. »Es wäre verein- 
fachend, die Rolle eines jeden Landes mit gleichem Maßstab zu 
messen«, schreibt die Zeitschrift »Meshdunarodnaja shisn« 3/1972. 
Und dann betont sie: 


»Kann man zum Beispiel die Rolle außer acht lassen, die die 
UdSSR, eine der Großmächte der Welt, bei der Verwirklichung 
einer aktiven Politik des Sozialismus spielt, sowie bei der Verstär- 
kung des wirtschaftlichen und militärischen Potentials des sozia- 
listischen Weltsystems? Dies außer acht zu lassen, oder sich gar in 
Gegensatz zur Sowjetunion zu stellen, würde für jedes Land vor 
allem bedeuten, seinen eigenen Lebensinteressen Schaden zuzufü- 
gen. Die Folgen könnten für dieses Land sehr ernst sein ... Die 
Grundsätze der Unabhängigkeit und der Souveränität werden sehr 
schnell zu Fiktionen, wenn man nicht die reale und wirksame Un- 
terstützung der UdSSR und der anderen sozialistischen Länder 
genießen würde.« 


Dieser Artikel steht in Zusammenhang mit der Hetzkampagne, 
die die sowjetischen Propagandisten seit einiger Zeit gegen Rumä- 
nien führen. In der Tat, kann nicht das tschechoslowakische Volk 
bezeugen, wie »ernst« die »Folgen« sein können, wenn man sich 
»in Gegensatz« zu den Sozialimperialisten stellt? Wie schnell Un- 
abhängigkeit und Souveränität zu »Fiktionen« werden, wenn man 
nicht mehr die Gunst der Sozialimperialisten genießt? Diese Worte 
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sind eine unverschleierte Bedrohung für jeden, der sich nicht den 
Großmachtchauvinisten im Kreml unterwerfen will. 

Seit ihrem Einmarsch in die Tschechoslowakei haben die Sozial- 
imperialisten ihre Aggressivität gesteigert. Gromyko* posaunte 
in seiner Rede vor dem Obersten Sowjet am 10. Juli 1969: 

»Die Sowjetunion als große Weltmacht hat weitgehend entwickelte 
internationale Verbindungen und kann auch bei Ereignissen, die 
trotz großer geographischer Entfernung unsere Sicherheit und die 
Sicherheit unserer Freunde betreffen, nicht passiv zusehen.«?° 

Dementsprechend mischen sich die Sozialimperialisten in die 
inneren Angelegenheiten unzähliger Länder ein. Das eine Mal 
wollen sie den Finnen diktieren, was finnische Zeitungen drucken 
dürfen. Das andere Mal wollen sie den Ländern Lateinamerikas 
oder Island vorschreiben, wie weit sie ihre Meeresgrenzen oder 
Fischereirechte ausdehnen dürfen. Das dritte Mal organisieren 
sie gleich einen Militärputsch, wie im Sudan, und versuchen, die 
Regierung zu stürzen. 


Die sozialimperialistische Politik der 
Kriegsvorbereitung und der militärischen Expansion 


Die Sozialimperialisten betreiben intensive Kriegsvorbereitung. 
So wurde in den letzten drei Jahren die Zahl der sowjetischen Di- 
visionen an Chinas Grenzen von 15 auf 45 erhöht. Die sowjeti- 
schen Botschaften in vielen Ländern sind zu Spionage- und Unter- 
wanderungszentren geworden. Die Sozialimperialisten haben ihre 
Besatzungstruppen nicht nur in einigen Staaten Osteuropas und 
in der Mongolischen Volksrepublik stationiert; auch in Ägypten 
stehen drei Militärbasen ausschließlich sowjetischen Militärs zur 
Verfügung. Wenn kürzlich die ägyptische Regierung die rund 
15 000 sowjetischen Militärberater ausgewiesen hat, dann des- 
halb, weil sie die Unabhängigkeit des Landes bedroht sah. 

Die sowjetische Kriegsflotte kreuzt in allen Weltmeeren und 
gefährdet damit ernsthaft den Weltfrieden. Nach Angaben des 





* A. A. Gromyko, seit 1957 Außenminister der UdSSR 
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Standardwerkes über die Kriegsflotten der Welt, »Jane’s Fighting 
Ships«, verfügt die Sowjetunion über 


408 Unterseeboote, davon 95 Atom-U-Boote, mit Raketen bestückt; 
12 Lenkwaffenkreuzer; 
15 Kreuzer; 
2 Hubschrauberträger; 
35 Lenkwaffenzerstörer; 
66 Zerstörer; 
130 Fregatten; 
258 Geleitfahrzeuge; 
330 Minensuch- und Minenräumboote; 
145 Raketenschnellboote; 
200 Torpedoschnellboote. 


Dazu kommen noch Hunderte von Hilfsbooten. Diese gewaltige 
Kriegsflotte, die der US-Kriegsflotte kaum nachsteht, dient keines- 
wegs nur der Verteidigung der Sowjetunion, sondern vordringlich 
der Durchsetzung der sozialimperialistischen Politik in aller Welt. 


Früher widersetzte sich die Sowjetunion den Plänen des US-Im- 
perialismus, die Anrainerstaaten internationaler Meeresstraßen 
zu zwingen, US-Kriegsschiffe ungehindert und ohne besondere 
Genehmigung passieren zu lassen. So hat die sowjetische Regie- 
rung noch 1958 folgende Vorbehalte bezüglich der internationalen 
»Konvention über Territorialgewässer und benachbarte Zonen« 
ausgesprochen: 


»Die Regierung der UdSSR ist der Ansicht, daß ein Küstenland 
das Recht habe, die Verfahren für die Billigung der Durchfahrt 
ausländischer Kriegsschiffe durch seine Territorialgewässer selbst 
festzulegen.« 


In seiner Stellungnahme vor dem UNO-Komitee für die Nut- 
zung des Meeresbodens vom 24. März 1972 schloß sich aber der 
sowjetische Vertreter dem Standpunkt der USA an und plädier- 
te lautstark für die »Freiheit der Fahrt« durch Meeresengen und 
betonte, daß ohne Anerkennung dieser Freiheit »die Verwirkli- 
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chung der Freiheit der Benutzung der Hochsee praktisch unmög- 
lich« sei. Die Sowjetunion hat zusammen mit Japan den Plan für 
die »Internationalisierung« der Straße von Malakka ausgeheckt, 
die zwischen Indonesien und Malaysia liegt und über die diese 
beiden Staaten ihre Hoheitsrechte ausüben wollen. 


Immer mehr Länder widersetzen sich aber der abenteuerlichen 
Flottenpolitik der Sozialimperialisten. Sri Lanka (Ceylon) und 
andere Staaten treten dafür ein, den Indischen Ozean zu einem 
atomwaffenfreien Raum zu erklären. Algerien, Libyen und andere 
Mittelmeerländer verurteilen die Anwesenheit amerikanischer 
und sowjetischer Kriegsflotten im Mittelmeer. Der algerische 
Staatschef Boumedienne sagte vor kurzem: 


»Das Mittelmeer gehört den Mittelmeerländern. Ausländische 
Kriegsschiffe und Stützpunkte im Mittelmeer müssen entfernt wer- 
den; das Mittelmeer muß ein Meer des Friedens sein.« 


Vom Widerstand der Völker bedrängt, greifen die Sozialimpe- 
rialisten zu den lächerlichsten Argumenten. So schreibt Vize- 
admiral N. Smirnow in der »Krasnaja swesda« vom 12. November 
1968, daß die Sowjetunion »bekanntlich eine Schwarzmeermacht 
und deshalb auch eine Mittelmeermacht« sei. Dabei ist das 
Schwarze Meer vom Mittelmeer durch einen etwa 300 Kilometer 
langen Seeweg getrennt, der durch den Bosporus, das Marmara- 
meer und die Dardanellen führt, alles Gewässer der Türkei. Ein 
Schweizer Journalist bemerkte dazu schlau, nach der gleichen 
seltsamen Logik könnte die Schweiz behaupten, sie sei eine Nord- 
seemacht, da der Rhein in die Nordsee mündet. 


Als Marschall Gretschko im Juni 1971 mit einer großen sowje- 
tischen Kriegsflotte das Mittelmeer »besuchte«, begleitete ihn 
ein Journalist der »Iswestija«, der das aufregende Ereignis am 
15. Juni 1971 begeistert schilderte: 


»Und nun fahren wir ins Mittelmeer. Von altersher wurde es von 
russischen Seeleuten befahren. Mit ihm sind viele ruhmvolle See- 
siege unseres Volkes verbunden. Schon zu Zeiten der Kiewer Rus’ 
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wurde ein Vertrag über das Recht der Slaven auf ungehinderte See- 
fahrt im Schwarzen Meer und im Mittelmeer unterzeichnet. Später 
bedeckten solche russischen Flottenführer wie Uschakow, Senja- 
win, Lasarjew, Istomin und Makarow hier ihre Schiffsflaggen mit 
unsterblichem Ruhm. Russische Kriegsgeschwader befanden sich 
ständig im Mittelmeer und schützten die Staatsinteressen Ruß- 
lands. Nein, wir sind keine Gäste auf diesem Meer!« 


Was für »ruhmvolle« Gestalten sind denn diese Herren? Waren 
sie etwa volkstümliche Helden aus der Zeit des Bürgerkrieges oder 
Mitglieder der Besatzung des Panzerkreuzers Potemkin? Weit 
gefehlt! F.F. Uschakow zum Beispiel war ein Admiral in der zaris- 
tischen Kriegsflotte, der eine führende Rolle im russisch-türki- 
schen Krieg von 1787-1791 sowie in den Mittelmeerschlachten 
von 1798-1800, also bei zwei verbrecherischen Abenteuern des 
russischen Kolonialismus, spielte. Konteradmiral W.I. Istomin 
starb 1855 im Krimkrieg, in dem der Zarismus vergeblich ver- 
suchte, den Balkan, den Bosporus und die Dardanellen von der 
Türkei loszureißen, einem Krieg, von dem Lenin sagte, daß er »die 
ganze Morschheit und Ohnmacht des Rußland der Leibeigenschaft 
gezeigt« habe. Vizeadmiral S.O. Makarow starb 1904 im russisch- 
japanischen Krieg, dieser Balgerei des russischen und japanischen 
Imperialismus um die Aufteilung Chinas. M.D. Lasarew und D.N. 
Senjawin waren ebenfalls hohe Offiziere der zaristischen Kriegs- 
marine am Anfang des 19. Jahrhunderts. 


Durch das Aufstellen solcher Vorbilder zeigen die Sozialimpe- 
rialisten allzu deutlich, wessen Politik sie fortsetzen. Das Ein- 
dringen ins Mittelmeer war schon immer eines der Hauptziele der 
aggressiven Politik des Zarismus. So trat Rußland in den I. Welt- 
krieg vor allem mit der Erwartung ein, die Türkei aufteilen, den 
Bosporus und die Dardanellen erobern zu können. Die Raubzüge, 
mit denen die alten Zaren die Völker Rußlands ins Verderben 
stürzten, sind die »ruhmreichen« Vorbilder der Politik der So- 
zialimperialisten, dieser neuen Zaren. Aber erinnern wir sie daran, 
wie die Völker Rußlands die alten Zaren für ihre Politik zur Ver- 
antwortung gezogen haben; ihr Schicksal wird dasselbe sein. 
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Die Kriegsvorbereitungen des Sozialimperialismus beschrän- 
ken sich keineswegs auf die Flottenpolitik. Mit ihrer atomaren 
Aufrüstung bedrohen die Sozialimperialisten die Völker der Welt 
noch ernstlicher. Als die sozialistische Sowjetunion nach dem 
II. Weltkrieg die Atombombe entwickelte und damit das Atom- 
monopol der USA durchbrach, war das ein wichtiger Schritt zum 
Schutz des Weltfriedens und zur Abschreckung der US-Kriegs- 
treiber. Gleichzeitig kämpfte aber die Sowjetunion damals ent- 
schieden für die Ächtung von Atomwaffen. Heute setzt Volkschina 
diese kommunistische Tradition fort: Schon seit Jahren fordert 
China die Einberufung einer Gipfelkonferenz aller Staaten der 
Erde, gleichgültig ob sie Atomwaffen besitzen oder nicht, um das 
Verbot und die Vernichtung aller Atomwaffen zu beschließen und 
als ersten Schritt einen Vertrag über die Nichtanwendung von 
Atomwaffen auszuarbeiten. 


Als einzige Atommacht der Welt hat sich China seit dem Tag 
seines ersten Atomversuches feierlich verpflichtet, niemals und 
unter keinen Umständen als erstes Atomwaffen einzusetzen und 
niemals Atomwaffen gegen eine nichtatomare Macht zu benutzen. 
Die chinesische Regierung hat die USA und die Sowjetunion auf- 
gefordert, ähnliche Erklärungen abzugeben. Das ist bisher nicht 
geschehen, obwohl auch der bekannte englische Militärstratege 
Liddell Hart in seinem Buch »Strategie« ebenfalls zu einer solchen 
Erklärung aufforderte und meinte: 


»Es wird von entscheidender Bedeutung sein, es so deutlich wie 
nur möglich zu sagen, daß wir kein allgemeines Atombombarde- 
ment von Städten und keine Verwüstung von Ländern anfangen 
werden, sofern es auch die andere Seite nicht tut.« 


Statt dessen haben die Supermächte den Betrug eines »Atom- 
waffensperrvertrages« aufgetischt, der den Atommächten das 
Recht einräumt, nach wie vor fieberhaft mit Atombomben auf- 
zurüsten, während alle anderen Länder schutzlos der Atom- 
bedrohung und -erpressung der Supermächte ausgeliefert sein 
sollen. 
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Die Supermächte USA und Sowjetunion haben den Atomkrieg 
in ihre ganze Militärstrategie einbezogen. So heißt esin dem 1963 
in Moskau erschienenen Buch »Militärstrategie« von Marschall 
W.D. Sokolowski: 

»Ein wichtiger Grundsatz der sowjetischen Militärdoktrin be- 
steht darin, daß der Weltkrieg, falls er von den Imperialisten ent- 
fesselt wird, zwangsläufig zu einem Raketen- und Kernwaffenkrieg 
wird, das heißt zu einer Auseinandersetzung, in der Kernwaffen 
das Hauptkampfmittel und Raketen das wichtigste Mittel zu ihrer 
Beförderung ins Ziel werden. 

Der Masseneinsatz von Atom- und Wasserstoffwaffen mit der un- 
begrenzten Möglichkeit, sie in wenigen Minuten mit Hilfe von Ra- 
keten in jedes Ziel zu bringen, ermöglicht es, innerhalb kürzester 
Zeit durchschlagende militärische Erfolge auf jede Entfernung und 
auf einem gewaltigen Gebiet zu erzielen. 

Besondere Beachtung verdient, daß sich beim gegenwärtigen 
Stand der internationalen Beziehungen und beim derzeitigen Ent- 
wicklungsstand der Kriegstechnik jede militärische Auseinander- 
setzung zwangsläufig zu einem allgemeinen Kernwaffenkrieg aus- 
weiten wird, wenn Kernwaffenmächte in diesen Konflikt hinein- 
gezogen werden ... 

Nach Berechnung ausländischer Experten verfügten die USA 
Anfang 1963 über etwa 40 000 Atomsprengkörper. Auch die UdSSR 
besitzt mehr als genug von diesen Kampfmitteln. Unter diesen Vor- 
aussetzungen würden, wie Wissenschaftler berechnet haben, schon 
beim ersten Kernwaffenschlag 700 bis 800 Millionen Menschen 
ums Leben kommen und sämtliche großen Städte vieler Länder 
zerstört werden ... 

Die Theorie der sowjetischen Strategie sieht vor, daß auch unter 
den Verhältnissen des Raketen- und Kernwaffenkrieges her- 
kömmliche Waffen weitgehendst Verwendung finden und daß ihr 
Einsatz mit dem von Kernwaffen geschickt gekoppelt werden muß, 
um diese zu ergänzen ... 

Die Umrüstung der Truppen der Luftverteidigung des Landes 
von der Fla-Artillerie auf Fla-Raketen hat außerordentlich große 
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Vorteile mit sich gebracht. Dies wird durch folgende Tatsache ein- 
deutig bewiesen: Während des letzten Krieges wurden für die Ver- 
nichtung eines einzigen feindlichen Flugzeugs von der Fla-Artillerie 
durchschnittlich 400 bis 600 Granaten verbraucht. Ein modernes 
Flugzeug mit enormer Geschwindigkeit und mit einer Flughöhe, 
welche die mit Fla-Granaten erreichbare um das Doppelte über- 
steigt, kann mit der ersten und im äußersten Falle mit der zweiten 
Rakete abgeschossen werden.« 


Auch das vor kurzem in Moskau unterzeichnete Abkommen über 
die »Begrenzung von strategischen Rüstungen« bedeutet keinen 
Abbau der Waffenarsenale, die die beiden imperialistischen Super- 
mächte gegen die unterdrückten Völker aufgebaut haben, sondern 
lediglich eine gewisse Einschränkung der Defensivwaffen, mit 
denen angreifende Raketen abgeschossen werden. Es bedeutet nur 
eine finanzielle Entlastung der USA und der Sowjetunion, die sich 
den Rücken stärken wollen, um andere Völker ungestört unter- 
drücken zu können. Einen ähnlichen Betrugscharakter haben alle 
anderen »Abrüstungs«vorschläge der beiden imperialistischen 
Supermächte. Bis heute gehen weder die USA noch die Sowjet- 
union daran, ihre Militärausgaben, ihre Truppenstärken oder ihre 
Kriegsdrohungen einzuschränken. Unter dem Deckmantel der 
»Abrüstungs«gespräche haben beide ihre Kriegsvorbereitungen 
verstärkt und noch unmenschlichere Waffen zur Massenvernich- 
tung geschmiedet. 


Wer trotzdem bisher glaubte, daß die Sozialimperialisten sich 
darauf beschränkten, ihre eigene Interessensphäre abzusichern, 
daß sie zwar Widerstand gegen ihre Vorherrschaft innerhalb des 
revisionistischen Lagers brutal unterdrückten, jedoch keine ag- 
gressiven Absichten gegen weitere Gebiete hegten, der müßte nach 
den Ereignissen auf dem indischen Subkontinent Ende 1971 end- 
lich eines Besseren belehrt sein. Erinnern wir nur kurz daran, wie 
die Sozialimperialisten seit Mitte 1971 die Stimmung für die Ex- 
pansionsgelüste der indischen Reaktionäre anheizten; wie sie 
einen »Vertrag über Frieden, Freundschaft und Zusammenarbeit« 
mit Indien unterzeichneten und wie - kaum war die Tinte des Ver- 
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trages trocken — die indischen Expansionisten mit ihren neuen so- 
wjetischen Waffen Ostpakistan überfielen; wie der sowjetische 
UNO-Delegierte Malik eine Verschleppungstaktik anwandte, um 
jede Beschlußfassung der UNO so lange hinauszuzögern, bis 
Indien seine Besetzung Ostpakistans abgeschlossen hatte; wie 
nach der Besetzung Ostpakistans die Sowjetunion zusammen mit 
Indien, Bhutan und einer halben Handvoll revisionistischer Staa- 
ten sich der gesamten übrigen Welt entgegensetzten und gegen 
einen beiderseitigen Truppenabzug stimmten. Wir wollen auch 
kurz daran erinnern, wie verbrecherisch die Argumente waren, 
mit denen die Sozialimperialisten diese kaltblütige Aggression be- 
schönigten; wie sie den indischen Reaktionären, die die Bevölke- 
rung aller Nationalitäten und religiösen Gruppen Indiens unter- 
drücken und gegeneinander ausspielen, das Recht zusprechen 
wollten, sich in die Nationalitätenprobleme Pakistans einzumi- 
schen und unter dem Banner des »Selbstbestimmungsrechts« 
einen Teil des Nachbarlandes zu erobern, um dort eine Mario- 
nettenregierung einzusetzen. 


Letztlich ist das nur eine Übertragung der Theorie der »begrenz- 
ten Souveränität« auf die Helfershelfer des Sozialimperialismus: 
Die indischen Expansionisten dürfen als Verbündete der Sowjet- 
union eben auch die Souveränität ihrer Nachbarn unter faden- 
scheinigen Vorwänden »begrenzen«, Teile eines fremden Landes 
schlichtweg zu »unabhängigen Staaten« erklären und eine »inter- 
nationale Diktatur« ausüben. 


Es kann keinen Zweifel geben, daß die sowjetischen Führer die 
eigentlichen Drahtzieher dieser ganzen Invasion waren. Ohne ihre 
Ermutigung hätte Indien es nie gewagt, ein solches Abenteuer zu 
unternehmen. Wie Israel die schmutzigen Geschäfte der USA im 
Nahen Osten erledigt und anderen Ländern nach eigenem Gut- 
dünken riesige Gebiete abtrennt, so ist Indien zu einem Werkzeug 
der sozialimperialistischen Aggression in Südasien geworden. Mit 
Hilfe Indiens wollen die sowjetischen Führer ihre politischen und 
wirtschaftlichen Einflußgebiete ausweiten. Sie wollen Indien noch 
fester an sich binden, Flottenstützpunkte im Golf von Bengalen 
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errichten, die feindliche Umkreisung Chinas verschärfen und 
Indien zu einem neuen Angriff gegen das Bollwerk des Sozialis- 
mus ermuntern. 


Das ist der revisionistische Weg: von der Restauration der ka- 
pitalistischen Ausbeutung im eigenen Land zum wirtschaftlichen 
Eindringen in fremde Länder bis hin zur militärischen Aggres- 
sion. Die Breschnew und Co. haben die blutbefleckte Tradition der 
alten Zaren übernommen, ja sie gehen noch weiter als jene. Die 
Sowjetunion, auf die die Proletarier und unterdrückten Völker der 
ganzen Welt vierzig Jahre lang mit Achtung und Liebe geblickt 
haben, ist heute neben den USA der mächtigste Hort der welt- 
weiten Reaktion, der internationalen Ausbeutung und der Kriegs- 
vorbereitung. Nicht ohne Schadenfreude stellt die amerikanische 
Zeitung »U.S. News and World Report« vom 5. Januar 1970 fest: 
»Wir haben entdeckt, daß sie (die Russen — die Redaktion) sich ge- 
nauso gröblich irren wie wir — wenn nicht gröblicher.« 


Aber letztlich scheitern beide am revolutionären Volkswillen. 
Die ausgebeuteten und aufs neue versklavten Völker werden ihren 
Kampf sowohl gegen den US-Imperialismus als auch gegen den 
Sozialimperialismus führen, gegen alle Imperialisten, um sich vom 
Joch des Neokolonialismus zu befreien und eine Welt des Frie- 
dens, der Unabhängigkeit und Brüderlichkeit zu errichten. 
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3. Die wirtschaftliche Integration des 
Sozialimperialismus in das 
imperialistische System und die 
Widersprüche im Weltmaßstab 


Die wirtschaftliche Verflechtung der 
imperialistischen Blöcke 


Die politischen Bündnisse, die wirtschaftlichen Absprachen zwi- 
schen den Imperialisten haben nur zeitweilige, taktische Bedeu- 
tung, wie Lenin in »Zur Frage der Dialektik« schreibt: 


»Die Einheit (Kongruenz, Identität, Wirkungsgleichheit) der Ge- 
gensätze ist bedingt, zeitweilig, vergänglich, relativ. Der Kampf 
der einander ausschließenden Gegensätze ist absolut, wie die Ent- 
wicklung, die Bewegung absolut ist.« (Lenin, Werke, Bd. 38, S. 339) 


Die Frage der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen dem 
Sozialimperialismus und den sonstigen imperialistischen Mäch- 
ten ist ein glänzendes Beispiel für dieses dialektische Gesetz. 


Zwischen Monopolkapitalisten verschiedener Länder ist es schon 
immer üblich gewesen, Wirtschaftsabkommen zu schließen, sich 
gegenseitig finanziell zu unterstützen, Lizenzen und Patente aus- 
zutauschen und die Weltmärkte unter sich aufzuteilen. Der eine 
Monopolherr will mit Hilfe des anderen seine wirtschaftliche Lage 
gegenüber dritten verbessern und sich neue Techniken aneignen. 
Durch Handelsabsprachen versuchen die Partner, ihre Konkur- 
renten auszuschalten. Dabei schlafen die Monopolherren gern 
unter vielen Decken auf einmal: Japan verbindet sich etwa mit 
der EWG gegen die USA, während es sich gleichzeitig mit den 
USA gegen die Westeuropäer abspricht. Die Sozialimperialisten 
sind Meister dieser Doppeltaktik. Gegenwärtig verstärken sie ihre 
wirtschaftlichen Kontakte mit allen anderen imperialistischen 
Blöcken. 


Um was für Geschäfte handelt es sich hierbei? Auf der einen 
Seite gestatten die Sozialimperialisten Kapitalexport der west- 
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lichen imperialistischen Länder in die Sowjetunion. Die Sowjet- 
union hat zum Beispiel große und langfristige Kredite aus den 
westlichen Ländern erhalten. Laut der »Neuen Zürcher Zeitung« 
vom 1. März 1972 nahm die »Internationale Bank für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit« in Moskau im Frühjahr einen mittel- 
fristigen Kredit von 20 Millionen Dollar aus den Händen eines 
Konsortiums von neun westeuropäischen Banken entgegen. Über 
den japanischen Kapitalexport in die Sowjetunion schreibt die 
»Prawda« vom 30. Juli 1970: 


»Eine sowjetisch-japanische Wirtschaftskonferenz führte 1968 
zum Abschluß eines allgemeinen Abkommens über Kreditlieferun- 
gen von japanischen Firmen im Wert von 300 Millionen Dollar, 
und zwar für Ausrüstungen, Maschinen und Materialien für die 
Nutzung der Holzvorkommen im Fernen Osten. Die sowjetische 
Seite wird mit Holzlieferungen an Japan zurückzahlen.« 


Nach dem gleichen Prinzip hat die Sowjetunion auch ein Ab- 
kommen mit Japan über die Ausbeutung des Erdöls in Sibirien 
abgeschlossen. 


Andere revisionistische Länder gehen freilich noch weiter. Ju- 
goslawien verkauft ausländischen Kapitalisten bis zu 49 Prozent 
Anteile an jugoslawischen Betrieben. Die Gewinne, die früher 
wieder in Jugoslawien angelegt werden mußten, sind nun zur 
Herausgabe an die ausländischen Kapitalisten freigegeben. Auch 
die sowjetischen Führer lehnen das Eindringen ausländischen Ka- 
pitals nicht ab, wenngleich sie zurückhaltender agieren. In einem 
Interview mit dem westdeutschen »Spiegel« (19/1972) antwortete 
der sowjetische Unterhändler Gwischiani (der Schwiegersohn 
Kossygins) auf die Frage: »Gibt es prinzipielle Hindernisse dafür, 
daß sich ausländisches Privateigentum innerhalb der sozialisti- 
schen Gesellschaftsordnung etabliert?« folgendermaßen: 


»Im Prinzip nicht. Bei uns entsteht sogar ein Trend zu multi- 
nationalem Eigentum. Zum Beispiel sind wir bereit, gemeinsam 
Forschungsinstitute zu bauen und zu organisieren. Wir haben in 
Dubna das Forschungsinstitut für Atomenergie, das Eigentum 
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derjenigen Länder ist, die daran beteiligt sind. Ich meine, diese 
Sache ist kein Selbstzweck. Es geht nur darum, mit den Partnern 
eine gute Form der Kooperation zu finden.« 


Und in der Tat sind viele ausländische Projekte in der Sowjet- 
union nur verschleierte Formen des Kapitalexports. Gwischiani 
führt aus: 


»Wenn die Vereinbarungen so sein sollen, daß der Gewinn aus 
dem Verkauf der Produkte an den beteiligten Partner abgeliefert 
werden soll, so können wir das auch im Rahmen unserer Formen 
garantieren.« 


Umgekehrt ist die Sowjetunion an verschiedenen Projekten in 
westeuropäischen Ländern beteiligt, so zum Beispiel am Bau eines 
großen Petroleumhafens in Antwerpen, der von einer sowjetisch- 
belgischen Aktiengesellschaft gebaut wurde. (»Neue Zürcher Zei- 
tung«, 1.5. 1970). Diese Gesellschaft, Nafsa genannt, importiert 
sowjetische Erdölprodukte über Antwerpen. Auch die anderen 
revisionistischen Länder Osteuropas haben inzwischen mit den 
ausländischen Kapitalisten gemischte Ost-West-Gesellschaften 
geschaffen. Hier einige Beispiele, die das »Handelsblatt« vom 
9. September 1969 bekanntgab: 

Duta-Robusta, eine ungarisch-französische AG, vertreibt Trak- 
toren. 

Swetho, eine ungarisch-schwedische AG, verwendet eine schwe- 
dische Lizenz im Baugewerbe. 

Interkarbon, eine ungarisch-österreichische AG, betätigt sich im 
Brennstoffsektor. 

Cortez Mexiko S. A., eine ungarisch-mexikanische AG, vertreibt 
ungarische Werkzeugmaschinen in Lateinamerika. 
Technotrans, eine ungarisch-französische Gesellschaft, verkauft 
ungarische Werkzeugmaschinen, Elektromotoren und -geräte. 
Motalex-France, eine polnisch-französische AG, handelt mit In- 
vestitionsgütern. 

Sigma-Italiana, eine tschechoslowakisch-italienische AG, ver- 
treibt Pumpen und ähnliches. 
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Sowpim ist eine bulgarisch-französische Handelsgesellschaft für 
Export und Import von Maschinen und Maschinenteilen. 


Sibimex ist eine bulgarisch-italienische Gesellschaft mit gleicher 
Aufgabenstellung. 


Valist Kapushiki Kaishi ist eine bulgarisch-japanische Gesell- 
schaft, die bulgarische Elektrokarren in Japan produziert und ver- 
treibt. 


Der Integrationsprozeß macht also Fortschritte, besonders in 
Westeuropa. Die Initiative kommt vor allem von den Banken der 
Sowjetunion und der anderen revisionistischen Länder (seit jeher 
ist das Finanzkapital an Verflechtungen aller Art beteiligt). Das 
bestätigt Iwan Iwanow, Moskau, in einem Artikel in den »Blät- 
tern für deutsche und internationale Politik« 5/1972: 


»Sie (die Banken der revisionistischen Länder - die Redaktion) 
entwickelten in letzter Zeit Aktivitäten auf westlichen Geldmärk- 
ten und gründeten zur Belebung des Ost-West-Handels in ver- 
schiedenen westlichen Ländern gemischte Unternehmen oder Toch- 
tergesellschaften. Hierher gehört zum Beispiel die sowjetische Bank 
»Woschod« in Zürich. Sieben westliche Banken und die polnische 
Außenhandelsbank bildeten die gemischte Tochterfirma »Zentro- 
fin«. Die rumänische Außenhandelsbank und die »Credit Lyonnais« 
als Anteilseigner haben eine rumänisch-französische Bank ge- 
gründet.« 


Die »Woschod-Handelsbank AG« in Zürich wies 1969 eine Bi- 
lanzsumme von 334,5 Millionen Schweizer Franken aus und er- 
zielte einen Reingewinn von 1,12 Millionen Schweizer Franken. 
In Paris besteht die sowjetische »Euro-Bank« mit einer Bilanz- 
summe 1970 von drei Milliarden französischer Francs sowie einem 
Kapital von 130 Millionen Francs. Es wurde ein Gewinn von 
14,5 Millionen Francs angezeigt. Die »Moskau-Narodny-Bank 
Ltd.« in London erwirtschaftete 1969 einen Gewinn von 825 000 
Pfund Sterling. Die kapitalistische Betätigung im Westen lohnt 
sich also für die Sozialimperialisten. Darum wurde in Frank- 
furt eine sowjetische Bank unter der Bezeichnung »Ost-West- 
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Handelsbank AG« mit einem Aktienkapital von 20 Millionen DM 
gegründet und mit Vollkonzession ausgestattet. 


Die Sozialimperialisten arbeiten Hand in Hand mit den westli- 
chen Imperialisten auch bei der Ausbeutung der armen Länder. 
So haben, laut der »Frankfurter Allgemeinen Zeitung« vom 3. Ok- 
tober 1970, die britische »Bank of London and South America« und 
die sowjetische »Bank für Außenhandel« gemeinsam den Elek- 
trizitätswerken von Sao Paulo in Brasilien eine Anleihe von 
19,5 Millionen Dollar gewährt, um ein Wasserkraftwerk zu bauen. 
Die Maschinenausrüstung wird von der Sowjetunion geliefert. 
Brasilien muß im Laufe von acht Jahren zurückzahlen, und zwar 
mit Kaffee. 


Der BRD bot Gwischiani in »Sowjetunion heute« 12-13/1972 an: 
»Denkbar wäre auch eine gemeinsame Betätigung auf Märkten 
dritter Länder.« Diese Möglichkeit erwog er auch in seinem In- 
terview mit dem »Spiegel«. Erfreut meinte der westdeutsche Ost- 
handelsexperte Wolff von Amerongen, daß »Überlegungen ange- 
stellt werden müssen, inwieweit die Bundesrepublik zusammen 
mit der Sowjetunion in den Entwicklungsländern Aufbauhilfe 
leisten könnte« (»Frankfurter Rundschau, 20.4. 1972). Die sowje- 
tischen und westdeutschen Imperialisten wollen also ihre Wirt- 
schaftsmacht auf bestimmten Sektoren koordinieren, um Absatz- 
und Kapitalmärkte in anderen Ländern zu erobern. 


Die wirtschaftliche Kooperation der Sozialimperialisten mit den 
imperialistischen Ländern des Westens ist ein Zeichen der Inte- 
gration der Sowjetunion in die kapitalistische Weltwirtschaft. In 
der »Neuen Zeit« 27/1972 plädiert der sowjetische Wirtschafts- 
experte N. Schmeljow für eine langfristige »Arbeitsteilung« zwi- 
schen dem RGW und der EWG. 


»Erweiterte Industriekooperation und Absatzmöglichkeiten auf 
dem gesamten Kontinent würden offenbar ganzen Zweigen und 
Großunternehmen in den führenden westeuropäischen Ländern 
weit höhere Überlebenschancen im heutigen Konkurrenzkampf bie- 
ten ... Sozialistische und kapitalistische Partner können einzelne 
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Zweige und Produktionen entwickeln, darauf berechnet, den Be- 
darf des anderen im Laufe eines längeren Zeitraumes zu decken.« 


Auf die Frage des »Spiegels«, ob »sich denn die UdSSR in Zu- 
kunft stärker an der internationalen Arbeitsteilung beteiligen« 
würde, antwortete Gwischiani: 


»Ja, das ist die Grundtendenz der Entwicklung unserer Außen- 
beziehungen. Wir sind wirklich bereit zu einer breiten Arbeits- 
teilung auf dem internationalen Markt ... 


Wir haben nicht die Position der Autarkie. Autarkische Tenden- 
zen entstanden bei uns doch nur deshalb, weil einige Länder 
mit uns nicht zusammenarbeiten wollten. Nach der Oktober- 
revolution wurde uns die Autarkie aufgezwungen. Wirtschaft ist 
immer Weltwirtschaft. Wenn irgend jemand das heute nicht be- 
greift, dann begreift er das morgen auch nicht.« (Hervorhebung 
durch die Redaktion) 


Was wäre wohl aus der Sowjetunion geworden, wenn schon 
»nach der Oktoberrevolution« die Kapitalisten das »begriffen« 
hätten und keine Blockade gegen die Sowjetunion errichtet hätten, 
wenn auch Lenin das »begriffen« hätte und die Sowjetunion keine 
selbständige Wirtschaft aufgebaut hätte, sondern sich ans Gängel- 
band der internationalen Arbeitsteilung hätte binden lassen? 
Wären dann der Aufbau des Sozialismus und der Sieg im anti- 
faschistischen Krieg möglich gewesen? 


In seinen schon zitierten Ausführungen in der »Neuen Zeit« 
sagte N. Schmeljow: 


»Die Aussichten der europäischen Sicherheit hängen unmittel- 
bar damit zusammen, daß auf diesem Kontinent eine sachliche 
Zusammenarbeit und Partnerschaft, ja ich möchte sagen, eine 
gegenseitige Durchdringung der lebenswichtigen Wirt- 
schaftsinteressen der verschiedenen Länder zustande kommt. 
Eine solche Situation würde die Gefahr politischer und anderer 
Konflikte objektiv auf ein Minimum beschränken.« (Hervorhe- 
bungen durch die Redaktion) 
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»Gegenseitige Durchdringung« ist ein treffender Ausdruck für 
die allgemeine Tendenz des Imperialismus, die verschiedensten 
Wirtschaftsgebiete der kapitalistischen Länder zu integrieren. 
Aber ist das wirklich ein Beitrag zur »Sicherheit«, wie die Revi- 
sionisten unaufhörlich behaupten? Lenin nahm zu dieser Frage 
klar Stellung in »Der Imperialismus als höchstes Stadium des 
Kapitalismus«: 


»Manche bürgerliche Schriftsteller (denen sich jetzt auch K. Kauts- 
ky zugesellt hat, der seiner marxistischen Einstellung, z. B. von 
1909, völlig untreu geworden ist) gaben der Meinung Ausdruck, 
daß die internationalen Kartelle, als eine der am klarsten aus- 
geprägten Erscheinungsformen der Internationalisierung des 
Kapitals, die Erhaltung des Friedens zwischen den Völkern im 
Kapitalismus erhoffen lassen. Diese Ansicht ist theoretisch völlig 
unsinnig und praktisch ein Sophismus, eine unehrliche Methode, 
den schlimmsten Opportunismus zu verteidigen. Die internatio- 
nalen Kartelle zeigen, bis zu welchem Grade die kapitalistischen 
Monopole jetzt angewachsen sind und worum der Kampf zwischen 
den Kapitalistenverbänden geht ... 


»Interimperialistische< oder »ultraimperialistische< Bündnisse 
sind daher in der kapitalistischen Wirklichkeit, und nicht in der 
banalen Spießerphantasie englischer Pfaffen oder des deutschen 
»Marxisten< Kautsky, notwendigerweise nur »Atempausen« zwi- 
schen Kriegen - gleichviel, in welcher Form diese Bündnisse ge- 
schlossen werden, ob in der Form einer imperialistischen Koali- 
tion gegen eine andere imperialistische Koalition oder in der Form 
eines allgemeinen Bündnisses aller imperialistischen Mächte. 
Friedliche Bündnisse bereiten Kriege vor und wachsen ihrerseits 
aus Kriegen hervor, bedingen sich gegenseitig, erzeugen einen Wech- 
sel der Formen friedlichen und nicht friedlichen Kampfes auf ein 
und demselben Boden imperialistischer Zusammenhänge und 
Wechselbeziehungen der Weltwirtschaft und der Weltpolitik.« (Le- 
nin, Werke, Bd. 22, S.257 und 301) 


Gerade heute, wo die »gegenseitige Durchdringung« der Wirt- 
schaft der Imperialisten im Osten und Westen mit Riesenschritten 
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voranschreitet, verschärfen die US- und die Sozialimperialisten 
ihre Kriegsvorbereitungen, ihre Politik der Einmischung und Ag- 
gression, stoßen sie in immer gefährlicheren Formen aufeinander. 
Zur gleichen Zeit, da die westdeutschen Imperialisten mit der 
Sowjetunion Verträge ratifizieren, die nach Ansicht der revisio- 
nistischen Führer der KPdSU und ihrer Papageien in der DKP 
den »Frieden sichern« würden, schraubt Westdeutschland seine 
Militärausgaben in die Höhe, ergreift die SPD-Regierung zahl- 
reiche Maßnahmen, um die »Schlagkraft« der Bundeswehr zu er- 
höhen. Nur ein völlig Wirklichkeitsfremder kann glauben, die wirt- 
schaftlichen und politischen Zugeständnisse, die die Sozialimpe- 
rialisten bis jetzt an die BRD gemacht haben, würden die Raub- 
gier der westdeutschen Monopole sättigen und sie in Friedensengel 
verwandeln. Das Auftreten der CDU/CSU bei der Ratifizierungs- 
debatte im Bundestag beweist, daß die Bourgeoisie schon jetzt 
nicht mit den Zugeständnissen der Sozialimperialisten zufrieden 
ist, daß sie mit allen Mitteln versucht, noch mehr für sich heraus- 
zuholen. Die Geschichte liefert genug Beispiele dafür, wie für die 
Imperialisten das wirtschaftliche Eindringen in ein anderes Land 
nur der erste Schritt zur Vorbereitung einer bewaffneten Invasion 
ist. Hinter der »gegenseitigen Durchdringung« stecken auf beiden 
Seiten letztlich aggressive Ziele. 


Weiter oben wurde die »Prawda« vom 30. Juli 1970 über die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zwischen der Sowjetunion und Japan 
zitiert. Nach der Aufzählung einiger Beispiele der Verflechtung 
der wirtschaftlichen Interessen beider Länder führt dieser Artikel 
aus: 


»Die japanischen herrschenden Kreise ... erkennen, daß freund- 
schaftliche, gutnachbarschaftliche Beziehungen (mit der Sowjet- 
union — die Redaktion) nicht nur den Interessen beider Länder 
dienen, sondern auch die Lage im Fernen Osten stabilisieren. In 
der Sowjetunion mißt man den Beziehungen zu unserem nahen 
Nachbarn Japan ebenfalls große Bedeutung bei ... Man kann 
sagen, daß die realistisch denkenden Kreise der japanischen Wirt- 
schaft und Politik sehr wohl verstehen, daß es gerade eine fried- 
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liche Atmosphäre war, die den Aufschwung der japanischen Wirt- 
schaft nach dem Krieg gewährleistet hat, und daß die Beibehal- 
tung des militärischen Bündnisses mit den USA die Außenpolitik 
des Landes weiter belasten wird. Schon seit langem haben sie er- 
kannt, daß Japan objektiv größeres Interesse am Frieden in die- 
sem Gebiet der Erde hat als sein amerikanischer Partner.« 


Selbstverständlich wissen die Sowjetrevisionisten genauso gut 
wie wir, daß es nicht eine »friedliche Atmosphäre«, sondern die 
fieberhafte Remilitarisierung Japans war, die den erneuten »Auf- 
schwung« der japanischen Monopolkapitalisten nach ihrer Nieder- 
lage im II. Weltkrieg hervorrief. Heute, da die japanischen Rüstungs- 
ausgaben in die Höhe schnellen, da die japanischen Imperialisten 
ihre wirtschaftliche Aggression in solchen ehemaligen Kolonien 
Japans wie Südkorea, Taiwan und Indonesien, ja sogar in Afrika 
und Lateinamerika verschärfen, da sie offen behaupten, Südkorea 
und Taiwan gehörten zum »Verteidigungsgürtel« Japans, ist es 
ein Hohn, von der Friedensliebe der japanischen herrschenden 
Kreise zu reden. Hinter diesem gekünstelten Pazifismus verbirgt 
sich natürlich etwas ganz anderes. Das kommt klar zum Ausdruck, 
wenn der Artikel behauptet: 


»Es ist kein Zufall, daß nüchtern denkende Japaner beharrlich 
dazu aufrufen, daß Japan Wege suchen solle, um den Frieden 
für sich und für Asien als ganzes zu sichern, nicht auf dem 
Wege regionaler Militärblöcke und imperialistischer Expansion in 
Asien ..., sondern auf dem Wege der Schaffung eines Systems kol- 
lektiver Sicherheit in Asien.« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Damit soll offensichtlich die japanische Aggressivität gegen 
China geschürt werden. Einerseits wird die »Vernunft« und »Fried- 
fertigkeit« der japanischen Militaristen in den Himmel gehoben, 
andererseits wird Japan bereits eine Friedensmission für »ganz 
Asien« zugesprochen. 


Auch in ihren Beziehungen mit der BRD schüren die Sozial- 
imperialisten, bewußt oder unbewußt, die Aggressivität des west- 
deutschen Imperialismus. In einer Erklärung vom 8. Dezember 


Wirtschaftliche Integration des Sozialimperialismus 273 





1967 hatte die Sowjetunion noch als Bedingungen für einen Ge- 
waltverzichtsvertrag mit der BRD folgende Punkte gefordert: 


»@ Anerkennung der bestehenden Grenzen in Europa, 
© Verzicht auf die Alleinvertretungsanmaßung Bonns, 
© Absage an die nuklearen Ambitionen, 
© Einstellung der Anschläge auf Westberlin, 
© eindeutige Festlegung, daß das Münchner Abkommen von An- 
fang an ungültig war.« 


Jetzt sind die Sozialimperialisten ihren Geschäften mit Bonn 
zuliebe von all diesen Forderungen abgekommen. Sie haben die 
einstimmige revanchistische Entschließung des Bundestages vom 
13. Mai 1972 widerspruchslos hingenommen. Diese besagt: Die 
Verträge mit der Sowjetunion und Polen »schaffen keine Rechts- 
grundlage für die heute bestehenden Grenzen. Das unveräußerliche 
Recht auf Selbstbestimmung (damit meinen Brandt und Barzel 
das »Recht« auf Eroberung der DDR - die Redaktion) wird durch 
die Verträge nicht berührt.« Die Sozialimperialisten hegen letzt- 
lich seit dem Abschluß des Westberlin-Abkommens keine Beden- 
ken mehr gegen die Einverleibung Westberlins in die BRD. Da- 
mit haben die westdeutschen Revanchisten ihre erste Schlacht im 
Kampf für die »Wiedervereinigung« Deutschlands unter imperia- 
listischen Vorzeichen gewonnen. 


Die neuerwachte Aggressivität des westdeutschen Imperialis- 
mus wird sich unweigerlich eines Tages gegen die Sowjetunion 
und die Länder des sozialimperialistischen Herrschaftsbereiches 
richten. Auch der japanische Imperialismus könnte die fernöstliche 
Sowjetunion bedrohen. Doch Breschnew und Co. nehmen dieses 
Risiko in Kauf, da sie sich durch die Zusammenarbeit mit West- 
deutschland und Japan eine Stärkung ihrer eigenen wirtschaftli- 
chen und militärischen Macht versprechen und glauben, daß sich 
diese Aggressivität vorläufig nicht gegen andere Gegner richtet. 


Durch ihre »Friedens«parolen wollen die Imperialisten in Ost 
und West die Völker einschläfern, damit sie sich nicht dem impe- 
rialistischen Schacher widersetzen. Das Proletariat und die unter- 
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drückten Völker erkennen aber, daß es so lange keinen echten 
Frieden geben wird, bis den Imperialisten das Handwerk gelegt 
ist. Ob die Imperialisten einen dritten Weltkrieg auslösen oder 
nicht, hängt vom Kampf der Völker ab, davon, ob die Unter- 
drückten die Imperialisten rechtzeitig von der Bühne der Ge- 
schichte vertreiben. Wenn die Imperialisten es aber trotzdem 
wagen, einen neuen Weltkrieg vom Zaun zu brechen, dann müssen 
sie unbedingt damit rechnen, daß sie die Empörung der Völker 
nur verschärfen, daß die Völker den Imperialismus noch voll- 
ständiger durchschauen und die Schlußfolgerung aus der Ge- 
schichte ziehen werden. Es ist genauso, wie Mao Tsetung sagt: 

»Was die Frage eines Weltkrieges betrifft, gibt es nur zwei Mög- 
lichkeiten: Die eine ist, daß der Krieg die Revolution hervorruft, 
die andere ist, daß die Revolution den Krieg verhindert.«* 

An anderer Stelle sagt Mao Tsetung: 

»Die Gefahr eines neuen Weltkrieges bleibt immer noch bestehen, 
und die Völker aller Länder müssen dagegen Vorbereitungen tref- 
fen. Aber die Haupttendenz in der heutigen Welt ist Revolution.« 

Wir deutschen Kommunisten werden uns bemühen, alles daran- 
zusetzen, daß die Revolution den Krieg verhindert. 


Die Widersprüche im Weltmaßstab und ihre 
Verschärfung 


Wir haben uns bisher mit dem Sozialimperialismus und seiner 
Verflechtung mit dem imperialistischen Weltsystem befaßt. Da- 
bei trat die Seite der Zusammenarbeit zwischen den Imperialisten 
stark in den Vordergrund. Das bedeutet aber nicht, daß die Zu- 
sammenarbeit die Hauptseite darstellt. Genau das Gegenteil ist 
der Fall. Die Widersprüche zwischen den imperialistischen Mäch- 
ten, die Widersprüche im Weltmaßstab nehmen allgemein an 
Schärfe zu. Im folgenden sollen diese Widersprüche gekennzeich- 
net werden. 

Nach den Lehren des Leninismus gibt es im Zeitalter des Im- 
perialismus im Weltmaßstab vier grundlegende Widersprüche, 
die die Entwicklung der Weltpolitik prägen. 
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Der erste Widerspruch ist der Widerspruch zwischen der 
Bourgeoisie und dem Proletariat in den kapitalistischen Ländern. 
Dieser Widerspruch beruht auf der Ausbeutung des Proletariats 
durch die Bourgeoisie. Die immer heftiger werdenden Klassen- 
kämpfe in allen kapitalistischen Ländern und speziell in den im- 
perialistischen Ländern sind ein Zeichen der Verschärfung dieses 
Widerspruchs. 


Der zweite Widerspruch ist der Widerspruch zwischen dem 
Imperialismus und den unterdrückten Völkern in den abhängi- 
gen Ländern. Dieser Widerspruch beruht auf der Ausbeutung 
dieser Völker durch die Monopole. Das rasche Anwachsen des 
nationalen Befreiungskampfes in zahlreichen Ländern, der zu- 
nehmende Widerstand vieler Länder gegen die Ausplünderung 
und Bevormundung durch die imperialistischen Großmächte sind 
Ausdruck der Verschärfung dieses Widerspruchs. 


Der dritte Widerspruch ist der Widerspruch zwischen den 
verschiedenen imperialistischen Ländern und Blöcken sowie zwi- 
schen den verschiedenen monopolkapitalistischen Gruppierungen 
in den einzelnen imperialistischen Ländern. Dieser Widerspruch 
beruht auf der ungleichmäßigen Entwicklung des Imperialismus, 
auf dem Streben der stärkeren imperialistischen Länder, den 
schwächeren ihre wirtschaftlichen Einflußgebiete wegzunehmen 
und auf deren Kosten ihre Profite auszuweiten. Diese Rivalität 
verstärkt sich ständig und führt letztlich zu imperialistischen 
Kriegen um die Neuaufteilung der Welt. 


Der vierte Widerspruch ist schließlich der Widerspruch zwi- 
schen den imperialistischen Ländern und den sozialistischen Län- 
dern. Dieser Widerspruch beruht auf dem Streben der Imperia- 
listen, ihre verlorenen Märkte und Ausbeutungsgebiete in den so- 
zialistischen Ländern zurückzuerobern und den Sozialismus aus- 
zulöschen. Dieser Widerspruch drückt sich heute vor allem in der 
Feindschaft der imperialistischen Mächte gegenüber dem bevöl- 
kerungsmäßig und wirtschaftlich stärksten der sozialistischen 
Länder, der Volksrepublik China, aus. 


276 Kapitel III/3 





Bei der Untersuchung der Widersprüche eines bestimmten Lan- 
des ist es erforderlich, stets den Hauptwiderspruch herauszu- 
schälen. Denn es gibt immer nur einen Hauptwiderspruch, aber 
mehrere zweitrangige Widersprüche. Nehmen wir zum Beispiel 
Westdeutschland. Es gibt Widersprüche zwischen den Bauern und 
der Regierung, zwischen Kleinbürgern und Kapitalisten, zwischen 
Mietern und Hausbesitzern, zwischen der Kleinbourgeoisie und 
den Konzernen, zwischen CDU/CSU und SPD, zwischen Ge- 
werkschaften und Unternehmerverbänden usw. usf. Aber alle 
diese Widersprüche sind Nebenwidersprüche und dem Haupt- 
widerspruch untergeordnet, dem zwischen Arbeiterklasse und 
Monopolkapital. 


In Indochina gibt es neben vielen Widersprüchen, wie zum Bei- 
spiel zwischen armen Bauern und Plantagenbesitzern, zwischen 
Buddhisten und Katholiken, zwischen Kapitalisten und Arbeitern 
usw., die alle Nebenwidersprüche sind, einen Hauptwiderspruch. 
Das ist der Widerspruch zwischen den amerikanischen Imperia- 
listen und den im nationalen Befreiungskampf stehenden indo- 
chinesischen Völkern. 


Der Hauptwiderspruch ist für jedes Land aus der wirtschaftli- 
chen und politischen Situation und der Vielzahl der Widersprüche 
zu analysieren und kann sich bei veränderter Situation verschie- 
ben. Dann wird ein anderer Widerspruch zum Hauptwiderspruch. 
Darum erklärt Mao Tsetung: 


»Jedenfalls steht es ganz außer Zweifel, daß es in jeder Etappe 
eines Entwicklungsprozesses nur einen einzigen Hauptwiderspruch 
gibt, der die führende Rolle spielt. Hieraus folgt: Wenn ein Prozeß 
mehrere Widersprüche enthält, muß einer von ihnen der Haupt- 
widerspruch sein, der die führende und entscheidende Rolle spielt, 
während die übrigen nur eine sekundäre, untergeordnete Stellung 
einnehmen.« (Mao Tsetung, Ausgewählte Werke, Bd. I, S.390) 


Man muß den Hauptwiderspruch klar erkennen, um die Stra- 
tegie und Taktik des Kampfes danach ausrichten zu können. Nach 
Mao Tsetung hat jeder Widerspruch eine hauptsächliche und eine 
sekundäre Seite, die veränderlich sind. Nehmen wir den Haupt- 
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widerspruch in Westdeutschland, den Widerspruch zwischen Pro- 
letariat und Monopolkapitalisten. Die hauptsächliche Seite die- 
ses Widerspruchs drückt der jeweiligen Etappe des Klassen- 
kampfes ihren Stempel auf. Gegenwärtig befinden wir uns in einer 
Etappe ohne akut revolutionäre Situation. Danach muß sich die 
gegenwärtige Strategie und Taktik des proletarischen Klassen- 
kampfes ausrichten. Reift aber der subjektive Faktor heran, das 
heißt, werden die Massen von einem revolutionären Kampfwillen 
erfaßt und von einer revolutionären Partei geführt, dann ent- 
wickelt sich der Klassenkampf zur Etappe der akut revolutionären 
Situation, dann wird dies zur hauptsächlichen Seite des Haupt- 
widerspruchs, und die Strategie und Taktik des Klassenkampfes 
muß sich der veränderten Situation anpassen. Deshalb betont Mao 
Tsetung: 


»Daraus folgt, daß der Charakter eines Dinges im wesentlichen 
durch die hauptsächliche Seite des Widerspruchs bestimmt wird, 
die die dominierende Stellung einnimmt. Tritt in der die beherr- 
schende Position einnehmenden hauptsächlichen Seite des Wider- 
spruchs ein Wechsel ein, so ändert sich dementsprechend der 
Charakter des Dinges.« (ebenda S. 391) 


Es wurde eingangs untersucht, welchen Regeln die imperia- 
listische Politik der Ausbeutung und der Expansion folgt, die die 
sozialimperialistischen Führer betreiben. Wir haben jedoch diese 
Politik bis jetzt nur von einer Seite aus betrachtet. Dabei haben 
wir zunächst außer acht gelassen, daß diesem Imperialismus 
ernste Hindernisse im Weg stehen. Es geht jetzt darum, den So- 
zialimperialismus im Gefüge der weltweiten Widersprüche zu be- 
trachten. 


Der Sozialimperialismus ist ein wichtiges Glied des Weltimpe- 
rialismus. Er steht erstens im Widerspruch zum Proletariat in 
der Sowjetunion. (Die Ausbeutung des sowjetischen Proletariats 
haben wir im II. Teil dieser Untersuchung aufgezeigt.) 

Er steht zweitens im Widerspruch zu den unterdrückten Völ- 
kern der RGW-Länder und sonstigen Staaten, die vom Sozialim- 
perialismus ausgebeutet bzw. infiltriert werden. 
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Er steht drittens im Widerspruch zum US-Imperialismus und 
den anderen imperialistischen Ländern bzw. Blöcken, mit denen 
er um die Neuaufteilung der Welt streitet. 


Er steht viertens im Widerspruch zu den sozialistischen Län- 
dern, vor allem zu China, da diese am entschiedensten dagegen 
angehen, in Kolonien des Sozialimperialismus verwandelt zu 
werden. Dieser Widerspruch entwickelt sich immer mehr zum 
Hauptwiderspruch. 


Wenn es nach den Breschnew und Co. ginge, so müßte sich ihnen 
die ganze Welt unterwerfen. Sie leben aber in einer Periode des 
Imperialismus, in der die Aufteilung der Welt durch die imperia- 
listischen Länder abgeschlossen ist, es keine unerschlossenen 
Gebiete mehr gibt und sie sich nur noch auf Kosten der anderen 
Imperialisten durch Neuaufteilung der Welt ausdehnen können. 
Sie leben im Zeitalter der proletarischen und der nationalen Re- 
volutionen, wo bereits eine Reihe von Ländern aus dem kapita- 
listischen Weltsystem ausgeschieden ist und den Sozialismus auf- 
baut. Die heutigen Bedingungen, unter denen die Sozialimperia- 
listen versuchen, ein Weltreich zu errichten, sind viel ungünsti- 
ger als jene, unter denen die englischen oder amerikanischen Im- 
perialisten ihren Aufstieg verwirklichten. Man kann kaum daran 
zweifeln, daß ihr Traum nach Weltherrschaft nie in Erfüllung 
gehen wird, vor allem deshalb, weil die revolutionäre Weltbewe- 
gung ihr Zentrum im China Mao Tsetungs hat. 


Wie sehen nun die Beziehungen zwischen dem Sozialimperia- 
lismus und den anderen imperialistischen Mächten aus? Zunächst 
haben alle Imperialisten folgendes gemeinsam: Sie stehen im 
Widerspruch zum Proletariat, zu den unterdrückten Völkern, zum 
Sozialismus; sie sind konfrontiert mit dem Ansturm der Welt- 
revolution. Wo es darum geht, die Völker zu unterdrücken, stellen 
sie zumeist ihre Streitereien zugunsten der gemeinsamen impe- 
rialistischen Interessen zurück. 

Es wäre aber ein schwerer Fehler, zu glauben, es gäbe zwischen 
den Imperialisten, und speziell zwischen dem Sozialimperialis- 
mus und den übrigen Imperialisten, keine Widersprüche, bzw. 
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diesen Widersprüchen käme keine Bedeutung zu. Heute haben 
sich vier große imperialistische Blöcke herausgebildet: die USA, 
die Sowjetunion, die EWG und Japan. Der Streit zwischen ihnen 
um Märkte und Einflußsphären nimmt immer härtere Formen 
an. Die Schwächung des US-Imperialismus nutzen die anderen 
imperialistischen Blöcke weidlich aus. Japanisches Kapital fließt 
nach Lateinamerika, dem »Hinterhof« der USA. Die EWG-Länder 
koordinieren ihre Handelspolitik gegenüber den USA. Die USA 
und die Sowjetunion steigern ihren militärischen Wettlauf. So 
könnte man fortfahren. Die Uneinigkeit der Imperialisten, ihr 
Kampf gegeneinander sind für das Proletariat, für die Völker 
außerordentlich bedeutungsvoll. Und zwar, wie Stalin in »Über 
die Grundlagen des Leninismus« schreibt: 


»Dieser Umstand ist seinerseits deshalb bedeutsam, weil er zur 
Folge hat, daß sich die Imperialisten gegenseitig schwächen, daß 
die Position des Kapitalismus überhaupt geschwächt wird, daß der 
Moment der proletarischen Revolution näher rückt und daß diese 
Revolution zur praktischen Notwendigkeit wird.« (Stalin, Werke, 
Bd. 6, S. 65) 


Die Zusammenarbeit der beiden imperialistischen 
Supermächte gegen die unterdrückten Völker 


Die Befreiungsbewegung der unterdrückten Völker bildet gegen- 
wärtig die größte Bedrohung für die Weltherrschaft des US-Im- 
perialismus und des Sozialimperialismus. Zwar prahlen die Sozial- 
imperialisten nicht selten demagogisch mit der »Unterstützung« 
von gegen den US-Imperialismus gerichteten Befreiungsbewe- 
gungen. Teilweise geben sie diesen Befreiungsbewegungen 
tatsächlich eine gewisse materielle Hilfe, um die Positionen des 
US-Imperialismus zu schwächen und ihre eigene Position bei 
der Aufteilung der Welt zu stärken. Im Grunde haben sie jedoch 
große Angst vor den kämpfenden Völkern. Denn Breschnew und 
Co. wissen, daß ein Volk, das seine Freiheit mit den Waffen er- 
kämpft hat, sich nicht ohne weiteres dem Sozialimperialismus 
beugen wird. Die Befreiungsbewegungen bedrohen nicht allein 
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den US-Imperialismus, sondern das gesamte System des Welt- 
imperialismus. 


Schon Chruschtschow gab diesen Ängsten ihre klassische 
Formulierung. Unter dem Vorwand, daß »lokale Kriege« und vor 
allem wohl Befreiungskriege der unterdrückten Völker außer- 
ordentlich gefährlich seien und jederzeit einen Weltkrieg auslösen 
könnten - da »selbst ein kleiner Funke einen Weltbrand entzünden 
kann«?, wie er es in seiner Rede vor dem Obersten Sowjet im Okto- 
ber 1959 formulierte -, versprach er, daß er sich »beharrlich 
bemühen« würde, »die glimmenden Funken auszutreten, die einen 
Kriegsbrand entfachen könnten« (Antworten auf Fragen von Jour- 
nalisten in Washington am 16. September 1959°%). 


Um diesen zweifelhaften Beitrag zum »Weltfrieden« leisten zu 
können, ist eine enge Zusammenarbeit von US- und Sozialimpe- 
rialismus notwendig. In einem Interview, das die »Prawda« vom 
10. September 1961 veröffentlichte, sagte Chruschtschow, die USA 
und die Sowjetunion seien 


»... die mächtigsten Staaten der Welt. Wenn wir für den Frieden 
zusammenstehen, wird es keinen Krieg geben. Wenn es dann doch 
noch einen Besessenen gibt, der einen Krieg vom Zaun zu brechen 
versucht, sollte es genügen, wenn wir ihm mit dem Finger drohen, 
um ihn zum Schweigen zu bringen.« 


Oder wie es Gromyko vor dem Obersten Sowjet am 13. Dezem- 
ber 1962 ausdrückte: 


»Wenn es zwischen N. S. Chruschtschow als Regierungschef der 
Sowjetunion und dem Präsidenten der USA, John Kennedy, zu 
Vereinbarungen kommt, wird sich eine Lösung der internationalen 
Probleme ergeben, von denen das Schicksal der Menschheit ab- 
hängt.«?" 


Das bedeutet, daß die Völker ihre Kämpfe einstellen und ihr 
Schicksal den Supermächten überlassen sollten. Die Lösung der 
Probleme der Weltvölker müßte also das alleinige Monopol der 
beiden Supermächte sein; die betroffenen Völker hätten zu schwei- 
gen und zu gehorchen. 
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Bereits Chruschtschow zeigte praktisch, daß er bereit war, mit 
den USA zusammen die »glimmenden Funken« des Volkskrieges 
»auszutreten«; zum Beispiel als die sowjetische UNO-Delegation 
mit den USA zusammen für die Entsendung von UNO-Truppen 
nach dem Kongo stimmte, jener UNO-Truppen also, die den von 
Lumumba geführten antiimperialistischen Kampf des kongolesi- 
schen Volkes im Blut ertränkten. 

Doch das bisher berüchtigtste Beispiel in der Reihe der völker- 
feindlichen Komplotte des US- und des Sozialimperialismus ist 
ihre Verschwörung gegen das palästinensische Volk und die 
anderen arabischen Völker. 

Die imperialistischen Großmächte fürchten die nationale Re- 
volution im arabischen Raum und versuchen, sie abzuwürgen. Die 
USA und die Sowjetunion heckten am 22. November 1967 jenen 
berüchtigten Beschluß* des UNO-Sicherheitsrates aus, der an- 
geblich einen »gerechten und dauerhaften Frieden im Nahen Osten 
errichten«?® soll. Die Sozialimperialisten haben bis heute nicht auf- 
gehört, diese Resolution bei jeder denkbaren Gelegenheit als einen 
echten Beitrag zum Frieden hervorzukehren. Was sieht sie denn 
vor? Sie sieht den Rückzug der israelischen Streitkräfte aus den 
1967 besetzten Gebieten vor, legalisiert aber andererseits die Be- 
setzung der übrigen (seit 1948 besetzten) Teile Palästinas durch 
Israel. Wörtlich fordert die Resolution: 

»Einstellung jeglicher kriegerischer Erklärung oder jeglichen 
kriegerischen Zustands sowie Respektierung und Anerkennung der 
Souveränität, der territorialen Integrität und der politischen Un- 
abhängigkeit jeglichen Staates der Region und dessen Rechtes, 
in Frieden innerhalb von sicheren und anerkannten Grenzen frei 
von Drohungen oder Gewaltakten zu leben.« (Hervorhebung durch 
die Redaktion) 

Die arabischen Staaten sollen also die Besetzung des größten Teils 
von Palästina durch Israel annehmen und ihre Unterstützung der 





* Beschlossen wurde dabei der von Großbritannien ausformulierte Resolutions- 
entwurf. 
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palästinensischen Revolution einstellen. Die Fortsetzung der Sicher- 
heitsratsresolution war der »Rogers-Plan«, der in einem Brief des 
amerikanischen Außenministers an die ägyptische Regierung vom 
Juli 1970 enthalten ist. Er sieht einen Waffenstillstand im Nahen 
Osten und die Aufnahme von indirekten Gesprächen zwischen den 
arabischen Staaten und Israel vor, zwecks Verwirklichung der 
Sicherheitsratsresolution. Ägypten und Jordanien akzeptierten den 
Rogers-Plan. Sämtliche palästinensischen Organisationen und meh- 
rere arabische Staaten lehnten ihn, ebenso wie die Resolution, ab. 
In der Stellungnahme des Zentralkomitees der Palästinensischen 
Befreiungsorganisation vom 25. Juli 1970 heißt es: 


»Die Durchsetzung der Resolution des Sicherheitsrates, um die 
Anerkennung Israels durch Verhandlungen zu erreichen, bedeu- 
tet, die Garantie der arabischen Seite, keine Verhandlungen mit 
Israel zu führen, aufzugeben. Dies bedeutet, das Recht des arabi- 
schen Volkes von Palästina, in seiner palästinensischen Heimat zu 
leben, endgültig aufzugeben ... 


Was den Waffenstillstand anbelangt, bedeutet dies das Verbot der 
Aktionen der Stoßbrigaden, was zum Konflikt mit der Wider- 
standsbewegung Palästinas führen wird. Es liegt auf der Hand, 
daß der US-Plan dem Wesen nach sehr böswillig ist, denn er ver- 
sucht, die arabische Geschlossenheit zu unterminieren und die 
innere Front Arabiens zu spalten. Ferner zielt er daraufhin, die ara- 
bische Befreiungsbewegung, vor allem die Widerstandsbewegung 
Palästinas, zu unterdrücken und abzuschaffen. Im Namen des palä- 
stinensischen Volkes spricht das Zentralkomitee der Palästinen- 
sischen Befreiungsorganisation, bringt ihr Kampfziel zum Aus- 
druck und verkündet, daß das palästinensische Volk die Resolution 
des Sicherheitsrates und alle Formen und Konzepte zur Verwirk- 
lichung dieser Resolution, einschließlich des Rogers-Plans, ablehnt. 
Das Zentralkomitee erklärt ferner, keine arabische oder ausländi- 
sche Seite hat das Recht, die Existenz des palästinensischen Volkes 
zu negieren, seine Heimat den Zionisten und Imperialisten abzu- 
treten zur vollständigen und endgültigen Vernichtung des palästi- 
nensischen Volkes und seiner Heimat. Das palästinensische Volk, 
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das mit Waffen seine Heimat befreien, in die Heimat zurückkehren 
und sein Selbstbestimmungsrecht ausüben wird, wird nie die Waf- 
fen aus der Hand geben. Es wird den bewaffneten Kampf weiter 
fortsetzen und nie das Feuer einstellen, bis es die volle Befreiung 
erlangt hat.« 

Und wie standen die Sozialimperialisten, die Mitinitiatoren der 
Sicherheitsratsresolution dazu? Am 2. August 1970 schrieben sie 
in der »Prawda«: 

»Im Zusammenhang mit einer solchen Reaktion verschiedener 
arabischer Länder auf die Initiative der VAR hinsichtlich einer po- 
litischen Regelung der Nahostkrise, ruft die Position, die von der 
führenden irakischen Baath*-Partei eingenommen wird, Erstau- 
nen hervor ... In Bagdad begann man völlig unerwartet davon zu 
reden, daß »Versuche unternommen werden, die Palästinafrage 
endgültig zu liquidieren« usf.« 

In typisch revisionistischer Vernebelung versucht die »Prawda«, 
den Eindruck zu erwecken, der Rogers-Plan sei nicht von den USA, 
sondern von Ägypten ausgegangen. Dies findet seinen Ausdruck 
in der Formulierung: »die Reaktion verschiedener arabischer Län- 
der ... auf die Initiative der VAR«. Weiter versucht sie, den Ein- 
druck zu erwecken, der Irak, mit dem die Sozialimperialisten 
damals Krach hatten, sei der einzige arabische Staat, der den Plan 
abgelehnt habe. Von den Palästinensern wird überhaupt nicht ge- 
sprochen. Trotzdem ist klar, was hier ausgedrückt werden soll. 
Drei Tage später antwortet das Zentralorgan der Palästinensi- 
schen Befreiungsorganisation, »Fateh«: 

»Die »Prawda« erlaubt sich, nach Belieben jene zu kritisieren, die 
den Rogers-Plan zurückgewiesen haben, indem sie ihnen einen ne- 
gativen Standpunkt vorwirft ... Die Sache Palästinas ist unsere 
eigene Sache. Niemand außer uns hat das Recht, sich einzumi- 
schen. Wer einen internationalistischen Standpunkt vertreten will, 
soll uns entweder unterstützen oder den Mund halten; andernfalls 
muß man eine Antwort erwarten, wenn man an die Tür klopft.« 





* Partei der arabischen sozialistischen Erneuerung, regierte im Irak 1954-2003 
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Die gleiche Zeitung wies am 29. Juli 1970 sehr richtig darauf hin: 

»Es ist merkwürdig, daß der Sicherheitsrat und die vier Mäch- 
te niemals zu einstimmigen Beschlüssen gelangt sind, außer in der 
Frage des palästinensischen Volkes. Warum ist das so? Ist die Sa- 
che unseres Landes für sie ausnahmslos so gefährlich oder haben 
sie ohne Ausnahme ein Interesse an der Liquidierung der palästi- 
nensischen Sache? 


Vielleicht wollen diese Großmächte die Rolle von Treuhändern 
spielen, die überall in der Welt nach Belieben aufs neue Einfluß- 
sphären zuteilen können, wobei ihre Differenzen nur darin bestehen, 
wem dieses oder jenes Stück Land gehören soll, während sie unter- 
einander ein »Gentleman’s Agreement« einhalten, um die kleinen 
Völker mit ihrer materiellen und technischen Übermacht einzu- 
schüchtern. Vielleicht hat der Kampf um völlige Befreiung von 
ausländischem Einfluß jeder Art die Großmächte erbost und dazu 
veranlaßt, ihre Muskelkraft zu demonstrieren, um die Völker un- 
serer Länder und die öffentliche Meinung in diesen einzuschüch- 
tern, damit wir uns vor ihnen beugen und unsere Völker ihnen die 
höchsten nationalen Interessen überlassen.« 

Die Ereignisse der folgenden Wochen bewiesen die Richtigkeit 
der palästinensischen Einschätzung des Rogers-Plans und rissen 
den Supermächten die Friedensmaske herunter. Im September 
1970 stachelte der US-Imperialismus seine Marionette, den König 
von Jordanien, dazu an, die palästinensischen Partisanen und die 
Zivilbevölkerung in den Flüchtlingslagern zu massakrieren. 


Die Ausschaltung des palästinensischen Widerstands war näm- 
lich die notwendige Vorbedingung für die Verwirklichung des 
Sicherheitsratsbeschlusses. Die Sozialimperialisten protestierten 
mit keinem Wort gegen den Massenmord an den Palästinensern. 
Typisch für ihre Haltung war die Stellungnahme der »Iswestija« 
vom 19. September 1970: 


»Berichte aus Jordanien zeugen davon, daß sich die innere Lage 
dort ständig verschärft und kompliziert ... Das Blutvergießen in 
Jordanien entspricht den Interessen der Schirmherren der israe- 
lischen Aggression in den USA. Es ist klar, daß keine der beiden 
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Seiten etwas von der Fortsetzung der brudermordenden Metzelei 
in Jordanien gewinnen kann, weder die Vertreter der jordanischen 
Staatsgewalt, noch die palästinensischen Organisationen, noch 
irgendein arabisches Land. Das Hinausschleppen der inneren 
Unruhen in Jordanien würde der ganzen Sache des nationalen Be- 
freiungskampfes in Ostarabien Schaden zufügen.« 


In keiner einzigen Stellungnahme der sowjetischen Presse wur- 
den die jordanischen Reaktionäre oder die US-Imperialisten für 
die Kämpfe verantwortlich gemacht. In keiner einzigen Stellun- 
gnahme wurde der Zusammenhang zwischen der von den Super- 
mächten ausgetüftelten »friedlichen Lösung« und der grausamen 
Unterdrückung der Palästinenser aufgezeigt. Keine Zeitung hat 
über den wahrhaft heroischen Widerstand der Palästinenser in 
den Städten, Dörfern und Flüchtlingslagern Jordaniens berich- 
tet. Immer liest man nur von einer »gespannten Situation« und 
von einem »tragischen Bruderkampf«. Breschnew sagte in seiner 
Rede zum 50. Jahrestag der Aserbeidschanischen SSR in Baku 
am 2. Oktober 1970: 


»Leider haben die blutigen Auseinandersetzungen zwischen den 
Regierungstruppen und den bewaffneten Einheiten der palästinen- 
sischen Organisationen, die unlängst in Jordanien ausgebrochen 
waren, auch der gemeinsamen Sache der arabischen Völker, darun- 
ter der palästinensischen Araber, nicht geringen Schaden zugefügt. 
Dieser Bruderkrieg ist wahrhaft tragisch ... Wir sind zutiefst davon 
überzeugt, daß im Nahen Osten heute die Hauptaufgabe aller frei- 
heits- und friedliebenden Kräfte darin besteht, mit politischen Mit- 
teln eine friedliche Lösung zu erreichen, die Folgen der israelischen 
Aggression zu beseitigen und allen Völkern dieses Gebietes Frieden 
und Ruhe auf fester, dauerhafter Grundlage wiederzugeben.«” 


Mit anderen Worten: Jetzt, da die palästinensische Sache ge- 
schwächt ist, erst recht Schacher auf Kosten der Völker. Die 
»Prawda« vom 29. September sank sogar so tief, von der »friedlie- 
benden Position der VAR und Jordaniens« zu schreiben. Als Syrien 
und der Irak Truppen zur Unterstützung der Palästinenser nach 
Jordanien schickten, überredeten die Sozialimperialisten sie, diese 
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wieder abzuziehen. Es ist keine Übertreibung, wenn man be- 
hauptet, daß die Sozialimperialisten zum wesentlichen Teil mit- 
schuldig sind an dem Tod Tausender der besten Söhne Palästinas, 
an dem schweren Rückschlag, den der Befreiungskampf der Ara- 
ber 1970 erlitt. 


Der ägyptische Staatspräsident Sadat und die ägyptische Presse 
haben seit der Ausweisung der sowjetischen Militärberater aus 
Ägypten am 18. Juli 1972 wiederholt darauf hingewiesen, wie 
die Sozialimperialisten das Vertrauen der ägyptischen Führer 
mißbraucht haben und sich weigerten, die versprochenen Offensiv- 
waffen an Ägypten zu liefern. Es zeigt sich jetzt klar, daß das Ver- 
sprechen, Israel zur Rückgabe der ägyptischen Gebiete zu zwin- 
gen, nur ein Köder der beiden Supermächte war, um Ägypten den 
Rogers-Plan aufzuhalsen, die arabische Front gegen Israel zu spal- 
ten und die Palästinenser auszuschalten und um Ägypten unter 
dem Vorwand von »Militärhilfe« politisch und wirtschaftlich an die 
Sowjetunion zu binden. Jahrelang versuchten die sowjetischen 
Führer, Ägypten mit ihren »diplomatischen Bemühungen« um eine 
»friedliche Lösung« abzuspeisen. Es hat sich dort eine Situation 
von »Weder Krieg noch Frieden« ergeben, welche die Moral der Ar- 
mee und der Bevölkerung Ägyptens schwer unterminiert hat. 


In der Nahostfrage zeigt sich die konterrevolutionäre Zusammen- 
arbeit der beiden Supermächte besonders deutlich. Doch die gleiche 
Grundlinie läßt sich auch in den Beziehungen der Sozialimperia- 
listen zu allen anderen Befreiungsbewegungen aufzeigen. 


Freilich wagen sie es nicht, eine derart offene Stellung gegen den 
Freiheitskampf des vietnamesischen Volkes zu beziehen, da sogar 
Sozialdemokraten in einigen Ländern, wie Schweden, »Solidarität« 
mit Vietnam verkünden. Trotzdem hören die Sozialimperialisten 
nicht auf, die vietnamesische Revolution durch faule Kompromiß- 
vorschläge anzugreifen. Auch hier machen sie laut Reklame für 
eine »friedliche Lösung«. Sie hören nicht damit auf, die Vietna- 
mesen belehren zu wollen, daß »der einzige Weg für die Lösung der 
Indochinafrage Verhandlungen ohne Erpressungs- und Diktatver- 
suche sind«, wie esin der Erklärung der TASS vom 16. April 1972” 
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heißt. Die Sozialimperialisten behaupten also, die Völker Indo- 
chinas könnten ihre Unabhängigkeit nicht durch bewaffneten 
Kampf gewinnen, sondern müßten warten, bis die US-Imperia- 
listen so großzügig wären, ernsthaft zu verhandeln. Das vietna- 
mesische Volk ist bereit, Verhandlungen über eine friedliche Re- 
gelung der Vietnamfrage zu führen. Das ist aber nicht der »einzige 
Weg«. Wenn die US-Imperialisten ihre Niederlage nicht zugeben 
und nicht freiwillig aus Vietnam abziehen, dann sind die vietna- 
mesischen Patrioten bereit, ihren Volkskrieg so lange zu führen, 
bis der Feind völlig besiegt ist. Es ist jedoch kein Zufall, daß die 
TASS diese Erklärung zur gleichen Zeit herausgab, als die südviet- 
namesische Befreiungsfront ihre großartige neue Offensive begann. 
Was die Sozialimperialisten über diese Offensive denken, verriet 
der bekannte sowjetische Journalist Victor Louis in einem (nur für 
das Ausland bestimmten) Artikel, den er in der »London Evening 
Post« vom 16. Juni 1972 veröffentlichte. Dort heißt es: 


»Der Besuch des Präsidenten Podgorny* in Hanoi hat den Zweck, 
die Feindseligkeiten an allen Fronten Indochinas aufhören zu 
lassen, damit die Verhandlungen Fortschritte machen können. Be- 
obachter in Moskau glauben, wenn die Nord- und Südvietnamesen 
aufihren jetzigen Positionen bleiben, so kann eine Periode der Ent- 
spannung eintreten, die die Abhaltung einer Volksbefragung oder 
von Neuwahlen in Südvietnam ermöglichen könnte ... Der Stand- 
punkt der Chinesen scheint aber immer noch nicht klar, ebensowe- 
nig wie der der nordvietnamesischen Führer, die prochinesisch sind. 
Nach dem Scheitern ihres Versuches, das amerikanisch-sowjetische 
Treffen (gemeint ist der Besuch Nixons in Moskau — die Redaktion) 
durch Auslösen einer neuen Offensive im Süden zu verhindern, wer- 
den die Nordvietnamesen versuchen, so glaubt man in Moskau, den 
Besuch des Präsidenten Podgorny zu neutralisieren.« 

In ihrem Sieben-Punkte-Friedensvorschlag machte die Proviso- 
rische Revolutionsregierung Südvietnams unmißverständlich klar, 
daß es einen Waffenstillstand in Südvietnam erst dann geben kann, 





*N.W. Podgorny, Vorsitzender des Präsidiums des Obersten Sowjet der UdSSR 
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wenn »alle Seiten ein Abkommen über den Abzug aller Truppen der 
USA und anderer ausländischer Staaten im amerikanischen Lager 
aus Südvietnam treffen«. Das gleiche gilt auch für Wahlen. Pod- 
gorny versuchte trotzdem, die Vietnamesen von ihrem gerechten 
Standpunkt abzubringen und sie dazu zu bewegen, schon vor dem 
Abzug der US-Aggressoren ihren Kampf aufzugeben. 


Die konterrevolutionäre Rolle der Sozialimperialisten in der Indo- 
chinafrage kommt vor allem in ihrer Haltung zu Kambodscha zum 
Ausdruck. Seit dem historischen Gipfeltreffen der drei Völker Indo- 
chinas vom Mai 1970 bilden die Völker und Befreiungsarmeen von 
Vietnam, Kambodscha und Laos eine unzerstörbare Einheitsfront 
und stimmen ihre politischen und militärischen Pläne genau auf- 
einander ab. Die Königliche Regierung der Nationalen Einheit 
Kambodschas, die Staatschef Samdech Norodom Sihanouk nach 
dem vom CIA gesteuerten Putsch gründete, kontrolliert 85 Pro- 
zent des Territoriums und über fünf Siebtel der Bevölkerung Kam- 
bodschas. Die meisten Minister dieser Regierung befinden sich in 
den befreiten Gebieten Kambodschas; von einer »Exilregierung« 
kann also keine Rede sein. Zahlreiche Länder haben Sihanouks 
Regierung als die einzig legale anerkannt, darunter China, Alba- 
nien, Korea, Rumänien, Kuba und natürlich die DR Vietnam sowie 
die Provisorische Revolutionsregierung von Südvietnam. 


Bekanntlich haben die sowjetischen Führer nach dem Putsch vom 
März 1970 ihre diplomatischen Beziehungen mit Sihanouk abge- 
brochen und die Putschistenclique in Phnom Penh als »Regierung 
Kambodschas« anerkannt. Bis heute gewähren sie der legalen Re- 
gierung Kambodschas keinerlei politische Unterstützung. Das ist 
nicht nur ein Schlag gegen das kämpfende Volk von Kambodscha, 
sondern auch gegen die Völker Vietnams und Laos’. Es stellt gleich- 
zeitig einen unverhüllten Sabotageakt gegen die Einheitsfront der 
drei Völker Indochinas dar. Dafür ist es als eine moralische Auf- 
wertung der Putschistencligque zu werten, die vom kambodscha- 
nischen Volk einmütig abgelehnt wird. Inzwischen versuchen die 
Sozialimperialisten sogar, eine »politische Lösung« mit der Lon-Nol- 
Clique über die Köpfe des kambodschanischen Volkes und seiner 
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rechtmäßigen Regierung hinweg auszuhandeln. Wie der bekannte 
australische Journalist Wilfred Burchett in »Le Monde diploma- 
tique« 4/1972 schreibt, sind die sowjetischen Führer und die Lon- 
Nol-Clique bestrebt, die Nationale Einheitsfront zu spalten und eine 
»dritte Kraft«, ja sogar eine vorgebliche kommunistische Partei zu- 
sammenzuflicken. Dieser Plan wird von den kambodschanischen 
Kommunisten, die selbstverständlich innerhalb der Nationalen Ein- 
heitsfront in den vordersten Reihen kämpfen, empört verurteilt. 
Staatschef Sihanouk führte gegenüber Burchett aus: 


»Lon Nol ist außer sich vor Freude, daß er die Russen auf seiner 
Seite hat. Eine dritte Kraft, eine »kommunistische Partei« soll seine 
Parolen von »Demokratie< und »Neutralität« glaubwürdig machen 
... Die wirklichen Kommunisten Kambodschas gehören zu den tap- 
fersten Kämpfern innerhalb unserer Nationalen Einheitsfront.« 


Weshalb es in Kambodscha keine »dritte Kraft« geben kann, er- 
klärte einer der Führer des »inneren Teils«, also des innerhalb von 
Kambodscha kämpfenden Teils der Nationalen Einheitsfront 
(FUNK), Ieng Sary“, in einem Interview mit »Le Monde« vom 
15. Januar 1972: 


»Das besondere Merkmal unseres Krieges in der gegenwärtigen 
Etappe ist die feste Einheit aller patriotischer Kräfte der Nation 
innerhalb der FUNK. Noch nie hat eine nationale Einheitsfront so 
breite Kräfte gesammelt, angefangen von einem ehemaligen König, 
dem rechtmäßigen Staatschef des Landes, der von einem großarti- 
gen Patriotismus und einem entschlossenen Siegeswillen beseelt ist, 
bis hin zum ärmsten Bauer, und dazwischen gibt es die Mitglieder 
der königlichen Familie, die Nationalbourgeoisie, die Kleinbour- 
geoisie, die Arbeiter, die Intellektuellen, die buddhistischen Mönche 
usw. Diese Front und ihre Regierung stellen die Legalität, die Legi- 
timität und Kontinuität des Staates dar. Die Einheit des inneren 
und des äußeren Teils der FUNK ist fest ... Die breite Einheit, die 
innerhalb der FUNK hergestellt worden ist, erklärt, weshalb es 





* Ieng Sary, einer der Führer der Regierung Kambodschas unter Pol Pot 
(1975-1979) und der Kommunistischen Partei Kambodschas 
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zwischen uns auf der einen Seite und den Verrätern und ihren 
Herrn, den US-imperialistischen Aggressoren, auf der anderen Seite 
keine irgendwie geartete dritte Kraft gibt noch geben kann.« 


Ieng Sary drückt auch sein Bedauern aus, daß »einige Länder, 
die nicht mit den USA liiert sind«, die legale Regierung immer 
noch nicht anerkannt haben, und sagt weiter: 


»Wir hoffen, daß diese Regierungen es nicht verfehlen werden, 
uns Unterstützung zu geben, sobald sie von unserem unausweich- 
lichen Sieg und von unserer kategorischen Ablehnung, irgendeinen 
Kompromiß mit der Verräter-Clique zuzulassen, überzeugt sind. 
Jeder Wunsch und jeder Versuch, dem kambodschanischen Volk 
eine Kompromißlösung irgendeiner Form aufzuzwingen, ist nicht 
nur eine Illusion; er kann nur die Imperialisten und ihre Lakaien 
ermutigen.« 


Dank der Einheit innerhalb der FUNK, der Einheit zwischen 
den Befreiungskämpfern und dem Volk, der Einheit zwischen 
Kambodscha, Vietnam und Laos und der Unterstützung durch 
China, Korea und alle fortschrittlichen Kräfte der Welt wird das 
kambodschanische Volk in naher Zukunft siegen. Warum wider- 
setzen sich die sowjetischen Führer dieser Strömung? Warum ver- 
suchen sie, die siegreiche Kampfeinheit der drei Völker Indochinas 
zu unterminieren? Allein weil sie den Sieg der Volksrevolution in 
Südvietnam, Kambodscha und Laos praktisch verhindern wollen. 
Samdech Sihanouk hatte sicherlich nicht unrecht, als er in einem 
Interview mit der Zeitschrift »Far Eastern Economic Review« vom 
25. Dezember 1971 ausführte: 


»Es wäre für die Sowjetunion schwierig, Nordvietnam, einem 
sozialistischen Land, ihre Unterstützung zu verweigern. Aber ich 
habe gesehen, was sie Nordvietnam gibt: Flugzeuge, Raketen, 
Radargeräte — dieses Material ist nicht modern. Die Russen haben 
Hanoi nicht ein Viertel dessen gegeben, was sie Ägypten gegeben 
haben. Warum? Weil die Russen nicht wollen, daß Hanoi den Sieg 
davonträgt. Sie geben das Notwendigste, damit die Vietnamesen 
den Krieg nicht verlieren, aber nicht genug, um ihn zu gewinnen, 
obwohl sie durchaus dazu in der Lage wären. Ich glaube, daß die 
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Russen nicht wollen, daß die asiatischen Völker zu stark werden. 
Ich fürchte, daß die Amerikaner und die Russen an der gleichen 
Art Rassismus leiden; sie haben den gleichen Komplex vor der 
‚gelben Gefahr, die sie in China sehen.« 


Neben Indochina und Palästina besteht ein dritter Brennpunkt 
des bewaffneten Kampfes gegen den Imperialismus in Afrika. Dort 
führen die Völker von Angola, Mozambique und Guinea (Bissao) 
Volkskriege gegen den portugiesischen Kolonialismus, der von den 
USA und der BRD unterstützt wird. Auch dort kehren die So- 
zialimperialisten lautstark ihre angebliche Unterstützung der 
Völker hervor. Jedoch gehen sie mit der »Unterstützung« nicht 
einmal so weit, daß sie auch nur ihre Wirtschaftsbeziehungen 
mit den portugiesischen Kolonialisten einstellen würden. Ja, sie 
scheuen nicht einmal vor Waffengeschäften mit ihnen zurück. Der 
von der Portugiesischen Botschaft in Bonn herausgegebene »Por- 
tugal-Report« schreibt in seiner Juniausgabe 1971: 


»Aufgrund eines kürzlich geschlossenen Handelsvertrages zwi- 
schen der CSSR und Portugal werden tschechische Lastkraftwagen 
nach Mozambique geliefert, um an der Baustelle (des Cabora- 
Bassa-Staudamms - die Redaktion) schwere Lasten zu befördern. 
Es handelt sich dabei um geländegängige Tatra-LKW, die spe- 
ziell für militärische Zwecke konstruiert worden sind und 
von allen Ostblockländern benutzt werden. In Mozambique wird 
selbstverständlich die zivile Version eingesetzt.« (Hervorhebung 
durch die Redaktion) 


Selbstverständlich! Auch wenn dies stimmen sollte mit der »zi- 
vilen Version«, so ist das auch schon schlimm genug. Die fort- 
schrittlichen Kräfte in der BRD führen seit langem eine Kam- 
pagne gegen die Beteiligung westdeutscher Firmen am Cabora- 
Bassa-Projekt, das dem Zweck dient, die Kolonialherrschaft in 
Mozambique zu festigen. 

Der Vertreter der Volksbewegung für die Befreiung von Ango- 
la (MPLA) für Nordeuropa und Skandinavien, Antonio Alberto 
Neto, führte in einer öffentlichen Diskussionsveranstaltung in 
Tübingen am 7. Februar 1972 aus, wie die Verantwortlichen des 
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polnischen Außenministeriums bei seinem Besuch in Polen zuge- 
geben haben, daß Polen vier gutausgerüstete Transportschiffe an 
Portugal für den Einsatz in Angola und Mozambique verkaufte. 
Diese Schiffe, die Waffen und Militärpersonal tragen, wurden 1968 
und 1969 bestellt und 1970 und 1971 geliefert. Auch die Sowjet- 
union hat Schiffe an Portugal geliefert, die 1971 in Odessa her- 
gestellt wurden. Alberto Neto sagte ferner, die Sowjetunion unter- 
hielte wirtschaftliche Kontakte mit Rhodesien — trotz der Boy- 
kottbestimmungen der UNO. Auch die Tschechoslowakei habe bis 
1961 Waffen an Portugal geliefert. Neto bekräftigte, daß die Völker 
der portugiesischen Kolonien sich gegen jegliche Kontakte mit 
Portugal wendeten, da diese die Isolation Portugals durchbrächen. 


Wir könnten das Beispiel Indonesien erwähnen, wo die So- 
zialimperialisten nicht einmal ein Anschein erwecken, als ob sie 
den von der KP Indonesiens geführten bewaffneten Kampf unter- 
stützten. Dieser Kampf findet keine Erwähnung in der Sowjeti- 
schen Propaganda. Statt dessen öffnen sie die Spalten ihrer Zeit- 
schriften für eine Handvoll Renegaten aus der KP Indonesiens, 
die irgendwo in Osteuropa sitzen und sich damit beschäftigen, die 
KP Indonesiens und ihre marxistisch-leninistische Linie zu ver- 
leumden. Mehr noch, die Sozialimperialisten liefern sogar Waffen 
und Flugzeuge an die faschistische Militärregierung Indonesiens, 
die jene dann gegen die von den Kommunisten geführten Befrei- 
ungskämpfe einsetzt. Es ist ebenfalls bekanntgeworden, daß so- 
wjetische Offiziere als Ausbilder und Berater der faschistischen 
indonesischen Streitkräfte fungieren. 


Noch zahlreiche weitere Beispiele böten sich an. Die angeführ- 
ten dürften jedoch ausgereicht haben, die Hauptlinie der so- 
zialimperialistischen Politik gegenüber den unterdrückten Völkern 
zu skizzieren. Die Sozialimperialisten sind absolute Feinde der um 
ihre nationale und soziale Befreiung ringenden Völker. Dort, wo 
sie eine Befreiungsbewegung »unterstützen« oder ihre »Unter- 
stützung« anbieten, versuchen sie, diese Befreiungsbewegung zu 
erpressen, um sie in die Irre zu führen, vom bewaffneten Kampf 
abzuhalten und mit faulen Kompromissen abzuspeisen. Nicht 
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selten wollen sie diese oder jene Befreiungsbewegung als eine 
Schachfigur für ihre politischen Machenschaften mißbrauchen. 
Doch sobald sie eine solche Befreiungsbewegung nicht mehr als 
Druckmittel gegen ihre imperialistischen Konkurrenten benutzen 
können und diese sogar droht, den imperialistischen Schacher zu 
durchkreuzen, fallen die Sozialimperialisten ihr in den Rücken. 


Die Völker der unterdrückten Länder erkennen mit jedem Tag 
deutlicher, wer ihre echten und wer ihre falschen Freunde sind. 
Sie fallen weder auf die Betrugsmanöver der Sozialimperialisten 
herein noch lassen sie sich von ihren Erpressungen beirren. 


Der Kampf der Sozialimperialisten gegen das 
sozialistische China 


Die Volksrepublik China ist heute die zuverlässigste Stütze des 
weltweiten Kampfes gegen den Imperialismus. Die großartigen 
Erfolge des chinesischen Volkes beim sozialistischen Aufbau, bei 
der Festigung der Diktatur des Proletariats und der Verhütung 
der Restauration des Kapitalismus erwecken die Begeisterung der 
revolutionären Volksmassen in allen Teilen der Welt und zeugen 
von der Überlegenheit der sozialistischen Gesellschaftsordnung. 
Das chinesische Volk bringt große Opfer, um den Kampf des Pro- 
letariats und der unterdrückten Völker mit allen ihm zur Ver- 
fügung stehenden wirtschaftlichen und politischen Mitteln zu 
unterstützen. 


Chinas wachsende Bedeutung in der kommunistischen Welt- 
bewegung, sein zunehmender Einfluß auf die nationalen Be- 
freiungskämpfe erwecken bei allen Imperialisten, Revisionisten 
und Reaktionären Angst und Schrecken. Die Imperialisten ver- 
suchen, China durch Hetze und Verleumdung zu isolieren und 
mit Krieg zu bedrohen. Zuerst war es in der Hauptsache der US- 
Imperialismus, der China von der Insel Taiwan aus und mit dem 
Koreakrieg bedrohte, dann reihten sich auch die sowjetischen So- 
zialimperialisten in die Front gegen China ein. Sie haben mit den 
US-Imperialisten und anderen Reaktionären, wie der indischen 
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Regierung, eine konterrevolutionäre, antichinesische und anti- 
kommunistische heilige Allianz aufgebaut. 


Die chinesischen Kommunisten und ihr Vorsitzender Mao Tse- 
tung durchschauten rasch die antileninistischen Thesen des 
XX. Parteitages der KPdSU und wehrten sich von vornherein ge- 
gen sie. Von einem Streben nach Einheit ausgehend, kritisierten 
sie den Revisionismus Chruschtschows lange Zeit nicht in der 
Öffentlichkeit. In zahlreichen Gesprächen mit den sowjetischen 
Führern brachten sie jedoch klar zum Ausdruck, daß sie mit der 
Verurteilung Stalins, mit der These vom »friedlichen Übergang« 
und anderen Thesen Chruschtschows nicht einverstanden waren. 
In zahlreichen Artikeln verteidigten sie schließlich die Lehren des 
Marxismus-Leninismus öffentlich. 


Diese prinzipienfeste Haltung der chinesischen Kommunisten 
versetzte Chruschtschow und Konsorten in Wut. Ende der fünf- 
ziger Jahre fingen sie damit an, Verleumdungen über die Poli- 
tik Chinas in der Öffentlichkeit zu verbreiten. So griffen Chru- 
schtschow und andere Revisionisten schon 1958 öffentlich die 
chinesische Landwirtschaftspolitik an. 1960 zerrissen die Sowjet- 
revisionisten einseitig die sowjetisch-chinesischen Wirtschafts- 
verträge und zogen überraschend alle sowjetischen Techniker und 
Berater aus China zurück. Damit versuchten sie, Chinas Wirt- 
schaft zu sabotieren. Im gleichen Jahr veranstalteten sie ihre ersten 
Provokationen an der sowjetisch-chinesischen Grenze. Anfang der 
sechziger Jahre unterstützten die sowjetischen Führer unverhüllt 
die expansionistische Politik Indiens gegenüber China, als die 
reaktionäre Regierung Indiens einen Krieg anzettelte. 


Die öffentliche Polemik, die die chinesischen Kommunisten seit 
Mitte 1963 gegen die sowjetischen Revisionisten führten, war eine 
unbedingt notwendige und außerordentlich wichtige Unterstüt- 
zung für die Marxisten-Leninisten in allen Ländern. Die pro- 
grammatischen Artikel der KP Chinas bewiesen, daß die revolu- 
tionären Lehren des Marxismus-Leninismus keineswegs überholt 
sind, daß der Kommunismus trotz des Verrats der Chruschtschow, 
Breschnew und Co. lebt und vorwärtsschreitet. Diese Polemik gab 
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der internationalen kommunistischen Bewegung, die durch Chru- 
schtschows Spaltertum schwer getroffen war, einen neuen Auf- 
schwung. 


Dagegen sind die Lügen, mit denen die sowjetischen Führer 
gegen China zu Felde ziehen, eine Bankrotterklärung des Revisio- 
nismus. Die gleichen revisionistischen Schreiberlinge, die nie müde 
werden, sich über die »nüchtern denkenden« und »vernünftigen« 
Kreise in den imperialistischen Ländern auszulassen, verlieren 
die Fassung, wenn es um China geht. Keine Verdrehung ist ihnen 
zu dumm. So behaupten sie: China sei gegen die friedliche Ko- 
existenz, China wolle einen Krieg gegen die kapitalistischen Län- 
der anzetteln und die Revolution exportieren, China strebe den 
Ausbruch eines Weltkrieges an, China erhebe Gebietsansprüche 
gegen die Sowjetunion usw. 


Wir wollen uns auch nicht mit den Greuelmärchen über das Le- 
ben in China aufhalten, die die sowjetische Presse dem Infor- 
mationsministerium der Tschiang-Kai-schek-Clique nachplappert 
oder aus den Spalten der Hongkonger Boulevardblätter klaubt: 
Da gibt es haufenweise Hungersnöte, Aufstände, öffentliche Hin- 
richtungen, Bücherverbrennungen, Massenumsiedlungen nationa- 
ler Minderheiten, Selbstmordwellen bei Intellektuellen, persönli- 
che Intrigen von Parteiführern usw. (Das sind alles Beispiele, die 
tatsächlich in den letzten Jahren in der sowjetischen Presse er- 
schienen sind.) 


Doch die Sozialimperialisten beschränken sich nicht auf anti- 
kommunistische Hetze. Genauso wie die US-Imperialisten schüren 
sie mit dieser Hetze ihre Kriegsvorbereitungen gegen China. 


Es ist eine Tatsache, daß die Sozialimperialisten ihre Truppen 
und Raketenbasen an der sowjetisch-chinesischen Grenze und an 
der Grenze zwischen China und der Mongolischen Volksrepublik 
massieren. Die westlichen Geheimdienste, die die sowjetischen 
Truppenbewegungen mit ihren Spionagesatelliten genau beobach- 
ten können, gaben bekannt, daß die Sozialimperialisten bereits 
mehr Truppen in Asien als in Europa stationiert haben. Dies ist 
natürlich auch ein Erfolg der »Friedenspolitik« der Sozialimpe- 
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rialisten in Europa, die sich durch ein »kollektives Sicherheits- 
system« in Europa den Rücken für einen Krieg gegen China frei- 
machen wollen, genauso wie die US-Imperialisten ebenfalls für 
eine »Entspannung« in Europa eintreten, um militärische Kräfte 
für ihre Kriegspolitik in Asien freizusetzen. 


Diese Fakten zeigen klar, daß die Sozialimperialisten ihr Mi- 
litär nicht — wie sie immer behaupten - hauptsächlich gegen den 
US-Imperialismus, den westdeutschen Revanchismus und den ag- 
gressiven NATO-Pakt richten, sondern in erster Linie gegen das 
sozialistische China. Die sowjetischen Militärbasen in der So- 
wjetunion und in der Mongolischen Volksrepublik ergeben zu- 
sammen mit den US-Basen in Südkorea, Japan, der chinesischen 
Provinz Taiwan und den Philippinen, mit den US-Aggressions- 
truppen in Vietnam, Kambodscha, Laos und Thailand und mit den 
Truppen der indischen Expansionisten die feindliche Umkreisung 
Chinas und der anderen sozialistischen Länder Asiens. 


Die Sozialimperialisten versuchen mit allen Mitteln, China von 
der Außenwelt abzuschneiden. Wenn andere Länder keine wirt- 
schaftlichen oder politischen Kontakte mit China haben, werden 
sie um so eher bereit sein, an einer Militäraktion gegen China teil- 
zunehmen oder diese zu dulden. Im Zusammenhang mit der so- 
wjetisch-japanischen Grenzfrage schrieb die der japanischen Re- 
gierung nahestehende Zeitung »Japan Times« vom 19. Mai 1972: 


»Die Sowjetunion betreibt eine Diplomatie des Lächelns gegen- 
über Japan, um eine Annäherung zwischen Japan und China zu 
verhindern ... Die UdSSR hat vorgeschlagen, daß Japan und die 
Sowjetunion im Laufe des Jahres Verhandlungen über einen Frie- 
densvertrag eröffnen. Selbstverständlich müssen die Territorial- 
streitigkeiten geregelt werden, bevor ein Friedensvertrag zwischen 
den beiden Ländern abgeschlossen werden kann. Die Sowjetunion 
sagt jetzt: »Unsere Haltung zur Territorialfrage hängt von der Hal- 
tung Japans gegenüber China ab.< Gleichzeitig deutet sie an, daß 
es für Japan besser wäre, noch fünf Jahre zu warten, bevor wir 
diplomatische Beziehungen mit China wiederaufnehmen, da innere 
Veränderungen in diesem Land stattfinden würden.« 
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Den letzten Satz kann man nur dahingehend verstehen, daß die 
Sozialimperialisten erhoffen, durch eine bewaffnete Intervention 
bzw. durch die Intrigen ihrer Agenten innerhalb Chinas eine re- 
visionistische Clique in China an die Macht bringen zu können. 
Doch die japanische Regierung verließ sich nicht auf die sozial- 
imperialistischen Wunschträume, sondern nahm ohne Zögern 
diplomatische Beziehungen zur VR China auf. 


Mit den USA verhält es sich ähnlich. Noch vor wenigen Jahren 
forderten die Sozialimperialisten demagogisch, die USA sollten 
ihre Truppen aus Taiwan abziehen und China anerkennen. Jetzt 
aber, da die für sie äußerst schwierige internationale und innere 
Lage die US-Imperialisten gezwungen hat, zumindest scheinbar 
gewisse Zugeständnisse an China zu machen, ja überhaupt die 
Existenz Volkschinas offiziell zur Kenntnis zu nehmen, sind die 
Revisionisten plötzlich nicht mehr für diese Forderungen. Die 
üblen Nachreden der Sozialimperialisten und ihrer Papageien, 
speziell der DKP, anläßlich des Besuches Nixons in China sind 
noch in frischer Erinnerung. Diese ganze Hetze beweist doch, daß 
die Sozialimperialisten kein Interesse an einer Verminderung der 
Spannungen in Asien haben, sondern diese im Gegenteil anheizen 
wollen, um China noch stärker zu bedrohen und ihre anti- 
chinesische Kollaboration mit dem US-Imperialismus forcieren zu 
können. 


Bereits an anderer Stelle wurde von der militärischen Zusam- 
menarbeit zwischen der Sowjetunion und Indien gesprochen, die 
in dem erwähnten Beistandsvertrag zum Ausdruck kommt. Die- 
ser Vertrag wurde kurz vor dem indischen Überfall auf Pakistan 
1971 unterzeichnet. Ihm liegen einerseits wirtschaftliche Inter- 
essen des Sozialimperialismus zugrunde. Doch gleichzeitig han- 
delt es sich hier offensichtlich auch um ein Kriegsbündnis gegen 
China. Bekanntlich erheben die indischen Reaktionäre völlig un- 
berechtigte Gebietsforderungen gegenüber China und haben 1959 
und 1962 China überfallen. Dabei verbrannten sie sich allerdings 
gewaltig die Finger. Seitdem beharrt Indien auf seiner feindseli- 
gen Haltung und hat alle Bemühungen der chinesischen Regie- 
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rung um eine friedliche Lösung der Grenzfrage vereitelt. Schon 
vor ihrem ersten Überfall auf China hatte die indische Regierung 
eine Handvoll reaktionärer Lama-Priester in Tibet dazu aufge- 
hetzt, durch einen Aufstand die Beseitigung des Feudalsystems 
in Tibet zu verhindern. 


Die Ereignisse auf dem indisch-pakistanischen Subkontinent 
geben ein gutes Beispiel dafür ab, wie bei den Imperialisten die 
Kriegsvorbereitungen gegen die sozialistischen Länder und der 
Kampf um die Neuaufteilung der Welt miteinander untrennbar 
verbunden sind. 


Unter dem Vorwand der Errichtung eines »kollektiven Sicher- 
heitssystems« in Asien versucht Breschnew, alle antichinesischen 
und antikommunistischen Kräfte Asiens zu einem chinafeindli- 
chen Bündnis zu vereinigen. Allerdings mit wenig Erfolg. Er scheut 
sich nicht, Kontakte mit dem wohl übelsten Feind des chinesi- 
schen Volkes, der Tschiang-Kai-schek-Clique, anzuknüpfen. Wie 
»Far Eastern Economic Review« 12/1971 berichtet, kam 1968 der 
sowjetische Agent und Journalist Victor Louis nach Taiwan zu ge- 
heimen Gesprächen mit dem Sohn und designierten Nachfolger 
Tschiang Kai-scheks, Tschiang Tsching-kuo, sowie mit anderen 
Führern der Tschiang-Bande. Seitdem fanden mehrere Kontakt- 
gespräche zwischen Vertretern des Sozialimperialismus und der 
Tschiang-Clique statt. 


Aber die Sozialimperialisten beschränken sich nicht auf Kriegs- 
vorbereitungen und das Zusammenschustern von Kriegspakten. 
Sie sind schon längst zu offenen Kriegsprovokationen überge- 
gangen. Die bislang schwersten bewaffneten Auseinandersetzun- 
gen ereigneten sich 1969 an der Nordostgrenze Chinas. So dran- 
gen am 2. März 1969 sowjetische Truppen auf die chinesische 
Insel Dschenbao im Wusuli-Fluß vor und ermordeten zahlreiche 
chinesische Grenzschutzangehörige. In den folgenden Wochen und 
Monaten verstärkten sich diese Provokationen. 

Dabei nahmen die sozialimperialistischen Aggressoren zu allen 
denkbaren Verleumdungen Zuflucht, um ihre Angreiferrolle zu 
vertuschen und sie China in die Schuhe zu schieben. 
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Natürlich weiß die ganze Welt, daß die Volksrepublik China seit 
ihrer Gründung noch nie irgendein fremdes Land überfallen und 
sich keinen Fußbreit fremden Bodens angeeignet hat. In keinem 
Land der Welt - China ausgenommen - sind chinesische Truppen 
stationiert. China hat seine Grenzfragen mit all seinen Nachbarn, 
außer mit der Sowjetunion und Indien, friedlich lösen können. 
China strebt eine Politik der friedlichen Koexistenz mit allen Län- 
dern der Welt an und beachtet peinlich genau die Souveränität 
aller Länder. An diesen unbestreitbaren Tatsachen kann das ganze 
revisionistische Geschrei von der »kriegslüsternen« und »chauvi- 
nistischen« Politik Chinas nichts ändern. 


Dagegen halten die Sozialimperialisten eine ganze Reihe von 
Ländern seit Jahren besetzt und errichten Stützpunkt um Stütz- 
punkt in allen Teilen der Welt. Nur wenige Monate vor dem Be- 
ginn der Kämpfe am Wusuli und am Heilung marschierten sowje- 
tische Besatzungstruppen unter den Augen der ganzen Welt in 
die Tschechoslowakei ein. Es gibt kaum ein Land, auf das die 
Sozialimperialisten nicht Druck ausgeübt und in dessen innere 
Angelegenheiten sie sich nicht eingemischt haben. 


Wir können hier nicht ausführlich auf die Geschichte des sowje- 
tisch-chinesischen Grenzproblems eingehen. Ihr Kern ist: Obwohl 
die gegenwärtige chinesisch-sowjetische Grenze durch die Aggres- 
sion des Zarismus entstand und auf ungleichen Verträgen beruht, 
die der Zarismus dem halbkolonialen China aufzwang, ist die 
chinesische Regierung bereit, diese Verträge als die Grundlage 
für eine endgültige Grenzziehung anzuerkennen und verlangt 
nicht die Rückgabe der vom Zarismus geraubten Gebiete. Die so- 
wjetische Regierung jedoch ist bestrebt, sich noch mehr chine- 
sisches Gebiet anzueignen als die Zaren. Sie versuchen hinter- 
listig, die Grenzen Chinas in Frage zu stellen und sich so eine 
historische »Rechtfertigung« für eine künftige Aggression gegen 
China zu schaffen. 


Die sozialistischen Staaten sind nicht auf Kriege angewiesen. 
China bedroht niemanden und wird niemals irgendein Land als 
erster angreifen. China braucht den Frieden, um seinen sozialisti- 
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schen Aufbau voranzutreiben; denn dies ist der wertvollste Bei- 
trag, den das chinesische Volk gegenwärtig für die Weltrevolution 
leisten kann. 


Die Imperialisten hingegen brauchen den Krieg; dies ist ein 
Gesetz des Imperialismus: Sie müssen ihre wirtschaftlichen und 
politischen Einflußsphären ständig ausweiten, um Höchstprofite 
zu erlangen. Sie benötigen den Militarismus und Chauvinismus, 
um die Arbeiterklasse im eigenen Land zu unterdrücken. Und 
langfristig bereiten sich die imperialistischen Wölfe auf die Ver- 
nichtung des Sozialismus vor. 


Der Hauptwiderspruch in der Welt ist heute der zwischen dem 
Sozialimperialismus und dem sozialistischen China. Die Kriegs- 
vorbereitungen der Sozialimperialisten an Chinas Grenzen wer- 
den immer intensiver und umfangreicher betrieben. Das bedeu- 
tet aber nicht, daß sich die Widersprüche mit anderen imperia- 
listischen Staaten in Europa und den USA nicht ebenfalls ver- 
schärfen würden. Auf die sozialimperialistische Sowjetunion trifft 
heute zu, was Mao Tsetung 1946 in seinem »Gespräch mit Anna 
Louise Strong« über die Aggressionspolitik des US-Imperialismus 
gegen die damals noch sozialistische Sowjetunion erklärte: 


»Die Propaganda für einen Krieg gegen die Sowjetunion hat zwei 
Seiten. Die eine Seite ist, daß der USA-Imperialismus wirklich 
einen Krieg gegen die Sowjetunion vorbereitet. Die gegenwärti- 
ge Propaganda für einen Krieg gegen die Sowjetunion sowie die 
sonstige antisowjetische Propaganda ist die politische Vorberei- 
tung für einen solchen Krieg. Auf der anderen Seite dient diese Pro- 
paganda als ein Nebelvorhang, hinter dem die USA-Reaktionäre 
die vielen realen Widersprüche verbergen wollen, denen der USA- 
Imperialismus zur Zeit unmittelbar gegenübersteht. Diese Wider- 
sprüche sind die Widersprüche zwischen den USA-Reaktionären 
und dem amerikanischen Volk und die Widersprüche zwischen 
dem USA-Imperialismus und den anderen kapitalistischen Län- 
dern sowie zwischen ihm und den kolonialen und halbkolonialen 
Ländern. Die tatsächliche Bedeutung der Losung der USA für einen 
Krieg gegen die Sowjetunion liegt im gegenwärtigen Augenblick in 
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der Unterdrückung des amerikanischen Volkes und der Expansion 
ihrer aggressiven Kräfte in der kapitalistischen Welt.« (Mao Tse- 
tung, Ausgewählte Werke, Bd. IV, S. 98/99) 


Diese Worte sind eine treffende Bezeichnung auch der gegen- 
wärtigen Weltlage und bringen den Doppelcharakter der anti- 
chinesischen Politik des US-Imperialismus und des Sozialimpe- 
rialismus klar zum Ausdruck. Einerseits bereiten sie tatsächlich 
einen Krieg gegen China vor. Andererseits benutzen sie ihre an- 
tikommunistischen Umtriebe, um das eigene Volk und die Völker 
der Welt zu unterdrücken. 


Der Kampf gegen die chinafeindlichen Umtriebe der Super- 
mächte ist deshalb untrennbar mit dem Kampf des amerikani- 
schen Volkes, des Sowjetvolkes, der Völker der ganzen Welt ge- 
gen die Herrschaft des Imperialismus verflochten. Die revolu- 
tionären Massen der Sowjetunion, die das Andenken Lenins und 
Stalins hochhalten, werden sicherlich nicht tatenlos zuschauen, 
wenn Breschnew und Co. darangehen, einen Krieg gegen China 
anzuzetteln. Die Pläne der Imperialisten werden nicht allein am 
Widerstand des chinesischen Volkes scheitern, sondern am Kampf 
aller Völker. 
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4. Die ideologische Integration des 
Sozialimperialismus in das 
imperialistische Weltsystem 


Die Konvergenztheorie - die bürgerlich-ideologische 
Dunstglocke zur Vertuschung der Restauration des 
Kapitalismus 


Das Scheitern des konterrevolutionären Futsches 1956 in Un- 
garn zeigte den Imperialisten, daß auf diesem Wege der Sozialis- 
mus nicht zu beseitigen ist. Das Jahr 1956 war aber, was die Im- 
perialisten nicht voraussehen konnten, der Ausgangspunkt für 
eine Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion von innen 
her. Diese Restauration des Kapitalismus neuen Typs erfolgte in 
zwei Etappen. Zuerst mußte der Überbau der sozialistischen Ge- 
sellschaft verändert werden (Revision des Marxismus-Leninismus 
und Aufhebung der Diktatur des Proletariats). Dann begann die 
Veränderung der ökonomischen Basis, die Umgestaltung der so- 
zialistischen Wirtschaft in eine kapitalistische. 


Die sensationelle Entwicklung in der Sowjetunion veranlaßte 
den Imperialismus zu einer Änderung seiner politischen Strate- 
gie und Taktik gegenüber der Sowjetunion und den anderen re- 
visionistischen Ländern. Die Politik des »kalten Krieges« wurde 
durch eine »Entspannungspolitik« abgelöst. Bürgerliche Ideolo- 
gen erdachten neue Theorien, die dieser Entwicklung Rechnung 
tragen sollten. 


Es ist darum kein Zufall, daß eine solche neue Theorie — die Kon- 
vergenztheorie — etwa um 1960 entstand, als die neokapitalisti- 
sche Entwicklung in der Sowjetunion für die bürgerlichen Ideolo- 
gen immer offensichtlicher wurde. Wir wollen hier nicht auf die 
unterschiedlichen Auffassungen der Konvergenztheoretiker ein- 
gehen. Im Grunde laufen sie alle auf dasselbe hinaus. 


Konvergenz heißt Annäherung. Konvergenz zwischen den Gesell- 
schaftssystemen des Kapitalismus und des Sozialismus bedeutet: 
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Annäherung beider Systeme und schließlich Verschmelzung zu 
einem dritten, neuen System, so wie die Vermischung roter und 
weißer Farbe rosa ergibt. 


Die Konvergenztheorie entwickelt folgende Ansicht: Man muß 
ausgehen von der neuen industriellen Revolution (Automation, 
elektronische Steuerung und anderes), die in allen entwickelten 
kapitalistischen und sozialistischen Industrieländern tiefgreifen- 
de Veränderungen hervorruft und dementsprechend die Unter- 
schiede beider Systeme allmählich aufhebt und zu einer gemein- 
samen Industriegesellschaft zusammenfließen läßt. Die techni- 
schen Manager beherrschen den Produktionsapparat. Durch ihre 
Leitung des gesamten Produktionsablaufs sind die Kapital- 
eigentümer aus der gesamten Produktion ausgeschaltet. In der 
kapitalistischen Produktionsweise werden so die Kapitalisten und 
im Sozialismus die Gesellschaft als Kapitaleigentümer unnötig. 
Beide Systeme verlieren ihre spezifischen Eigenschaften und tref- 
fen sich auf einer gemeinsamen mittleren Linie, wobei von beiden 
Systemen die positiven Seiten übernommen werden und sich zu 
einem »dritten System« vereinigen. Das sind kurz die Grundzüge 
der Konvergenztheorie. Es lassen sich im großen und ganzen zwei 
Hauptrichtungen unterscheiden: eine kleinbürgerliche und eine 
imperialistische Variante der Konvergenztheorie. 


Die kleinbürgerliche Variante der Konvergenztheorie 
entspringt der Sehnsucht des Kleinbürgers nach Sicherung seiner 
Existenz. Die Existenzangst des Kleinbürgers gegenüber dem 
staatsmonopolistischen Kapitalismus einerseits und die gleich- 
zeitige Ablehnung des sozialistischen Systems andererseits bringt 
ihn in einen unlösbaren Widerspruch. Marx schrieb 1846 an An- 
nenkow: 


»In einer fortgeschrittenen Gesellschaft und durch den Zwang 
seiner Lage wird der Kleinbürger einesteils Sozialist, anderen- 
teils Ökonom, d. h., er ist geblendet von der Herrlichkeit der großen 
Bourgeoisie und hat Mitgefühl für die Leiden des Volkes.« 
(Marx/Engels, Werke, Bd. 4, S. 557) 
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Der Kleinbürger will das bürgerliche Gesellschaftssystem, bei 
aller Kritik am staatsmonopolistischen Kapitalismus, erhalten. 
Er möchte einige ihm zusagende Eigenschaften des Sozialismus 
für sich beanspruchen, ohne die sozialistische Gesellschaftsord- 
nung anzuerkennen. Seine eigenen Vorstellungen über Sozialis- 
mus gehen von seiner zwiespältigen Lage aus. 


»Dieser (kleinbürgerliche — die Redaktion) Sozialismus zerglie- 
derte höchst scharfsinnig die Widersprüche in den modernen Pro- 
duktionsverhältnissen. Er enthüllte die gleisnerischen Beschöni- 
gungen der Ökonomen. Er wies unwiderleglich die zerstörenden 
Wirkungen der Maschinerie und der Teilung der Arbeit nach, die 
Konzentration der Kapitalien und des Grundbesitzes, die Über- 
produktion, die Krisen, den notwendigen Untergang der kleinen 
Bürger und Bauern, das Elend des Proletariats, die Anarchie in 
der Produktion, die schreienden Mißverhältnisse in der Verteilung 
des Reichtums, den industriellen Vernichtungskrieg der Nationen 
untereinander, die Auflösung der alten Sitten, der alten Familien- 
verhältnisse, der alten Nationalitäten. 


Seinem positiven Gehalte nach will jedoch dieser Sozialismus 
entweder die alten Produktions- und Verkehrsmittel wiederher- 
stellen und mit ihnen die alten Eigentumsverhältnisse und die alte 
Gesellschaft, oder er will die modernen Produktions- und Ver- 
kehrsmittel in den Rahmen der alten Eigentumsverhältnisse, die 
von ihnen gesprengt wurden, gesprengt werden mußten, gewalt- 
sam wieder einsperren. In beiden Fällen ist er reaktionär und uto- 
pistisch zugleich.« (Marx/Engels, Werke, Bd.4, S. 484/485) 


In der Konvergenztheorie glaubt der Kleinbürger eine Lösung 
zu finden. Danach nähern sich das kapitalistische und sozialisti- 
sche System bis zum Ineinander-Übergehen in eine einheitliche 
Industriegesellschaft, wobei einige, für den Kleinbürger annehm- 
bare Errungenschaften des Sozialismus übernommen und be- 
stimmte Züge des Monopolkapitalismus reformiert werden. 

Die imperialistische Variante der Konvergenztheorie geht 
von der imperialistischen Politik der Liquidierung des Sozialismus 
aus. Früher war diese Politik auf einen primitiven Antikommu- 
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nismus ausgerichtet: Die Kommunisten — als menschenfeindliche, 
blutrünstige Ungeheuer dargestellt — sollten ausgerottet werden, 
der Sozialismus würde untergehen und die Wirtschaft ruiniert, 
weil sie von unfähigen Leuten geführt wird; die Menschen im So- 
zialismus würden unterdrückt und müßten befreit werden. Dieser 
primitive Antikommunismus war im Verlauf der grandiosen Ent- 
wicklung des Sozialismus nicht mehr tragbar. Er geriet in Wider- 
spruch mit der Realität der Erfolge sozialistischer Länder. 


Seit Bestehen der Sowjetmacht hat der Imperialismus keinen 
Versuch unterlassen, den Sozialismus von innen her auszuhöhlen 
und durch das Hineintragen der bürgerlichen Ideologie die sozia- 
listische Gesellschaft zu zersetzen. Diese ideologische Offensive 
hat allerdings bei den Arbeitern und Bauern wenig Erfolg gehabt. 
Aber sicherlich hat sie dazu beigetragen, die Umwandlung der 
Bürokratie zur neuen herrschenden Klasse, zur Bourgeoisie neuen 
Typs, zu beschleunigen. Die imperialistische Konvergenztheorie 
ist neben anderen ein Mittel, die Restauration des Kapitalismus 
in der Sowjetunion und in den revisionistischen Ländern Ost- 
europas zu beeinflussen und das neue kapitalistische System in 
das System des Imperialismus zu integrieren. Diese imperialisti- 
sche Politik verlangte eine intensivere Erforschung der Vorgänge 
in den revisionistischen Ländern und die Suche nach geeigneten 
Mitteln für eine systematische ideologische, politische und wirt- 
schaftliche Einwirkung in diese Richtung. 


Die Imperialisten wissen, daß ein solcher Prozeß langwierig 
und dann am wirksamsten ist, wenn die wahren Vorgänge der 
Restauration des Kapitalismus verschleiert werden. So wird plötz- 
lich der »Sozialismus« hoffähig. Statt »Sowjetrußland« heißt esnun 
»Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken« und statt »Sowje- 
tische Besatzungszone« nunmehr »Deutsche Demokratische Re- 
publik«. Je weiter der Revisionismus und die Restauration des 
Kapitalismus fortschreiten, um so mehr wird diese Entwicklung 
als »demokratischer Sozialismus« herausgestellt. Eine riesige 
Dunstwolke, in allen ideologischen Farben schillernd, soll den Pro- 
zeß der Restauration des Kapitalismus in den revisionistischen 
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Ländern verschleiern, vertuschen. Erstens, um einen möglichst 
ungestörten Verlauf der Restauration des Kapitalismus und die 
Verzahnung mit der kapitalistischen Wirtschaft des Westens zu 
gewährleisten; und zweitens, um den wahren Sozialismus bei der 
eigenen Arbeiterklasse und dem werktätigen Volk in Verruf zu 
bringen. So werden in der imperialistischen Propaganda die Vor- 
gänge der Liquidierung des Sozialismus und die Restauration des 
Kapitalismus mit den verhängnisvollen Auswirkungen auf die 
Wirtschaft und Arbeitsbedingungen einerseits und die Vorteile der 
Privilegierten andererseits als »sozialistische Errungenschaften« 
herausgestellt. Dadurch sollen die Arbeiter in den privatkapita- 
listischen Ländern verwirrt werden. Diese Arbeiter haben jedoch 
Vorstellungen vom Sozialismus, die nicht im Einklang stehen mit 
dem Pseudosozialismus, der ihnen hier angedreht werden soll. 


Die Konvergenztheorie bietet sich dem Imperialismus als eine 
solche ideologische Dunstglocke zur Vernebelung der Hirne der 
werktätigen Massen an. Diese Theorie ist eine geschickte Anpas- 
sung der bürgerlichen Ideologie an eine veränderte Lage. Die Kon- 
vergenztheorie stellt die Entwicklung der menschlichen Gesell- 
schaft als Annäherung des sozialistischen und kapitalistischen 
Systems wie den Verlauf zweier sich zuneigender Linien dar, 
während in Wirklichkeit die Entwicklung anders verläuft. Sozia- 
lismus und Kapitalismus stehen sich gegenüber wie Feuer und 
Wasser. Beide sind nicht zu vereinigen, das eine schließt das 
andere aus. Sozialismus oder Kapitalismus; ein gemeinsames Drit- 
tes gibt es nicht. Lenin erklärte 1919 in den »Thesen über Demo- 
kratie und Diktatur« unmißverständlich, 


»... daß es in der kapitalistischen Gesellschaft bei einer einiger- 
maßen ernstlichen Verschärfung des Klassenkampfes, auf dem die- 
se Gesellschaft begründet ist, kein Mittelding geben kann zwischen 
der Diktatur der Bourgeoisie und der Diktatur des Proletariats. 
Jeder Traum von irgend etwas Drittem ist reaktionäre Lamenta- 
tion” eines Kleinbürgers.« (Lenin, Werke, Bd. 28, S. 478) 





* Lamentation, lateinisch lamentatio, Klage, Wehklagen 
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Die Konvergenztheorie ist darum eine Theorie zur Täuschung 
der Massen, um sie vom Klassenkampf abzuhalten. Denn wenn 
sich das kapitalistische und das sozialistische System von selber 
nähern, warum sollten dann die ausgebeuteten und unterdrück- 
ten Massen noch für die Beseitigung der kapitalistischen Herr- 
schaft und für den Sozialismus kämpfen? Hier liegt letzten Endes 
der Kern der kleinbürgerlichen Variante der Konvergenztheorie. 
Es kommt nicht darauf an, ob die kleinbürgerlichen Konvergenz- 
theoretiker es mit ihrer Auffassung ehrlich meinen oder im Auf- 
trag handeln. Auf sie trifft das zu, was Marx schon 1852, also vor 
120 Jahren, schrieb: 


»Der eigentümliche Charakter der Sozial-Demokratie faßt sich 
darin zusammen, daß demokratisch-republikanische Institutionen 
als Mittel verlangt werden, nicht um zwei Extreme, Kapital und 
Lohnarbeit, beide aufzuheben, sondern um ihren Gegensatz abzu- 
schwächen und in Harmonie zu verwandeln. Wie verschiedene 
Maßregeln zur Erreichung dieses Zweckes vorgeschlagen werden 
mögen, wie sehr er mit mehr oder minder revolutionären Vorstel- 
lungen sich verbrämen mag, der Inhalt bleibt derselbe. Dieser 
Inhalt ist die Umänderung der Gesellschaft auf demokratischem 
Wege, aber eine Umänderung innerhalb der Grenzen des Klein- 
bürgertums. Man muß sich nur nicht die bornierte Vorstellung ma- 
chen, als wenn das Kleinbürgertum prinzipiell ein egoistisches 
Klasseninteresse durchsetzen wolle. Es glaubt vielmehr, daß die 
besondern Bedingungen seiner Befreiung die allgemeinen Be- 
dingungen sind, innerhalb deren allein die moderne Gesellschaft 
gerettet und der Klassenkampf vermieden werden kann.« (Marx/En- 
gels, Werke, Bd. 8, S. 141/142) 


Den Klassenkampf vermeiden heißt, auf den Sozialismus zu ver- 
zichten. Deshalb führen auch die kleinbürgerlichen Konvergenz- 
theoretiker, mögen sie an sich antiimperialistisch eingestellt sein, 
die Geschäfte des staatsmonopolistischen Kapitalismus durch. 
Das kennzeichnet die Zwiespältigkeit der kleinbürgerlichen Po- 
sition zwischen den großen Klassen, zwischen Bourgeoisie und 
Proletariat. 
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»Ein solcher Kleinbürger vergöttlicht den Widerspruch, weil 
der Widerspruch der Kern seines Wesens ist. Er selber ist bloß der 
soziale Widerspruch in Aktion. Er muß durch die Theorie recht- 
fertigen, was er in der Praxis ist.« (Marx/Engels, Werke, Bd. 4, 
S.557) 


Man könnte annehmen, daß es den Revisionisten recht wäre, 
wenn durch die Konvergenztheorie die Tatsache der Restauration 
des Kapitalismus in den revisionistischen Ländern verschleiert 
wird. Das ist aber nicht der Fall; im Gegenteil: Zur reibungslosen 
Durchführung der Restauration müssen sie alles vermeiden, was 
auch nur im geringsten auf eine Annäherung an den Kapitalis- 
mus des Westens hinweist. Die Revisionisten sind vielmehr ge- 
zwungen, sich das Firmenschild des Sozialismus und des Mar- 
xismus-Leninismus umzuhängen, um durch diesen Betrug die ver- 
räterische Linie des Revisionismus zu tarnen bzw. zu verschleiern. 
Sie reden nach wie vor vom »sozialistischen« Aufbau, sogar vom 
»Aufbau des Kommunismus«, obwohl sie den Kapitalismus neuen 
Typs eingeführt haben. Die DKP erklärt in ihren Thesen, daß sie 
»ihre Tätigkeit auf die Theorie von Marx, Engels und Lenin« grün- 
de und revidiert in den nachfolgenden Thesen den Marxismus- 
Leninismus. Breschnew verkündet auf dem XXIV. Parteitag: 


»Die sozialistische Gesellschaftsordnung, die in den Staaten, die 
heute das sozialistische Weltsystem bilden, fest verankert ist, hat 
in der historischen Auseinandersetzung mit dem Kapitalismus ihre 
große Lebenskraft bewiesen.« »XXIV. Parteitag der KPdSU«, S. 8/9) 


Und das, nachdem die Restauration des Kapitalismus neuen 
Typs bereits durchgeführt und die Grundlagen der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung zerschlagen waren. Die Revisionisten haben 
»in der historischen Auseinandersetzung mit dem Kapitalismus« 
versagt und den Sozialismus verraten. Wenn sie diesen Verrat 
offen zugegeben, die Aufhebung der Diktatur des Proletariats als 
solche in aller Öffentlichkeit proklamiert und die Restauration 
des Kapitalismus beim Namen genannt und offen verkündet 
hätten, wären sie bestimmt hinweggefegt worden. Sie mußten 
die sowjetischen Massen täuschen, indem sie ihren schändlichen 
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Verrat am Marxismus-Leninismus und am Sozialismus als »Wei- 
terentwicklung der Theorie des Marxismus-Leninismus« zu ver- 
kaufen suchten. Diesem Versuch steht die Konvergenztheorie 
entgegen, obwohl beide, die Konvergenztheorie und die revisio- 
nistische Theorie, ideologisch das gleiche Ziel verfolgen: die Täu- 
schung der Massen. Aus den oben genannten Gründen treten die 
Revisionisten gegen die Konvergenztheorie auf, so wie Professor 
Hager (einer der eifrigsten Revisionisten der SED) auf dem 9. Ple- 
num des ZK der SED im Oktober 1968: 


»Alle Maßnahmen der sozialistischen Länder zur Durchführung 
der wissenschaftlich-technischen Revolution (richtiger: der kapi- 
talistischen Restauration — die Redaktion), wie neue Formen und 
Methoden der Planung und Leitung und andere, sind Maßnahmen 
des Fortschritts im Sozialismus (der Liquidierung des Sozialismus 
—- die Redaktion) und nicht — wie die Konvergenztheoretiker be- 
haupten —- Modifizierungen auf dem Wege zur Annäherung an den 
Kapitalismus. Es kann keine Kombination von Kapitalismus und 
Sozialismus geben, vielmehr wächst die Divergenz zwischen den 
beiden gesellschaftlichen Systemen.« 


Die Revisionisten halten ihre Methode zur Verschleierung der 
Restauration des Kapitalismus und der Täuschung der Massen 
für wirkungsvoller als die der imperialistischen Konvergenztheo- 
retiker, darum lehnen sie sie ab. Ihre Gründe sind jedoch ganz 
andere wie die der Marxisten-Leninisten, die in der Konvergenz- 
theorie den imperialistischen Versuch sehen, die Vorgänge in den 
revisionistischen Ländern in Zusammenhang mit der Restaura- 
tion des Kapitalismus zu verschleiern, um sie desto wirkungs- 
voller fördern und die neo-kapitalistische Wirtschaft der revisio- 
nistischen Länder allmählich in ihr System integrieren zu können. 
Dagegen befürchten die Revisionisten, daß durch die Konver- 
genztheorie gerade auf die noch nicht restlos durchgeführte und 
gefestigte Restauration des Kapitalismus aufmerksam gemacht 
wird, daß die Massen den Verrat am Sozialismus und Marxismus- 
Leninismus erkennen könnten, also gerade das, was sie durch 
ihr Täuschungsmanöver verhindern wollen. Darum treten die 
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Revisionisten gegen die Konvergenztheorie auf, als gäbe esin den 
revisionistischen Ländern noch den Sozialismus und als stünden 
sie noch auf dem Boden des Marxismus-Leninismus. Die Konver- 
genztheorie als Betrugsmanöver der Imperialisten steht somit im 
Widerspruch zu dem Betrugsmanöver der Revisionisten, obwohl 
beide dasselbe wollen: die Hirne der Massen im Dienste des Kapi- 
talismus vernebeln. 


Die Evolutionstheorie - die amerikanische Politik zur 
Förderung der Restauration des Kapitalismus und der 
Zusammenarbeit auf kapitalistischer Grundlage 


Die Konvergenztheorie ist nicht die einzige, auf die der Impe- 
rialismus seine Politik der Förderung der Restauration des Kapi- 
talismus in den revisionistischen Ländern und der Einfügung in 
das imperialistische System ausrichtet. Die zweite wichtige Theo- 
rie ist die Evolutionstheorie. Wenn auch beide Theorien wesent- 
lich von dem Planungsstab des amerikanischen Außenministe- 
riums beeinflußt wurden, so hat die Evolutionstheorie für die 
praktische amerikanische Politik wahrscheinlich noch größere 
Bedeutung. 


Der Begründer der Evolutionstheorie ist Professor Brzezinski, 
der die Konvergenztheorie vom Wandlungsprozeß beider Systeme, 
des sozialistischen wie auch des kapitalistischen, ablehnt. Seine 
Evolutionstheorie geht von einer Wandlung des sozialistischen 
Systems aus und von der Möglichkeit der Vereinigung auf kapi- 
talistischer Grundlage. Bereits im Oktober 1959 wies John F. Ken- 
nedy in einer Rede auf die Möglichkeit einer solchen Evolution 
hin, als er die Frage stellte: »Wenn sich in Osteuropa Freiheit nur 
durch eine friedliche Wandlung einstellen kann — was können wir 
tun, um diese sich schrittweise vollziehende Evolution zu fördern®« 
Brzezinski entwickelte eine Konzeption der praktischen Politik 
des amerikanischen Imperialismus in Europa, um dieses Ziel 
Kennedys zu erreichen. Darum ist die Evolutionstheorie in vieler- 
lei Hinsicht interessanter als die Konvergenztheorie. 
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Professor Brzezinski, Direktor des »Research Institute on Com- 
munist Affairs« an der Columbia University in New York, wurde 
im Sommer 1966 in den Planungsstab des amerikanischen Außen- 
ministeriums berufen. In der Einleitung seines Buches »Alter- 
native zur Teilung«, im Inneren des Buchumschlages, wird die 
politische Linie des Buches wie folgt zusammengefaßt: 


»Der Autor entwirft in dieser Arbeit einen wohldurchdachten logi- 
schen Plan zur Überwindung der Spaltung Europas. Er geht dabei 
von zwei Voraussetzungen aus: Erstens von der Erkenntnis im 
Westen, daß die kommunistische Herrschaft nicht einfach wieder 
beseitigt werden und deshalb auch die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands nicht durch direkte politische Aktionen herbeigeführt wer- 
den kann. Zweitens von dem großen politischen Wandlungsprozeß, 
der nach Stalins Tod in Osteuropa einsetzte und in dem die KP- 
Führer u.a. die Hoffnungen auf erfolgreiche kommunistische Re- 
volutionen in den westeuropäischen Ländern aufgegeben haben. 
Aus den neuen Erkenntnissen sowohl in Ost- als auch in West- 
europa ergeben sich neue Perspektiven, die getrennten Teile dieses 
Kontinents wieder zusammenzufügen, und damit auch neue Per- 
spektiven für die Wiedervereinigung Deutschlands.« (Zbigniew K. 
Brzezinski, »Alternative zur Teilung«) 


Professor Brzezinski, der bezeichnenderweise im Frühjahr 1968 
von der Dubcek-Clique zu einer Vortragsreihe nach Prag und an- 
deren Städten der Tschechoslowakei eingeladen worden war und 
dessen Vorträge von den Revisionisten mit Beifall aufgenommen 
wurden, entwickelte die oben zusammengefaßte politische Linie 
für die Regierung der USA. Hier sehen wir eine der wichtigsten 
Ursachen der amerikanischen Politik der »Entspannung in Eu- 
ropa«. Welche Rolle spielt dabei die Bundesrepublik? Professor 
Brzezinski schreibt dazu: 


»Die Tatsache, daß man in Osteuropa den nationalen Eigen- 
interessen Vorrang vor den allgemeinen kommunistischen Ziel- 
setzungen einräumte, hatte die unmittelbare praktische Folge, daß 
Ostdeutschland zunehmend von den übrigen osteuropäischen 
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Staaten isoliert wurde. In den Jahren 1963 und 1964 gelang es der 
Bundesrepublik Deutschland, die fortdauernden wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten einiger osteuropäischer Staaten und die Un- 
fähigkeit der Sowjetunion, ihre Investitionsbedürfnisse zu befrie- 
digen, auszunutzen und Handelsverträge mit Polen, Ungarn, 
Rumänien und Bulgarien abzuschließen. Die osteuropäischen 
Partner gaben in diesen Verträgen nach anfänglichem Zögern dem 
Verlangen Westdeutschlands statt, Westberlin formell in den Ver- 
trag einzubeziehen. Als Folge der Handelsverträge wurden in den 
osteuropäischen Hauptstädten westdeutsche Handelsmissionen 
mit einem modifizierten diplomatischen Status errichtet, die die 
Bundesrepublik Deutschland und Westberlin vertreten. Diese Ver- 
träge wurden trotz der öffentlichen Warnungen aus Ostdeutsch- 
land abgeschlossen, daß die westdeutsche Regierung aggressive 
und umstürzlerische Ziele verfolge und daß sich die Einbeziehung 
Westberlins in die Verträge gegen Ostdeutschland richte ...« (eben- 
da S. 48/49) 


Bereits damals zeichnete sich die Tendenz ab, die später durch 
die Östverträge der Brandt/Scheel-Regierung offensichtlich wurde, 
daß diese Politik der »Entspannung« auf Kosten der DDR gehen 
würde. Ausgangsstellung dieser Politik war die Beendigung der 
Kubakrise, des Höhepunkts der amerikanisch-sowjetischen Span- 
nungen der Nachkriegszeit. Chruschtschow kapitulierte vor Ken- 
nedy und zog die Atomraketen aus Kuba ab. Seit damals setzte 
langsam die Tendenz der »Entspannung« ein, und es entwickelte 
sich die amerikanische Politik zur Förderung der bereits begon- 
nenen Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion, um die 
Grundlagen des Sozialismus schneller und nachhaltiger zu zer- 
stören und eine schon begonnene Restauration des Kapitalis- 
mus zu fördern. Wie ging dieser Prozeß vor sich? Dazu Professor 
Brzezinski: 


»Im Osten haben Polen, Ungarn und insbesondere Jugoslawien 
am meisten auf den Wunsch des Westens nach engeren Kontakten 
angesprochen. Im Westen haben England, Frankreich und Deutsch- 
land die Initiative ergriffen. In jüngster Zeit hat sich auch Italien, 
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vor allem auf dem Balkan, in diese Bemühungen eingeschaltet. 
Frankreich war besonders in Polen und in der Sowjetunion aktiv, 
wo französische Professoren und Dozenten in einigen der führen- 
den Institutionen lehren. Westdeutschland ist es gelungen, insbe- 
sondere mit der Tschechoslowakei, aber auch mit Polen und im ge- 
ringerem Umfang mit den anderen osteuropäischen Staaten, aus- 
gedehnte Kontakte zu knüpfen, obwohl keine offiziellen Kultur- 
abkommen mit ihnen bestanden - vielleicht aber auch, weil es keine 
solchen Abkommen gab.« (ebenda S. 76) 


Professor Brzezinski warnte allerdings die Kapitalisten vor über- 
triebenen Erwartungen. Er erkannte, daß die revisionistischen 
Führer in den osteuropäischen Ländern nicht von heute auf morgen 
den Kapitalismus einführen und festigen konnten, ohne auf den 
Widerstand des Volkes zu stoßen. Wie im Kapitel III.1 dargelegt, 
gab es in einigen dieser Länder Schwierigkeiten, so daß die Kon- 
solidierung des Kapitalismus neuen Typs einen längeren Prozeß 
bildet. Es galt vor allem, die wirtschaftliche Lage zu verbessern, 
um die Massen zu beruhigen, indem ihnen ein materieller Anreiz 
geboten wurde. Darum waren die revisionistischen Führer der 
Sowjetunion und der osteuropäischen Länder besonders an einer 
»Wirtschaftshilfe« des Westens interessiert. Solange die früheren 
sozialistischen Länder noch nicht von den Revisionisten beherrscht 
waren, haben auch sie Wirtschaftsverträge mit kapitalistischen 
Staaten abgeschlossen, aber von einer festen sozialistischen Ideo- 
logie aus. Die Revisionisten haben den Marxismus-Leninismus 
nicht nur im Inneren aufgegeben, sondern auch im Verkehr mit 
dem kapitalistischen Ausland alle sozialistischen Prinzipien über 
Bord geworfen. So behauptete am 1. Juni 1964 ein Kommentar, 
daß die ausgedehnten westlichen Kredite für Jugoslawien und 
die jugoslawische Produktion aufgrund westlicher Lizenzen »mit 
dem Aufbau des Sozialismus« vereinbar sei. So wurde durch Ab- 
kommen der revisionistischen Länder mit den kapitalistischen 
Monopolen die kapitalistische Durchdringung dieser Länder 
wirtschaftlich betrieben. Bereits 1964 betrug der Außenhandel 
Rumäniens mit dem kapitalistischen Westen 35 Prozent seines 
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Gesamtaußenhandels. Im Juni 1964 wurde ein amerikanisch- 
rumänisches Abkommen abgeschlossen, das Einkäufe industriel- 
ler Ausrüstungen und Anleihen in den USA mit amerikanischer 
Kreditgarantie vorsah. Diese sich anbahnende Entwicklung schil- 
dert Professor Brzezinski mit folgenden Worten: 


»Der nichtideologische Charakter der industriellen Entwicklung 
bedroht so die ideologische Struktur, die heute die politische Tren- 
nung Europas stützt. Die Rückkehr der internationalen Politik 
nach Osteuropa und die osteuropäischen Parteien, die sich haupt- 
sächlich mit der wirtschaftlichen Fortentwicklung ihrer eigenen 
Länder beschäftigen, unterhöhlen bereits die Orientierung auf den 
kommunistischen Block, die der traditionellen leninistischen Auf- 
fassung von der Zweiteilung der Welt entspricht. Auf der Welt- 
handelskonferenz der Vereinten Nationen 1964 in Genf schlug der 
rumänische Delegierte vor, daß die Mitgliedsstaaten »nach ihrem 
Entwicklungsstand ohne Rücksicht auf ihr Gesellschafts- oder 
Handelssystem« eingruppiert werden sollen. Damit gab er der Wirt- 
schaft den Vorrang vor der Ideologie ... Diese wachsende Betonung 
der nationalen Politik macht es wahrscheinlich, daß die kommu- 
nistischen (gemeint sind die revisionistischen — die Redaktion) 
Führungen Auswege aus ihrem wirtschaftlichen Dilemma suchen 
werden, ohne sich dabei allzu sehr um das ideologisch beeinflußte 
Bild einer zweigeteilten Welt und doktrinäre wirtschaftliche Prak- 
tiken zu küummern.« (ebenda S. 102/103) 


Die Preisgabe der sozialistischen Ideologie durch die revisio- 
nistischen Führer war also die Voraussetzung der kapitalistischen 
Wirtschaftshilfe. Die Folge war eine bedeutende Steigerung des 
Außenhandels der revisionistischen Länder mit den westlichen 
Industrieländern, was folgende Zahlen beweisen (in Klammern: 
Prozent des Gesamtexports bzw. -imports): 


in Milliarden DM 1959 1969 





Export: 7,76 (16,6) 23,96 (23,8) 
Import: 9,65 (20,1) 24,44 (22,4) 
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Der Vorstandssprecher der Dresdner Bank, Jürgen Ponto, der 
Mitte 1971 in Moskau mit anderen Managern die Möglichkeiten 
des Osthandels sondierte, erklärte in einem Interview der Zeit- 
schrift »Wirtschaftswoche«: 


»Ich halte es einfach für unausweichlich, daß sich Rußland mehr 
in den Welthandel, mehr in die Weltwirtschaft integrieren muß, 
um seine Ziele zu erreichen. Ein derartiger Integrationsprozeß setzt 
normalerweise Kräfte frei, die unserer Wirtschaftsordnung näher- 
stehen als der reinen Staatswirtschaftsordnung. Und letzten Endes 
ist dauerhafter Friede ohne gegenseitig geöffnete Wirtschaftsräume 
unvorstellbar.« 


Dazu muß neben der wirtschaftlichen Durchdringung das Ein- 
fließen der bürgerlichen Ideologie auf der Grundlage der kultu- 
rellen Kontakte gefördert werden. Die wirtschaftlichen und kul- 
turellen Beziehungen waren die wichtigsten Mittel der amerika- 
nischen Politik der Förderung der Restauration. Eine solche Politik 
konnte erst dann erfolgreich sein, als die Revisionisten die Macht 
in der Sowjetunion usurpierten. Unter Lenin und Stalin schei- 
terten alle derartigen Versuche. Erst nach dem Staatsstreich 
Chruschtschows und der Einführung und Entwicklung des Revi- 
sionismus zu einem System bis zum XXII. Parteitag der KPdSU 
und nach dem Abenteuer Chruschtschows, das zur Kubakrise 
führte, und der darauffolgenden Kapitulation war der Zeitpunkt 
für die neue Östeuropapolitik der USA gekommen. Diese Politik 
kennzeichnet Brzezinski so: 


»Die neue Östeuropapolitik der Vereinigten Staaten gründete auf 
der Annahme, daß eine rein verbale Feindschaft die kommunisti- 
schen Regimes nicht stürzen könne, und daß die Ereignisse in Öst- 
deutschland und Ungarn gezeigt hätten, daß der Westen nicht willens 
sei, Gewalt anzuwenden. Anstatt darauf zu warten, daß die kom- 
munistische Herrschaft zusammenbricht, wollten die Vereinigten 
Staaten künftig evolutionäre Änderungen in den einzelnen kommu- 
nistischen Ländern und im sowjetischen Block als Ganzem fördern. 
Bei der Verfolgung dieser Politik ergriffen sie vor den westeuro- 
päischen Staaten die Initiative, um die kulturellen Kontakte mit der 
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Sowjetunion und einigen osteuropäischen Nationen zu stärken. Nach 
einem offiziellen Bericht entwickelten sich besonders enge Bezie- 
hungen zu Polen und dann zur Sowjetunion. Erst weit dahinter 
folgten die anderen osteuropäischen Staaten ...« (ebenda S. 151) 


Hier sehen wir, wie eng die Wirtschaftspolitik mit der Ideologie 
verbunden ist. Der US-Imperialismus weiß sehr genau, daß die 
kapitalistische Restauration in den revisionistischen Ländern 
nicht durch wirtschaftliche Mittel allein gefördert werden kann. 
Es muß die Durchdringung durch die bürgerliche Ideologie folgen, 
zunächst über den Weg der kulturellen Beziehungen. 


Die kulturellen Beziehungen hatten auch den Austausch von 
Wissenschaftlern zur Folge, für den die Ford-Stiftung 1964 rund 
2,3 Millionen Dollar zur Verfügung stellte. Von 1956 bis 1964 wur- 
den 5500 amerikanische und 4600 sowjetische Wissenschaftler 
ausgetauscht. Alles das diente zur Förderung der Restauration 
des Kapitalismus und ging auf der Grundlage der gegenseitigen 
»Entspannungspolitik« vor sich. Darum schlußfolgert Professor 
Brzezinski: 


»Daher mußten die Vereinigten Staaten die Entspannung als 
ein Mittel der Politik betrachten, das besonders dafür gedacht war, 
das sowjetische Interesse an einer Fortsetzung der Teilung Euro- 
pas zu vermindern. Die Entspannung mußte der erklärte Aus- 
gangspunkt für Schritte sein, um die Spaltung Europas und 
Deutschlands zu beenden, ein Ziel, dem sich die Europäer kaum 
widersetzen konnten ... Die Entspannungspolitik nach der Kuba- 
krise gibt dem Westen bessere Möglichkeiten, das grundlegende 
Problem der Ost-West-Beziehungen in Angriff zu nehmen. Amerika 
unterstrich durch eine Initiative nachdrücklich, daß es seine Euro- 
papolitik in einem weiten Rahmen sieht, und begünstigte so die 
Tendenzen in den Öststaaten zu engeren Beziehungen zwischen 
Ost und West. Diese Initiative sollte auf wirtschaftlichem Gebiet 
liegen, weil die Wirtschaft der wundeste Punkt Osteuropas ist und 
die Möglichkeit der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen 
Ost und West in Osteuropa eine gewisse ideologische Respektabi- 
lität erworben hat ... 


Ideologische Integration des Sozialimperialismus 317 





Ein solches Unternehmen machte sich die wirtschaftliche Stär- 
ke des Westens und die wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Ostens 
zunutze - und nicht zuletzt die wachsende Anziehungskraft 
der europäischen Idee (die bürgerliche Ideologie — die Redak- 
tion) in Osteuropa, die um so stärker wird, je mehr das An- 
sehen der kommunistischen Ideologie schwindet. Es besteht 
Grund zu der Hoffnung, daß die Europäer bereit sind, ihren Bei- 
trag zu dieser Gemeinschaftsarbeit zu leisten.« (ebenda S. 155 und 
207/208 — Hervorhebung durch die Redaktion) 


Hier wird mit aller Offenheit die amerikanische Politik, die be- 
gonnene Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion und 
den anderen osteuropäischen Ländern mit Wirtschaftshilfe und 
ideologischen Mitteln zu fördern und eine Integration dieser re- 
visionistischen Länder in das kapitalistische System des Westens 
einzuleiten, verkündet. Dies sollte durch eine immer enger wer- 
dende Zusammenarbeit erreicht werden. Die amerikanische 
Politik setzt bei diesem Plan voraus, daß die frühere sozialistische 
Erziehung der Massen in diesen Ländern durch die revisionisti- 
sche Politik untergraben bzw. beseitigt und das sozialistische 
Bewußtsein durch die bürgerliche Ideologie weitgehend ersetzt 
worden ist. Professor Brzezinski spricht das ganz offen aus: 


»Die Vorstellung, wieder mit Westeuropa vereinigt zu werden, 
weckte bei den osteuropäischen Völkern einen großen Enthusias- 
mus. Die wirtschaftlichen Möglichkeiten dieses Plans wären für 
die ständig von Krisen verfolgten osteuropäischen Wirtschaftler 
sehr attraktiv. Der wirtschaftliche Charakter des Plans dämpfte 
auch den Argwohn der politischen Führung ... Wenn eine solche 
multilaterale wirtschaftliche Zusammenarbeit wirklich in Gang 
gebracht ist und einige Jahre lang funktioniert hat, kann sie auch 
eine Basis zur friedlichen Lösung der noch vielen offenen politi- 
schen Fragen und Sicherheitsprobleme Europas abgeben.« (eben- 
da S. 210) 


Inzwischen sind einige Jahre vergangen, seit dieses geschrie- 
ben wurde. Was hat sich ergeben? Wir brauchen uns nur die Ost- 
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politik der Brandt/Scheel-Regierung des letzten Jahres vor Augen 
zu führen, um zu erkennen, wie der amerikanische Plan Schritt 
für Schritt verwirklicht wird. Stärkere wirtschaftliche Beziehung 
durch Handelsverträge (Dezember 1969 Fünfjahres-Handels- 
vertrag mit Rumänien; Oktober 1970 Handelsabkommen mit 
Polen; Ende 1970 mit Ungarn und Frühjahr 1971 mit Bulgarien 
und der Tschechoslowakei), deutsch-sowjetisches Abkommen und 
»Regelung« der Berlinfrage kennzeichnen die Etappen der neuen 
Initiative. Dabei wird in Rechnung gestellt, daß diese Initiative 
Differenzen im revisionistischen Lager hervorrufen wird, wobei 
man mit einer Stärkung der revisionistischen Position Moskaus 
und einer Schwächung des Widerstands der revisionistischen 
Führung in Ostberlin rechnet. 


Die Beziehungen zu Osteuropa sollen noch enger gestaltet 
werden. So wurde 1970 beim Bundesverband der Deutschen 
Industrie ein Arbeitskreis Rumänien mit 80 Mitgliedern gegrün- 
det, ebensolche Arbeitskreise waren von Ende 1971 bis Früh- 
jahr 1972 für die Tschechoslowakei, Ungarn und Bulgarien vor- 
gesehen. Neben diesen wirtschaftspolitischen Kontakten werden 
noch politische Kontakte durch Parlamentsgruppen geschaffen. 
Im Februar 1971 wurden die deutsch-sowjetische Parlaments- 
gruppe aus 104 SPD-, 39 CDU/CSU- und 16 FDP-Mitgliedern und 
im Juni 1971 die deutsch-rumänische Parlamentsgruppe mit 
31 SPD-, 25 CDU/CSU- und 6 FDP-Abgeordneten gebildet. Es 
folgten die deutsch-polnische und deutsch-jugoslawische Abge- 
ordnetengruppe. 


Wir stellen fest: Hauptsächlich werden zwei Mittel angewandt, 
um die amerikanische Politik, mit Unterstützung des deutschen 
Monopolkapitals, zum Tragen zu bringen, um die allmähliche 
Integration aller revisionistischen Länder in das kapitalistische 
System des Westens vorzubereiten und durchzuführen: 


1. Die wirtschaftliche Durchdringung durch kapitalisti- 
sche Wirtschaftshilfe des Westens mittels Handelsverträgen, 
langjähriger Kreditgewährung (England gewährte der Sowjet- 
union einen Kredit für 15 Jahre, was praktisch einer Entwick- 
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lungshilfe gleichkam; Dänemark, Japan und Frankreich folgten 
mit Siebenjahreskrediten), Kapitalinvestierung und gemeinsamer 
Produktionsabkommen (Kooperationen). 


Man wird einwenden, daß es auch früher zwischen sozialisti- 
schen und kapitalistischen Ländern Handelsbeziehungen gege- 
ben habe und heute noch gibt. Ja, aber unter strenger Kontrolle 
des staatlichen Außenhandelsmonopols. Darin sieht Professor 
Brzezinski ein wichtiges Hemmnis in der Durchführung der ame- 
rikanischen Politik, wenn er schreibt: 


»Solange die kommunistischen Staaten nicht bereit sind, ihr 
System des Staatsmonopols im Außenhandel zu überprüfen, ... so- 
lange ist es zweifelhaft, ob sich ein bedeutender Ost-West-Handel 
entwickeln kann.« (ebenda S. 94) 


Darum fordert er: 


»Zunächst müssen daher die kommunistischen Staaten das ge- 
eignete Klima für westliche Unternehmer schaffen: leichten Zu- 
gang zu Wirtschaftsführern und wirtschaftlichen Daten sowie die 
Möglichkeit, Fabriken zu besichtigen.« (ebenda S. 92) 


Das heißt also vollständigen Einblick in die Wirtschaft des 
Landes. Dazu ist man bereits auf dem besten Wege. »Ende 1970 
unterhielten bereits mehr als 20 westeuropäische Firmen und 
Unternehmen ständige Vertretungen in Moskau«, verrät uns Iwan 
Iwanow. Auch die Zahl der technologischen Kooperationen erhöht 
sich ständig. Dazu Iwan Iwanow: »Seit Mitte der sechziger Jahre 
wurden bereits mehr als 400 Abkommen über solche Kooperatio- 
nen abgeschlossen. Mehr als 20 davon führten zur Gründung ge- 
mischter Gesellschaften.« Solche Kooperationen haben gemeinsa- 
me Bauvorhaben, gemeinsame Produktion, Austausch von Tech- 
nologien usw. als Aufgabengebiete. Inzwischen wurde die Koope- 
ration auf Forschung, Produktion und Absatz ausgedehnt. Heute 
gibt es bereits 35 feste Firmenvertretungen aus westlich-kapita- 
listischen Ländern in Moskau. Aus der BRD erhielten die Farb- 
werke Hoechst, Siemens und die Mannesmann AG die Erlaubnis 
zur Errichtung eines akkreditierten Büros in Moskau. 
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Es dauerte nicht lange, und in den sechziger Jahren lockerte ein 
revisionistisches Land nach dem anderen die Außenhandels- 
schranken, was Professor Brzezinski mit Genugtuung registrierte: 


»Diese veränderten Haltungen deuteten darauf hin, daß der wirt- 
schaftliche Druck imstande war, die alten kommunistischen An- 
sichten und Praktiken von Grund auf zu wandeln. In der Tat gin- 
gen mit diesen äußeren Veränderungen innenpolitische Reformen 
einher. Das Klima, das die Geschäftsleute aus dem Westen in Ost- 
europa und Rußland umgab, besserte sich während der frühen 
sechziger Jahre beträchtlich. Einige osteuropäische Staaten, ins- 
besondere Polen und die Tschechoslowakei, begannen, die Struk- 
tur ihres Außenhandels zu revidieren, und es ist zu erwarten, daß 
alle kommunistischen Staaten sich diesen Beispielen anschließen 
werden.« (ebenda S. 96) 


Gibt es bereits in den revisionistischen Ländern Tendenzen zur 
Durchbrechung des Außenhandelsmonopols? Ja, die gibt es. Es gibt 
revisionistische Wirtschaftler, die das sogar offen aussprechen, 
wohl am deutlichsten Pavol Mazanik, Generaldirektor der Ver- 
einigten Bekleidungsunternehmen Trencin (Slowakei), der über 
die zukünftigen Außenhandelsbeziehungen die Meinung vertrat: 


»Ich meine, daß die Monopolstellung der Handelsorgane durch- 
brochen wird, womit den Betrieben eine größere Absatzmöglichkeit 
auf dem inländischen sowie auf dem ausländischen Markt einge- 
räumt wird ... 


In den Auslands-Handelsbeziehungen setze ich voraus, daß den 
Betrieben die Möglichkeit gegeben wird, einen eigenen Verkaufs- 
apparat aufzubauen, der einen direkten Verkauf der Produkte ins 
Ausland sichern würde, und zwar auch außerhalb des Unter- 
nehmens für Auslands-Handelsbeziehungen. Ich nehme an, daß 
die Effektivität der ausländischen Handelsbeziehungen dadurch 
bedingt sein wird, daß unsere Währung frei konvertibel sein wird.« 
(Meinungsumfrage der Zeitschrift »Moderni Fizeni«) 


Das bedeutet die Liquidierung einer der wichtigsten Grund- 
lagen der sozialistischen Wirtschaft: des Außenhandelsmonopols. 
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Das heißt, dem privatkapitalistischen Ausland Tür und Tor öff- 
nen. 


2. Die ideologische Durchdringung durch die Einführung 
westlicher Kultur mittels Kulturabkommen, geschickter Radio- 
und Fernsehübertragung, Animierung zur kleinbürgerlichen 
Lebensweise (begünstigt durch die Privilegien der Bürokratie), 
Untergrabung der sozialistischen Moral usw. Das Eindringen der 
bürgerlichen Ideologie vom kapitalistischen Ausland her wurde 
erleichtert, weil der Revisionismus ja eine Abart der bürgerlichen 
Ideologie darstellt. So ist es nicht verwunderlich, daß die Revisio- 
nisten die ideologischen Fragen den wirtschaftlichen Interessen 
unterordneten. Die Zerstörung der sozialistischen Ideologie geht 
Hand in Hand von innen und außen vor sich und erleichtert die 
Durchführung der amerikanischen Politik. 


Seit Bestehen der sozialistischen Länder hat die ausländische 
Bourgeoisie immer den Versuch gemacht, die sozialistischen 
Grundlagen zu erschüttern, teils mit wirtschaftlichen Druck- 
mitteln, teils mit vorteilhaften wirtschaftlichen Angeboten, und 
daneben mit allen Mitteln der Propaganda. Allerdings hatte sie 
keinen Erfolg, solange die KPdSU unter Führung Lenins und 
Stalins in der Sowjetunion darüber wachte, daß die Grundlagen 
des Sozialismus fest und durch die Diktatur des Proletariats ge- 
sichert blieben. Die erfolgreiche Anwendung der wirtschaftlichen 
und ideologischen Mittel seitens der kapitalistischen Umwelt war 
erst durch die schrittweise Untergrabung der sozialistischen 
Grundlagen in der Sowjetunion und den anderen osteuropäischen 
Ländern durch eine revisionistische Führung möglich. 


Die Entwicklung der sozialistischen Ideologie und 
Kultur nach der Oktoberrevolution 


Die Oktoberrevolution hatte nicht nur die politischen und öko- 
nomischen Voraussetzungen für den Aufbau des Sozialismus ge- 
schaffen, indem die materiellen Machtverhältnisse verändert 
wurden, sondern es wurde auch mit der bürgerlichen Ideologie 
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und Kultur gebrochen, die bisher vorherrschend waren. Mit der 
Umgestaltung der ökonomischen Basis wurde auch der Überbau 
der Gesellschaft schrittweise verändert. Das materielle Leben ist 
die Grundlage der geistigen, politischen, kulturellen, ideologischen 
Prozesse der menschlichen Gesellschaft. Das gesellschaftliche Sein 
bestimmt das Bewußtsein. Marx erklärt im Vorwort der Schrift 
»Zur Kritik der politischen Ökonomie« diese materielle Grundlage 
der Ideologie und Kultur in hervorragender Weise: 


»In der gesellschaftlichen Produktion ihres Lebens gehen die 
Menschen bestimmte, notwendige, von ihrem Willen unabhängige 
Verhältnisse ein, Produktionsverhältnisse, die einer bestimmten 
Entwicklungsstufe ihrer materiellen Produktivkräfte entsprechen. 
Die Gesamtheit dieser Produktionsverhältnisse bildet die ökono- 
mische Struktur der Gesellschaft, die reale Basis, worauf sich ein 
Juristischer und politischer Überbau erhebt und welcher bestimmte 
gesellschaftliche Bewußtseinsformen entsprechen. Die Produk- 
tionsweise des materiellen Lebens bedingt den sozialen politischen 
und geistigen Lebensprozeß überhaupt. Es ist nicht das Be- 
wußtsein der Menschen, das ihr Sein, sondern umgekehrt 
ihr gesellschaftliches Sein, was ihr Bewußtsein bestimmt. 
Auf einer gewissen Stufe ihrer Entwicklung geraten die materiel- 
len Produktivkräfte der Gesellschaft in Widerspruch mit den vor- 
handenen Produktionsverhältnissen oder, was nur ein juristischer 
Ausdruck dafür ist, mit den Eigentumsverhältnissen, innerhalb 
deren sie sich bisher bewegt hatten. Aus Entwicklungsformen der 
Produktivkräfte schlagen diese Verhältnisse in Fesseln derselben 
um. Es tritt dann eine Epoche sozialer Revolution ein. Mit der 
Veränderung der ökonomischen Grundlage wälzt sich der 
ganze ungeheure Überbau langsamer oder rascher um. In 
der Betrachtung solcher Umwälzungen muß man stets unter- 
scheiden zwischen der materiellen, naturwissenschaftlich treu zu 
konstatierenden Umwälzung in den ökonomischen Produktions- 
bedingungen und den juristischen, politischen, religiösen, künst- 
lerischen oder philosophischen, kurz ideologischen Formen, worin 
sich die Menschen dieses Konflikts bewußt werden und ihn 
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ausfechten. So wenig man das, was ein Individuum ist, nach dem 
beurteilt, was es sich selbst dünkt, ebensowenig kann man eine 
solche Umwälzungsepoche aus ihrem Bewußtsein beurteilen, son- 
dern muß vielmehr dies Bewußtsein aus den Widersprüchen des 
materiellen Lebens, aus dem vorhandenen Konflikt zwischen ge- 
sellschaftlichen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen 
erklären.« (Marx/Engels, Werke, Bd. 13, S. 8/9 -— Hervorhebungen 
durch die Redaktion) 


In einer Klassengesellschaft gibt es keine für alle Menschen 
gleiche Ideologie und Kultur. Im Schlußwort auf der Beratung 
über Fragen der Literatur und Kunst in Yenan am 23. Mai 1942 
sagte Mao Tsetung: 


»In der Welt von heute ist jede Kultur, jede Literatur und Kunst 
einer bestimmten Klasse zugehörig, einer bestimmten politischen 
Linie verpflichtet. Eine Kunst um der Kunst willen, eine über den 
Klassen stehende Kunst, eine Kunst, die neben der Politik einher- 
ginge oder unabhängig von ihr wäre, gibt es in Wirklichkeit nicht.« 
(Mao Tsetung, Ausgewählte Werke, Bd. III, S. 95) 


Das materielle Leben der Menschen ist unterschiedlich und rich- 
tet sich nach der Klassenlage. Das materielle Leben zum Beispiel 
des Proletariats und der Bourgeoisie zeigt sich als grundver- 
schieden. Die Klasseninteressen dieser Hauptklassen in unserer 
heutigen Gesellschaft stehen sich im unversöhnlichen Gegensatz 
gegenüber. Die Bourgeoisie als die herrschende Klasse bestimmt 
auch die herrschenden Gedanken in der kapitalistischen Gesell- 
schaftsordnung. Als Besitzer der Produktionsmittel bildet sie die 
herrschende materielle Macht und damit auch gleichzeitig die 
herrschende geistige Macht. Als herrschende materielle Macht be- 
stimmt die Bourgeoisie das materielle Leben der Gesellschaft, 
beutet die Arbeiter und andere werktätige Schichten aus. Als 
herrschende geistige Macht bestimmt sie das geistige Leben der 
Gesellschaft, unterdrückt die Ideen der Arbeiterklasse und des 
werktätigen Volkes, beschneidet deren freie Meinungsäußerung, 
erzeugt Illusionen über deren Klassenlage. 
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So wie das materielle Leben der Bourgeoisie und des Proleta- 
riats grundverschieden ist, so auch das geistige Leben. Im »Ma- 
nifest der Kommunistischen Partei« heißt es: 


»Bedarf es tiefer Einsicht, um zu begreifen, daß mit den Lebens- 
verhältnissen der Menschen, mit ihren gesellschaftlichen Bezie- 
hungen, mit ihrem gesellschaftlichen Dasein auch ihre Vorstel- 
lungen, Anschauungen und Begriffe, mit einem Wort auch ihr 
Bewußtsein sich ändert? Was beweist die Geschichte der Ideen 
anders, als daß die geistige Produktion sich mit der materiellen 
umgestaltet? Die herrschenden Ideen einer Zeit waren stets nur die 
Ideen der herrschenden Klasse. Man spricht von Ideen, welche eine 
ganze Gesellschaft revolutionieren; man spricht damit nur die Tat- 
sache aus, daß sich innerhalb der alten Gesellschaft die Elemente 
einer neuen gebildet haben, daß mit der Auflösung der alten Lebens- 
verhältnisse die Auflösung der alten Ideen gleichen Schritt hält.« 
(Marx/Engels, Werke, Bd.4, S. 480) 


Innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft haben sich solche 
neuen Ideen gebildet, revolutionäre Ideen, die im unversöhnli- 
chen Gegensatz zur herrschenden geistigen Macht der Bour- 
geoisie stehen. Dies ist der Marxismus-Leninismus, die Ideologie 
des revolutionären Proletariats. Die bürgerliche Ideologie der 
herrschenden Bourgeoisie steht mit der proletarischen Ideologie 
der unterdrückten Arbeiterklasse im schärfsten Kampf. Das ist 
der Ausdruck der Klassengegensätze auf geistigem Gebiet. Der 
Klassenkampf auf ökonomischem und politischem Gebiet zur Ver- 
besserung bzw. Veränderung des materiellen Lebens der Ar- 
beiterklasse und des werktätigen Volkes spiegelt sich wider im 
Klassenkampf auf ideologischem und kulturellem Gebiet; und 
nicht nur während der Herrschaft der Bourgeoisie, sondern auch 
nach der Machtübernahme durch das siegreiche Proletariat. 
Lenin hat die grundsätzliche Verbindung des Klassenkampfes 
des Proletariats gegen die bürgerliche Ideologie und Kultur in 
dem Resolutionsentwurf »Über proletarische Kultur« treffend 
zum Ausdruck gebracht: 
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»In der Sowjetrepublik der Arbeiter und Bauern muß das ge- 
samte Bildungswesen, sowohl auf dem Gebiet der politischen 
Bildung im allgemeinen als auch auf dem Gebiet der Kunst im 
besonderen, vom Geist des Klassenkampfes durchdrungen sein, den 
das Proletariat zur Verwirklichung der Ziele seiner Diktatur führt, 
d.h. für den Sturz der Bourgeoisie, für die Aufhebung der Klassen, 
für die Abschaffung jeglicher Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen ... 


Die ganze Erfahrung der neueren Geschichte und insbesondere 
der über ein halbes Jahrhundert währende revolutionäre Kampf 
des Proletariats aller Länder seit dem Erscheinen des »Kommunis- 
tischen Manifests< haben unwiderleglich bewiesen, daß nur die 
Weltanschauung des Marxismus die Interessen, die Auffassungen 
und die Kultur des revolutionären Proletariats richtig zum Aus- 
druck bringt. 


Der Marxismus hat seine weltgeschichtliche Bedeutung als Ideo- 
logie des revolutionären Proletariats dadurch erlangt, daß er die 
wertvollsten Errungenschaften des bürgerlichen Zeitalters keines- 
wegs ablehnte, sondern sich umgekehrt alles, was in der mehr als 
zweitausendjährigen Entwicklung des menschlichen Denkens und 
der menschlichen Kultur wertvoll war, aneignete und es verarbei- 
tete. Nur die weitere Arbeit auf dieser Grundlage und in dieser 
Richtung, inspiriert durch die praktische Erfahrung der Diktatur 
des Proletariats, dieses seines letzten Kampfes gegen jegliche Aus- 
beutung, kann als Aufbau einer wirklich proletarischen Kultur an- 
erkannt werden.« (Lenin, Werke, Bd. 31, S. 307/308) 


Mit dem Aufbau der materiellen Grundlage des Sozialismus ging 
Hand in Hand die ideologische und kulturelle Entwicklung der 
Massen. Dabei wurde mit der alten, reaktionären bürgerlichen 
Ideologie und Kultur radikal gebrochen, ohne die wertvollen kul- 
turellen Errungenschaften der bürgerlichen Gesellschaft zu ver- 
nichten. Vielmehr wurde alles Fortschrittliche der alten Kulturen 
verwertet, soweit dies dem Proletariat dienlich war. Eine der so- 
zialistischen Gesellschaft entsprechende höhere Kultur entstand. 
Der schöpferische Charakter der Arbeit spiegelte sich wider in der 
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schöpferischen Entwicklung der proletarischen Kultur, sie steht 
in engem Zusammenhang mit der materiell-praktischen und der 
geistigen Tätigkeit der Arbeiterklasse. Je höher das sozialistische 
Bewußtsein der Massen, um so höher entwickelt sich die sozialis- 
tische Kultur. 


Mit der Entwicklung des Kapitalismus zum Imperialismus, zum 
staatsmonopolistischen Kapitalismus, mit seiner Tendenz zur Stag- 
nation, zur Fäulnis, zum Parasitentum, zerfiel die bürgerliche Kul- 
tur zum kulturellen Abschaum der kapitalistischen Gesellschaft. 
In der kapitalistischen Warenproduktion wurden auch die kultu- 
rellen Erzeugnisse, Kunst und Wissenschaft, zur Ware. Mit der 
Entwicklung zur Massenproduktion wurde auch die imperialisti- 
sche Massenkultur vorherrschend. Diese geistestötende Massen- 
kultur bezweckt einerseits, die Massen ideologisch zu beeinflussen 
und sie vom Klassenkampf abzuhalten, andererseits spiegelt sie 
den Verfall des politischen, religiösen, kulturellen und philoso- 
phischen Überbaus der imperialistischen Gesellschaft wider. 


Das imperialistische System hat seit Bestehen der Sowjetmacht 
stets versucht, durch ideologische und kulturelle Einwirkung die 
sozialistische Grundlage zu untergraben bzw. zu zersetzen. Diese 
imperialistische Strategie des ideologischen Kampfes gegen den 
Sozialismus bekam um so größere Bedeutung, je mehr es fest- 
stand, daß das sozialistische System weder durch militärische Ak- 
tionen noch durch wirtschaftliche Sabotage zu beseitigen war. 


So wurden zum Beispiel in den Jahren 1950 und 1951 in Mün- 
chen die amerikanischen Sender »Radio Freies Europa« und »Radio 
Liberty« mit 2600 Angestellten gegründet. Diese Sender wurden 
vom amerikanischen Geheimdienst mit jährlich 36 Millionen 
Dollar finanziert. Sie dienten vor allem in der Zeit des »kalten 
Krieges« dazu, eine systematische Zersetzungspropaganda in die 
damals sozialistischen Länder zu strahlen. Der Kampf der sozia- 
listischen Länder gegen diese heimtückische Strategie des ame- 
rikanischen Imperialismus konnte nur durch die Entwicklung und 
Festigung der sozialistischen Ideologie auf der Grundlage eines 
bestimmten Kulturniveaus der breiten Massen erfolgreich sein. 
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Deshalb war die Schaffung einer sozialistischen Kultur ebenso 
wichtig wie der ökonomische Aufbau des Landes. Mao Tsetung be- 
tonte darum: 


»Ohne Niederreißen gibt es keinen Aufbau, ohne Eindämmen 
kein Fließen, ohne Stillstand keine Bewegung; zwischen der einen 
und der anderen Kultur tobt ein Kampf auf Leben und Tod. 


Was die neue Kultur betrifft, so ist sie eine ideologische Wider- 
spiegelung der neuen Politik und Wirtschaft, denen sie dient.« (Mao 
Tsetung, »Über die neue Demokratie«, Ausgewählte Werke, Bd. II, 
S.432) 

Die Schaffung dieser neuen Kultur war jedoch genauso schwie- 
rig wie alle anderen Seiten des sozialistischen Aufbaus, denn im 
zaristischen Rußland lebten die Massen des Volkes ohne Bildung 
und Kultur. Nach der Oktoberrevolution kam es nicht darauf an, 
das Volk an der bürgerlichen Kultur teilnehmen zu lassen, sondern 
eine neue Kultur zu schaffen. Die politische und wirtschaftliche 
Revolution ist darum eng mit der Kulturrevolution verbunden. 
Ohne eine neue, die sozialistische Kultur kann die proletarische 
Revolution auf Dauer nicht siegen. Die politische, die wirtschaft- 
liche und die kulturelle Revolution bilden eine Einheit und stehen 
in Wechselwirkung zueinander. Die sozialistische Kultur spiegelt 
die sozialistische Politik und Wirtschaft wider. Diese Widerspie- 
gelung des Lebens der sozialistischen Gesellschaft findet in der 
revolutionären Literatur und Kunst ihren Niederschlag. Jene zu 
schaffen ist aber nur möglich, wenn die Schriftsteller und Künst- 
ler ihre Motive und Helden aus dem Leben des Volkes greifen und 
realistisch darstellen. 


Lenin trat den Argumenten der westeuropäischen Sozialdemo- 
kratie entgegen, die behauptete, das sowjetische Volk sei noch 
»nicht reif für den Sozialismus«, weil nicht nur die ökonomischen, 
sondern auch die kulturellen Voraussetzungen fehlten. Lenin ant- 
wortete darauf: 

»Wenn zur Schaffung des Sozialismus ein bestimmtes Kultur- 
niveau notwendig ist (obwohl niemand sagen kann, wie dieses 
bestimmte »Kulturniveau< aussieht, denn es ist in jedem west- 
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europäischen Staat verschieden), warum sollten wir also nicht 
damit anfangen, auf revolutionärem Wege die Voraussetzungen für 
dieses bestimmte Niveau zu erringen, und dann schon, auf der 
Grundlage der Arbeiter- und Bauernmacht und der Sowjet- 
ordnung, vorwärtsschreiten und die anderen Völker einholen.« (Le- 
nin, »Über unsere Revolution«, Werke, Bd. 33, S. 464/465) 


Es setzte in der Sowjetunion eine gewaltige Kulturarbeit ein, 
ein Ringen nach Neuem, um Inhalt und Form in sozialistische 
Bahnen zu lenken. Lenin äußerte im Gespräch mit Clara Zetkin: 


»Das Erwachen, die Betätigung von Kräften, die Sowjetrußland 
eine neue Kunst und Kultur schaffen wollen, ist gut, ganz gut ... 
Die Revolution entfesselt alle zurückgehaltenen Kräfte und treibt 
sie aus der Tiefe an die Oberfläche.« (Clara Zetkin, »Erinnerungen 
an Lenin«) 


Er wandte sich gegen das Eindringen bürgerlicher Kunstrich- 
tungen, die dem Volk als »Neues« unterschoben werden sollten. 
»Ich habe den Mut, mich als »Barbar< zu zeigen«, sagte Lenin zu 
Clara Zetkin. 


»Ich kann die Werke des Expressionismus, Futurismus, Kubis- 
mus und anderer Ismen nicht als höchste Offenbarungen des künst- 
lerischen Genies preisen. Ich verstehe sie nicht. Ich habe keine 
Freude an ihnen.« 


Die verschiedenen bürgerlichen Kunstrichtungen haben das Be- 
streben, der Kunst den materiellen Inhalt zu nehmen, um den 
»geistigen« Kern darzustellen. Die Künstler stellen etwas dar, was 
ihnen vorschwebt, etwas Abstraktes, nicht etwas Reales. Eine 
solche bürgerliche Kunst ist nichts für das Volk. Das Volk braucht 
eine Kunst, die mit seinem materiellen Leben verbunden ist, eine 
Kunst des sozialistischen Realismus, die vom Leben und Kampf 
des werktätigen Volkes ausgeht und vom Volk verstanden wird. 
Lenin forderte darum: 


»Die Kunst gehört dem Volke. Sie muß ihre tiefsten Wurzeln in 
den breiten schaffenden Massen haben. Sie muß von diesen ver- 
standen und geliebt werden. Sie muß sie in ihrem Fühlen, Denken 
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und Wollen verbinden und emporheben. Sie muß Künstler in ihnen 
erwecken und entwickeln ... 


Damit die Kunst zum Volke und das Volk zur Kunst kommen 
kann, müssen wir erst das allgemeine Bildungs- und Kulturniveau 
heben ... 


Unsere Arbeiter und Bauern ... haben ein Anrecht aufechte, große 
Kunst. Darum vor allem: breiteste Volksbildung und Volkserzie- 
hung. Sie schafft den Kulturboden - gesichertes Brot vorausgesetzt 
—, auf dem eine neue, große Kunst erwachsen wird, eine kommu- 
nistische Kunst, die ihrem Inhalt entsprechend auch die Formen 
gestaltet.« (Clara Zetkin, »Erinnerungen an Lenin«) 


In der Sowjetunion entstand und entwickelte sich — mit der 
Überwindung des alten bürgerlichen Überbaus, auf der Grund- 
lage des sozialistischen Überbaus - die neue Kunst des sozia- 
listischen Realismus zu höchster Entfaltung. Wir haben im 2. Teil 
unserer Analyse erläutert, daß das sozialistische Bewußtsein die 
Triebkraft der sozialistischen Arbeitsproduktivität ist. In dem 
Maße, wie das sozialistische Bewußtsein die Massen ergriff, ent- 
wickelte sich die ökonomische Basis der Gesellschaft zu hoher 
Blüte. Auch der Überbau der sozialistischen Gesellschaft wurde 
in dem Maße entwickelt und gefestigt, wie das sozialistische Be- 
wußtsein die Massen auf allen Gebieten des geistigen Lebens er- 
faßte und vorantrieb. Diese Entwicklung fand ihre Absicherung 
in der materiellen und geistigen Macht der Arbeiterklasse, in der 
Diktatur des Proletariats. 


Die Zerstörung der sozialistischen Ideologie und Kultur 
und das Eindringen der bürgerlichen Ideologie und 
Kultur in die Sowjetgesellschaft 


Durch den Staatsstreich der revisionistischen Führung der So- 
wjetunion wurde der Überbau der sozialistischen Gesellschaft ver- 
ändert, die Diktatur des Proletariats aufgehoben und die sozia- 
listische Ideologie, der Marxismus-Leninismus, revidiert. Das war 
die Voraussetzung zur Veränderung der ökonomischen Basis der 
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Gesellschaft durch eine Restauration des Kapitalismus neuen 
Typs. Das war auch die Ausgangsstellung zur Zerstörung der so- 
zialistischen Ideologie und Kultur. Lenin betonte in »Was tun?«: 


»... so kann die Frage nur so stehen: bürgerliche oder sozialisti- 
sche Ideologie. Ein Mittelding gibt es hier nicht (denn eine »dritte« 
Ideologie hat die Menschheit nicht geschaffen, wie es überhaupt in 
einer Gesellschaft, die von Klassengegensätzen zerfleischt wird, 
niemals eine außerhalb der Klassen oder über den Klassen stehende 
Ideologie geben kann). Darum bedeutet jede Herabminderung der 
sozialistischen Ideologie, jedes Abschwenken von ihr zugleich 
eine Stärkung der bürgerlichen Ideologie.« (Lenin, Werke, Bd.5, 
S.396) 


Wir haben im 2. Teil dieser Schrift nachgewiesen, daß ökonomi- 
sche Gesetze des Kapitalismus, erst einmal eingeführt, automa- 
tisch in der Gesellschaft wirken. Sie wirken nicht nur innerhalb 
der ökonomischen Basis, sondern stehen auch in Wechselwirkung 
zum Überbau der Gesellschaft. So wirken mit der Einführung des 
Gewinnstrebens und des materiellen Anreizes diese ökonomischen 
Gesetze nicht nur auf die Produktion, sondern auch auf die Ideo- 
logie der Arbeiterklasse. Allerdings nicht so, wie die Revisionisten 
es darstellen. Grigori Gleserman beispielsweise behauptet in dem 
Artikel »Widersprüche der gesellschaftlichen Entwicklung im So- 
zialismus« in »Probleme des Friedens und Sozialismus« 3/1972: 
»Die Abkehr von der materiellen Interessiertheit verstärkt die 
moralischen Stimuli zur Arbeit nicht, sondern untergräbt sie in 
letzter Instanz.« Der Revisionist Gleserman stellt die Entwicklung 
auf den Kopf. Denn nach dieser Behauptung würden die morali- 
schen Stimuli erst durch die materielle Interessiertheit geweckt, 
gestärkt und bei Abkehr von der materiellen Interessiertheit 
untergraben. Demnach müßte vor der Einführung des materiellen 
Anreizes das sozialistische Bewußtsein der Sowjetmenschen 
schwach entwickelt gewesen sein. Aber es verhielt sich gerade um- 
gekehrt: Gewinnstreben und materieller Anreiz als entscheidende 
Mittel der materiellen Interessiertheit haben die moralischen Sti- 
muli, das sozialistische Bewußtsein, untergraben und Egoismus 
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und Korruption hervorgerufen. Eine Abkehr von dieser materiellen 
Interessiertheit (was allerdings nur durch Wiedereinführung des 
Sozialismus möglich wäre) wird natürlich nicht automatisch das 
sozialistische Bewußtsein und eine hohe kommunistische Moral 
erwecken und verstärken, sondern das kann nur durch eine kom- 
munistische Erziehung der Massen zur Hebung des sozialistischen 
Bewußtseins erreicht werden. 


Jede herrschende Klasse stützt sich auf eine Ideologie, die ihre 
Interessen zum Ausdruck bringt. Durch die Machtergreifung der 
revisionistischen Bürokratie wurde die Grundlage der sozialisti- 
schen Ideologie als herrschende Ideologie der Arbeiterklasse auf- 
gehoben. Die schrittweise Durchführung der Restauration des 
Kapitalismus in der Sowjetunion verdrängte auch schrittweise die 
sozialistische Ideologie aus allen Bereichen der Gesellschaft. Wie 
jede kapitalistische Klasse kann auch die neue Bourgeoisie in der 
Sowjetunion nicht ohne herrschende Ideologie auskommen. Ka- 
pitalistische Gesetze in der Ökonomie bedingen eine bürgerliche 
Ideologie, so auch in der Sowjetunion. 


Mit jeder Herabminderung der sozialistischen Ideologie ent- 
stand automatisch die bürgerliche Ideologie und entwickelte sich 
zur herrschenden Ideologie der neuen Bourgeoisie, allerdings ver- 
deckt durch eine »sozialistisch« klingende Phraseologie. Die neue 
Bourgeoisie tarnte ihren Kapitalismus mit dem Firmenschild 
»Sozialismus«. 


Halten wir noch einmal fest: Wo die sozialistische Ideologie 
aufhört, beginnt unweigerlich die bürgerliche Ideologie, 
wo das sozialistische Bewußtsein zerstört wird, beginnt 
zwangsläufig das bürgerliche Denken. 


Dieser Prozeß der Zerstörung der sozialistischen Ideologie in der 
Sowjetunion wurde vom kapitalistischen Ausland gefördert. Die 
offene Zersetzungspropaganda aus der Zeit des »kalten Krieges« 
wurde den neuen Bedingungen der Restauration des Kapitalis- 
mus in der Sowjetunion und den anderen revisionistischen Län- 
dern Osteuropas angepaßt. Darum forderte Francis Rosenstiel in 
der Zeitschrift »liberal« 1/1972: 
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»Der Kommunismus, so wie er in Osteuropa üblich ist, ist im Ver- 
gleich zu dem, was er noch vor zehn Jahren war, weit elastischer 
geworden ... So soll jeder Bekehrungs- oder Kreuzzugsgeist, und 
sei dieser Kreuzzug im Namen jener Freiheit unternommen, die 
das Allerweltswort der modernen Zeit ist, verpönt sein im gegen- 
seitigen Interesse der neuartigen Beziehungen, die wir mit Ost- 
europa unterhalten.« 


Als praktische Folge einer solchen Politik stellten auch die Sen- 
der »Radio Freies Europa« und »Radio Liberty« ihre Propaganda 
der neuen Situation entsprechend um. Da die plumpe, offene anti- 
kommunistische Hetze nicht mehr der neuen amerikanischen 
Politik der »Entspannung«, das heißt der Förderung der Restau- 
ration des Kapitalismus in den revisionistischen Ländern ent- 
sprach (oder, wie es nach offizieller amerikanischer Verlaut- 
barung heißt, »der Unterstützung der liberalen Reformbestre- 
bungen im Kommunismus« im Wege steht), wurden die CIA- 
Mittel für diese beiden Sender gesperrt. Die Sender wurden für 
ein Jahr dem amerikanischen Außenministerium unterstellt und 
folgendermaßen ausgerichtet: »Beide Radiostationen garantieren 
dem einzelnen Bürger (in den revisionistischen Ländern Osteuro- 
pas — die Redaktion) eine realistische Berichterstattung über ihr 
Gesellschaftssystem und die freie Welt.« Mit anderen Worten: Das 
amerikanische Außenministerium fördert durch die Sender die 
kapitalistische Entwicklung in den revisionistischen Ländern 
durch Propagierung der bürgerlichen Ideologie, um durch diese 
Einwirkung auch die wirtschaftliche und politische Zusammen- 
arbeit mit dem kapitalistischen Westen herbeizuführen. 


Die neue Bourgeoisie in der Sowjetunion muß, um ihre Interes- 
sen zu wahren und die kapitalistische Herrschaft zu festigen, die 
bürgerliche Ideologie zur führenden geistigen Macht ihres Herr- 
schaftsbereichs erklären. Dabei gerät sie in den gleichen Wider- 
spruch, der auch in der Ökonomie in Erscheinung tritt: Sozialis- 
mus in Worten — Kapitalismus bzw. Imperialismus in Taten! Sie 
kann die Einführung der bürgerlichen Ideologie und Kultur nicht 
offen proklamieren. Darum öffneten die revisionistischen Führer 
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in der Sowjetunion durch offizielle Kulturabkommen mit dem ka- 
pitalistischen Ausland die Tore zum Eindringen der bürgerlichen 
Ideologie und Kultur, vor allem der bürgerlichen Kunst. 


In der sowjetisch-französischen Erklärung vom 30. Oktober 1971 
bekräftigten beide Seiten ihre Absicht, die kulturellen Verbin- 
dungen zwischen beiden Ländern zu vertiefen. 


»Sie erklären ihre Bereitschaft, den Austausch auf allen Gebieten 
der Kultur -— Rundfunk, Fernsehen, Kunst, Film, Bildungswesen, 
Sport, Information — sowie die Kontakte zwischen Bürgern beider 
Länder, insbesondere den Austausch zwischen den Jugend- 
organisationen, zu fördern. Sie stellten fest, daß trotz der auf diesen 
Gebieten bereits erzielten Erfolge noch immer große Möglichkeiten 
für die weitere Vertiefung der Zusammenarbeit vorhanden sind.« 
(»Sowjetunion heute«, 16.11.1971) 


Offener kann das Eindringen der bürgerlichen Ideologie und 
Kultur nicht gefördert werden, und zwar auf »allen Gebieten der 
Kultur«. Die Revisionisten werden sagen, daß dies ja nicht einseitig 
sei, auch sie schickten ihre Kulturerzeugnisse in den kapitalisti- 
schen Westen. Diese pseudosozialistischen Kulturgüter sind alles 
andere als proletarische Kunst. Das, was zum Beispiel in der Bun- 
desrepublik an sowjetischen, polnischen, tschechoslowakischen 
oder ungarischen Filmen in Kinos und Fernsehen vorgeführt wird, 
unterscheidet sich, abgesehen von seltenen Ausnahmen, nicht von 
den bürgerlichen Filmen des kapitalistischen Westens. Schlimmer 
noch, sie reichen bei weitem nicht an einige sozialkritische Filme 
aus Italien, Frankreich, Brasilien oder Mexiko heran. 


Im Rahmen des Kulturabkommens zwischen der Sowjetunion 
und der BRD wird ein Filmaustausch vollzogen. Offiziell verhan- 
delte Regierungsdirektor Bieberstein mit sowjetischen Gesprächs- 
partnern über die Verbesserung des Filmaustausches zwischen 
beiden Ländern. Nach Abschluß eines Handelsabkommens ist 
auch ein besonderes Filmabkommen vorgesehen. 


Seit 1958 wird alle zwei Jahre zwischen der revisionistischen 
Führung der Sowjetunion und der Regierung des US-Imperialis- 
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mus das Abkommen über »kulturellen Austausch« erneuert bzw. 
erweitert. Dieser Kulturaustausch wurde mit der amerikanischen 
»Politik der Entspannung« zunehmend herzlicher. Eine amerika- 
nische Jazzband nach der anderen gab in der Sowjetunion Gast- 
spiele, teilweise sogar mit sowjetischen Jazzbands gemeinsam. 
Kein Wunder, daß die sowjetischen Musiker von dem Sonder- 
berater Nixons für Kunst, Garment, deswegen gelobt wurden. Sie 
hätten den US-Jazz so hervorragend »studiert«. Die Revisionisten 
geben offen zu, daß seit Jahren US-Jazz und amerikanische Schla- 
ger auf Tonband und Schallplatte in der ganzen Sowjetunion ver- 
breitet werden. Ein begeisterter Empfang wurde dem amerikani- 
schen »König des Jazz«, Duke Ellington*, in Leningrad bereitet, 
als er im September 1971 seine Tournee durch die Sowjetunion 
begann. Offenherzig erklärte die Revisionistin Ivetta Knjasewa 
Mr. Ellington gegenüber: 

»Wir in der Sowjetunion glauben, daß ein internationaler kul- 
tureller Austausch über die rein künstlerische Bedeutung hinaus- 
geht. Wir glauben, daß ein kultureller Austausch auch den Weg 
zum gemeinsamen Verständnis der Völker bahnt.« 

Das sowjetische Volk soll also Verständnis für die bürgerliche 
Kultur, bürgerliche Kunst und bürgerliche Ideologie aufbringen. 
Ausländische bürgerliche Schriftsteller werden in der Sowjetunion 
immer beliebter. Nach offiziellen sowjetischen Angaben erschie- 
nen allein im Jahr 1969 in der Sowjetunion 689 verschiedene Wer- 
ke ausländischer Belletristik in einer Auflage von 35,9 Millionen 
Büchern. Der revisionistische Chefredakteur der deutschsprachi- 
gen Zeitschrift »Sowjetliteratur«, Dangulow, lobte in einem Inter- 
view die ausländische bürgerliche Literatur und ihre Schriftsteller: 


»Ausländische Literatur bietet den sowjetischen Lesern eine Aus- 
wahl des Besten, das auf den ausländischen Büchermärkten er- 
scheint ... Gelegentlich meiner häufigen Auslandsreisen lernte ich 
manchen Literaten auch persönlich kennen. Ich versuche diese 
Kontakte jetzt zum Nutzen von »Sowjetliteratur< auszunützen. Wir 





* Edward Kennedy Ellington, berühmter Jazz-Musiker 
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wollen uns zur Regel machen, daß unsere Redakteure, die die ver- 
schiedenen Länder besuchen, auch die Schriftsteller dieser Länder 
aufsuchen, um auf diese Weise engere Kontakte herzustellen.« 
(»Sowjetunion heute«, 1.1.1970) 

Dabei sind sich die Revisionisten über die Auswirkung der bür- 
gerlichen Kunst auf die Massen durchaus klar. So stellt Grigori 
Nedoschiwin in »Sowjetunion heute« vom 1. März 1971 fest: 


»Die bürgerliche Kunst nimmt heute aber auch durchaus zu- 
gängliche Formen einer künstlerischen »Massenkultur< an. Mehr 
noch — Zugänglichkeit und verführerische Anziehungskraft sind 
dort nachgerade zum Prinzip erhoben. Sie ist darauf berechnet, die 
bürgerliche Ideologie in die breiten Massen zu tragen. Doch offen- 
bart sie, das versteht sich, keine Wahrheit, sondern nur eine zyni- 
sche Verfälschung der Wirklichkeit.« 


Wenn man dann dennoch die Tore für das Eindringen der 
bürgerlichen Kunst öffnet, so geschieht dies bewußt: Die proleta- 
rische Kultur muß zerstört und durch die bürgerliche Kultur er- 
setzt werden. 

Die Revisionisten haben den Kapitalismus also nicht nur wirt- 
schaftlich, sondern auch ideologisch restauriert. Das wirkt sich in 
Literatur und Kunst aus. Der frühere Gegensatz zwischen der so- 
zialistischen und bürgerlichen Ideologie, zwischen der sozialisti- 
schen Literatur und Kunst und der kapitalistischen Literatur und 
Kunst wird von den Revisionisten nicht nur verwischt, sondern 
alles Sozialistische wird systematisch zerstört und durch die bür- 
gerliche Ideologie, Literatur und Kunst ersetzt. In der »Prawda« 
vom 18. Dezember 1969 gab Alexander Tschakowski zu: 


»So werden wir alle bisweilen immer noch Zeugen von Tatsachen, 
die beispielsweise erkennen lassen, daß einzelne Schriftsteller in 
ihrem Schaffen nicht nur dem Marxismus und Leninismus feind- 
liche Ansichten propagieren, sondern sich durch ihr Verhalten den 
uns klassenmäßig feindlichen Aktionen der Ideologen der kapita- 
listischen Gesellschaft direkt anschließen ... Von Zeit zu Zeit er- 
scheinen bei uns noch Werke, in denen eine tendenziös-abwertende 
Haltung der Autoren unserem Leben gegenüber zum Ausdruck 
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kommt und die die realen Wechselbeziehungen zwischen den 
positiven und negativen Seiten der objektiven Wirklichkeit mit- 
einander vermengen.« 


Die Revisionisten können bei der Durchführung der kapitalis- 
tischen Restauration nicht auf das Firmenschild »Sozialismus« 
verzichten. Deshalb wenden sie sich gegen die Konvergenztheorie, 
der allzu offenen Annäherung an das kapitalistische System; und 
aus dem gleichen Grund verurteilen sie die Schriftsteller, die allzu 
offen die bürgerliche Ideologie propagieren. Das ist auch der 
Grund, warum der Schriftsteller Solschenyzin, der den Nobelpreis 
für Literatur erhielt, aus dem Schriftstellerverband der Sowjet- 
union ausgeschlossen wurde. Das Hineintragen der bürgerlichen 
Ideologie soll nach dem Willen der Revisionisten schrittweise, sys- 
tematisch und diszipliniert getätigt werden. Unmerklich soll dem 
sowjetischen Volk das Gift der bürgerlichen Ideologie eingeimpft 
werden. Allzu offene bürgerliche Propaganda könnte die Massen 
beunruhigen und zum Kampf gegen die revisionistische Führung, 
gegen die neue Bourgeoisie herausfordern. 


Dafür haben die kapitalistischen Ideologen des Westens Ver- 
ständnis. So wird der Export tschechoslowakischer Grafik in den 
Westen gefördert. So werden die »Veränderungen« des früheren 
»sozialistischen Realismus« sorgfältig registriert. So wird befrie- 
digt festgestellt, daß der »neue Realismus« in der sowjetischen 
Malerei an den »magischen Realismus« der amerikanischen Land- 
schaftsmalerei anklinge. Unmerklich beseitigt man den sozialis- 
tischen Inhalt durch eine abstrakte Form in der Kunst. So wird 
systematisch die sozialistische Ideologie, Kultur und Kunst durch 
die bürgerliche verdrängt. 


Die wirtschaftliche und ideologische Förderung der Restaura- 
tion des Kapitalismus durch den kapitalistischen Westen und 
Integrierung in das imperialistische System bedeuten nicht, daß 
damit die Widersprüche zwischen dem Imperialismus und dem 
Sozialimperialismus aufgehoben seien. Diese Widersprüche be- 
stehen nach wie vor und verschärfen sich zwangsläufig mit zu- 
nehmender Aktivität der sozialimperialistischen Außenpolitik der 
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Sowjetunion oder der Aggressionspolitik des US-Imperialismus. 
Die Verschärfung der Widersprüche findet ihren Ausdruck auch 
aufideologischem Gebiet. Mit der Förderung der wirtschaftlichen 
und ideologischen Restauration des Kapitalismus in der Sowjet- 
union verfolgen die Imperialisten ihre eigenen Ziele. Sie, vor allem 
die US-Imperialisten, wissen sehr genau, daß eine sozialimperia- 
listische Sowjetunion schwächer ist als eine sozialistische Sowjet- 
union, daß das Kolonialsystem der Sozialimperialisten in Ost- 
europa mit sozialem Sprengstoff geladen und darum als »Bünd- 
nispartner« des Sozialimperialismus unzuverlässig ist. Das wird 
der US-Imperialismus bei Verschärfung der Widersprüche aus- 
nutzen, und zwar ideologisch als auch militärisch. 
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5. Probleme der Marxisten-Leninisten 
in der Sowjetunion 


Die Veränderung der sozialen Stellung der 
Arbeiterklasse 


Aus der Entwicklung der Sowjetunion von einem sozialistischen 
Land zu einem kapitalistischen neuen Typs entstehen ganz neue 
Probleme, die den Marxisten-Leninisten in der Sowjetunion nicht 
nur eine Umstellung des ideologischen Kampfes, sondern auch ein 
konsequentes revolutionäres Handeln gegen die revisionistische 
Führung, gegen die neue Bourgeoisie aufzwingen. Dabei stoßen 
sie auf große Schwierigkeiten. Vor allem wird oft nicht begriffen, 
was eigentlich wirklich vor sich gegangen ist. In seiner Rede auf 
einer Konferenz des Zentralkomitees der Kommunistischen Par- 
tei Chinas am 30.1. 1962 sagte Mao Tsetung: 


»Die Sowjetunion war der erste sozialistische Staat, die Kom- 
munistische Partei der Sowjetunion wurde von Lenin gegründet. 
Obwohl nun die Partei- und Staatsführung in der Sowjetunion von 
den Revisionisten usurpiert wurde, möchte ich doch allen Genos- 
sen raten, an der Überzeugung festzuhalten, daß die breiten Volks- 
massen, die breite Masse der Parteimitglieder und Funktionäre 
der Sowjetunion gut sind, daß sie die Revolution wollen und daß 
die revisionistische Herrschaft nicht lange dauern wird.« 


Um ihre kapitalistische Herrschaft aufrechterhalten zu können, 
sind die revisionistischen Führer der Sowjetunion genötigt, sich 
in Worten auf den Marxismus-Leninismus zu berufen und in der 
Tat eine beispiellose Demagogie gegen die Kommunisten zu 
führen. Diese Tatsache beweist aber auch, wie sehr der Marxis- 
mus-Leninismus heute noch unter den Massen verwurzelt ist. Die 
Revisionisten wissen genau: Sie können sich nicht lange halten, 
wenn sie sich nicht als »Marxisten« tarnen. Zweifellos sind nicht 
wenige ehrliche sowjetische Kommunisten von dieser Demagogie 
irregeführt worden. Auch wenn sie spüren, daß vieles nicht mehr 
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so ist wie früher, auch wenn sie mit vielen Maßnahmen der revisio- 
nistischen Führung nicht einverstanden sind, so glauben sie doch, 
die Sowjetunion sei immer noch ein sozialistisches Land und die 
Arbeiter hätten noch immer die Macht in Händen. 


Die revisionistischen Führer versuchen darum mit allen Mit- 
teln der Demagogie, die Massen in diesem Glauben zu halten. Vor 
allem die sowjetischen Arbeiter sollen sich ihrer Lage nicht be- 
wußt werden. Die Arbeiterklasse in der Sowjetunion hat noch nicht 
vollständig erkannt, daß sich ihre soziale Stellung in der Gesell- 
schaft völlig gewandelt hat. Stalin erklärte in seinem »Bericht 
auf dem außerordentlichen VIII. Sowjetkongreß der UdSSR« am 
25. November 1936 die Veränderungen in der Sowjetgesellschaft: 


»Nehmen wir z.B. die Arbeiterklasse der Sowjetunion. Man 
nennt sie oft aus alter Gewohnheit Proletariat. Aber was ist das 
Proletariat? Das Proletariat ist eine Klasse, die der Produktions- 
mittel und -instrumente beraubt ist bei einem Wirtschaftssystem, 
in dem die Produktionsmittel und -instrumente den Kapitalisten 
gehören und die Kapitalistenklasse das Proletariat ausbeutet. Das 
Proletariat ist eine Klasse, die von den Kapitalisten ausgebeutet 
wird. Bei uns aber ist die Kapitalistenklasse bekanntlich schon li- 
quidiert, die Produktionsmittel und -instrumente sind den Kapi- 
talisten weggenommen und dem Staat übergeben worden, dessen 
führende Kraft die Arbeiterklasse ist. Also gibt es keine Kapitali- 
stenklasse mehr, von der die Arbeiterklasse ausgebeutet werden 
könnte. Also ist unsere Arbeiterklasse der Produktionsmittel und 
-instrumente nicht nur nicht beraubt, sondern im Gegenteil, sie 
besitzt sie gemeinsam mit dem ganzen Volke. Da sie sie aber be- 
sitzt und die Kapitalistenklasse liquidiert ist, so ist jede Möglich- 
keit ausgeschlossen, die Arbeiterklasse auszubeuten. Kann man 
danach unsere Arbeiterklasse Proletariat nennen? Es ist klar, daß 
man es nicht kann. Marx hat gesagt: Um sich zu befreien, muß 
das Proletariat die Klasse der Kapitalisten zerschmettern, den Ka- 
pitalisten die Produktionsmittel und -instrumente wegnehmen 
und jene Produktionsverhältnisse abschaffen, die das Proletariat 
erzeugen. Kann man sagen, daß die Arbeiterklasse der Sowjet- 
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union diese Bedingungen ihrer Befreiung schon verwirklicht hat? 
Das kann man und muß man unbedingt sagen. Was bedeutet das 
aber? Das bedeutet, daß das Proletariat der Sowjetunion zu einer 
völlig neuen Klasse, zu der Arbeiterklasse der Sowjetunion gewor- 
den ist, die das kapitalistische Wirtschaftssystem abgeschafft, das 
sozialistische Eigentum an den Produktionsmitteln und -instru- 
menten verankert hat und die Sowjetgesellschaft auf den Weg zum 
Kommunismus leitet. 


Wie ihr seht, ist die Arbeiterklasse der Sowjetunion eine völlig 
neue, von Ausbeutung befreite Arbeiterklasse, derengleichen die 
Geschichte der Menschheit noch niemals gekannt hat.« (Stalin, 
Werke, Bd. 14, S. 61/62) 


Die Arbeiterklasse war in der sozialistischen Sowjetunion die 
herrschende Klasse und frei von Ausbeutung. Sie übte ihre Macht 
durch die Diktatur des Proletariats aus. Das Wesen der neuen Ar- 
beiterklasse hatte sich gegenüber früher, der Zeit vor der Okto- 
berrevolution, völlig verändert. Aber wie steht es heute damit? 
Nach der Usurpierung der Macht durch die revisionistische Büro- 
kratie, der Aufhebung der Diktatur des Proletariats und der 
Restauration des Kapitalismus neuen Typs in der Sowjetunion 
wurde die soziale Stellung der Arbeiterklasse wiederum grund- 
legend verändert, das heißt auf den Stand vor der Oktoberrevolu- 
tion zurückversetzt. Die neue Arbeiterklasse wurde wieder zurück- 
versetzt in die Lage einer unfreien, ausgebeuteten und unter- 
drückten Klasse. Da dieser Umwandlungsprozeß nicht durch eine 
offene Konterrevolution oder Intervention des ausländischen Im- 
perialismus vor sich ging, sondern unmerklich, unheimlich still, 
wie langsam wirkendes Gift, wurde er sowie seine grundlegende 
Auswirkung auf die soziale Stellung der Arbeiterklasse nicht sofort 
bemerkt. Rein äußerlich hatte sich kaum etwas verändert. In der 
Staats-, Partei- und Wirtschaftsführung saßen oft die gleichen 
Leute wie zuvor. Es war nicht leicht zu durchschauen, daß diese 
vielfach zu Revisionisten entartet waren, da sie weiter marxisti- 
sche Worte auf den Lippen führten und alles mit dem angeblichen 
Übergang zum Kommunismus erklärten. Die wahren Marxisten- 
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Leninisten, die das demagogische Spiel der revisionistischen Büro- 
kratie erkannten und bekämpften, wurden verfolgt und einge- 
sperrt. Ein großer Teil der Arbeiter und Angestellten ließ sich 
durch den materiellen Anreiz täuschen und bemerkte nicht, daß 
er durch das Linsengericht höherer Prämien die eigene Freiheit 
verkauft und sich in ein neues Sklavenverhältnis begeben hatte. 


Das erste und wichtigste im Erkenntnisprozeß des sowjetischen 
Proletariats ist darum, zu analysieren, daß es wieder zur ausge- 
beuteten Klasse gemacht worden ist, deren neue Lage jener der 
ausgebeuteten und unterdrückten Arbeiterschaft der westlichen 
kapitalistischen Länder entspricht, daß die neue Klassenlage einen 
neuen Klassengegensatz und einen entsprechenden Klassenkampf 
gegen die neue Bourgeoisie bedingt. Je rascher dies von den 
Massen begriffen wird, desto eher formiert sich das neue Proleta- 
riat und führt bewußt den Kampf um seine ökonomischen und 
politischen Interessen bis zum Sturz der neuen Bourgeoisie und 
der Wiedererrichtung der Diktatur des Proletariats vorwärts. 


Die revisionistischen Führer sehen die Gefahr, die ihnen durch 
eine solche Entwicklung droht. Sie tun alles, um die KPdSU, unter 
Lenin und Stalin einstmals eine bolschewistische Partei, zum 
willfährigen Instrument ihrer Herrschaft zu machen. So ver- 
wandelten sie die Partei der Arbeiterklasse in eine »Partei des 
ganzen Volkes«. Der Klassencharakter der Partei sollte verwischt 
werden, um leichter die innerparteiliche Demokratie unter- 
drücken und die wichtigsten Funktionen durch revisionistische 
Elemente besetzen zu können. Nur wenn die Ausschaltung der 
innerparteilichen Demokratie allzu offensichtlich gehandhabt 
wird und Unzufriedenheit bei den Mitgliedern entsteht, bringt 
sogar die sowjetische Presse von Zeit zu Zeit Berichte über das 
Parteileben, um die Mitglieder zu beruhigen. So berichtet die 
»Prawda« vom 22. November 1969: 


»Schwierigkeiten entstanden bei der Organisationsversammlung 
des neugewählten Parteibüros. W. Milowanow, ein Vertreter des 
Bezirks-Parteikomitees von Kadom, Mitglied des Büros des Bezirks- 
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Parteikomitees und Vorsitzender des Exekutivkomitees des Be- 
zirkssowjets schlug in aller Eile Gen. P. Kotschekow für den Posten 
des Sekretärs der Parteiorganisation vor, ohne nach der Meinung 
der Mitglieder des Parteibüros zu fragen. Aber, weil dieser als neues 
Mitglied des Kollektivs nicht gut bekannt war, wurde ein anderer 
Vorschlag gemacht, nämlich den bisherigen Sekretär P. Kononow 
wiederzuwählen. Als der Vorschlag des Gen. Milowanow nicht an- 
genommen wurde, ließ er als Vorsitzender der Organisationsver- 
sammlung nicht über die Kandidatur des Gen. Kononow abstim- 
men ... Diesmal kam der Sekretär des Bezirks-Parteikomitees, 
W. Wolkow, zur Versammlung. Es ging alles wieder von vorne los. 
Nur gab uns Gen. Wolkow dieses Mal eine »Erklärung«: »Die über- 
geordneten Parteigremien haben einen Beschluß gefaßt, daß Partei- 
mitglieder, die verantwortlich gewählte Posten besetzen, nicht zu 
Sekretären von Parteiorganisationen gewählt werden dürfen. Nun, 
Gen. Kononow ist Volksrichter. Das ist ein gewählter Posten. Das 
Bezirks-Parteikomitee wird ihn nicht als Sekretär einer Partei- 
organisation bestätigen.« Allerdings konnte Gen. Wolkow dem Ko- 
mitee weder diesen »Beschluß« vorzeigen, noch ihnen sagen, genau 
von wem und wann er ausgegeben wurde ...« 


Ein isoliertes Beispiel? Der »Babinski rabotschi« vom 22. März 
1970 schreibt: 


»Die Bezirksorganisationen schlugen einen Kandidaten für den 
Posten des Vorsitzenden des Kolchos vor. Bei der Versammlung 
fehlte die Beschlußfähigkeit. Einige der Genossenschaftsbauern 
lehnten den vorgeschlagenen Kandidaten heftig ab und verließen 
die Versammlung. Den nächsten Tag sahen die Genossenschafts- 
bauern den Mann, dessen Wahl sie abgelehnt hatten, am Sekretärs- 
Schreibtisch.« 


Nach der Machtübernahme durch die Revisionisten wurde eine 
gründliche Säuberung der leitenden Parteiorgane vorgenommen. 
Ein Vergleich der Namenslisten der Mitglieder des Zentralkomi- 
tees der KPdSU ergibt, daß 70 Prozent der auf dem XIX. Partei- 
tag (1952) gewählten Mitglieder des ZK auf dem XX. und 
XXI. Parteitag entfernt wurden. (Auf dem XXI. Parteitag wurden 
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keine Neuwahlen vorgenommen.) Auch von den auf dem XX. Par- 
teitag gewählten ZK-Mitgliedern wurde bis zum XXII. Parteitag 
die Hälfte gesäubert. Gleichzeitig gaben sich die Revisionisten alle 
Mühe, die Klassenzusammensetzung der Partei zu ändern. Bre- 
schnew gestand in seiner Rede vor dem XXIV. Parteitag: 


»Die Partei setzt sich aus 40,1 Prozent Arbeitern, 15,1 Prozent 
Kolchosbauern und 44,8 Prozent Angestellten zusammen.« »XXIV. 
Parteitag der KPdSU«, S. 173) 


M. I. Chaldejew (Mitglied der Zentralen Revisionskommission 
der KPdSU) sagte in seinem Vortrag bei der internationalen 
wissenschaftlichen Konferenz über »Die wachsende Rolle der kom- 
munistischen und Arbeiterparteien im revolutionären Prozeß des 
Aufbaus des Sozialismus und Kommunismus« in Berlin, Juni 1970: 


»Gegenwärtig nimmt in den leitenden Parteiorganen und im 
Apparat der Parteikomitees die Zahl der Spezialisten aus den ver- 
schiedenen Wirtschaftszweigen — Ingenieure, Agronomen, Ökono- 
men, Philosophen, Historiker usw. - immer mehr zu. Heute haben 
mehr als 95 Prozent der Sekretäre der Stadtkomitees der Partei 
Hochschulausbildung und ein großer Teil davon ingenieur- 
technische Ausbildung. In den ländlichen Gebieten haben 91,1 Pro- 
zent der Sekretäre Hochschulbildung.« 


Die Arbeiterklasse hat also in der »Volks«partei immer weniger 
zu sagen. Diese steht unter der Kontrolle von mit der neuen Bour- 
geoisie eng verbundenen Teilen der Intelligenz, die die Partei- 
komitees in Vollzugsorgane der Befehle der herrschenden Clique 
umgewandelt haben. 


Wir haben bereits analysiert, daß die Sowjetunion heute ein 
kapitalistischer Staat ist, dessen Volk unter der äußerst volks- 
feindlichen und antidemokratischen Diktatur einer verschwin- 
dend kleinen Anzahl monopolkapitalistischer Bürokraten steht. 
Die Monopolbourgeoisie hält sich mit einer bis an die Zähne be- 
waffneten Armee, mit Polizei und Geheimdienst an der Macht. Sie 
unterdrückt jede oppositionelle Strömung rücksichtslos. Es ist 
offenkundig, daß diese Monopolbourgeoisie nicht freiwillig auf 
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ihre Macht verzichtet und sich durch keine friedlichen Mittel ver- 
drängen läßt. Wollen die Kommunisten in der Sowjetunion die 
Diktatur des Proletariats wieder errichten, müssen sie alle Vor- 
stellungen fallenlassen, daß durch Reformen die früheren Zu- 
stände wiederhergestellt werden könnten. Es ist also unmöglich, 
daß wesentliche Veränderungen innerhalb der revisionistischen 
Partei und des bestehenden Staatsapparates der neuen Bour- 
geoisie durchgeführt werden könnten. Vielmehr müssen die wah- 
ren Kommunisten den Marxismus-Leninismus verteidigen, gegen 
die Zerstörung der sozialistischen Ideologie in den breiten Massen 
kämpfen und dabei alle legalen Möglichkeiten ausnutzen. Sie 
müssen der Arbeiterklasse der Sowjetunion klarmachen, daß es 
keinen anderen Weg für die Widererringung der Macht gibt als 
jenen, den Lenin ihr gewiesen hat, und sich deshalb auf die ge- 
waltsame Zerschlagung des sozialimperialistischen Staatsappa- 
rates vorbereiten. 


Der Kampf der Volksmassen gegen die neue 
kapitalistische Klassenherrschaft 


Der fortgeschrittenste Teil des sowjetischen Proletariats hat be- 
reits diese Schlußfolgerung gezogen und marxistisch-leninistische 
Organisationen gegründet, die sich zum Ziel setzen, eine zweite 
Oktoberrevolution durchzuführen. Einige programmatische Schrif- 
ten solcher Gruppen wie der »Revolutionären (bolschewistischen) 
Kommunisten der Sowjetunion«, der »Stalingruppe« und anderer 
sind ins Ausland gelangt und veröffentlicht worden. Über die Ar- 
beit dieser Gruppen können wir nahezu keine Aussage machen, 
weil sie konspirativ ist. Über die kommunistische Opposition in 
der Sowjetunion verliert die sowjetische Presse kein Wort. Aus 
den zugänglichen Schriften der erwähnten Gruppen geht hervor, 
daß sie es alle als eine vordringliche Aufgabe ansehen, die sowje- 
tischen Kommunisten in einer neuen bolschewistischen Partei zu 
vereinigen. Wir können auch sicher sein, daß jene Kommunisten, 
die noch nicht ganz mit den Revisionisten gebrochen haben, die 
Verbrechen der Sozialimperialisten immer klarer durchschauen 
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werden, daß sie immer dringender vor die Frage gestellt werden, 
wie lange sie die revisionistische Herrschaft noch dulden wollen. 


Ein leuchtendes Beispiel des Kampfes gegen die herrschende 
revisionistische Bürokratie gab die polnische Arbeiterklasse. Ende 
1970 hatte der polnische Ministerrat durch rigorose Preis- 
erhöhungen bei Lebensmitteln und Gebrauchsgütern des tägli- 
chen Bedarfs den Bogen seiner Willkürherrschaft überspannt. Die 
Arbeiter in den Städten Gdansk, Gdynia, Sopot, Szcezecin und 
anderen traten in den Streik und demonstrierten in Massen für 
ihre Forderungen, sangen die »Internationale« und stürmten in 
Szczecin das Hauptpolizeiamt. Der revisionistische Staatsappa- 
rat setzte Truppen und Miliz, Panzer und Hubschrauber ein. Diese 
schossen — wie in faschistischen Staaten - in die Menge, töteten 
und verletzten viele Arbeiter. Aber der Massensturm zwang den 
revisionistischen Führer Gomulka zum Rücktritt. Die polnischen 
Arbeiter hatten ihre neue Lage als ausgebeutetes Proletariat er- 
kannt und den proletarischen Klassenkampf energisch aufge- 
nommen. 


Neben der revolutionären, marxistisch-leninistischen Opposi- 
tion gibt es in der Sowjetunion noch eine bürgerliche, über die die 
westliche Presse so viel zu berichten weiß. Dies ist eine Opposi- 
tion grundsätzlich anderer Art. Sie setzt sich aus Vertretern der 
Bourgeoisie und der Kleinbourgeoisie zusammen, die die Restau- 
ration des Kapitalismus nicht in Frage stellen, im wesentlichen 
eine offen antikommunistische Haltung einnehmen und die bür- 
gerlichen Demokratien des Westens als ihr Vorbild ansehen. Sie 
stehen in Widerspruch zu den terroristischen Maßnahmen der 
herrschenden Clique, die alle Macht an sich gerissen hat und nicht 
einmal den übrigen Teilen der Bourgeoisie die bürgerlich-demo- 
kratischen Freiheiten zusichern will. Der Widerstand breiter bür- 
gerlicher und kleinbürgerlicher Kreise, vor allem breiter Teile der 
Intelligenz, gegen die Diktatur der Monopolbourgeoisie ist ein 
wichtiges Zeichen der allgemeinen politischen Krise des neuen 
Kapitalismus und der völligen Isolation der herrschenden Clique. 
Es ist nicht auszuschließen, daß die Kommunisten in einigen 
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Fragen ein Bündnis mit den demokratischen Teilen der bürger- 
lichen Opposition eingehen, um für demokratische Rechte zu 
kämpfen. 


Schließlich gibt es in der Sowjetunion noch eine wichtige Reser- 
ve der Revolution, der Kampf der nichtrussischen Nationalitäten 
gegen den großrussischen Chauvinismus und die nationale Unter- 
drückung von seiten der herrschenden Clique. Lenin und Stalin 
wiesen mehrfach auf das Scheitern jedes bürgerlichen Nationa- 
litätenstaates hin und betonten, daß nur im Sozialismus natio- 
nale Gleichberechtigung denkbar ist. In den Nationalitätenstaaten 
wird, da der Kapitalismus restauriert ist, die Einheit des Volkes 
zersprengt. Die nationalen Widersprüche verschärfen sich zu- 
nehmend. Jugoslawien droht ständig auseinanderzufallen. 


Der Widerstand der unterdrückten Nationalitäten in der Sowjet- 
union kann nicht länger verheimlicht werden. Die sowjetischen 
Marxisten-Leninisten anerkennen auf der Basis der Leninschen 
Nationalitätenpolitik das Selbstbestimmungsrecht der Nationa- 
litäten. Auf diese Weise werden sicherlich die faschistischen und 
im Dienste des ausländischen Imperialismus stehenden Elemen- 
te, die den Kampf der Nationalitäten in die ihnen genehme Rich- 
tung zu führen trachten, entlarvt und isoliert werden; und die Ein- 
heit der Völker der Sowjetunion wird aufeiner höheren Stufe wie- 
derhergestellt werden. 


Wie soll man es also mit der Sowjetunion halten? In der These 
17 des DKP-Programms heißt es: »Die DKP hält es mit Ernst Thäl- 
manns Wort, daß die positive Einstellung zur Sowjetunion das Kri- 
terium jedes wirklichen Kommunisten ist.« Das ist eine unver- 
schämte Demagosgie, denn Ernst Thälmann und alle Revolutionäre 
der Welt haben die sozialistische Sowjetunion gegen die Hetze 
der Reaktion und des Imperialismus leidenschaftlich verteidigt. 
Millionen unterdrückter Arbeiter und Bauern in allen Ländern 
haben auch heute noch eine positive Einstellung zu der früheren, 
sozialistischen Sowjetunion. Gerade deshalb verurteilen sie die 
revisionistischen Führer, die eine Restauration des Kapitalismus 
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in der Sowjetunion durchgeführt haben. Die Revisionisten der 
DKP mögen eine positive Einstellung zu dem staatsmonopolisti- 
schen Herrschaftssystem, zum Sozialimperialismus der Sowjet- 
union haben. Wir sind sicher, daß Ernst Thälmann diese Revi- 
sionisten entschieden verurteilt hätte. Der Prüfstein eines jeden 
revolutionären Kommunisten ist seine aufrichtige und positive 
Einstellung zur sozialistischen Sowjetunion. Der Prüfstein 
eines jeden Revisionisten ist sein unterwürfiges Verhältnis zur 
revisionistischen, kapitalistischen Sowjetunion. Das ist der 
Unterschied. 


Der Weg, den die sowjetischen Kommunisten, die unsere brüder- 
liche Solidarität besitzen, gehen müssen, wird ein langer und 
dornenvoller Weg sein. Wir zweifeln aber keine Minute daran, daß 
sie, die Lenin-Stalin-Revolutionäre, ihre historische Mission sieg- 
reich durchführen werden. Wir wollen darum unsere Analyse über 
die »Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion« mit den 
Schlußworten des »Programmatischen Aufrufs der revolutionären 
(bolschewistischen) Kommunisten der Sowjetunion« beschließen: 


»Die Kommunisten der Sowjetunion haben die Aufgabe, die Op- 
portunisten zu stürzen, eine revolutionäre Regierung zu bilden und 
hierauf die Bürokratie zwischen dieser Regierung und dem Volke 
wie zwischen Hammer und Amboß zu stellen. Wir meinen nicht die 
Liquidierung der Bürokraten insgesamt. Durchaus nicht. Nur jene, 
die dem Siege der Demokratie einen offenen Widerstand entgegen- 
setzen, müssen schonungslos unterdrückt werden. Die Arbeiter- 
klasse der Sowjetunion muß nach Ergreifung der Macht die Büro- 
kratie aufihren Platz verweisen, sie nötigen, durch ihre Tätigkeit 
all das wiedergutzumachen, was sie dem Volke gestohlen hat, und 
das Wissen und die Fähigkeiten, die sie dank dem Brote des Volkes 
erworben hat, durch Taten zurückzuerstatten. Die allgemeine po- 
litische und ökonomische Führung muß nach dem Willen des 
Volkes, im Einklang mit seinen Überzeugungen und Forderungen 
festgesetzt werden. Zweifellos wird diese Politik revolutionär, kom- 
munistisch, internationalistisch sein, damit die Werktätigen der 
ganzen Welt sagen: »Das ist unsere Politik.« 
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Es lebe unser heiliges, rotes Banner, das Banner der sozialisti- 
schen Revolution, das Banner Marx’, Engels’, Lenins, Stalins! 


Die Opportunisten können noch so große Anstrengungen machen, 
um dieses Banner mit Schmutz zu bewerfen, so ist es dennoch 
makellos. Sie können sich noch so anstrengen, um es bis zu ihrem 
Niveau herabzuziehen, dennoch gibt es in der Welt Kräfte, welche 
es auf der notwendigen Höhe halten - Ehre und Ruhm diesen! Die 
Stunde ist nicht weit, wo dieses Banner wieder über dem Vater- 
lande des Sozialismus wehen wird. 


Es lebe die bolschewistische Kommunistische Partei der Sowjet- 
union! 


Mögen unsere Freunde und Feinde in der ganzen Welt verneh- 
men: Aus der Asche ersteht heute in Rußland der Bolschewismus 
wieder wie der Phönix. 


Wir Bolschewiken wissen sehr gut, wie kompliziert unsere Auf- 
gaben sind, aber wir werden auch keine Torturen und Opfer 
scheuen. 


Lenins Ideen sind mit uns, 

Stalins Wille ist mit uns, 

das große Herz unseres Volkes ist mit uns, 
wir sind unbesiegbar!<«°! 


(Erstmals veröffentlicht im REVOLUTIONÄREN WEG 9, »Die 
Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion, 3. Teil, 1972) 
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IV. Der Sozialimperialismus - 
ein staatsmonopolistischer 
Kapitalismus neuen Typs 


1. Die Restauration des Kapitalismus in der 
Sowjetunion als negatives Beispiel 


Der XX. Parteitag der KPdSU im Februar 1956 war der Aus- 
gangspunkt einer grundlegenden Änderung der sozialistischen 
Gesellschaft in der Sowjetunion. Eine Schicht von kleinbürger- 
lichen Bürokraten in der Partei, im Staatsapparat und in der 
Wirtschaft, die schon lange bestand, riß unter Führung Chru- 
schtschows die politische Macht an sich, um die Diktatur des Pro- 
letariats zu zerschlagen und durch die volksfeindliche Diktatur 
einer neuen Ausbeuterklasse zu ersetzen. 


Das persönliche Profit- und Machtstreben der kleinbürgerlichen 
Bürokraten war die Triebkraft ihres Handelns, wodurch dem so- 
wjetischen Volk bereits vor dem XX. Parteitag großer Schaden ent- 
standen war. 


Durch sie waren in der Landwirtschaft und in der Industrie eine 
Reihe von Schwierigkeiten aufgetaucht, auf die Malenkow im Re- 
chenschaftsbericht der KPdSU vom 5. Oktober 1952 mit aller Deut- 
lichkeit hingewiesen hatte: 


»Manche Funktionäre von Partei-, Sowjet- und Landwirtschafts- 
organen befassen sich, statt über die Interessen der gesellschafts- 
eigenen Wirtschaft der Kolchose zu wachen, selber damit, Kolchos- 
gut zu verschleppen, verstoßen gröblich gegen die Sowjetgesetze, 
lassen sich den Kolchosen gegenüber Willkür und ungesetzliche 
Handlungen zuschulden kommen. Unter Mißbrauch ihrer 
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dienstlichen Stellung nehmen solche Funktionäre gesellschaftsei- 
genen Boden für sich in Anspruch, nötigen Verwaltungen und Vor- 
sitzende von Kolchosen, ihnen unentgeltlich oder zu niedrigen Prei- 
sen Getreide, Fleisch, Milch und andere Erzeugnisse abzugeben, 
ihnen gehörendes, wenig ergiebiges Vieh gegen hochergiebiges, wert- 
volleres Vieh der Kolchose umzutauschen usw. All diese kolchos- 
feindlichen, staatsfeindlichen Handlungen fügen der Kolchos- 
bauernschaft schweren Schaden zu, hemmen die weitere organi- 
satorische und wirtschaftliche Festigung der Kolchose und unter- 
graben die Autorität der Partei und des Sowjetstaates.« (S. 77) 


In der Industrie hatten solche Elemente die Nichterfüllung des 
Produktionssolls wichtiger Erzeugnisse sowie die Herstellung von 
»beträchtlichen Mengen Erzeugnisse minderer Sorten« besonders 
in der Leichtindustrie zu verantworten. 


Innerhalb der KPdSU entwickelte sich ein scharfer Kampf 
zweier Linien. Es ging um die Frage, ob die Diktatur des Prole- 
tariats in der Sowjetunion erhalten bleibt oder ersetzt wird durch 
die Diktatur jener Schicht kleinbürgerlicher Bürokraten, die sich 
in der Partei, im Staatsapparat und in den Leitungen von Be- 
trieben, Kolchosen und Sowchosen festgesetzt hatte. 


Der Tod Stalins schuf die Voraussetzung für eine relativ freie 
Entfaltung der Bürokratie. 1956 war sie stark genug, um unter 
Führung Chruschtschows auf dem XX. Parteitag einen konter- 
revolutionären Putsch zu vollziehen, die Führung im Partei- und 
Staatsapparat zu erobern und die Diktatur des Proletariats auf 
kaltem Wege zu beseitigen. Von der damaligen Geheimrede 
Chruschtschows erfuhren die Kommunisten in der ganzen Welt 
erst durch die Veröffentlichung in den westlichen staatsmonopo- 
listischen Ländern, nachdem der amerikanische Geheimdienst 
CIA diese Rede den Gewerkschaften und der Presse zugespielt 
hatte. 


Der Sturz der Diktatur des Proletariats ist unmöglich ohne 
eine Revision des Marxismus-Leninismus. Der XX. Parteitag revi- 
dierte den Marxismus-Leninismus unter anderem in den Fragen 
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von Krieg und Frieden und des Weges zum Sozialismus. Es wurde 
geleugnet, daß der Monopolkapitalismus zwangsläufig zu impe- 
rialistischen Kriegen führen muß, daß erst mit dem vollständigen 
Sturz des monopolkapitalistischen Gesellschaftssystems in der 
ganzen Welt auch die imperialistischen Kriege verschwinden. Es 
wurde geleugnet, daß nur durch die gewaltsame Revolution die 
Arbeiterklasse und die unterdrückten Völker ihre nationale und 
soziale Befreiung erreichen können. Statt dessen wurde der fried- 
liche Weg zum Sozialismus durch Reformen und Gewinnung der 
parlamentarischen Mehrheit gepredigt. 


Damit war dem Marxismus-Leninismus seine revolutionäre 
Spitze genommen. Die Sowjetunion war nicht mehr das Bollwerk 
der Revolution und die Stütze der Arbeiterklasse und der unter- 
drückten Völker für ihren Befreiungskampf. 


Der XXII. Parteitag der KPdSU (Oktober 1961) beschloß ein 
neues Programm. Mit ihm wurde ein vollständiges revisionisti- 
sches System von Ideen zum Programm erhoben. Das Kernstück 
des neuen Programms bestand in der Revision der marxistisch- 
leninistischen Lehre vom Staat und der Diktatur des Proletariats. 
Lenin sagt in »Staat und Revolution«: »Der Staat ist das Produkt 
und die Äußerung der Unversöhnlichkeit der Klassengegensätze.« 
(Lenin, Werke, Bd. 25, S. 398/399) 


Das gilt auch für den Staat der Diktatur des Proletariats. Dik- 
tatur des Proletariats bedeutet Unterdrückung der Kapitalisten- 
klasse durch die Arbeiterklasse mit Hilfe der staatlichen Gewalt. 


Um den Sturz der Diktatur des Proletariats und die Errichtung 
der Diktatur einer neuen Klasse von Bürokraten ideologisch zu 
rechtfertigen, verkündeten die Revisionisten die Theorie vom 
»Staat des ganzen Volkes« und verankerten sie im Programm der 
KPA4SU. 


In der Sowjetunion sei der Staat der Diktatur des Proletariats 
»hinübergewachsen« in den »Staat des ganzen Volkes«. Die Par- 
tei der Arbeiterklasse, die KPdSU, sei zu einer »Partei des ganzen 
Volkes« geworden. 
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Die Theorie vom »Staat des ganzen Volkes« und der »Partei des 
ganzen Volkes« dient nur zur Verschleierung der Klassenherr- 
schaft durch die neue Bourgeoisie in der Sowjetunion. Das ist 
durchaus nichts Neues. Die Monopolkapitalisten in den westli- 
chen imperialistischen Ländern behaupten ebenfalls, ihr Staat 
vertrete die Interessen des ganzen Volkes. Und ihre politischen 
Agenturen wie SPD, CDU/CSU und FDP in der BRD behaupten 
ebenfalls, die Interessen des ganzen Volkes zu vertreten, »Volks- 
parteien« zu sein. Für die verschwindend kleine Schicht der Mo- 
nopolkapitalisten und ihrer Helfershelfer ist eine solche Lüge zur 
Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft notwendig. 


Mit der Eroberung der politischen Macht und der Revision des 
Marxismus-Leninismus waren die Voraussetzungen geschaffen 
für eine vollständige Restauration des Kapitalismus. Die klein- 
bürgerlichen Bürokraten schufen einen Kapitalismus neuen Typs: 
den bürokratischen Monopolkapitalismus, der mit dem Staats- 
apparat verschmolzen ist. 


Die Ersetzung des ökonomischen Grundgesetzes des 
Sozialismus durch das ökonomische Grundgesetz des 
Kapitalismus 


Das ökonomische Grundgesetz des Sozialismus beruht auf dem 
Kampf der Arbeiterklasse unter Führung der Kommunisten für 
die Sicherung der maximalen Befriedigung der ständig wachsen- 
den materiellen und kulturellen Bedürfnisse der gesamten Ge- 
sellschaft. In diesem Kampf hatte die Sowjetunion unter Führung 
der KPdSU mit Lenin und Stalin an der Spitze bedeutende Er- 
folge erzielt trotz ständiger Bedrohung durch die imperialistischen 
Staaten. 


1939 veröffentlichte der damalige Dekan an der Universität von 
Cambridge, Hewlett Johnson, sein Buch: »1/6 der Erde«. Er faßte 
darin einige Erfolge des sozialistischen Systems so zusammen: 


»In der Sowjetunion sind sämtliche Fabriken, Gruben, Eisen- 
bahnen, Schiffahrts-, Landwirtschafts- und Handelsunternehmen 
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Eigentum des ganzen Volkes. Das wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Leben des Landes wird für das öffentliche Wohl orga- 
nisiert. Völlige Gleichberechtigung ermöglicht es den Bürgern, sich, 
ungeachtet ihrer Rasse und Nationalität, ihren Fähigkeiten ent- 
sprechend an der Führung des Staates zu beteiligen. Vollständige 
Gleichberechtigung der Geschlechter — »Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit«-ist ein unverrückbarer Grundsatz. Jedem steht das gleiche 
Recht auf Bildung zu. Die Heraufsetzung des Schulentlassungs- 
alters auf siebzehn Jahre wird zur Zeit verwirklicht. Studierende 
erhalten ein Stipendium. Es gibt Arbeit für jeden; Arbeitslosigkeit 
ist unbekannt; die wirtschaftlichen Krisen haben aufgehört; die 
Preise sinken ständig, und die Löhne steigen an. Die Höchstdauer 
der Arbeitszeit beträgt acht Stunden, im Durchschnitt aber weniger 
als sieben. Jeder Arbeiter erhält im Jahr mindestens zwei Wochen 
bezahlten Urlaub. Kostenlose ärztliche Betreuung steht allen zu; 
im Krankheitsfall erhalten die Arbeiter ihren Lohn genauso weiter 
ausbezahlt, als stünden sie in Arbeit. Während des Arbeitsausfalls, 
sowohl vor wie nach der Entbindung, erhalten Frauen einen langen 
Urlaub mit voller Bezahlung.« (zitiert nach der deutschen Ausga- 
be, Berlin 1947, S. 48) 


Zur gleichen Zeit, da diese Erfolge erzielt wurden, verschlech- 
terte sich die Lage der Massen in den imperialistischen Staaten 
als Folge der Weltwirtschaftskrise rapide. 


Nach der Eroberung der politischen Macht hoben die klein- 
bürgerlichen Bürokraten in der Sowjetunion das Grundgesetz des 
Sozialismus nach und nach auf und ersetzten es durch das Grund- 
gesetz des Kapitalismus. Dieses beruht auf dem Kampf der Ka- 
pitalistenklasse für die Erzielung von Maximalprofiten. 


Als erstes wurden Schritte unternommen, die dem Streben nach 
persönlichen Vorteilen der Bürokraten in den Betrieben, Kolcho- 
sen und Sowchosen entgegenkamen und ihnen weitgehende Ver- 
günstigungen gaben. Die staatlichen Erfassungs- und Aufkauf- 
preise für die wichtigsten landwirtschaftlichen Produkte wurden 
heraufgesetzt, das Ablieferungssoll gesenkt. Dadurch konnten die 
Kolchosen zusätzliche Gewinne erzielen, die in erster Linie den 
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Bürokraten in den Verwaltungen zugute kamen. Im Februar 1957 
wurden durch das ZK der KPdSU eine Reihe zentraler Industrie- 
ministerien aufgelöst. Man ließ den Betrieben und Verwaltungen 
in den einzelnen Regionen freie Hand bei der Bestimmung der 
Produktion. Die dortigen Bürokraten nutzten das aus, um die Pro- 
duktion im Interesse ihres persönlichen Gewinns auszurichten. 
Die Ergebnisse waren verheerend, wie selbst die von den Sowjet- 
revisionisten herausgegebene »Geschichte der KPdSU« zugeben 
muß: 


»Die Reorganisation der Leitung der Industrie hatte einige posi- 
tive Seiten. Gleichzeitig traten im weiteren ihre Mängel immer mehr 
zutage. Die Leitung der Industriezweige wurde auf zahlreiche Wirt- 
schaftsgebiete zersplittert. Die Reorganisation zerstörte die ent- 
standenen wirtschaftlichen Bindungen zwischen den Betrieben 
verschiedener Wirtschaftsgebiete, brachte Überschneidungen in der 
Entwicklung der Technik hervor, entwickelte bei den Funktionären 
lokalpatriotische Stimmungen zum Schaden der gesamtstaatli- 
chen.« (Geschichte der Kommunistischen Partei der Sowjetunion«, 
3. erg. Ausgabe, Frankfurt 1971, S. 711) 


Das hatte Folgen für die Versorgung der Bevölkerung. Eine 
starke Vergeudung von Rohstoffen, niedrige Qualität der Er- 
zeugnisse und Stagnation in der Einführung neuer technischer 
Verfahren waren Ergebnisse der Restauration des Kapitalismus. 


Nach wie vor wurde die Plansollerfüllung und die entsprechen- 
de Zuteilung von Geldern für die Betriebe nach der Menge der 
produzierten Güter (meist in Tonnen) bemessen. Da die Wirt- 
schaftsleiter in erster Linie an möglichst hohen Prämien durch 
Erfüllung des Plansolls interessiert waren, hatte das niedrige Qua- 
lität der Erzeugnisse und Vergeudung von Rohstoffen zur Folge. 


Bis heute gibt es diese Erscheinungsformen, und manchmal be- 
richtet auch die revisionistische Presse darüber. So heißt esin der 
»Prawda« vom 5. Juni 1974: 


»Heute ist der wichtigste Gradmesser für die Tätigkeit von Bau- 
firmen der Umfang der ausgeführten Arbeiten. In der Jagd nach 
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einem entsprechenden Umfang sind sie in erster Linie darauf 
aus, für sich Gewinn bringende Mauern zu ziehen, Eisenbeton- und 
Metallkonstruktionen zu errichten. Solche Arbeiten erfordern in 
der Regel viel Material, aber wenig Arbeitsaufwand. So sieht die 
Ausnutzung der Lohnfonds gut aus, es besteht die reale Möglich- 
keit, Vierteljahresprämien zu bekommen. 


Und so wuchsen die Rohbauten wie Pilze zu Beginn des Jahres 
stürmisch aus dem Boden. Die Ausstattung und die Inbetriebnahme 
treten in den Hintergrund. Mit anderen Worten: Für die Bauleute 
ist es unter solchen Bedingungen das Wichtigste, so viel Mittel wie 
möglich einzusetzen, nicht aber das Bestreben, ein Objekt frist- 
gemäß fertigzustellen.« 


Besonders schwerwiegend sind die Folgen für die Versorgung 
der Bevölkerung mit wichtigen Konsumgütern. Schlechte Qua- 
lität der Waren und unregelmäßige Versorgung rufen eine solche 
Unzufriedenheit unter der Bevölkerung hervor, daß selbst die re- 
visionistischen Führer der KPdSU nicht umhin können, diesen 
Mißstand zuzugeben. In ihren Rechenschaftsberichten auf den 
Parteitagen der KPdSU wird mit schöner Regelmäßigkeit dieser 
Mißstand getadelt. 


Die »Prawda« vom 23. März 1974 gibt folgendes Beispiel: 


»Der zuverlässigste Orientierungspunkt bei der Planung von Pro- 
dukten und Sortiment von Waren sollte die Nachfrage der Bevöl- 
kerung sein. Wie die Briefe in der »Prawda« jedoch bezeugen, wird 
sie immer noch nicht genug studiert und berücksichtigt. Ein Teil 
der Unternehmen produziert Waren mit veraltetem Schnitt und 
veralteten Farben, die zudem noch schlecht gefertigt sind. Aus 
genau diesem Grunde kauften die Handelsorganisationen im 
vergangenen Jahr auf den Inter-Republik-Messen Kleidung für 
Hunderte von Millionen Rubel der Industrie nicht ab, häuften sich 
in den Geschäften viele unverkaufte Schuhe.« 


Noch übler dürfte es in den Gebieten der nationalen Minder- 
heiten aussehen. Aus einem Bericht der »Jerewan Kommunist« 
vom 1. Juni 1974 über den 13. Kongreß der armenischen Kon- 
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sumgenossenschaften ergibt sich, daß in der Zeit von 1970 bis 
1974 »38 Prozent der Fertigkleidungsstücke und 37 Prozent der 
Strickwarenerzeugnisse, die der armenische Konsumgenossen- 
schaftsverband erhielt, Mängel aufwiesen und an die Lieferanten 
zurückgeschickt wurden.« Jefimow führt in seinem Buch solche 
Erscheinungen eindeutig auf das Streben der Betriebsleitungen 
nach einem möglichst großen Gewinn zurück. Er schreibt: 


»Die Erfahrung lehrt jedoch, daß in manchen Fällen diejenigen 
Betriebe, die veraltete und minderwertige Produkte erzeugen, öko- 
nomisch besser gestellt sind als diejenigen, die ständig neue Er- 
zeugnisse in ihr Fertigungsprogramm aufnehmen. Durch Stich- 
proben in verschiedenen Betrieben ermittelte Daten zeigen, daß die 
Vergrößerung des Anteils neuer Erzeugnisse an der Gesamt- 
produktion die Rentabilität des Betriebes herunterdrückt.« (A.N. 
Jefimow, Direktor des ökonomischen Forschungsinstituts der 
staatlichen Planungskommission der UdSSR, »Die Industrie der 
UdSSR«, S. 245) 


Besonders schwerwiegend war neben einer schlechten Qualität 
von Waren während der Regierungszeit Chruschtschows die Ver- 
schwendung von Material. Das ergab sich daraus, daß das Plan- 
soll bei vielen Produkten dann als erfüllt bzw. übererfüllt galt, 
wenn eine bestimmte Menge von Material verbraucht bzw. erzeugt 
war. Je mehr Material verschleudert wurde, desto eher war das 
Plansoll erfüllt, desto mehr Prämien erhielt die Betriebsleitung. 
Nachdem Chruschtschow 1956 angetreten war, das Produktions- 
volumen der monopolkapitalistischen USA einzuholen, errechne- 
te elf Jahre später der Direktor des ökonomischen Forschungs- 
institutes der staatlichen Planungskommission ganz andere Er- 
gebnisse: 


»Für eine Million Rubel Erzeugnisse des Maschinenbaus benötigt 
man in der UdSSR 600t Walzgut, in den USA hingegen nur 340t. 
Pro Lastwagen des Fuhrparks werden in der UdSSR durch- 
schnittlich 4 Sätze Bereifung benötigt, in den USA nur einer, aller- 
dings von bedeutend besserer Qualität. 
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Aus der gleichen Menge Ausgangsmaterial wird in der sowjeti- 
schen Industrie eine bedeutend geringere Menge Produkte gewon- 
nen. Bei der gleichen Räumung von Nutzholz wird bei uns weit 
weniger produziert als in den USA: Furniere 7mal weniger, Zellu- 
lose 8mal weniger, Papier 5,5mal weniger und Karton 7mal weni- 
ger.« (ebenda S. 202/203) 


Aufgrund dieser Situation sahen sich die Sowjetführer gezwun- 
gen, eine Wirtschaftsreform durchzuführen und die Restaura- 
tion des Kapitalismus weiter voranzutreiben. Chruschtschow 
wurde gestürzt. Das ZK der KPdSU, nun unter der Führung von 
Breschnew und Kossygin beschloß am 29. September 1965 »Neue 
Methoden zur Leitung der Wirtschaft«. Das Kernstück der Wirt- 
schaftsreform bestand darin, daß nunmehr der Maximalprofit ein- 
deutig als das entscheidende Kriterium für die Wirtschaftsführung 
festgelegt wurde: 


»Das gesamte System der Planung, Produktionsleitung und der 
materiellen Vergütung muß auf die Sicherstellung eines schnellen 
Entwicklungstempos der gesellschaftlichen Produktion und auf die 
Erhöhung ihres Nutzeffektes ausgerichtet sein. Die wichtigste Vor- 
aussetzung dafür, daß die genannten Ziele erreicht werden, besteht 
darin, daß die Betriebsbelegschaften an der Ausarbeitung höherer 
Planauflagen, an der besseren Nutzung der Produktionsfonds, der 
Arbeitskräfte sowie der Material- und Finanzressourcen, an der 
Vervollkommnung der Technik sowie an der Steigerung der Ren- 
tabilität der Produktion interessiert sind.« (Beschluß des Plenums 
des ZK der KPdSU, gefaßt am 29. September 1965 3?) 


Um dies zu erreichen, käme es darauf an, »so überaus wichtige 
ökonomische Hebel wie Profit, Preis, Prämie, Kredit besser anzu- 
setzen«®??. 


In der Folgezeit wurden die Plankennziffern reformiert. Statt 
der Bruttoproduktion wurde die abgesetzte Bruttoproduk- 
tion als Kennziffer aufgenommen. Dadurch sollte vermieden wer- 
den, daß die Betriebe lediglich die für sie profitabelsten Waren 
herstellen, diese dann aber anschließend nicht abgesetzt werden 
können und nur die Läger füllen. Auch die Monopole in den west- 
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lichen staatsmonopolistischen Ländern interessiert nicht in erster 
Linie die Höhe der Produktion, sondern die Höhe der abgesetzten 
Produktion. Erst wenn eine Ware verkauft ist, erzielen die Kapi- 
talisten einen Gewinn. 

Diese Orientierung am Absatz könnte nun dahingehend erklärt 
werden, daß sich die sowjetische Wirtschaft mehr als früher den 
tatsächlichen Bedürfnissen der Bevölkerung anpaßt. Tatsächlich 
denken die Betriebsleitungen aber gar nicht an die Bedürfnisse der 
Massen, um die Qualität der Waren zu verbessern und neue Pro- 
dukte herzustellen, wenn sie sich nicht eine Erhöhung des Profits 
davon versprechen. In der letzten Zeit ist man dazu übergegangen, 
bei Qualitätsverbesserungen auch höhere Preise zu genehmigen. 
Oft handelt es sich hierbei aber um versteckte Preiserhöhungen, 
die es ermöglichen, über den Monopolpreis den Profit zu erhöhen. 

Dies wird ermöglicht, weil in der Sowjetunion die Konkurrenz 
auf dem Binnenmarkt noch weitgehender ausgeschaltet ist als in 
den westlichen staatsmonopolistischen Ländern, darum tritt hier 
die Tendenz zur Stagnation und Fäulnis noch deutlicher zutage. 

Auf der Grundlage der abgesetzten Produktion wurde 1965 der 
Gewinn die entscheidende Kennziffer für die Planerfüllung. Von 
seiner Höhe hängt der Teil des von den Werktätigen erarbeiteten 
Mehrwerts ab, der den Betrieben zur eigenen Verteilung zufließt. 
Die Leiter der Betriebe streben danach, diesen Teil möglichst zu 
erhöhen. 

Die Revisionisten machen gar keinen Hehl daraus, daß das 
Streben nach einem Maximalprofit die Triebkraft ihres Handelns 
ist: 

»Zielfunktion betrieblichen Wirtschaftens ist der im Betrieb 
verbleibende Nettogewinn. Er ist wertmäßig Ausdruck des Teils 
des betrieblich erwirtschafteten Nettoprodukts, der über den An- 
spruch der im Betrieb tätigen gesellschaftlichen Eigentümer für 
ihre Arbeitsleistung und den Anspruch der Gesellschaft hinaus- 
gehend realisiert wird. Das Interesse des Betriebes auf das gesell- 
schaftliche Erfordernis richten bedeutet deshalb, sein Interesse an 
einem hohen Nettogewinnzuwachs als besonderes betriebliches 
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Interesse zu entfalten.« (Ruth Walter, Dozentin am Lehrstuhl »Po- 
litische Ökonomie des Sozialismus« an der Parteihochschule »Karl 
Marx« beim ZK der SED, »Interessen im ökonomischen System«, 
S.145) 


Die Revisionisten verweisen immer darauf, daß es in der So- 
wjetunion keinen Privatbesitz an Produktionsmitteln gebe, und 
schließen daraus, daß es folglich auch keine Ausbeutung geben 
könne. Das ist ein Trugschluß. 


Auch in der Bundesrepublik kann niemand von sich behaupten, 
er sei Besitzer der staatseigenen Salzgitter AG. Dennoch wird bei 
der Salzgitter AG ausgebeutet mit dem Ziel, Maximalprofite zu 
erreichen. 


Allerdings befindet sich die Verfügungsgewalt über die wich- 
tigsten Produktionsmittel in der BRD heute in der Hand einiger 
weniger Monopolkapitalisten, die sich den Staatsapparat voll- 
kommen untergeordnet haben. 


In der Sowjetunion ist das in der Form anders. Hier haben die 
Partei-, Wirtschafts- und Staatsbürokraten die Verfügungsgewalt 
über die wichtigsten Produktionsmittel, Banken, Handelsorgani- 
sationen und Verkehrsmittel. Es gibt zwischen wirtschaftlicher 
und politischer Macht keine scheinbare Trennung wie bei den 
westlichen staatsmonopolistischen Ländern. Beide, die wirt- 
schaftliche und die politische Macht, befinden sich in der Hand 
der führenden Partei- und Staatsbürokraten. Diese haben die 
direkte Verfügungsgewalt sowohl über die Produktionsmittel als 
auch über den Staatsapparat. 


Tatsächlich ist die Partei-, Staats- und Wirtschaftsbürokratie 
in der Lage, sich als der kollektive Besitzer der Produktionsmit- 
tel zu betrachten, und erhebt Anspruch auf einen entsprechenden 
Gewinnanteil. Die Höhe der Dividende hängt nicht ab von der An- 
zahl der Aktien, sondern von der Position, die der einzelne inner- 
halb der Partei- und Staatsbürokratie einnimmt. Mitglied der 
KPdSU zu sein ist die Grundvoraussetzung, um in den Kreis der 
Besitzer der Produktionsmittel zu gelangen. Alles weitere hängt 
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ab von dem Grad des Aufstieges (der Karriere) innerhalb des Par- 
tei- und Staatsapparates. 

Ein solcher Aufstieg ist gewiß kein leichter Weg bei der Skrupel- 
losigkeit von Bürokraten und ist verbunden mit allerlei Konkur- 
renz- und Machtkämpfen. Die Konkurrenz- und Machtkämpfe, 
die sich in westlichen staatsmonopolistischen Ländern zwischen 
einzelnen Monopolen und Monopolgruppen abspielen, wirken sich 
in der Sowjetunion innerhalb der KPdSU aus. 

Der durch die Arbeit der Werktätigen erzielte Profit wird in der 
Sowjetunion zwischen den Leitern der Betriebe einerseits und den 
Partei- und Staatsbürokraten andererseits aufgeteilt. Letztere 
setzen die Leiter der Betriebe ein und können sie auch wieder ab- 
setzen. 

Die Betriebe sind verpflichtet, einen festen Prozentsatz vom 
Wert der Produktionsmittel als Produktionsfondsabgabe an den 
Staat abzuführen. »Die Produktionsfondsabgabe beseitigt die »Un- 
entgeltlichkeit< des Vorschusses der Produktionsfonds«, heißt es 
im »Wörterbuch der Ökonomie, Sozialismus« (2. Auflage, Berlin 
1969, S. 642). Die Partei- und Staatsbürokraten betrachten die 
Produktionsmittel gewissermaßen als ihr Eigentum, das sie den 
Betrieben vorgeschossen haben. Sie haben daher ein Interesse an 
der ständigen Erweiterung der Produktionsmittel (Produktions- 
grundfonds), da dies ihren Profit steigert. Hierin liegt die Trieb- 
kraft für die Erweiterung und Modernisierung der Produktion im 
bürokratischen staatsmonopolistischen Kapitalismus. 

In der DDR wurde 1950 etwa 30 Prozent des Mehrwertes (Akku- 
mulationsfonds) für Investitionen zur Erweiterung der Produk- 
tionsgrundfonds verwandt, 35 Prozent wurden zur Erweiterung 
der Nichtproduktionsgrundfonds (Gesundheitswesen, Kulturein- 
richtungen und soziale Betreuung) eingesetzt. 1967 wurden hier- 
für nur noch 28 Prozent des Akkumulationsfonds verwandt, 
während 56 Prozent für die Erweiterung der Produktionsgrund- 
fonds eingesetzt wurden. (ebenda, S. 24) 


Karl Marx schrieb in der »Kritik des Gothaer Programms« über 
die Entwicklung der Nichtproduktionsgrundfonds im Sozialismus: 
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»Zweitens: Was zur gemeinschaftlichen Befriedigung von Be- 
dürfnissen bestimmt ist, wie Schulen, Gesundheitsvorrichtungen 
etc. Dieser Teil wächst von vornherein bedeutend im Vergleich zur 
Jetzigen Gesellschaft und nimmt im selben Maße zu, wie die neue 
Gesellschaft sich entwickelt.« (Marx/Engels, »Ausgewählte Schrif- 
ten«, Bd. II, S. 15) 


Durch das Streben nach Maximalprofit verhält sich dies seit der 
Beseitigung des Sozialismus und der Errichtung des bürokrati- 
schen Monopolkapitalismus genau entgegengesetzt. 


Das Gesetz der Arbeitsproduktivität des Sozialismus 
wird ersetzt durch das des Kapitalismus 


Im Zuge der Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion 
wurde Schritt für Schritt das sozialistische Prinzip der Arbeits- 
produktivität beseitigt und das kapitalistische Gesetz der Arbeits- 
produktivität eingeführt. Die Triebkraft war die Erzielung von 
Maximalprofiten mittels Erhöhung der Arbeitsproduktivität. Das 
sozialistische Bewußtsein der Massen wurde systematisch durch 
den materiellen Anreiz und durch verschiedene Formen des 
Drucks auf die Werktätigen untergraben, um über diesen Weg 
eine Steigerung der Arbeitsproduktivität zu erzwingen. 


Auf dem XXIV. Parteitag der KPdSU (1971) teilte Kossygin mit, 
daß von 1965 bis 1970 mehr als ein Viertel des Zuwachses der 
Durchschnittslöhne von Arbeitern und Angestellten aus den Sti- 
mulierungsfonds, das heißt aus den Gewinnen der Betriebe, ge- 
deckt wurde. Die Koppelung von Löhnen und Gehältern mit dem 
Gewinn des Betriebes soll bei den Arbeitern und Angestellten In- 
teresse an der Erzielung eines maximalen Profites für den Betrieb 
wecken. (»XXIV. Parteitag der KPdSU«, Moskau 1971) 


Die »Sowjetunion heute« vom 16. April 1975 berichtet von dem 
elektrotechnischen Werk Dynamo in Moskau. Hier wurde zwi- 
schen 1971 und 1975 die Arbeitsproduktivität um 37,3 Pro- 
zent gesteigert. Zwei Drittel dieser Steigerung wurden durch tech- 
nische Modernisierung erreicht, ein weiteres Drittel durch Er- 
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höhung der Arbeitsintensität. Der Gewinn wuchs um 170 Pro- 
zent. 


Aufgrund dieser Gewinnsteigerung werden Prämien für die per- 
sönliche Arbeitsleistung jedes einzelnen verteilt, für das Produk- 
tionsergebnis der Abteilungen im Quartal und für das Jahres- 
ergebnis des Betriebes. 


Dabei ist die Höhe dieser Prämien jedoch nicht zu vergleichen 
mit der Gewinnsteigerung, wie folgendes Beispiel aus dem Alu- 
miniumwerk in Bogoslowsk zeigt: 


»Allein 1967 wurden in der Elektrolyse-Abteilung durch über- 
planmäßige Erzeugung von Metall der besten Sorte für 360 000 Ru- 
bel zusätzlich Gewinn erzielt. Dafür erhielten die Arbeiter 32270 
Rubel Prämie.« (Wassili Dshelomanow, »Mitbestimmung der 
Werktätigen der Sowjetunion in der Produktion«, S. 21) 


Die Ausbeutung der Werktätigen in der Sowjetunion wird stän- 
dig verstärkt. Nach Angaben von Kossygin auf dem XXV. Partei- 
tag der KPdSU 1976 stieg der Durchschnittsverdienst in der 
UdSSR von 1971 bis 1975 um 20 Prozent. Diesmal entfielen aber 
bereits drei Viertel des Zuwachses auf Prämienzahlungen. 


Dieser Kurs soll weiter fortgesetzt werden. Die »Aauptricht- 
linien der Entwicklung der Volkswirtschaft der UdSSR in den 
Jahren 1976-1980« verlangen »eine umfassendere Anwendung 
moderner Formen der materiellen Stimulierung für die Produk- 
tionssteigerung mit geringerem Personal«°?. 


Durch Rationalisierung, Erhöhung der Arbeitsintensität und 
Konzentration soll die Arbeitsproduktivität beträchtlich erhöht 
werden. Tabelle 8 gibt dazu einen Überblick. 


Diese Angaben aus dem laufenden Fünfjahresplan zeigen, daß 
die neue Klasse von Bürokraten als Bourgeoisie neuen Typs nun 
eine großangelegte Rationalisierungsoffensive durchführt mit 
dem Ziel, die Profite zu steigern. In den meisten Branchen der In- 
dustrie und in der Landwirtschaft soll die Steigerung der Produk- 
tion ausschließlich durch eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
erreicht werden. Die Planziele kommen »der Einsparung der Arbeit 
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Tabelle 8 

Angestrebte Zuwachsraten in der Industrie und Landwirtschaft 
der UdSSR nach dem Fünfjahresplan 1976—1980 

(b = Berechnung der Redaktion) 











Branche geplanter geplante Anteil der Stei- 
Zuwachs der Steigerung 
. Produktion der Arbeits- 
(in %) produktivität 

: (in %) der Produktion 
(in %) 


















Elektrizitäts- 
wirtschaft 
Erdölindustrie 
erdölverarbeitende 
Industrie 
Gasindustrie 86—100 b 
Kohleindustrie 100 b 
Eisenhüttenwesen 100 b 
Nichteisen- 
metallurgie 77—100 b 
Chemische und 
petrochemische 
Industrie 91—100 b 
Maschinenbau und 
Metallverarbeitung 83—100 b 
Forst- und Holzver- 
arbeitungsindustrie 100 b 
Papier- und Zellstoff- 
industrie 92—100 b 
Leichtindustrie 82— 9% b 
Nahrungsmittelind. 100 b 
Baustoffindustrie 80— 87 b 


Investbau 


Landwirtschaft 
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von 26 Millionen Werktätigen gleich« (Kossygin, Rede auf dem 
XXV. Parteitag°*). Wenn diese Ziele wirklich durchgesetzt wer- 
den können, dann werden kaum alle diese Werktätigen einen neu- 
en Arbeitsplatz finden können. Dauerarbeitslosigkeit ist die Fol- 
ge. Die »Neue Zeit« Nr. 5/1977 bestätigt das, wenn sie schreibt: 


»Den zweiten Weg zur Lösung des Problems erblicken die RGW- 
Länder darin, das Verhältnis zwischen Investitionen im Bau neuer 
und denen in der Modernisierung bestehender Betriebe abzuän- 
dern, und zwar zugunsten der Modernisierung und Rekonstruk- 
tion. In diesem Fall führt die Erweiterung der Produktion in der 
Regel zu keiner Erhöhung der Beschäftigtenzahl. Die dritte Mög- 
lichkeit ist rationellere Nutzung der Arbeitskraft durch Vervoll- 
kommnung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsorganisation 
sowie durch Anwendung wirksamerer Systeme der materiellen und 
moralischen Stimulierung.« 


Letzteres deutet auf die Erhöhung der Arbeitsintensität hin, die 
eng mit der Rationalisierung zusammengeht. Nach Angaben von 
Breschnew auf dem XXV. Parteitag entfielen zwischen 1970 und 
1975 84 Prozent des Produktionszuwachses der Industrie auf die 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität. 60 Prozent der Produktions- 
steigerung »wurden durch Um- und Ausbau der bestehenden Be- 
triebe und durch organisatorisch-technische Maßnahmen«®, also 
durch Rationalisierung, erzielt (Hauptrichtlinien der Entwicklung 
der Volkswirtschaft der UdSSR in den Jahren 1976-1980). Dem- 
nach waren 24 Prozent des Produktionszuwachses auf eine Er- 
höhung der Arbeitsintensität zurückzuführen. 


Zur Erhöhung der Arbeitsintensität soll die »Methode von 
Schtschokino« überall durchgesetzt werden. Was unter dieser 
Methode zu verstehen ist, darüber berichtet die Zeitschrift »>Sowjet- 
wissenschaft« Nr. 6/1974: 


»Die Methode von Schtschokino hat in Betrieben verschiedenster 
Zweige zu einer beträchtlichen Steigerung der Arbeitsprodukti- 
vität, zur Freisetzung einer großen Zahl von Arbeitern und Ange- 
stellten, zu einer besseren Verteilung und einem rationelleren Ein- 
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satz der Arbeitskräfte geführt. Hierzu ein typisches Beispiel: In der 
Abteilung Kraftverkehr der Verkehrsverwaltung der Stadt Kirow 
haben sich 1972 nach der Einführung des Systems von Schtscho- 
kino das Normativ der Beschäftigten gegenüber 1970 um 736 ver- 
ringert, die Arbeitsproduktivität um 12,4 Prozent und die Trans- 
portleistung um 27 Prozent erhöht. Im Lohnfonds gab es Einspa- 
rungen in Höhe von 388000 Rubel, und der Gewinn wuchs um 
nahezu 20 Prozent. Der vor der Einführung des Systems von 
Schtschokino akute Arbeitskräftemangel ist verschwunden. Der 
Generaldirektor der Vereinigung, W. Sonow, bemerkte dazu: »Früher 
fehlte es uns an Kraftfahrern, Schlossern, Drehern, Mechanikern 
und Reinigungskräften. Jetzt, nachdem wir anderthalb Jahre nach 
der Schtschokino-Methode arbeiten, gelangen wir zu dem Schluß, 
daß der Arbeitskräftemangel vielfach künstlicher Natur war. Nach- 
dem wir das Recht erhalten haben, einem Arbeiter mehr zu zahlen, 
wenn er die Pflichten seines Nachbarn teilweise mit übernimmt, 
haben wir gleichsam eine neue Arbeitskraftquelle erschlossen.< Es 
mangelt also, wie sich herausstellte, nicht an Arbeitskräften, sondern 
an der Produktionsorganisation, an einer richtigen Anwendung der 
ökonomischen Hebel.« 


Tatsächlich sind die sowjetischen Werktätigen für ihren Lebens- 
unterhalt auf die Zahlung der Prämie angewiesen. Das wird aus- 
genutzt, um die Prämienzahlungen gezielt für die Erhöhung der 
Arbeitsintensität auszunutzen. 


In der »Prawda« vom 10. April 1974 berichtete der Vorsitzende 
des Staatskomitees für Arbeits- und Lohnfragen des Ministerrates 
der UdSSR, A. Wolkow, über die dabei angewandten Methoden. 
Die Betriebsleitungen haben die Möglichkeit, aus den Einsparun- 
gen an Lohnzahlungen, die durch Erhöhung der Arbeitsintensität 
entstehen, Zulagen und Prämien festzulegen. Gleichzeitig wird 
mit der Streichung oder Kürzung von Prämien gedroht, um eine 
Erhöhung der Arbeitsintensität durchzusetzen. Wolkow gibt für 
beides Beispiele an: 


»Die Praxis bestätigt noch einmal: Wenn der Lohnfonds, der als 
Ergebnis der Freisetzung von Arbeitskräften entsteht, geschickt 
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verwendet wird, zur Erfüllung der Aufgaben mit einer gegenüber 
dem Plan kleineren Belegschaft, so zeitigt das gute Resultate. Bei- 
spielsweise wurden im Produktionsverband »Nickel« innerhalb kur- 
zer Zeit durch Ausweitung der Bedienungszonen und andere Maß- 
nahmen 300 Arbeitskräfte freigesetzt. Indessen machen noch viele 
Unternehmen geringen Gebrauch von dem ihnen zugestandenen 
Recht, Zulagen und Prämien zu gewähren für die Übernahme eines 
größeren Arbeitsbereiches im Vergleich zu den festgesetzten Nor- 
men. Mit der Einführung neuer Löhne und Gehälter wächst auch 
die Rolle der Prämien, die als Intensivierungsfaktoren dazu an- 
spornen, die Produktion zu entwickeln. So wurde die Prämierung 
der Arbeiterinnen der Karpinsker Baumwollspinnerei abhängig 
gemacht von einer Vergrößerung der Bedienungszone. Das half 
im Zusammenhang mit der Verbesserung der Technologie und der 
Organisation der Arbeit für das ganze Unternehmen die bran- 
chenübliche Normzahl der Spindeln zu erhöhen, die von einer Ar- 
beiterin bedient werden.« 


Für die Betriebsleitungen gibt es eine Reihe von Maßnahmen, 
mit denen sie den Druck auf die Arbeiter verschärfen können. Der 
Sekretär des Nowosibirsker Kreisparteikomitees der KPdSU, 
M. Alforow, führte in einem Artikel in der »Prawda« vom 2. Juni 
1974 eine Reihe solcher Maßnahmen auf. Demnach können die 
Betriebsleitungen als Strafen beschließen, daß Arbeitern 
© zwei Jahre lang das Recht auf materielle Hilfe entzogen wird; 
e Aufenthalte in Sanatorien und Erholungsheimen nicht gestat- 

tet werden; 
© die Berechtigung zum Bezug von Waren auf Kredit entzogen 

wird; 
© ein Platz auf der Warteliste für eine neue Wohnung gestrichen 
wird. 


»Viele dieser Maßnahmen sind zweifellos gerechtfertigt. Welche 
der genannten und anderen Richtlinien unserer Arbeit bringen die 
größten Resultate? Die Erfahrung zeigt: Am effektivsten ist die An- 
wendung des ganzen möglichen Komplexes von Maßnahmen, wenn 
die Gesellschaft selbst aktiv wird«, schreibt Alforow dazu. 
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Und er schlägt außerdem zur Änderung der Arbeitsgesetze vor, 

»... den Umfang der Renten zu staffeln in Abhängigkeit von der 
Einstellung des Betreffenden zur Arbeit, die Rolle und Bedeutung 
des Arbeitsbuches und der darin eingetragenen anspornenden Be- 
urteilungen und Gutachten aufzuwerten«. 

Gleichzeitig mit der Rationalisierung und der Erhöhung der Ar- 
beitsintensität werden auch große Anstrengungen zur Konzen- 
tration der Produktion vorgenommen. In den letzten Jahren wur- 
den verstärkt große Produktions- und Industrievereinigungen 
durch Zusammenlegung mehrerer Betriebe gebildet. 1976 gab es 
2 300 solcher Vereinigungen, auf die 24 Prozent der Industrie- 
produktion entfiel (Kossygin, Rede auf dem XXV. Parteitag). Ihre 
Zahl und ihr Anteil an der Produktion soll weiter steigen. 

Durch diese Konzentration des Kapitals entstehen monopol- 
artige Unternehmen (Trusts), die teilweise die Produktion und 
den Markt für einzelne Produkte vollkommen beherrschen. Die 
Bildung solcher riesiger Produktions- und Industrievereinigun- 
gen steht in engem Zusammenhang mit der Durchsetzung der 
Mechanisierung und Automatisierung der Produktion. 

Trotz allen Bemühens, es der privatkapitalistischen Wirtschaft 
gleichzutun, befindet sich die Wirtschaft der Sowjetunion tech- 
nologisch nach wie vor im Rückstand gegenüber den westlichen 
imperialistischen Ländern. Da die Sowjetunion den Aufbau der 
Schwerindustrie besonders bevorzugte, müßte sie hier am modern- 
sten entwickelt sein. Wir nehmen deshalb die Stahlproduktion als 
Beispiel, siehe Tabelle 9 auf der folgenden Seite. 

In der Bundesrepublik wurden 1975 69,3 Prozent des Stahls 
nach dem Oxygenstahlverfahren und 16,7 Prozent nach dem SM- 
Verfahren erzeugt. In Japan, wo es die modernsten Stahlwerke 
der Welt gibt, waren es 82,5 Prozent bzw. 1,1 Prozent. 

Für die Modernisierung ihrer Produktionsanlagen, insbesondere 
die Mechanisierung und Automatisierung, benötigen die Bürokra- 
ten in der Sowjetunion riesige Kapitalmengen. Die Konzentration 
der Produktion in Industrie- und Wirtschaftsvereinigungen ist eines 
der wichtigsten Mittel, um diese Kapitalmassen zu erhalten. 
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Tabelle 9 
Anteil der Stahlproduktion nach altem Siemens-Martin- 
Verfahren und neuem Oxygen-Verfahren (1975) 


SM-Verfahren |Oxygen-Verfahren | insgesamt 
in1000t in% Jin1000t in% [in 1000 t 


91 480 64,7 141325 


9992 66,6 15 007 
Rumänien 4768 49,9 9550 
Ungarn 3 336 90,9 3671 
Bulgarien 516 22,8 2267 


Quelle: »Eisen und Stahl«, hrsg. vom Statistischen Bundesamt, 3. Vierteljah- 
resheft 1977 





Dabei ist der Konzentrationsprozeß eng verbunden mit dem 
Kapitalexport und der Ausplünderung der übrigen RGW-Staaten 
sowie einer Reihe von Entwicklungsländern. »Die ökonomischen 
und technischen Prozesse drängen zur Konzentration der Produk- 
tion, die immer mehr internationale Züge trägt«, heißt es hierzu 
in der Zeitschrift »Wirtschaftswissenschaft« 7/1972, S.1017. 


Auf die Einzelheiten dieses Prozesses wollen wir später ein- 
gehen. An dieser Stelle bleibt festzuhalten: Der bürokratische Mo- 
nopolkapitalismus in der Sowjetunion greift zu den gleichen Maß- 
nahmen, um die Ausbeutung der Arbeiterklasse zu verschärfen, 
wie der Monopolkapitalismus in den westlichen imperialistischen 
Staaten. Gleiche Ursachen haben aber die gleiche Wirkung. Dauer- 
arbeitslosigkeit und der Ausbruch einer Wirtschaftskrise sind 
hier wie da gleich unvermeidlich und treten dann ein, wenn die 
heutige latente Unterkonsumtion, hervorgerufen durch eine unzu- 
reichende Produktion, durch eine Überproduktion bei ungenügen- 
der Kaufkraft der Massen abgelöst wird. 


Es ist falsch, wenn die Revisionisten sagen, daß ein Arbeiter in 


der Sowjetunion oder in anderen revisionistischen Ländern einen 
sicheren Arbeitsplatz hat. In der DDR zum Beispiel kann ein 
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Arbeiter mit einer Kündigungsfrist von 14 Tagen entlassen wer- 
den, wenn »es infolge Änderung der Produktion, der Struktur oder 
des Stellen- bzw. Arbeitskräfteplanes notwendig ist« »Wörterbuch 
der Ökonomie, Sozialismus«, 2. Auflage, Berlin 1969, S. 471). Die 
Kündigung bedarf der Zustimmung der Betriebsgewerkschafts- 
leitung, sie kann aber nichts machen, wenn diese gesetzliche Vor- 
aussetzung vorliegt. 


Das unterscheidet sich in gar nichts von dem Kündigungsrecht 
in der Bundesrepublik. Im Gegenteil. Die Arbeiterklasse hat heute 
in der Sowjetunion unter schwierigeren Bedingungen zu kämp- 
fen als in den monopolkapitalistischen westlichen Ländern, da ihr 
selbst nicht einmal die wenigen bürgerlich-demokratischen Rech- 
te zugestanden werden. Der Gewerkschaftsapparat ist fest in der 
Hand der Bürokraten. Ein Koalitions- und ein Streikrecht besteht 
praktisch nicht. 


Mit den »Grundlagen des Strafrechts der Sowjetunion und der 
Sowjetrepubliken« vom 25. Dezember 1958 schuf sich die neue Ka- 
pitalistenklasse in der Sowjetunion ein Machtmittel, um ihre Herr- 
schaft abzusichern. Jede Kritik an ihr gilt demnach als »antiso- 
wjetische Agitation und Propaganda« und zählt zu den »besonders 
schweren Straftaten gegen den Staat«. Das bedeutet, daß es für die 
sowjetische Arbeiterklasse auch keine Meinungs- und Presse- 
freiheit gibt. Dafür enthalten die infolge der »Grundlagen« beschlos- 
senen Strafgesetzbücher im 10. Kapitel aber den unbestimmten 
»Straftatbestand des Rowdytums«, unter dem vom Streik bis zu 
Protestdemonstrationen alles erfaßt werden kann.°® 


Die neue Bourgeoisie gestattet von Zeit zu Zeit lediglich einigen 
bürgerlichen Intellektuellen, denen es um die Erlangung gewis- 
ser bürgerlich-demokratischer Rechte geht, gegenüber dem Aus- 
land ihre Meinung zu sagen. Da es sich meist um bürgerliche 
Liberale bis hin zu reaktionären Verteidigern der Zarenherrschaft 
handelt, bilden sie keine ernste Gefahr für die Bürokraten. 


Gegenüber der Arbeiterklasse und ihrem Kampf wird sehr scharf 
vorgegangen, was der Einsatz von Schußwaffen gegen die strei- 
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kenden polnischen Arbeiter und die Gerichtsurteile, die gegen 
eine Reihe dieser Arbeiter gefällt wurden, bewiesen. Über solche 
Kämpfe soll möglichst nichts nach außen dringen, da sie das von 
den Revisionisten sorgfältig gepflegte Bild angeblich wohlgeord- 
neter Zustände sofort zerstören würden. 


In den Betrieben bemüht man sich daher, ein breit ausgedehn- 
tes staatliches Spitzelsystem zu errichten, wodurch selbständige 
Kämpfe der Arbeiter im Keim erstickt werden sollen. Igor Karpez, 
Leiter der Kriminalabteilung des Innenministeriums der UdSSR, 
gab dazu ein Interview in der »Sowjetunion heute« vom 16. März 
1975 über die Arbeit der Miliz: 


»Könnten Sie etwas näher auf die herkömmlichen und die 
neueren Formen der Verbrechensverhütung in der Arbeit der Miliz 
eingehen ®« 


»Diese Arbeit beginnt gewöhnlich am Wohnort derjenigen, die in 
das Blickfeld der Miliz geraten sind. Selbstverständlich bleibt dies 
nicht schlechthin dem Gutdünken der Miliz überlassen; das wäre 
ein Verstoß gegen die Gesetzlichkeit. Die Miliz behält zum Beispiel 
von Amts wegen und in Übereinstimmung mit den Gesetzen Per- 
sonen im Auge, die einmal wegen schwerer Verbrechen abgeurteilt 
wurden. Wenn aber jemand durch seine Einstellung zur Arbeit, zu 
seiner Familie und zu den Regeln des Gemeinschaftslebens beweist, 
daß er eingesehen hat, wie verwerflich sein früheres Verhalten war, 
so wird die administrative Beaufsichtigung nach der gesetzlich 
festgelegten Zeit aufgehoben. 


Die Miliz behält natürlich auch solche Personen im Auge, die die 
öffentliche Ordnung verletzen oder dem Alkohol allzu sehr zu- 
sprechen. Die Miliz, das heißt insbesondere die Mitarbeiter der Kri- 
minalabteilung und die Abschnittsbevollmächtigten der Miliz, kön- 
nen bei diesen prophylaktischen (vorbeugenden - die Redaktion) 
Vorkehrungen auf die Unterstützung und Hilfe der Öffentlichkeit 
bauen. Für diese prophylaktische Arbeit wurden in den einzelnen 
Wohnbezirken der Städte Zentren geschaffen, in denen die Miliz, 
freiwillige Milizhelfer, Vertreter der Kameradschaftsgerichte und 
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anderer gesellschaftlicher Organisationen und Einrichtungen ihre 
Arbeit koordinieren. An dieser vielseitigen Tätigkeit beteiligen sich 
auch die Deputierten der örtlichen Sowjets des jeweiligen Bezirks.« 


Die prophylaktische, das heißt vorbeugende Tätigkeit der Miliz 
reicht bis zur Vorbeugehaft: 


»Sich darauf zu beschränken, Gesetzbrecher erst dann dingfest 
zu machen, wenn sie die Gesellschaft bereits geschädigt haben, 
würde bedeuten, hinter dem Leben und den Anforderungen der Zeit 
zurückzubleiben.« 


Für dieses breit angelegte Spitzelsystem in den Wohngebieten 
und den Betrieben sollen besonders Jugendliche gewonnen wer- 
den. Aus den Worten von Karpez wird deutlich, wie eng die Par- 
tei-, Staats- und Wirtschaftsbürokraten dabei zusammenarbeiten: 


»Heute arbeiten viele junge Menschen aus Betrieben und Insti- 
tutionen auf Empfehlung gesellschaftlicher Organisationen bei der 
Miliz. Selbstverständlich werden nur solche jungen Leute emp- 
fohlen, die selbst den Wunsch haben, in der Miliz zu arbeiten und 
nach Ansicht des Kollektivs das ihnen erwiesene Vertrauen auch 
rechtfertigen werden. Jemand, der zum Beispiel von der Beleg- 
schaft seines Betriebes zur Mitarbeit in der Miliz vorgeschlagen 
wurde, hat vor denen, die ihn empfohlen haben, regelmäßig Re- 
chenschaft abzulegen.« 


Die Arbeiterklasse in der Sowjetunion steht im antagonistischen 
Widerspruch zu einer Klasse, die ihre Herrschaft über die gesam- 
te Gesellschaft errichtet hat. Selbst der kleinsten proletarisch- 
demokratischen Rechte beraubt, ist es für die Arbeiterklasse 
schwierig, den Kampf für die erneute Errichtung der Diktatur des 
Proletariats zu führen. 


Sie muß die revolutionäre Kommunistische Partei unter den Be- 
dingungen der Illegalität neu aufbauen, und zwar unter weit 
schwierigeren Bedingungen als seinerzeit unter der Zarenherr- 
schaft, weil sich die neue Bourgeoisie mit marxistisch-leninisti- 
schen Worten tarnt. 
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Eine Reihe von Ereignissen zeigt aber, daß die Arbeiterklasse 
der revisionistischen Länder sich erhebt. Besonders der helden- 
mütige Kampf der polnischen Arbeiter, aber auch der Kampf des 
Volkes der CSSR gegen den Überfall der Sozialimperialisten 1968, 
zeigen die revolutionäre Kraft der Arbeiterklasse in den Ländern, 
die unter der Herrschaft des bürokratischen Monopolkapitalis- 
mus stehen. 


Die Kämpfe der Arbeiterklasse müssen in diesen Ländern mit 
außerordentlicher Schärfe geführt werden, da nahezu jeder Kampf 
für ökonomische Forderungen fast nahtlos zu einem politischen 
Kampf wird, der sich direkt gegen die Partei- und Staatsbüro- 
kratie richtet. Diese reagiert mit entsprechender Härte und greift 
schnell zum Einsatz des Militärs. Es mag deshalb lange dauern, 
bis die Arbeiterklasse in der Sowjetunion in der Lage ist, um- 
fangreiche Massenkämpfe zu organisieren. Aber sie wird erken- 
nen, daß ihr letztlich nur der grundsätzliche Ausweg bleibt: der 
gewaltsame Sturz des bürokratischen Monopolkapitalismus und 
die Wiedererrichtung der Diktatur des Proletariats, geleitet durch 
die revolutionäre Theorie des Marxismus-Leninismus. 
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2. Der Sozialimperialismus als 
staatsmonopolistischer Kapitalismus 
neuen Typs 


In der Sowjetunion hat die neue Bourgeoisie die ökonomische 
und politische Macht besonders stark konzentriert. Ihr Streben 
nach Maximalprofit zwingt sie zur imperialistischen Expansion. 
Dabei steht sie im schärfsten Konkurrenzkampf mit den westli- 
chen Imperialisten, vor allem mit den US-Imperialisten. 


Die Politik der Sozialimperialisten ist einerseits dadurch ge- 
kennzeichnet, daß sie demagogisch vom »Kampf gegen den Impe- 
rialismus« und vom »proletarischen Internationalismus« reden 
und sich als »Marxisten-Leninisten« tarnen. Andererseits betrei- 
ben sie in Ländern, die sie in ihre Abhängigkeit gezwungen haben, 
eine Politik des Neokolonialismus. Das heißt, eine Politik der voll- 
ständigen Unterordnung der Wirtschaft und gesamten Gesell- 
schaft anderer Staaten unter die Interessen des bürokratischen 
Monopolkapitalismus. 


Der Sozialimperialismus und 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker 


Schlagworte über »internationale Arbeitsteilung« und die »sozia- 
listische Staatengemeinschaft« kennzeichnen dabei die ökonomi- 
sche und politische Unterjochung der osteuropäischen RGW-Staa- 
ten, Kubas, der Mongolei und einiger Entwicklungsländer durch 
die Sozialimperialisten. 


Auf dem XXV. Parteitag der KPdSU bezeichnete Breschnew den 
Neokolonialismus des sowjetischen Sozialimperialismus als eine 
»Gesetzmäßigkeit«: 


»Mit dem Aufblühen jeder sozialistischen Nation und dem Er- 
starken der Souveränität der sozialistischen Staaten werden ihre 
Wechselbeziehungen immer enger, entstehen immer mehr gemein- 
same Elemente ihrer Politik, Wirtschaft und ihres sozialen Lebens, 
gleicht sich ihr Entwicklungsniveau allmählich einander an. Dieser 
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Prozeß der allmählichen Annäherung der sozialistischen Länder 
tritt heute mit aller Deutlichkeit als eine Gesetzmäßigkeit zutage.« 


Tatsächlich handelt es sich um eine Gesetzmäßigkeit des Im- 
perialismus und nicht des Sozialismus. 1916 hat Lenin in einer 
Auseinandersetzung mit den polnischen Sozialdemokraten aus- 
führlich zu der Frage des Selbstbestimmungsrechtes der Natio- 
nen unter den Bedingungen des Sozialismus Stellung genommen: 


»Wir haben behauptet, daß es Verrat am Sozialismus wäre, auf 
die Verwirklichung der Selbstbestimmung der Nationen im So- 
zialismus zu verzichten. Man antwortet uns: »Das Selbstbestim- 
mungsrecht ist auf die sozialistische Gesellschaft unanwendbar.« 
Das ist eine grundlegende Meinungsverschiedenheit.« (Lenin, Wer- 
ke, Bd. 22, S.327) 


Lenin führt weiter aus, worin die grundlegende Meinungsver- 
schiedenheit besteht: 


»Unter dem Kapitalismus kann die nationale (und überhaupt 
die politische) Unterdrückung nicht beseitigt werden. Dazu ist die 
Aufhebung der Klassen, d. h. die Einführung des Sozialismus un- 
erläßlich. Doch wenn der Sozialismus auch auf der Ökonomik be- 
gründet ist, erschöpft er sich doch keineswegs darin. Zur Beseiti- 
gung der nationalen Unterdrückung ist ein Fundament notwen- 
dig - die sozialistische Produktion; aber auf diesem Fundament 
bedarf es noch einer demokratischen Organisation des Staates, 
einer demokratischen Armee usw. Hat das Proletariat den Kapi- 
talismus in den Sozialismus umgestaltet, so schafft es die Mög- 
lichkeit für die völlige Beseitigung der nationalen Unterdrückung; 
diese Möglichkeit wird »nur< - »nur<! - dann zur Wirklichkeit wer- 
den, wenn die Demokratie auf allen Gebieten vollständig durch- 
geführt sein wird - bis zur Festlegung der Staatsgrenzen entspre- 
chend den »Sympathien« der Bevölkerung, bis zur völligen Freiheit 
der Lostrennung einschließlich. Auf dieser Basis wird ihrerseits 
in der Praxis die absolute Beseitigung auch der kleinsten natio- 
nalen Reibungen, des geringsten nationalen Mißtrauens erfolgen 
und damit die beschleunigte Annäherung und Verschmelzung der 
Nationen, die durch das Absterben des Staates vollendet werden 
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wird. Das ist die Theorie des Marxismus, von der sich unsere pol- 
nischen Kollegen irrigerweise entfernt haben.« (ebenda S. 331) 


Der Weg zur Verschmelzung und zum Absterben der Nationen, 
ein Prozeß, der mit dem Absterben des Staates verbunden ist, 
führt zunächst über die vollständige Anerkennung des Selbstbe- 
stimmungsrechtes der Nationen, das seinen konkreten Ausdruck 
findet in der Freiheit der Lostrennung von einem Staatenverbund. 
Auf dieser Grundlage wurde die UdSSR gegründet. In der unter 
Stalin verabschiedeten Verfassung der UdSSR war das Selbstbe- 
stimmungsrecht der in der UdSSR zusammengeschlossenen Na- 
tionen verankert. Jede Nation hatte das Recht, ihren Austritt aus 
der UdSSR zu erklären und einen eigenen Staat zu gründen. In 
der neuen Verfassung von 1977 ist dieses Recht nicht mehr ent- 
halten, obwohl bzw. weil gerade unter den heutigen Bedingungen 
einer verstärkten Unterdrückung der nationalen Minderheiten 
durch den bürokratischen Monopolkapitalismus der Ruf nach na- 
tionaler Selbständigkeit in den einzelnen Republiken der UdSSR 
immer lauter wird. 


Auf der Grundlage der Prinzipien Lenins wurde 1949 auch der 
»Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe« (RGW) gegründet, wobei 
jeder Staat das Recht hatte, jederzeit aus dem RGW auszutreten, 
und kein Beschluß gegen den Willen auch nur des kleinsten Staa- 
tes gefaßt werden konnte. Inzwischen gibt es kein Selbstbestim- 
mungsrecht der RGW-Staaten mehr. Mit dem Einmarsch in die 
CSSR verkündete Breschnew die Theorie von der »beschränkten 
Souveränität«. 


Die modernen Revisionisten haben sich nicht nur vom Marxis- 
mus-Leninismus getrennt, sie scheuen auch nicht davor zurück, 
Lenin direkt zu fälschen, um die neokolonialistische Ausplünde- 
rung der RGW-Staaten durch die Sozialimperialisten zu vertu- 
schen. 


In dem vom Institut für Gesellschaftswissenschaften beim ZK 
der SED herausgegebenen Buch: »Die Arbeiterklasse der soziali- 
stischen Gemeinschaft in den siebziger Jahren« (Berlin 1976) wird 
das mit folgendem zerstückelten Lenin-Zitat versucht: 
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»Lenin schrieb 1916 in seiner Arbeit »Die Ergebnisse der Dis- 
kussion über die Selbstbestimmung«: »Im Sozialismus werden sich 
die werktätigen Massen selbst ... nirgends zur Abschließung ver- 
stehen, und die Mannigfaltigkeit der politischen Formen, ... die 
Erfahrungen des staatlichen Aufbaus - all dies wird ... die Grund- 
lage bilden für ein reiches Kulturleben, die Gewähr bieten für die 
Beschleunigung des Prozesses der freiwilligen Annäherung ... der 
Nationen.«« (S. 142) 


Wir setzen dem das vollständige Lenin-Zitat entgegen und heben 
nur die Stellen hervor, die die Revisionisten zitiert haben. 


»Die werktätigen Massen, die sich vom Joch der Bourgeoisie be- 
freien, werden aus allen Kräften ein Bündnis und eine Verschmel- 
zung mit den großen und fortgeschrittenen sozialistischen Nationen 
anstreben, gerade um diese »Kulturhilfe« zu erhalten, wenn nur die 
Unterdrücker von gestern das hochentwickelte demokratische Gefühl 
der Selbstachtung einer lange Zeit hindurch unterdrückten Nation 
nicht verletzen, wenn ihr nur Gleichheit auf allen Gebieten einge- 
räumt wird, darunter auch beim staatlichen Aufbau, beim Versuch, 
einen »eigenen« Staat zu schaffen. Unter dem Kapitalismus bedeutet 
dieser »Versuch« Kriege, Isolierung, Abgeschlossenheit, engstirnigen 
Egoismus der privilegierten kleinen Nationen (Holland, Schweiz). 
Im Sozialismus werden sich die werktätigen Massen selbst 
aus den obenerwähnten rein ökonomischen Motiven nirgends zur 
Abschließung verstehen, und die Mannigfaltigkeit der poli- 
tischen Formen, die Freiheit des Austritts aus dem Staatsverband, 
die Erfahrung des staatlichen Aufbaus - all dies wird, solange 
nicht jeder Staat überhaupt abgestorben ist, die Grundlage bilden 
für ein reiches Kulturleben, die Gewähr bieten für die Be- 
schleunigung des Prozesses der freiwilligen Annäherung und 
Verschmelzung der Nationen.« (Lenin, Werke, Bd. 22, S. 346) 


Solcherart Leninfälschung dient dazu, zu vertuschen, daß die 
RGW-Staaten ihrer Souveränität beraubt und ökonomisch und 
politisch zu Neokolonien des bürokratischen Monopolkapitalis- 
mus in der Sowjetunion gemacht wurden. Wie sieht diese neoko- 
lonialistische Politik konkret aus? 
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Der Neokolonialismus des Sozialimperialismus 


Betrachtet man den Außenhandel der kleineren RGW-Länder 
mit der Sowjetunion, so fällt zunächst auf, daß sie alle abhängig 
sind von umfassenden Rohstofflieferungen aus der Sowjetunion. 
Mit Importen aus der Sowjetunion wird in der DDR der Bedarf »bei 
Erdöl und Eisenerz zu 90, bei Walzstahl zu 40, bei Zink zu 70, bei 
Primäraluminium und Blei zu 60, bei Schnittholz zu 40 und bei 
Baumwolle zu 85 Prozent gedeckt.« (Gertrud Gräbig/Ingrid Hoell, 
»Eine neue Qualität in den Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR 
und der UdSSR«, in: »Wirtschaftswissenschaft« 17/1972, S. 6) 

Ähnlich sieht es in anderen RGW-Staaten aus. Nahezu voll- 
ständig deckt die UdSSR deren Bedarf an Erdöl, Erdgas und Ei- 
senerz. Lediglich Rumänien hat sich eine günstigere Position be- 
wahren können. Selbst Kuba bezieht seinen Bedarf an Erdöl und 
Erdölprodukten fast ausschließlich aus der Sowjetunion. 1973 
wurden sieben Millionen Tonnen geliefert. Diese Position erlaubt 
es den Sozialimperialisten, durch überhöhte Preise Maximalpro- 
fite zu erzielen. 

Den RGW-Ländern bleibt keine andere Wahl, als sich dem Dik- 
tat der Sozialimperialisten zu beugen. Ihnen fehlen die Devisen, 
um sich auf anderen Märkten billiger zu versorgen. Bis 1975 soll- 
ten die Außenhandelspreise im RGW auf der Basis der Entwick- 
lung der Weltmarktpreise für die entsprechenden Waren für je- 
weils fünf Jahre festgelegt werden und sich in diesem Zeitraum 
nicht ändern. Schon damals sah die Praxis aber ganz anders aus. 
Die tatsächlichen Preise im Außenhandel wurden jeweils in zwei- 
seitigen Außenhandelsverträgen festgelegt. Eine sowjetische Un- 
tersuchung über diese tatsächlichen Preise, die wohlweislich nicht 
bekanntgegeben werden, kommt zu der Schlußfolgerung, daß die 
Vertragspreise in Wirklichkeit mit den im RGW festgelegten Prei- 
sen nichts zu tun haben: 

»Für eine sehr erhebliche Anzahl von Waren, die zwischen der 
UdSSR und den anderen RGW-Ländern gehandelt werden, ver- 
mochten die Weltmarktpreise das ihnen eingeräumte »Recht«, Basis 
der Vertragspreise zu sein, nicht wahrzunehmen, da die spezifischen 
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Entwicklungsbedingungen des sozialistischen Außenhandels einen 
stärkeren Einfluß ausübten. Statt dessen konnten sich die Industrie- 
abgabepreise der UdSSR für einen erheblichen Teil der Export- 
waren als Basis der Vertragspreise durchsetzen. Und schließlich 
stellte sich heraus, daß die Vertragspreise für den überwiegenden 
Teil der Warenmassen überhaupt keine exakt ausgeprägte Wert- 
basis haben.« (N. Mitrofanowa, »Perspektiven der weiteren Ver- 
vollkommnung der Außenhandelspreise sozialistischer Länder«, 
in: »Sowjetwissenschaft — Gesellschaftswissenschaftliche Beiträ- 
ge« 10/1974, S. 1967) 

Das bedeutet, daß die Vertragspreise in Wirklichkeit von den So- 
zialimperialisten willkürlich diktiert werden. Ihre Grenze finden 
diese Monopolpreise lediglich in der Zahlungsfähigkeit der klei- 
neren RGW-Länder. 

Seit 1975 wurde im RGW eine neue Regelung eingeführt, wo- 
nach die Außenhandelspreise jetzt jährlich neu festgelegt werden 
sollen auf der Grundlage der Entwicklung der Weltmarktpreise in 
den vorangegangenen fünf Jahren. Damit wurde für die Sozial- 
imperialisten ein Hemmnis beseitigt, um die Preiserhöhungen für 
Erdöl und Erdgas, die von den OPEC*-Ländern und den multina- 
tionalen westlichen Ölkonzernen 1973/74 vorgenommen wurden, 
auch voll gegenüber den RGW-Ländern durchzusetzen. Die Folgen 
für diese Länder waren katastrophal. Die Tabelle 10 zeigt die Ein- 
nahmen, die die Sowjetunion von 1971 bis 1975 für ihren Rohstoff- 
export erhielt. 

Von 1973 bis 1975 ist gegenüber den RGW-Ländern eine Stei- 
gerung der Rohstoffexporterlöse von 71,7 Prozent zu verzeichnen. 
Diese Steigerung ist hauptsächlich auf Preiserhöhungen zurück- 
zuführen. 

Die ungarische Presse meldete, daß 1975 »das Preisniveau der 
sozialistischen Importe um 20 Prozent höher lag als im Jahre zu- 
vor« (Bela Szikszay: »Eletszinvonalpolitika es ärpolitika«, »Lebens- 
standardpolitik und Preispolitik«, in: »Tarsadalmi Szemle« 2/1976). 





* OPEC, Organisation Erdöl-exportierender Länder 
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Tabelle 10 
Sowjetischer Rohstoffexport 1971—1975 (in Milliarden Rubel) 


Jahre Insge- 
samt RGW- 
Länder 
9,7 5,2 


9,8 5,5 
12,4 5,9 
16,5 








Davon in 


















andere | kapital. | Entwick- 
sozial. |Industrie-| lungs- 
Länder | länder | länder 





19,4 


Quelle: K. Bachtow, Leiter der Hauptverwaltung für den Export von Roh- 
stoffen des UdSSR-Außenhandelsministeriums, W. Solojew, »Der Rohstoff- 
export der UdSSR in der gegenwärtigen Etappe«, in: »Außenhandel, Mo- 
natszeitschrift des Ministeriums für Außenhandel der UdSSR« 2/1977, S. 14 


Der durch Preisverlust entstandene Schaden »belief sich 1975 auf‘ 
acht Prozent des Nationaleinkommens« (Istvan Dobos: »Gazdasä- 
gi fejlödesünk fö feladatai«, »Die Hauptaufgaben unserer Wirt- 
schaftsentwicklung«, in: »Penzügyi Szemle« 2/1976). 


Die DDR erzielte noch in den Jahren 1971 und 1972 einen Au- 
ßenhandelsüberschuß von 400,4 und 1 079,8 Millionen Valuta-Mark 
(berechnet nach ausländischen Währungen). Von 1973 bis 1976 
mußten ständig steigende Außenhandelsdefizite hingenommen 
werden, und zwar von 1158,9 Millionen Valuta-Mark 1973, 
3 126,3 Millionen 1974, 4 184,4 Millionen 1975, um dann 1976 auf 
6 385,5 Millionen Mark hochzuklettern. (Quelle: »Statistisches Ta- 
schenbuch der DDR 1977«, hrsg. von der staatlichen Zentralver- 
waltung für Statistik) 


Das bedeutet eine völlige Veränderung der wirtschaftlichen 
Situation der DDR, die einhergeht mit einer wachsenden Ver- 
schuldung der DDR besonders gegenüber den sowjetischen Sozial- 
imperialisten. Den Zahlen entsprechend sind das in vier Jahren 


380 Kapitel IV/2 





14,855 Milliarden Mark Einfuhrüberschüsse, eine Summe, die 
37,6 Prozent der gesamten Ausfuhr des Jahres 1976 ausmacht. 
Dieser hohe Einfuhrüberschuß ist besonders drückend, weil 32 Pro- 
zent der Gesamteinfuhr aus westlichen Industrieländern kommt, 
um Versorgungslücken, vor allem bei hochwertigen Industriepro- 
dukten, zu stopfen. 


In diesem Zusammenhang ist der Bericht der englischen Wirt- 
schaftszeitschrift »Financial Times« vom 21. Februar 1978 aus 
Ost-Berlin interessant, der das Dilemma der SED-Führung kenn- 
zeichnet. Erich Honecker, der wie Walter Ulbricht wohl kaum ris- 
kieren würde, offen gegen die Sowjetunion Stellung zu beziehen, 
sprach dem Bericht zufolge vor SED-Funktionären: 


»Niemand hat das Recht, die Produktion von DDR-Gütern ein- 
zustellen, bis die Waren, die wir importieren müssen, in unserem 
Lande geprüft und untersucht worden sind, und bis das kauf- 
männische Einfuhrabkommen und die geplanten Lieferungen nicht 
garantiert worden sind.« 


Er habe weiter ausgeführt, daß DDR-Wirtschaftsfunktionäre 
die Führungsspitze vor den Gefahren einer Beschränkung des Be- 
reichs der produzierten Waren gewarnt habe. Unter dem RGW- 
Programm der Spezialisierung und Kooperation habe die DDR 
jedoch die Herstellung einer Vielzahl von Waren eingestellt, die 
jetzt in den weniger fortgeschrittenen RGW-Ländern oder über- 
haupt nicht mehr hergestellt werden. 1960 habe die DDR 36 Pro- 
zent der innerhalb der RGW gehandelten Maschinen hergestellt, 
während jetzt die Zahl näher bei 20 Prozent liege. Diese Ent- 
wicklung sei nunmehr kritisch, weil die DDR ihre negative Han- 
delsbilanz mit der Sowjetunion nur durch die Ausfuhr industriell 
hochwertiger Güter entlasten könne. Die metallverarbeitende In- 
dustrie solle hochwirksame Endprodukte, einschließlich kom- 
pletter Anlagen produzieren auf der Grundlage des RGW-Pro- 
gramms, weil das wesentlich für die »Sicherung unserer Rohstoff- 
einfuhren aus der Sowjetunion und anderen RGW-Ländern« ist. 
»Gleichzeitig sind sie von höchstem Wert für die Ausfuhren der 
DDR in die nichtsozialistische Welt.« Es muß also schon schlimm 
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stehen, daß Honecker — wenn auch mit gedämpftem Trommel- 
schlag — so aufmuckt. 


Auch die Handelsbilanz der DDR mit der BRD ist seit Jahren 
durch ununterbrochene Einfuhrüberschüsse gekennzeichnet. Die 
dringend notwendigen Devisen für den Einkauf von Maschinen, 
Fahrzeugen, Chemieerzeugnissen (siehe Abbildung 1) werden 
durch Einnahmen aus dem Transitverkehr (Autobahn, Eisenbahn, 
Fluß-Schiffahrt) und andere ergänzt. Das ist aber nicht möglich 
im Warenverkehr mit anderen westlichen Ländern. Hier sind 
harte Devisen erforderlich; ohne jeglichen Ausgleich in der Zah- 
lungsbilanz. 


Abbildung 1 
Entwicklung des Handelsverkehrs der BRD mit der DDR 
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Im Zuge der weiteren Festigung der kapitalistischen Restaura- 
tion in der DDR steht der Drang nach Kooperationsverträgen mit 
westlichen Monopolkapitalisten zum Zweck der gemeinsamen 
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Ausbeutung von Entwicklungsländern. Darüber berichtet die 
»Frankfurter Rundschau« vom 14. März 1978: 


»Der Essener Stahlkonzern Krupp hat mit der DDR den ersten 
deutsch-deutschen Kooperationsvertrag in Drittländer abgeschlos- 
sen. Wie ein Sprecher des Krupp-Konzerns in Leipzig mitteilte, ist 
in Zusammenarbeit mit DDR-Firmen der Bau einer Baumwoll- 
spinnerei in Äthiopien vorgesehen. Dabei soll die DDR Maschinen- 
und Anlagenzubehör liefern.« 

Die revisionistischen Führer in den kleineren RGW-Ländern 
versuchen, die Folgen der Ausplünderung durch die sowjetischen 
Sozialimperialisten auf die Bevölkerung abzuwälzen. In Polen 
führte das 1976 zu ausgedehnten Kämpfen der Arbeiter gegen 
Preiserhöhungen lebenswichtiger Waren. 


Die Abhängigkeit der RGW-Länder von den Rohstofflieferun- 
gen aus der UdSSR wird von der Sowjetunion noch auf andere 
Weise genutzt. Am 7. Juni 1962 beschloß der »Rat für gegenseiti- 
ge Wirtschaftshilfe« (RGW) »Grundprinzipien der internationalen 
sozialistischen Arbeitsteilung«. Darin wurde unter anderem fest- 
gelegt »... die gegenseitige Unterstützung bei der Erweiterung der 
Rohstoffzweige der Industrie durch finanzielle Beteiligung der 
Staaten, die an den Erzeugnissen interessiert sind« (»Handbuch 
der Verträge — 1871-1964«, S. 746). 


Seitdem wurden zwei sowjetische Pipelines für Erdöl mit Kapi- 
tal und Arbeitskräften aus anderen RGW-Staaten gebaut. Eine 
ganze Reihe von Betrieben zur Förderung von Rohstoffen wurden 
in der Sowjetunion errichtet, ebenfalls mit dem Kapital aus an- 
deren RGW-Ländern. Die Sowjetunion erhält dabei einen lang- 
fristigen zinsgünstigen Kredit, den sie anschließend mit Roh- 
stofflieferungen zu ihren Preisen zurückzahlt. Juri Beljajew lobt 
in diesem Zusammenhang ein Abkommen zwischen der UdSSR 
und der CSSR, das einen Monat nach dem Einmarsch in die Tsche- 
choslowakei 1968 abgeschlossen wurde: 


»Ein anderes eindringliches Beispiel der gegenseitigen vorteil- 
haften Zusammenarbeit der RGW-Länder bei der Entwicklung 
ihrer Treibstoff- und Rohstoffbasis ist das vor kurzem unterzeich- 
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nete Abkommen zwischen der UdSSR und der CSSR über Erdöl- 
förderung in der Sowjetunion für den Bedarf der Tschechoslowa- 
kei. Im Rahmen dieses Abkommens hat die CSSR der Sowjet- 
union einen zweckgebundenen einprozentigen Kredit in Höhe von 
500 Millionen Valutarubeln gewährt. 


Ein großer Teil dieses Kredites wird durch Lieferungen von Ma- 
schinen, Rohren und Erdölanlagen an die UdSSR realisiert. Ab 
1971 wird die Sowjetunion diesen Kredit durch Öllieferungen auf 
der Basis vereinbarter Preise zurückzahlen, wobei von 1971 bis 
1984 insgesamt 60 Millionen Tonnen Öl über die im langfristigen 
Handelsabkommen festgelegte Menge hinaus geliefert werden sol- 
len. Bei den Verhandlungen zwischen den Regierungsdelegationen 
der CSSR und der UdSSR in Moskau (September 1968) wurde ein 
Abkommen über die Erweiterung der Lieferungen von Erdgas aus 
der UdSSR in die CSSR von 1,3 Milliarden Kubikmeter (1970) auf 
3 Milliarden Kubikmeter in den nachfolgenden Jahren unter- 
zeichnet. Außerdem soll ab 1972 die UdSSR 2 Millionen Tonnen 
Eisenerzkonzentrate für das ostslowakische Hüttenkombinat lie- 
fern, wodurch man rund 300 Millionen Kronen an Investitons- 
mitteln ersparen kann. Als Gegenleistung hat die tschechoslowa- 
kische Seite die Verpflichtung übernommen, den Bau der sowjeti- 
schen Ferngasleitungen durch Lieferung von Stahlrohren und Last- 
wagen teilweise auf Kredit zu unterstützen.« (Juri Beljajew, »Wirt- 
schaftszusammenarbeit der RGW-Länder«, S. 116) 


Die Vorteile für die Sozialimperialisten liegen zunächst in zwei 
Punkten: Einmal erhalten sie das Kapital für die Errichtung neuer 
Betriebe im eigenen Land, zum anderen sichern sie sich vertrag- 
lich einen Absatzmarkt für die späteren Produkte. Die RGW-Län- 
der sind verpflichtet, die vertraglich festgelegten Mengen abzu- 
nehmen, wobei die Sozialimperialisten den Preis diktieren. 1960 
wurde zwischen der UdSSR und der CSSR das erste Abkommen 
dieser Art unterzeichnet. Die CSSR lieferte Ausrüstungen für den 
Aufbau von Betrieben in der UdSSR zur Förderung und Verar- 
beitung von Erzen. Dafür bekam die CSSR Eisenerzkonzentrate 
und Buntmetalle. 
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Das nächste Abkommen dieser Art wurde zwischen der Sowjet- 
union und der CSSR am 23. September 1966 geschlossen über die 
Förderung und den Transport von Erdöl in der Sowjetunion. Da- 
nach lieferte die CSSR von 1969 bis 1974 Tatra-Lastkraftwagen, 
geschweißte Großrohre, eine Anlage zum Schweißen von Groß- 
rohren und ein komplettes Quarto-3600-Blechwalzwerk. Die 
UdSSR bezahlte ab 1975 mit Erdöl. Gerade ab 1975 stiegen die 
Preise für dieses Erdöl aber stark. 


Selbst die revisionistische Führung in der CSSR scheint sich 
früher nicht einig gewesen zu sein über den »Vorteil« solcher Ver- 
einbarungen. Aufjeden Fall ist bemerkenswert, daß das dritte Ge- 
schäft dieser Art unter militärischem Druck entstand. 


»Das Abkommen wurde seit Jahresbeginn 1968 vorbereitet« (also 
seit dem Sturz von Nowotny und der Wahl von Dubcek zum Vor- 
sitzenden der Kommunistischen Partei) »und gerade während der 
Zeit der Krise in der CSSR unterzeichnet. Es wurde zu einem der 
wichtigsten Elemente bei der Überwindung der Krisensituation 
und der allmählichen Stabilisierung der ökonomischen und poli- 
tischen Lage in der CSSR. Die Unterzeichnung fand unmittelbar 
nach den Augusttagen« (nach dem militärischen Einmarsch), »am 
10. September 1968, statt. Gleichzeitig wurden weitere sowjetische 
Lieferungen vereinbart, die die kurzfristigen Rohstoff- und Nah- 
rungsgüterprobleme der Tschechoslowakei lösen halfen.« (F. Ma- 
res, erster stellvertretender Minister für Außenhandel der CSSR, 
»30 Jahre Handels- und Wirtschaftsbeziehungen UdSSR und 
CSSR«, in: »Außenhandel« 4/1975, S. 6) 


Bis zu diesem Zeitpunkt bildeten solche Geschäfte im RGW noch 
Ausnahmen. Das 1969 in der DDR herausgegebene »Wörterbuch 
der Ökonomie des Sozialismus« schreibt noch unter dem Stich- 
wort »Kompensationsgeschäft«: 


»Form des zwischenstaatlichen Warenaustausches auf der Basis 
Ware gegen Ware ohne gegenseitige effektive Valutazahlung. Das 
Kompensationsgeschäft ist die ursprünglichste und primitivste 
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Form des Warenaustausches. Kompensationsgeschäfte bilden heute 
eine Ausnahme.« (8. 424) 


Mit solchen Sätzen dürften die Autoren heute Schwierigkeiten 
bekommen, denn heute gelten diese Geschäfte als besonders leuch- 
tende Beispiele der »sozialistischen Integration«. 


Neben zweiseitigen Abkommen sind inzwischen eine Reihe von 
Vereinbarungen getroffen worden, die alle europäischen RGW- 
Länder zur Beteiligung am Aufbau von Betrieben in der UdSSR 
verpflichten, bei Bezahlung mit Lieferung von Waren dieser Be- 
triebe. Lediglich Rumänien hat sich dieser »primitivsten Form des 
Warenaustausches« in manchen Fällen entziehen können. 


Den entscheidenden Durchbruch konnten die Sozialimperia- 
listen 1971 erzielen mit der Annahme des »Komplexprogramms 
für die weitere Vertiefung und Vervollkommnung der sozialisti- 
schen ökonomischen Integration der Mitgliedsländer des RGW« 
durch die Regierungen der RGW-Länder. Dieses Programm ver- 
pflichtet sie zu gemeinsamer Erschließung der Rohstoffvorkom- 
men in der UdSSR und zur Förderung der »Spezialisierung und 
Kooperation« in der Produktion, worauf später noch näher einge- 
gangen wird. 


1973 beschlossen Bulgarien, Ungarn, die DDR, Polen, Rumänien, 
die CSSR und die UdSSR ein Abkommen über den Bau eines 
Asbest-, Bergbau- und Aufbereitungskombinates in der UdSSR. 
Mit Ausnahme der Sowjetunion sind die am Abkommen beteilig- 
ten Länder verpflichtet, 


»... im Zeitraum von 1973-1979 in die UdSSR die für den Bau 
des Kombinats notwendigen Baukonstruktionen, Materialien, Ma- 
schinen und Ausrüstungen, Konsumgüter und andere Waren zu 
liefern. Die Liste der in die UdSSR zu liefernden Waren sowie 
Dienstleistungen, Volumen und Termine sind in den unterzeich- 
neten bilateralen Abkommen zwischen der Sowjetunion und den 
Teilnehmerländern der organisierten Zusammenarbeit festgelegt.« 
(W. Solojew, »Die neue Form der Zusammenarbeit der RGW-Län- 
der in Aktion«, in: »Außenhandel« 9/1974, S.37) 


386 Kapitel IV/2 





Die UdSSR liefert dafür von 1980 bis 1991 Asbest. Die Menge, 
die dabei abgenommen werden muß, ist bereits vertraglich fest- 
gelegt. Der Preis allerdings nicht. Solojew über die Preise für das 
später von der UdSSR zu liefernde Asbest: 


»Die Warenpreise sind Gegenstand der bilateralen Abkommen 
und werden auf dem Niveau der Vertragspreise für analoge Waren 
festgesetzt, die im Handel zwischen den RGW-Ländern in der 
Warenlieferungsperiode gelten.« (ebenda — Hervorhebung durch 
die Redaktion) 


Auf der XXIX. Tagung des RGW 1975 konnten die Sozialimpe- 
rialisten ihren bisher größten Erfolg bei Geschäften dieser Art 
erzielen. Es wurden folgende Projekte beschlossen: 

e Zellstoffkombinat in Ust-Ilim (im Norden des Gebiets von 

Irkutsk), 

e Asbestkombinat in Kijembajew (Ural), 

e Hüttenwerk bei Kursk, 

e Erdgasleitung von Orenburg zur sowjetischen Westgrenze, 

e Elektrizitätsleitung (750 kV) zwischen der UdSSR und Ungarn, 
e Nickelwerk in Kuba. 


Teilweise handelt es sich hierbei um die Bestätigung bereits vor- 
her beschlossener Projekte, teilweise um neue. Mit Ausnahme des 
Nickelwerkes in Kuba, auf das noch näher einzugehen ist, wer- 
den alle Betriebe in der Sowjetunion aufgebaut. Interessant ist 
auch, daß das Hüttenwerk in Kursk mit unter die Abmachungen 
fällt, obwohl es von westlichen Monopolen erstellt wird. Offen- 
sichtlich geht es den Sozialimperialisten hierbei um eine »brü- 
derliche Beteiligung« der kleineren RGW-Länder an den Kosten 
für den Import westlicher Technologie. 


Der Bau der Erdgasleitung von Orenburg bis zur Westgrenze 
der UdSSR zeigt mit aller Deutlichkeit die Methoden der So- 
zialimperialisten bei der Ausplünderung ihrer Kolonien. Die Erd- 
gasleitung hat eine Länge von 2750 Kilometern. Die gesamte 
Strecke wurde aufgeteilt in fünf Teilabschnitte, wobei jedes am 
Abkommen beteiligte Land — mit Ausnahme der Sowjetunion — 
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die Verantwortung trägt für die vollständige und termingerechte 


Übergabe seines Teilabschnittes an die UdSSR. 


In dem Artikel der sowjetischen Zeitung »Trud« vom 7. April 
1976 heißt es hierzu: 


»Den Bau auf dem ersten Abschnitt finanziert die Ungarische 
Volksrepublik, auf dem zweiten Abschnitt die CSSR, auf dem drit- 
ten die VR Polen, auf dem vierten die DDR und auf dem fünften 
die VR Bulgarien. Die nationalen Baubrigaden werden auf der 
Trasse allerdings anders verteilt - entsprechend den bilateralen 
Vereinbarungen. So werden sowjetische Bauleute auf dem bulga- 
rischen Abschnitt die linearen Teile der Erdgasleitung verlegen, 
die Bauleute aus Ungarn errichten die Kompressorstationen, und 
Bulgarien wird jährlich für den Bau von Objekten der Erdgas- 
industrie fünftausend Fachleute in die UdSSR entsenden.« 


Das Wort »finanzieren« bezieht sich dabei auf sämtliche Kosten, 
nicht nur für das Material, sondern auch für die Techniker und 
Arbeiter, ihre Entlohnung, Unterbringung und Versorgung. 
Nebenbei entstehen dabei auch noch ganze Wohnungskomplexe 
in der UdSSR. Auch die Arbeitskräfte für den Bau der Erdgas- 
leitung liefern die kleinen RGW-Länder. 


»Die Teilnehmerländer der Generalvereinbarung schickten große, 
gut ausgerüstete Bau- und Montagebetriebe sowie die entspre- 
chenden Kader an die Trasse, die die Durchführung der Arbeiten 
nach dem einheitlich abgestimmten Ablaufplan gewährleisten 
können.« (Ryszard Ziölkowski/Nikolai Skotnikow, Sekretariat des 
RGW, »Bedeutsame Vorhaben bis zum Jahr 2000«, in: »Presse der 
Sowjetunion« 51/1976, S. 15) 


Diese Form der Ausbeutung ihrer Kolonien durch direkte Aus- 
nutzung ihrer Arbeitskräfte scheint immer größere Ausmaße an- 
zunehmen. So arbeiten seit 1975 rund 15 000 bis 20 000 bulgari- 
sche »Gast«-Arbeiter in einem Unternehmen zur Holzverarbei- 
tung in der Sowjetunion. 


Die Aufwendungen der RGW-Staaten für die Durchführung der 
beschlossenen gemeinsamen Projekte sind sehr hoch. Allein die 
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DDR muß hierfür in den Jahren 1976 bis 1980 insgesamt 8 Milliar- 
den Mark aufbringen (»Presse der Sowjetunion« Nr. 13/1977, S. 5). 
Diese Summe steht für den Aufbau in der DDR nicht zur Verfü- 
gung, und es entsteht die Frage, wie diese Summe finanziert wer- 
den soll. Das geschieht teilweise über die 1971 mit Sitz in Moskau 
gegründete »Internationale Investitionsbank« (IIB). Sie vergibt Kre- 
dite in transferablen Rubeln und westlichen Währungen an RGW- 
Länder und Entwicklungsländer. Dabei soll die Bank aber nach 
ihrem Statut Kredite nur vergeben für gemeinsame Projekte zur 
Rohstoffgewinnung sowie für Maßnahmen im Rahmen von Ab- 
kommen zur »Spezialisierung und Kooperation« in der Produktion. 


»Die Gründung der Internationalen Investitionsbank war not- 
wendig geworden, da die Finanzressourcen stärker konzentriert 
werden mußten. Sie war darauf gerichtet, den Prozeß der sozia- 
listischen ökonomischen Integration zu verstärken«, erklärte der 
Vorsitzende des Bankdirektoriums Albert Belitschenko. (»Presse 
der Sowjetunion« 47/1976, S. 12) 


Von 1971 bis 1975 gewährte die Bank Kredite in Höhe von 577,2 
Millionen transferablen Rubeln für Investitionen, deren Gesamt- 
kosten 5 Milliarden transferable Rubel übersteigen. (»Presse der 
Sowjetunion« 25/1976, S. 20/21) 


So wird die Erdölleitung von Orenburg bis zur Westgrenze der 
Sowjetunion teilweise mit Krediten der IIB finanziert. 1975 stieg 
das Kreditvolumen der Bank rapide an. Allein in diesem Jahr wur- 
den 384 Millionen transferable Rubel als Kredite vergeben. In der 
Bilanz der IIB stiegen die Forderungen aufgrund gewährter Kre- 
dite von 186,330 Millionen transferable Rubel am 1. Januar 1975 
auf 554,488 Millionen am 1. Januar 1976. 


Der Zinssatz für diese Kredite beläuft sich auf vier bis sechs Pro- 
zent und wurde für den Zeitraum von 1974 bis 1976 auf drei bis 
fünf Prozent gesenkt. Kredite für das Projekt der Orenburger Erd- 
gasleitung werden nur mit zwei Prozent verzinst. Diese ver- 
gleichsweise niedrigen Zinssätze gelten aber nur für Kredite in 
transferablen Rubeln. Teilweise sind die RGW-Staaten aber ge- 
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zwungen, Kredite in westlicher Währung aufzunehmen. Das ist 
dann der Fall, wenn sie die vorgesehenen Ausrüstungen für die 
gemeinsamen Objekte in den westlichen imperialistischen Län- 
dern kaufen müssen. Für solche Kredite der IIB gelten die Zins- 
sätze der internationalen Devisenmärkte. 


Auf diese Art werden die RGW-Länder von den Sozialimperia- 
listen gleich dreifach geplündert: Erstens müssen sie sich bei der 
IIB verschulden, was praktisch Kapitalexport der Sozialimpe- 
rialisten bedeutet. Zweitens müssen sie mit diesen Krediten und 
eigenen Mitteln Betriebe in der UdSSR aufbauen. Drittens müssen 
sie sich verpflichten, später eine festgelegte Menge von Produkten 
dieser Betriebe zu Preisen abzunehmen, die die Sozialimperia- 
listen diktieren. 


Im Endergebnis ergibt sich eine Sicherung der Rohstoffbasis des 
bürokratischen Monopolkapitalismus mit Hilfe neokolonialisti- 
scher Ausbeutung anderer Länder. Dabei ist lediglich die Form 
dieser Ausbeutung anders als bei den westlichen Monopolen, da 
die Sowjetunion über umfangreiche eigene Rohstoffvorkommen 
verfügt. In einigen Bereichen verfügen allerdings auch die So- 
zialimperialisten nicht über ausreichende eigene Rohstoffvor- 
kommen. Das gilt zum Beispiel für Nickel. In diesem Fall verfah- 
ren die Sozialimperialisten genauso wie die westlichen Monopole 
und ihr Staat. 


Große Nickelvorkommen gibt es in Kuba. Die Sozialimperia- 
listen betreiben mit Krediten Kapital- und Warenexport in großem 
Umfang nach Kuba. »Ohne diese Kredite hätten wir keine Investi- 
tionen vornehmen können, ohne den Volkskonsum einzuschrän- 
ken«, sagte das Mitglied des Sekretariats des ZK der Kommuni- 
stischen Partei Kubas, C. R. Rodriguez (zitiert nach W. Morosow, 
Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des Staatlichen Komitees 
für Außenwirtschaftsbeziehungen, »15 Jahre ökonomische Zu- 
sammenarbeit UdSSR-Kubas, in: »Außenhandel« 8/1975, S. 8). 
Mit diesen Krediten bezahlt Kuba Warenlieferungen aus der 
Sowjetunion. Das gesamte Ausmaß der heutigen Verschuldung 
Kubas ist nicht bekannt. Sie betrug aber 1974 bereits 4,3 Milliar- 
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den Dollar, nicht gerechnet die Waffenlieferungen. Das Beispiel 
der Nickelindustrie kann einen Eindruck der Verschuldung Kubas 
vermitteln: 


»Einen nicht weniger bedeutenden Platz nimmt in der Zusam- 
menarbeit beider Länder die Nickelindustrie ein, deren Produk- 
tion sich in den Jahren der Volksmacht verdreifacht hat. Diese Zu- 
sammenarbeit erfolgte bis 1972 in drei Hauptrichtungen: Ent- 
sendung sowjetischer Fachleute zur Hilfeleistung bei der Arbeit der 
beiden Nickelfabriken in Nicaro und Moa; Ausführung von Pro- 
Jektierungs-, Forschungs- und Versuchsarbeiten für die Schaffung 
neuer Produktionskapazitäten und die Vervollkommnung der 
Arbeit der Nickelfabriken; Versorgung der bestehenden Fabriken 
mit Betriebsstoffen, Brennstoff, Ersatzteilen und einzelnen Bau- 
gruppen. 

Von 1960 bis 1974 lieferte die UdSSR für die Nickelfabriken Ku- 
bas 1,419 Millionen Tonnen Schwefel, 562000 Tonnen Anthrazit 
und 172000 Tonnen Ammoniak. Außerdem werden jedes Jahr Er- 
satzteile und einzelne Baugruppen für Ausrüstungen geliefert. Ihr 
Wert erreichte in den einzelnen Jahren 1,5 Millionen und 3 Mil- 
lionen Rubel. Man kann ohne Übertreibung sagen, daß die Liefe- 
rung von Roh- und Brennstoffen, Ersatzteilen und einzelnen Bau- 
gruppen für die Gewährleistung der Produktionsprozesse der ku- 
banischen Nickelfabriken die entscheidende Rolle spielten und spie- 
len.« (ebenda S. 11) 


1972 wurde ein weiteres Abkommen geschlossen zur Erweite- 
rung und Modernisierung der Kapazitäten. Gemeinsam mit ande- 
ren RGW-Ländern finanziert die Sowjetunion außerdem mit Kre- 
diten den Bau eines neuen Bergbau-Hüttenkomplexes für die Pro- 
duktion von auf Metallgehalt umgerechnet 30 000 Tonnen Nickel 
und Kobalt im Jahr. Die Tilgung dieser Kredite soll in Form von 
Warenlieferungen an die Sowjetunion erfolgen und zwar in einem 
Zeitraum von 25 Jahren, beginnend ab 1976. Damit ist sicher- 
gestellt, daß die Sozialimperialisten die vollkommene Kontrolle 
über die kubanische Nickel- und Kobaltproduktion besitzen. Das 
gleiche gilt für die Zuckerproduktion. Der Weltmarktpreis für 
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Zucker erreichte im November 1974 einen Höchststand von 66 Cent 
pro Pfund, heute liegt er unter 10 Cent. Über die Hälfte der Zucker- 
erzeugung Kubas wird zu Festpreisen an den RGW verkauft. Es 
hat dabei auf den Rekordpreis verzichten müssen, war aber auch 
von den Niedrigpreisen verschont worden, durch die es durch den 
Verkauf an andere Länder betroffen wurde. 


Trotzdem braucht Kuba dringend Devisen westlicher Industrie- 
länder für den Kauf von Maschinen und andere Importe, was 
durch den Niedrigpreis des Zuckers immer schwieriger wird. Es 
wird immer abhängiger von der Sowjetunion. Schon heute ist 
Kuba nicht in der Lage, seine Schulden an die Sowjetunion über- 
haupt zu bezahlen. 1972 wurde ein Abkommen geschlossen, das 
die Rückzahlung der vor 1972 gewährten Kredite verschiebt. Diese 
Schulden sollen jetzt ab 1986 über 25 Jahre hinweg abbezahlt 
werden. (N. Gladkow, »UdSSR - Kuba - Zusammenarbeit von 
Freunden«, in: »Außenhandel« 12/1974) 


Castro, der sich gerne als »lider maximo« (größter Führer) feiern 
läßt, benimmt sich in dieser Situation genauso wie viele kleine 
Duodezfürsten (Duodez = Begriff des Kleinen und Lächerlichen) 
im Deutschland des 18. Jahrhunderts. Diese zwangen die Ju- 
gendlichen in ihrem Fürstentum zum Militärdienst und ver- 
kauften sie dann als Rekruten an die damaligen europäischen 
Großmächte, damit diese sie in ihren Kolonialkriegen einsetzen 
konnten. Der Vorteil dieser Fürsten bestand allerdings darin, daß 
sie immerhin noch die Wahl hatten, an den Meistbietenden ver- 
kaufen zu können. Diese Wahl hat Castro nicht. Er muß sich mit 
dem begnügen, was die Sozialimperialisten ihm von seinen Schul- 
den erlassen. 


Ähnlich wie mit dem kubanischen Nickel verhält es sich mit 
den Bauxitvorkommen in Ungarn. Bauxit ist der Rohstoff zur 
Herstellung von Aluminium. Es wird zunächst in Aluminiumoxid 
verwandelt. Aus etwa zwei Tonnen Aluminiumoxid kann man 
dann eine Tonne Aluminium erschmelzen. In Ungarn wurde vom 
RGW keineswegs etwas unternommen, um auf der Grundlage der 
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Bauxitvorkommen die ungarische Aluminiumproduktion weiter- 
zuentwickeln. Ganz im Gegenteil: 


»Das 1962 unterzeichnete Abkommen über Tonerde und Alumi- 
nium wurde bis 1985 verlängert. Ihm gemäß wird Ungarn der 
Sowjetunion von 1981 bis 1985 jährlich 330000 Tonnen Tonerde 
liefern und aus der Sowjetunion jährlich 165000 Tonnen Alumi- 
nium beziehen.« (L. Köväari/F. Mosorczy, »Die Bedeutung der Plan- 
koordinierung mit der Sowjetunion für die Volkswirtschaft Un- 
garns«, in: »Außenhandel« 4/1977, S. 12) 


Die Folgen dieses Abkommens kann man im Statistischen Jahr- 
buch der Ungarischen Volksrepublik von 1973 nachlesen. Ungarn 
exportierte 1973 rund 659 000 Tonnen Bauxit zu einem Preis von 
durchschnittlich 72 Valuta-Forint je Tonne, 598 000 Tonnen Alu- 
miniumoxid zu einem Preis von durchschnittlich 1038 Valuta-Fo- 
rint je Tonne und 24 305 Tonnen Aluminiumschrott zu einem Preis 
von 3127 Valuta-Forint je Tonne. Aus dem exportierten Alumi- 
niumoxid und Aluminiumschrott kann man etwa 320 000 Tonnen 
Aluminium erschmelzen. Ungarn importiert aber vorwiegend aus 
der UdSSR im Jahre 1973 140 956 Tonnen Aluminium und zahl- 
te dafür 6206 Valuta-Forint je Tonne. 


Für den Export von Bauxit, Aluminiumoxid und Aluminium- 
schrott in einer Menge, mit der man gut 320 000 Tonnen Alumi- 
nium erzeugen kann, erhielt Ungarn 1973 insgesamt 743,1 Millio- 
nen Valuta-Forint. Für den Import von 140 956 Tonnen Alumi- 
nium mußte Ungarn im gleichen Jahr 874,8 Millionen Valuta-Fo- 
rint ausgeben. Das ist eine koloniale Ausbeutung in Reinkultur 
wie in den früheren Kolonien. 


Teilweise produziert Ungarn auch selber Aluminium. Dieses 
Aluminium geht überwiegend in den Export, allerdings nicht in 
die UdSSR. 1973 erzielte Ungarn für 86 256 Tonnen exportiertes 
Aluminium einen durchschnittlichen Preis von 5 077 Valuta-Forint 
je Tonne. Dieser Preis liegt um 1129 Valuta-Forint niedriger als 
der Preis für das importierte Aluminium. Wäre es der Ungari- 
schen Volksrepublik erlaubt, das Aluminium selber herzustellen 
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und zu verarbeiten und dafür auf Importe aus der Sowjetunion zu 
verzichten, dann ergäbe sich allein aus diesem Preisunterschied 
eine Einsparung von 97,4 Millionen Valuta-Forint im Jahre 1973. 


Ähnlich wie in diesem Fall mit Ungarn verfahren die Sozial- 
imperialisten mit Entwicklungsländern, in die sie ihr Kapital ex- 
portieren. Ein solcher Kapitalexport dient häufig der Eroberung 
von Rohstoffgebieten. Der Außenhandelsminister Patolitschew 
schreibt dazu: 


»Die Entwicklungsländer tilgen sowjetische Kredite durch ihre 
Exportwaren, also ohne Belastung ihrer Zahlungsbilanz. In letz- 
ter Zeit wird es immer mehr üblich, daß ein Teil der Kredite auf 
Vereinbarung zwischen den Partnern durch Erzeugnisse der mit 
Hilfe der UdSSR erbauten Betriebe getilgt wird, was eine weitere 
Erleichterung für die Entwicklungsländer darstellt und die plan- 
mäßige Entwicklung ihrer außenwirtschaftlichen Beziehungen för- 
dert. In mehreren Fällen ergibt sich zwischen der Sowjetunion und 
Entwicklungsländern eine bestimmte Produktionskooperation.«?? 


Patolitschew vergaß zu erwähnen, daß diese Kredite auch der 
Förderung des Warenexportes dienen, da die Entwicklungsländer 
das Geld für Ausrüstungen und Waren aus der Sowjetunion aus- 
geben müssen. Die türkische Zeitschrift »Halikin Sesi«, Nr. 93 vom 
25. Januar1977, gab ein Beispiel für die Methoden der Sozial- 
imperialisten, das sehr gut aufzeigt, daß sie mit den Entwick- 
lungsländern genauso verfahren wie mit den RGW-Ländern. Es 
handelt sich ebenfalls um die Ausbeutung von Bauxitvorkommen, 
diesmal in der Türkei. 


Am 9. Mai 1967 schloß die Sowjetunion mit der türkischen Seydi- 
sehir Aluminiumschmelze ein Investitionsabkommen ab. Die So- 
zialimperialisten gewährten einen auf den ersten Blick günstigen 
Kredit von 60 Millionen Dollar zu 21% Prozent Zinsen auf 15 Jah- 
re für Material, Ausrüstung, Projektierung und technische Hilfe 
zum Bau des Aluminiumwerkes in den Seydisehir-Bergen. Dort 
befindet sich ein großes Bauxitlager. Vertraglich vorgesehen war 
der Bau einer Anlage für die Produktion von 200 000 Tonnen Alu- 
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minat im Jahr. 120 000 Tonnen sollten sofort in einer weiteren 
Anlage zu 60 000 Tonnen Aluminium verschmolzen werden. Die 
restlichen 80 000 Tonnen Aluminat sollten in den Export gehen, 
wobei die Sozialimperialisten darauf bestanden, daß sie die ein- 
zigen Käufer hierfür sein würden. Zehn Jahre nach dem Abkom- 
men stellt die Zeitschrift fest: 


»Es ist eine Tatsache, daß, obwohl zehn Jahre nach der Unter- 
zeichnung des Investabkommens vergangen sind, die Russen stän- 
dig die Eröffnung der Seydisehir-Anlage behindert haben, die aus 
Aluminat das Metall Aluminium erschmilzt. Fast das gesamte in 
Seydisehir gewonnene Aluminat wird in die UdSSR verkauft. Was 
die Türkei angeht, so hat sie ihren Aluminiumbedarf durch teure 
Importe aus dem Ausland zu decken.« 


100 500 Tonnen Aluminat der Anlage wurden 1974 zum Preis 
von 82 Dollar je Tonne in die UdSSR geliefert. Nur 500 Tonnen 
gingen im gleichen Jahr in andere Länder, wobei ein Preis von 
132 Dollar je Tonne erzielt wurde. So nutzen die Sozialimperia- 
listen ihre Monopolstellung als alleiniger Käufer aus, um Super- 
profite zu erzielen. Die Türkei ist hingegen gezwungen, ständig 
steigende Mengen von Aluminium einzuführen, wie aus Tabelle 11 
hervorgeht. 


Tabelle 11 
Einfuhr von Rohaluminium in die Türkei 


Jahr Menge int Preis je t Gesamtwert 
in Dollar in Dollar 





Quelle: »Halikin Sesi«, 25. 1. 1977. Die Zahlen stammen aus den vom staatli- 
chen statistischen Institut veröffentlichten Außenhandelsstatistiken. 


Ein staatsmonopolistischer Kapitalismus neuen T'yps 395 





Um die Inbetriebnahme der Schmelze in Seydisehir zu hinter- 
treiben, werden durch eine rückständige technische Ausrüstung 
die Kosten hochgeschraubt. Die Jagd nach Rohstoffvorkommen 
ist, genauso wie für die westlichen Imperialisten, eine wesentli- 
che Triebkraft für die Politik der Sozialimperialisten. 


In Indien kontrollieren sie ein Drittel der Stahl- und Erdölpro- 
duktion (»Sowjetunion heute« vom 1.12.1973). In Angola schrit- 
ten sie durch Einsatz kubanischer Söldner zur militärischen In- 
tervention, um die reichen Rohstoffvorkommen an sich zu reißen. 
Diese Expansionen verschärfen zwangsläufig die Widersprüche 
zu den betroffenen Völkern und zu den anderen imperialistischen 
Staaten und erhöhen die Kriegsgefahr. 


Spezialisierung der Produktion in den RGW-Ländern 
als raffinierte Methode der Ausbeutung durch den 
Sozialimperialismus 


In bezug auf das RGW-Komplexprogramm, das die ökonomische 
Abhängigkeit der RGW-Länder von den Sozialimperialisten weiter 
vertieft, sagte Breschnew auf dem XXV. Parteitag: 


»Es geht nicht nur um einen großen gegenseitigen ökonomischen 
Vorteil, sondern auch um eine Aufgabe von enormer politischer Be- 
deutung. Es geht um die Festigung der materiellen Grundlage 
unserer Staatengemeinschaft. Gerade so und nicht anders geht das 
Politbüro des ZK an diese Frage heran.« (Rechenschaftsbericht des 
Zentralkomitees der KPdSU) 


Einen ständig wachsenden Teil des Außenhandels zwischen den 
RGW-Ländern nimmt der Austausch von spezialisierten Erzeug- 
nissen ein, dessen Förderung das RGW-Komplexprogramm vor- 
sieht. Dabei geht es tatsächlich um eine wichtige materielle Grund- 
lage für die Festigung der Macht der Sozialimperialisten. 


Spezialisierung bedeutet, daß ein Land im RGW bzw. die Betrie- 
be in einzelnen Wirtschaftszweigen sich in der Produktion auf die 
Herstellung bestimmter Produkte konzentrieren, diese dann in 
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großen Mengen herstellen und zum überwiegenden Teil in ande- 
re RGW-Länder exportieren. Die Folge hiervon ist, daß diese Län- 
der bei einer Reihe von Erzeugnissen vollständig abhängig sind 
vom Export besonders in die Sowjetunion, während sie bei ande- 
ren Waren vollständig abhängig sind vom Import besonders aus 
der Sowjetunion. 


Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über den wertmäßigen 
Umfang der gegenseitigen Lieferungen an spezialisierten Erzeug- 
nissen. Dabei fällt auf, daß der Anteil der Sowjetunion verhält- 
nismäßig gering ist und daß Rumänien auch hier einen relativ 
geringen Anteil einnimmt. 


Tabelle 12 
Lieferungen zwischen den RGW-Ländern an spezialisierten 
Erzeugnissen 


Länder 1973 1974 1974 
1973 = 100 


Millionen Rubel | Prozent | 


Insgesamt 
Bulgarien 
Ungarn 
DDR 
Polen 
Rumänien 
UdSSR 
CSSR 





Quelle: W. Solojew, »Die Zusammenarbeit der RGW-Länder festigt sich«, 
in: »Außenhandel« 10/1974, S. 30 


Das nimmt teilweise kuriose Formen an, die aber vollkommen 
im Interesse der Sozialimperialisten liegen. So liefert die Sowjet- 
union zum Beispiel 2 000- und 3 000-PS-Diesellokomotiven nach 
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Ungarn, in die DDR, CSSR und nach Bulgarien. Die CSSR wiede- 
rum produziert Reiseelektrolokomotiven und liefert sie in die 
UdSSR. Dabei ist aber zu beachten, daß der Eisenbahnverkehr in 
den kleineren RGW-Ländern erst in geringem Maße elektrifiziert 
ist (etwa zwischen 10 und 30 Prozent). Die CSSR liefert also Reise- 
elektrolokomotiven in die UdSSR, da sie sie kaum selber benötigt 
und auch kaum in andere Länder exportieren kann, und erhält 
Diesellokomotiven, die sie tatsächlich benötigt. Eine herrliche 
Situation für die Sozialimperialisten, durch Preistreiberei (bei 
Diesellokomotiven) bzw. Preisdrückerei (bei Elektrolokomotiven) 
Maximalprofite zu erpressen. In die Sowjetunion gehen 


»... 90 Prozent der Produktion des ungarischen Schiffbaus und 
der in Ungarn gebauten Kräne, ferner über zwei Drittel der Pro- 
duktion von Fernmeldemitteln und die Hälfte der Produktion des 
Gerätebaus und des Maschinenbaus für die Nahrungsgüterin- 
dustrie« (Patolitschew, »Außenhandels, S. 54f.). 


Die Liste ließe sich beliebig fortsetzen. Neben mehrseitigen Ab- 
kommen über Spezialisierung existieren noch zahlreiche zweisei- 
tige Abkommen, besonders zwischen der Sowjetunion und den ein- 
zelnen RGW-Ländern, die praktisch alle Bereiche der Industrie 
und der Landwirtschaft umfassen. 


Die Sowjetunion ist das einzige RGW-Land, das eine all- 
seitig entwickelte Wirtschaft besitzt. 


Alle anderen Länder sind durch die Spezialisierung ihrer Pro- 
duktionsgüter von Lieferungen der Sozialimperialisten und dem 
Export der in großen Mengen produzierten Spezialgüter an die 
RGW-Länder in Abhängigkeit geraten. Das ermöglicht den So- 
zialimperialisten die Erzielung von Maximalprofiten durch wirt- 
schaftlichen Druck und Preismanipulation. 


Daß diese abhängigen Länder industriell höher entwickelt sind 
als die Entwicklungsländer, besagt dabei angesichts des ausge- 
klügelten neokolonialistischen Systems gar nichts. Wie ausgeklü- 
gelt dieses System ist, mag noch ein Beispiel zeigen. Seit 1969 wer- 
den in der Sowjetunion 1559 Typen von Wälzlagern produziert. 
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Sie produziert damit 66,8 Prozent der Gesamtmenge an Wälzlagern 
in der RGW. Die parallele Fertigung von 370 Wälzlagertypen in 
allen RGW-Ländern wurde aufgegeben. Das bedeutet nicht nur 
eine rationellere und billigere Produktion, das bedeutet auch, daß 
der Maschinenbau in allen RGW-Ländern abhängig ist von der Be- 
lieferung mit Wälzlagern aus der UdSSR. Die Sozialimperialisten 
haben damit ein Mittel in der Hand, den Maschinenbau in ihren 
Kolonien unter Kontrolle und Druck zu setzen und notfalls auch 
lahmzulegen, wenn man es dort wagen sollte, eigene Wege zu ge- 
hen. Das mag mit eine der Schlußfolgerungen der Sozialimperia- 
listen aus den Ereignissen in der CSSR 1968 gewesen sein. 


Der Außenhandel der kleineren RGW-Staaten wird in immer 
größerem Maße abhängig vom Export und Import aufgrund von 
Abkommen über die Spezialisierung der Produktion. Ungefähr 10 
bis 12 Prozent des ungarischen Außenhandels wurden 1975 auf- 
grund von solchen Abkommen abgewickelt. (Guyula Koväcs, »Über 
die Aufgaben unseres Handels und unserer Handelspolitik«, in: 
»Gazdasag« 1/1976) In der DDR betrug dieser Anteil 1974 laut An- 
gaben Honeckers auf dem 13. Plenum des ZK der SED 17 Prozent. 
Bei einzelnen Produkten gehen 70 Prozent der Produktion der 
DDR in den Export. 


»Exportquoten in ausgewählten Zweigen und Produktionen von 
70 und mehr Prozent, wie sie bereits auf einigen Gebieten der Fall 
sind, müßten in weiteren exportorientierten Zweigen als Ziel gesetzt 
werden«, meint dazu Karl Morgenstern in einem Aufsatz »Proble- 
me der Konzentration und der Entwicklung des Internationalen 
Spezialisierungsgrads in sozialistischen Volkswirtschaften« (in: 
»Wirtschaftswissenschaft« 3/1972, S. 346). 


Die neuen Handelsabkommen für den Zeitraum von 1976 bis 
1980 sehen weitere bedeutende Steigerungen vor. Das nachfol- 
gende Schaubild zeigt das Handelsvolumen der Sowjetunion mit 
den westlichen Industrieländern und den RGW-Ländern sowie 
mit China auf (1977 in Millionen Dollar). 


Bei den Abkommen über die Spezialisierung der Produktion 
handelt es sich in Wirklichkeit um eine Form des Kapitalexports 
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durch den bürokratischen Monopolkapitalismus in der Sowjet- 
union einerseits und um eine Form der Aneignung bzw. des Rau- 
bes der Produktionsmittel in den kleineren RGW-Ländern ande- 
rerseits. Für Bulgarien sieht das so aus: 


»Gegenwärtig werden zwei Drittel der traditionellen Erzeugnis- 
se unseres Maschinenbaus, auf deren Produktion sich unser Land 
spezialisiert (Elektrostapler und Autolader, Elektrozugkatzen und 
Landmaschinen), nach der Sowjetunion exportiert.« (I. Nedew, Mi- 
nister für Außenhandel der Volksrepublik Bulgarien, »Die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit mit der UdSSR - ein mächtiger Fak- 
tor des Aufschwungs der bulgarischen Wirtschaft«, in: »Außen- 
handel« 9/1974, S. 11) 


1975 gab es im Bereich des Maschinenbaus 17 multilaterale Ab- 
kommen auf RGW-Ebene über »Spezialisierung und Kooperation«, 
die 1700 Arten, Typengrößen und Modelle von Erzeugnissen be- 
trafen. 
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»Davon sollen 47,5 Prozent der Erzeugnisse in einem Land, 
27,4 Prozent in zwei und 25,1 Prozent in drei und mehr Ländern 
hergestellt werden. Diese Zahlen bedeuten einen recht hohen Grad 
der Konzentration der Produktion.« (S. Tschentschikowski, Stell- 
vertretender Leiter der Verwaltung für Zusammenarbeit mit den 
RGW-Ländern im UdSSR-Außenhandelsministerium, »Die Spe- 
zialisierung und Kooperation der Produktion zwischen den RGW- 
Ländern, in: »Außenhandel« 7/1975) 


Ein Land, das sich auf ein Erzeugnis spezialisiert, verpflichtet 
sich, den Bedarf der anderen Länder zu decken, während umge- 
kehrt ein Land, das nicht auf dieses Erzeugnis spezialisiert ist, 
sich verpflichtet, es weder jetzt noch später herzustellen. 


Oft handelt es sich bei solchen Abkommen um nichts anderes als 
um die Errichtung von Zweigbetrieben des bürokratischen Mono- 
polkapitalismus in anderen RGW-Staaten. Am deutlichsten zeigt 
sich das in der Automobilindustrie. So hat sich Ungarn speziali- 
siert auf die Produktion von Einzelteilen für den PKW »Shiguli«, 
der in der BRD als »Lada« verkauft wird. 19 Einzelteile, wie Ar- 
maturenbretter, Schlösser für Türen und Lenkräder, werden in 
Ungarn produziert und in die Sowjetunion geliefert. Ungarn hat 
sich im Rahmen des Abkommens außerdem verpflichtet, von 1976 
bis 1980 180 000 »Shiguli« zu kaufen. »Annähernd die Hälfte« davon 
wird die Sowjetunion zum Ausgleich für die erhaltenen Einzelteile 
liefern (G. Szeker, Stellvertretender Vorsitzender des Minister- 
rates der Ungarischen Volksrepublik und Ständiger Vertreter der 
Ungarischen Volksrepublik im RGW, »Bilanz und Perspektiven 
der ungarisch-sowjetischen Beziehungen in Wirtschaft und Tech- 
nik«, in: »Presse der Sowjetunion« 8/1977). 


Die Sozialimperialisten haben sich also mit der Spezialisierung 
Ungarns auf Einzelteile des »Shiguli« gleichzeitig einen Absatz- 
markt gesichert. Und wieviel »Shiguli« Ungarn tatsächlich als 
Ausgleich für seine Lieferungen erhält, ergibt sich in Wirklichkeit 
aus der Preisentwicklung. 


Die Einzelteile werden in großen Serien hergestellt und erlauben 
eine weitgehende Mechanisierung bzw. Automatisierung der Pro- 
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duktion. Der Kapitalexport durch den bürokratischen Monopol- 
kapitalismus ergibt sich daraus, daß die Sowjetunion die Aus- 
rüstung für den Neuaufbau bzw. die Umstellung der Betriebe 
liefert. Selbstverständlich läßt sie sich diese Ausrüstung bezah- 
len. Und wiederum ist es die Internationale Investitionsbank, die 
für solche Fälle Kredite vergibt. Durch die Konzentration der 
Produktion, verbunden mit ihrer Mechanisierung und Automati- 
sierung, sowie die Ausplünderung anderer Länder durch Kapital- 
export erzielt der bürokratische Monopolkapitalismus enorme 
Maximalprofite. 


Bulgarien stellt ebenfalls Einzelteile für den »Shiguli« in großer 
Serie her, besonders Lichtmaschinen und Starter. Dabei ist wich- 
tig, daß Bulgarien zu den Niedriglohnländern innerhalb des RGW 
zählt (»Presse der Sowjetunion« 33/1976, S.52). Auch die DDR, 
Polen, die CSSR und Jugoslawien liefern Einzelteile für den »Shi- 
guli«. Dabei wird die Bezahlung jedesmal mit der Lieferung von 
fertigen »Shiguli« aus der Sowjetunion gekoppelt. 


Daß der Export solcher Einzelteile mit Preisverlusten verbun- 
den ist, darauf weist N. Mitrofanowa in ihrer Untersuchung über 
die Vertragspreise im RGW hin, wenn sie schreibt: 


»In der Praxis werden die Vertragspreise, besonders bei lang- 
fristigen Formen der Zusammenarbeit, häufig auch unterhalb des 
Niveaus der Industrieabgabepreise der Exportländer festgelegt, da 
spezialisierte Produktion einen größeren Effekt erbringt, der je zur 
Hälfte oder in anderen Proportionen allen an der Zusammen- 
arbeit beteiligten Ländern zugute kommen sollte.« (»Sowjetwissen- 
schaft« 10/74, S. 1068) 


So wurden für den Bereich der chemischen Industrie zwischen 
der DDR und der Sowjetunion ein Abkommen für die Zeit von 1976 
und 1980 und ein weiteres Abkommen »über die Entwicklung der 
Integrationsbeziehungen auf dem Gebiet der chemischen Industrie 
bis 1996« abgeschlossen (W. Junizki, Stellvertreter des Ministers 
für chemische Industrie der UdSSR, »Zusammenarbeit, Speziali- 
sierung und Kooperation«, in: »Presse der Sowjetunion« 21/1976, 
S.19). 
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Das bedeutet eine völlige Umstellung der chemischen Industrie 
in der DDR. Im Bereich der Haushaltschemie wurde 1974 die 
»internationale Wirtschaftsorganisation Domchim« gegründet. 
Mitglieder dieser Organisation sind die sowjetische Wirtschafts- 
vereinigung »Sojusbytchim« und die VVB Leichtchemie in der 
DDR. Hier erfolgt die Spezialisierung bereits in der Form eines 
internationalen Konzerns, der Produktion, Investitionen und 
Absatz genauso plant wie ein multinationaler Konzern in den west- 
lichen Staaten. 


Diese Form der »sozialistischen Integration« ist bei den Sozial- 
imperialisten besonders beliebt, da sie damit die direkte Verfü- 
gungsgewalt über die Produktionsmittel in den anderen RGW- 
Ländern bekommen. Eine dieser internationalen Wirtschaftsver- 
einigungen ist die »Assofoto«: 


»Konkret geht es um die Vereinigung der Potentiale der Werke 
und Institute der Unionsvereinigung »Sojuschimfoto« und des foto- 
chemischen Kombinats Wolfen (DDR). Das Ziel besteht darin, die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Forschung, Entwicklung und 
Produktion von fotochemischen und magnetischen Materialien für 
die Informationsaufzeichnung gemeinsam zu planen, durch Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität und der Effektivität die bestmög- 
liche Deckung des Bedarfs zu erreichen, die Qualität der Produk- 
te zu verbessern sowie Fragen der gegenseitigen Lieferung und des 
Exports in dritte Länder zu bearbeiten. 


Die Zusammenfassung der Kräfte gestattet die bessere Auslastung 
der vorhandenen Anlagen durch Spezialisierung und Kooperation 
der Produktion und eine abgestimmte und damit rationelle Kapa- 
zitätserweiterung.« (»Presse der Sowjetunion« 2/1976, Beilage S. VII) 


Die »Assofoto« kontrolliert fast vollständig (zu 90 Prozent) den 
RGW-Markt für fotochemische Erzeugnisse. Eine weitere wichti- 
ge internationale Wirtschaftsvereinigung ist die »Interatom- 
instrument«. Sie vereinigt in sich 15 Produktions- und Außen- 
handelsorganisationen aus sechs Ländern (Bulgarien, Ungarn, 
DDR, Polen, UdSSR, CSSR). 
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»Die Vereinigung führt Forschungen sowie experimentelle Projek- 
tierungs- und Konstruktionsarbeiten durch, produziert kerntech- 
nische Geräte und Anlagen, organisiert die wissenschaftlich-tech- 
nische Zusammenarbeit sowie die Zusammenarbeit in Produktion 
und Handel zwischen den IAI-Mitgliedsländern und fördert 
den Ausbau des Handels mit anderen Ländern.« (S. Twardon, Di- 
rektor der Internationalen Vereinigung »Interatominstrument«, 
»Ein Beispiel der internationalen ökonomischen Integration«, in: 
»Außenhandel« 10/1976, S. 42) 


Hauptsächlich handelt es sich hierbei um eine gemeinsame Han- 
dels- und Forschungsorganisation. Sie regelt den Verkauf der her- 
gestellten Produkte, auch im Export außerhalb des RGW-Raumes, 
koordiniert die Forschungstätigkeit und erarbeitet Vorschläge für 
die Spezialisierung der Produktion. Die Errichtung eigener Pro- 
duktionsstätten ist geplant. 


Die Durchsetzung der Spezialisierung der Produktion ist dabei 
eine wesentliche Aufgabe der »Interatominstrument«. Bisher hat 
sie »Grundlagen für den Abschluß von Verträgen zur Spezialisie- 
rung und Kooperation bei mehr als 300 Erzeugnissen der Kern- 
technik erarbeitet, das sind nahezu drei Viertel des Warenumsatzes 
der Teilnehmerländer« (W. Morosow, »Die gemeinsamen Organisa- 
tionen der RGW-Länders, in: »Presse der Sowjetunion« 27/1976, 
S.15). 


Bei der »Interatominstrument« handelt es sich um eine locke- 
rere Form der Monopolbildung als bei der »Assofoto«, da die Pro- 
duktionsbetriebe in den einzelnen RGW-Ländern formell noch 
selbständig arbeiten, was bei der »Assofoto« bereits nicht mehr 
der Fall ist. 


Da es sich bei der Bildung solcher internationaler Monopole im 
Grunde um nichts anderes handelt als um den Raub der Produk- 
tionsergebnisse und zum Teil der Produktionsmittel anderer Län- 
der durch den bürokratischen Monopolkapitalismus der Sowjet- 
union, ergeben sich für die Sozialimperialisten Schwierigkeiten, 
die Schirjajew so beschreibt: 
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»Nicht weniger komplizierte Fragen ergeben sich im Zusammen- 
hang mit den Eigentumsverhältnissen in internationalen Kom- 
plexen. Ein Teil dieser Probleme wurde bei der Erarbeitung der Ab- 
kommensentwürfe zur Schaffung internationaler Wirtschaftsorga- 
nisationen im Prinzip bereits geklärt. Andere Fragen hingegen sind 
noch ungelöst. Beispielsweise fehlen noch ökonomisch begründete 
Methoden zur Bewertung des Beitrages jedes Partners zur techni- 
schen Entwicklung und zur Leitung des Komplexes, begründete 
Preise für gegenseitige Lieferungen innerhalb des Komplexes usw.« 
(J. Schirjajew, »Die sozialistische Integration als Prozeß der plan- 
mäßigen Kooperation der Volkswirtschaftskomplexe der RGW- 
Länder«, in: »>Sowjetwissenschaft, Gesellschaftswissenschaftliche 
Beiträge«, 9/1974, S. 935) 


Durch diese Schwierigkeiten entstehen die unterschiedlichsten 
Formen von internationalen Wirtschaftsorganisationen und -Ver- 
einigungen. Insgesamt nimmt dieser Prozeß der Konzentration 
aber gewaltig zu. Dabei erhöht sich sowohl die Zahl der Wirtschafts- 
vereinigungen, bei denen einzelne Unternehmen zusammen- 
geschlossen werden, als auch die Zahl der zwischenstaatlichen 
Organisationen wie »Intermetall« und »Interchim«. Diese Orga- 
nisationen haben hauptsächlich die Aufgabe, von staatlicher Seite 
her die Produktion der RGW-Länder in einzelnen Branchen auf- 
einander abzustimmen. Die hier erarbeiteten Vorschläge werden 
dann aufgenommen in die Verträge zwischen den einzelnen RGW- 
Ländern. 


»Von den insgesamt derzeitig existierenden 48 internationalen 
ökonomischen Organisationen im RGW-Bereich entstanden 25 al- 
lein im Zeitraum von 1971 bis 1974.« (Harald Zschierdrich, »Inter- 
nationale Wirtschaftsvereinigungen der RGW-Mitgliedsländer«, 
in: »Deutsche Außenpolitik« 11/1975, S. 1678) 


Dabei konzentrieren sich die sowjetischen Sozialimperialisten 
besonders auf die Branchen, die ein hohes Wachstum und damit 
besonders hohe Profite versprechen; also die chemische Industrie, 
die elektronische Industrie, den Maschinenbau und die Atom- 
industrie. Die Grundlage für diesen Prozeß der Zentralisation liegt 
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im Streben des bürokratischen Monopolkapitalismus nach Erzie- 
lung von Maximalprofiten durch Konzentration, Rationalisierung 
und Kapitalexport. Das geben die Revisionisten auch offen zu, 
wenn sie schreiben: 


»Indessen ist die sozialistische internationale Spezialisierung 
und Kooperation einer der Hauptwege, um vergegenständlichte 
und lebendige Arbeit einzusparen, mit den vorhandenen Fonds und 
Arbeitskräften besser zu wirtschaften, die Produktion zu steigern 
und durch die kooperative Nutzung der Erfahrungen und der 
Ressourcen der sozialistischen Länder schnell neue wirksame Ver- 
fahren und moderne Werkstoffe, Produktionsinstrumente und 
Konsumgüter zu entwickeln und zu produzieren. 


Die etwa 200 bereits abgeschlossenen Vereinbarungen über For- 
schungs- und Produktionskooperation mit RGW-Ländern, die bei 
der Entwicklung neuer chemischer Verfahren und Anlagen mit der 
UdSSR erzielten Ergebnisse, die Vorbereitung zum Bau eines ge- 
meinsamen Betriebes für Baumwollspinnerei mit der Volksrepu- 
blik Polen und vieles andere mehr sind Beispiele dafür. 


Eine intensive erweiterte Reproduktion ist auf immer 
mehr Gebieten ohne sozialistische internationale Arbeits- 
teilung und Zusammenarbeit nicht mehr durchführbar.« 
(Karl Morgenstern, »Probleme der Konzentration und der Ent- 
wicklung des internationalen Spezialisierungsgrads in sozialisti- 
schen Volkswirtschaften«, S. 342) 

Die Sozialimperialisten haben die anderen RGW-Länder, mit 
Einschränkung auch Rumänien, wirtschaftlich vollkommen von 
sich abhängig gemacht. Ihre wirtschaftliche Macht bildet die 
Grundlage für die politische Unterjochung dieser Länder. 


Die politische Unterjochung der RGW-Länder 
durch die Sozialimperialisten 


1946 verpflichtete sich die damals sozialistische Sowjetunion 
in einem Vertrag mit der Mongolischen Volksrepublik (MVR), 
daß sowjetische Truppen, die sich dort zur Abwehr eines mili- 
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tärischen Angriffs der Imperialisten im Einvernehmen mit der 
MVR befanden, 


»... sobald dies unnötig geworden ist, unverzüglich aus dem be- 
treffenden Gebiet zurückgezogen werden, wie dies im Jahre 1925 
bei der Zurückziehung der Sowjettruppen aus dem Gebiet der Mon- 
golischen Volksrepublik der Fall war« (»Freundschaft, Zusam- 
menarbeit, Beistand, Grundsatzverträge zwischen den sozialisti- 
schen Staaten«, Berlin 1968, S. 60). 


In dem 1966 von den Sozialimperialisten neu geschlossenen Ver- 
trag ist davon keine Rede mehr. Vielmehr heißt es dort: 


»Die Hohen Vertragschließenden Seiten werden sich bei der 
Gewährleistung der Verteidigungsbereitschaft beider Länder ent- 
sprechend den Aufgaben der ständigen Stärkung der Verteidi- 
gungsmacht der sozialistischen Gemeinschaft gegenseitige Hilfe 
erweisen.« (ebenda S. 140) 


Das bedeutet in der Praxis das Recht der Sozialimperialisten 
auf militärische Besetzung und Einrichtung von Stützpunkten in 
der MVR, um sie als Aufmarschgebiet gegen die Volksrepublik 
China zu benutzen. 


Mit anderen RGW-Staaten wurden ähnliche Verträge geschlos- 
sen. Als Beispiel für die meist gleichlautenden Texte nehmen wir 
den Vertrag zwischen der UdSSR und Bulgarien vom 12. Mai 1967. 
Dieser verpflichtet Bulgarien auf die »internationale sozialistische 
Arbeitsteilung sowie die Spezialisierung und Kooperation der 
Produktion« (Artikel 2). Er verpflichtet Bulgarien weiterhin, die 
»Stärke und Macht des sozialistischen Weltsystems zu festigen« 
(Artikel 4) und »im Falle eines bewaffneten Angriffs irgendeines 
Staates oder irgendeiner Staatengruppe auf eine der Hohen Ver- 
tragschließenden Seiten ... unverzüglich jeden Beistand (zu) leisten, 
einschließlich des militärischen Beistandes, und mit allen ihr zur 
Verfügung stehenden Mitteln Unterstützung (zu) gewährleisten« 
(Artikel 7) »Freundschaft, Zusammenarbeit, Beistand«, S. 158ff.). 
Das steht im Widerspruch zum Warschauer Vertrag, der sich aus- 
drücklich auf den Fall »eines bewaffneten Überfalls in Europa auf 
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einen oder mehrere Teilnehmerstaaten des Vertrages« bezieht (eben- 
da S. 200). 


Der Vertrag von 1967 verpflichtet Bulgarien auf die Unter- 
stützung militärischer Aggressionen durch die Sozialimperia- 
listen. Diese werden sich schon darauf verstehen, einen »bewaff- 
neten Angriff« zu inszenieren. Ihre Überfälle am Ussuri 1969 
gegen die VR China gaben dafür ein Beispiel. 


Der Vertrag von 1967 steht auch im vollkommenen Gegensatz 
zum »Vertrag über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegen- 
seitigen Beistand zwischen der Union der sozialistischen Sowjet- 
republiken und der Volksrepublik Bulgarien« vom 18. März 1948. 
Dieser wurde von Dimitroff und Malenkow unterzeichnet. Im Ar- 
tikel 2 heißt es dort: 


»Sollte eine der Hohen Vertragschließenden Parteien in Kriegs- 
handlungen mit Deutschland verwickelt werden, falls dieses seine 
aggressive Politik erneuern sollte, oder mit irgendeinem anderen 
Staat, der sich unmittelbar oder in irgendeiner anderen Form in 
Deutschland in der Aggressionspolitik vereinigen sollte, so wird 
die andere Hohe Vertragschließende Partei der in Kriegshand- 
lungen verwickelten vertragschließenden Partei mit allen ihr zu 
Gebote stehenden Mitteln unverzüglich militärische und jede sons- 
tige Hilfe leisten.« (ebenda, S. 78) 


Das richtete sich ausschließlich gegen die Kriegstreiberei der 
US-Imperialisten und die Wiederaufrichtung eines aggressiven 
neuen deutschen Imperialismus. Um den Kampf dagegen aufzu- 
nehmen, vereinbarten die sozialistische Sowjetunion und die 
Volksrepublik Bulgarien, daß sie »sich in allen wichtigen inter- 
nationalen Fragen, die die Interessen beider Länder berühren, be- 
raten« (Artikel 4). 

Ganz anders der Vertrag von 1967. Dieser verlangt zusätzlich, 
daß die beiden Länder in solchen Fragen »ihre Haltung abstim- 
men« (Artikel 8). Dadurch wurde Bulgarien zur Unterstützung 
der imperialistischen Außenpolitik der Sowjetführer verpflichtet. 
Eine solche Aufgabe der staatlichen Souveränität führt natürlich 
zum Widerstand. In Ungarn, der DDR, Polen, Bulgarien, der 
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CSSR, der MVR und Kuba steht für die Arbeiterklasse nicht nur 
die soziale Befreiung vom Joch der neuen Bourgeoisie, sondern 
auch die nationale Befreiung vom Joch der Sozialimperialisten 
auf der Tagesordnung. 


Die Kämpfe in der CSSR 1968 und in Polen beweisen, daß die 
Sozialimperialisten auf einem Pulverfaß sitzen. Um diesen Kämp- 
fen entgegenzuwirken, treiben die Sozialimperialisten den Neo- 
kolonialismus weiter voran bis hin zur Kontrolle der Massen- 
medien. »Auch eine nützliche Zusammenarbeit der Massenmedien 
- Rundfunk, Fernsehen und Presse - ist zu verzeichnen«, berichtete 
Breschnew auf dem XXV. Parteitag?®. Das bereits anfangs zitierte 
Buch »Die Arbeiterklasse der sozialistischen Gemeinschaft in den 
siebziger Jahren« schreibt dazu: 


»Die Bruderparteien haben erfolgreich eine Reihe weiterer For- 
men bilateraler und multilateraler Zusammenarbeit auf ideologi- 
schem Gebiet angewendet. Dazu gehören ein regelmäßiger Lektoren- 
austausch, der Austausch von Propaganda- und Agitationsmate- 
rialien und nicht zuletzt der direkte Erfahrungsaustausch während 
des Besuches von Parteidelegationen in den Bruderländern.« (S. 144) 


In dem gleichen Buch wird deutlich das politische Ziel der Sozial- 
imperialisten genannt: Die vollständige Einverleibung der neuen 
Kolonien. 


»Die Tendenz zur Internationalisierung des gesellschaftlichen 
Lebens im Sozialismus fördert das Aufblühen der sozialistischen 
Nationen. Ein beredtes Zeugnis dafür ist die erfolgreiche Entwick- 
lung der sozialistischen Gemeinschaft in den dreißig Jahren seit 
der Befreiung vom Faschismus durch die Sowjetunion. Gleichzeitig 
fördert die Tendenz zur Internationalisierung des gesellschaftlichen 
Lebens im Sozialismus die wachsende Annäherung der sozialisti- 
schen Staaten. Diese Tendenz schafft die objektiven und subjektiven 
Voraussetzungen für die letztendliche Verschmelzung der Nationen 
und wirkt als Hauptfaktor in diesem Prozeß.« (S. 148) 


Und damit auch ja keine Mißverständnisse aufkommen, wird 
später weiter ausgeführt: 
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»Der Prozeß der Annäherung der Länder der sozialistischen 
Gemeinschaft ist zugleich ein Prozeß des engeren, allseitigen Zu- 
sammenschlusses um die Hauptkraft der Gemeinschaft, um die 
Sowjetunion.« (S. 149) 

Folgerichtig haben die revisionistischen Führer in der DDR ihr 
Bündnis mit den Sozialimperialisten sogar in die Verfassung der 
DDR aufgenommen. 


Doch damit nicht genug. Die ehrgeizigen Pläne der Sozialimpe- 
rialisten gehen weiter. »Die Arbeiterklasse der sozialistischen 
Staatengemeinschaft entwickelt sich zum Vorbild für die künftige 
Einheit und Brüderlichkeit der Werktätigen in der ganzen Welt«, 
meinen die Revisionisten (S. 149). Die ganze Welt in eine Kolonie 
des bürokratischen Monopolkapitalismus der Sowjetunion zu ver- 
wandeln - das ist in der Tat der Traum der Sozialimperialisten. 
Das verstehen sie unter »dem weltweiten Sieg des Sozialismus«. 
In Rivalität mit der imperialistischen Supermacht USA erstreben 
sie die Weltherrschaft. 


Doch je mehr sie ihre Finger in alle Teile der Welt ausstrecken, 
desto mehr erkennen die Völker den wahren Charakter ihrer Po- 
litik: Sozialismus in Worten, Imperialismus in der Tat. Die Haupt- 
tendenz in der Welt ist heute Revolution. Den Sozialimperialisten 
wird es genauso wie allen anderen Imperialisten nicht gelingen, 
das Rad der Geschichte in das Zeitalter des Kolonialismus zurück- 
zudrehen. 


Heute versuchen sie, in alle Teile der Welt vorzudringen und 
Einflußgebiete zu gewinnen. Dabei wenden sei eine Taktik an, die 
besonders für die nationalen Befreiungsbewegungen in den unter- 
entwickelten Ländern eine große Gefahr ist. Das zeigt die Ent- 
wicklung in Kuba. 

Mit Kuba schlossen die Sozialimperialisten 1960 das erste lang- 
fristige Waren- und Zahlungsabkommen ab. Die USA hatten vor- 
her Brennstofflieferungen nach Kuba und den amerikanischen 
Markt für Zucker aus Kuba gesperrt. Dadurch sollte das Volk, das 
den Kampf gegen die imperialistische Ausplünderung durch die 
USA führte, mit Hunger in die Knie gezwungen werden. Damals 
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sprangen die Sowjetführer mit Brennstofflieferungen, Krediten 
und durch den Aufkauf des kubanischen Zuckers ein. Dies geschah 
jedoch keineswegs aus Uneigennützigkeit. 


Die Sozialimperialisten begannen mit Krediten und machten 
Kuba nach und nach ökonomisch und politisch vollkommen von 
sich abhängig. Als 1974 Breschnew Kuba besuchte, wurde in einer 
von Breschnew und Castro unterzeichneten Deklaration die voll- 
kommene ökonomische und politische Abhängigkeit Kubas von 
der Sowjetunion besiegelt. 


»Die Sowjetunion und Kuba«, heißt es dort, »messen sowohl der 
Vervollkommnung der bereits entstandenen Formen der bilatera- 
len und multilateralen Beziehungen als auch der steten Suche nach 
neuen Wegen und Richtungen der Zusammenarbeit der Bruder- 
länder auf politischem, wirtschaftlichen und anderen Ge- 
bieten große Bedeutung bei. Sie sind entschlossen, den Fragen der 
sozialistischen ökonomischen Integration auch künftig ungemin- 
derte Aufmerksamkeit zu schenken und maximal zur Verwirkli- 
chung des Komplexprogramms und der anderen Maßnahmen bei- 
zutragen, die im Rahmen des Rates für Gegenseitige Wirtschafts- 
hilfe zu diesem Zweck ausgearbeitet werden.« (»Sowjetunion heute«, 
16.2.1974, Dokument S. X - Hervorhebung durch die Redaktion) 


Die Suche nach »neuen Wegen und Richtungen der Zusammen- 
arbeit der Bruderländer« führte unter anderem Kubaner nach 
Afrika - aufmilitärischem Gebiet. In einem Aufsatz über »Aktuel- 
le Probleme der Theorie des weltweiten revolutionären Prozesses« 
hat der Sekretär des ZK der KPdSU, Ponomarjew, die Taktik be- 
schrieben, die die Sozialimperialisten anwenden, um Entwick- 
lungsländer unter ihre Kontrolle zu bekommen: 


»Durch die bevorzugte Entwicklung des staatlichen Sektors, 
durch fortschrittliche Umgestaltungen der Agrarwirtschaft, durch 
das Aufbieten breiter Volksmassen für die Beseitigung archaischer 
Gesellschaftsbeziehungen schaffen die revolutionären Demokraten 
allmählich die notwendigen inneren Voraussetzungen für die 
Entwicklung zum Sozialismus. 
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Durch den Ausbau der Freundschaft und Zusammenarbeit mit 
der Sowjetunion und den anderen sozialistischen Staaten verstärken 
die revolutionär-demokratischen Kräfte die notwendigen außen- 
politischen Voraussetzungen für die nichtkapitalistische Ent- 
wicklung. Nach und nach entstehen auch die Bedingungen für die 
Einbeziehung einer Anzahl junger Nationalstaaten in das System 
der internationalen sozialistischen Arbeitsteilung, die ihre Befreiung 
vom knechtenden System des kapitalistischen Weltmarktes sicher- 
stellt.« »Der XXIV. Parteitag der KPdSU und die Entwicklung der 
marxistisch-leninistischen Theorie«, Moskau 1972, S. 161) 


Die nationalen Befreiungsbewegungen stehen nach ihrem Sieg 
vor großen Problemen. Es gibt fast keine Industrie, die Land- 
wirtschaft wird meist von einigen Großgrundbesitzern beherrscht. 
Die Industrie und riesige Ländereien befinden sich im Besitz aus- 
ländischer Monopole und einer kleinen Schicht von einheimischen 
Kapitalisten und Großgrundbesitzern. 


Wo sollte zum Beispiel Kuba nach dem Sieg Fidel Castros mit 
seinem Zucker hin, nachdem die Betriebe und Plantagen der 
US-Monopole verstaatlicht waren und diese durch einen Handels- 
boykott versuchten, Kuba in die Knie zu zwingen? 


Das sind genau die Schwierigkeiten, bei denen sich die Sozial- 
imperialisten einschalten. Im Kampf gegen die ausländischen 
Monopole und ihre Lakaien gewähren sie den nationalen Be- 
freiungsbewegungen »Hilfe«. Doch diese »Hilfe« muß teuer bezahlt 
werden. Sie ist der erste Schritt zur »Einbeziehung einer Anzahl 
junger Nationalstaaten in das System der internationalen sozia- 
listischen Arbeitsteilung«. 


Dabei machen sich die Sozialimperialisten die Tatsache zunutze, 
daß die nationalen Befreiungsbewegungen oft nicht von Marxisten- 
Leninisten geführt werden, das heißt von Vertretern der Arbeiter- 
klasse, sondern von Vertretern der nationalen Bourgeoisie. Letztere 
haben aber kein Interesse an einer Fortführung der demokratischen 
Revolution zur sozialistischen Revolution. Haben sie erst einmal 
das Joch der westlichen Monopole und ihrer einheimischen Lakaien 
abgeschüttelt, dann besteht die Gefahr, daß sie die Arbeiterklasse 
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mit Hilfe der Sozialimperialisten unterdrücken und sich als deren 
neue Kompradorenbourgeoisie festsetzen. 

Wenn die Sowjetführer ihr Ziel, die Erweiterung ihres Kolonial- 
gebietes, erreichen wollen, dann ist das nur möglich, wenn sie die 
Marxisten-Leninisten ausschalten, weil diese die Hauptgefahr für 
ihre Politik sind. 

Ein Lehrbeispiel für das Vorgehen der Sozialimperialisten ist 
dabei die Entwicklung in Angola. In der vollkommen richtigen 
Einschätzung, daß sich der portugiesische Kolonialismus in Ango- 
la nicht mehr lange halten wird, unterstützten sie die Volks- 
bewegung zur Befreiung Angolas (MPLA) mit Waffenlieferungen 
und schließlich mit der Entsendung kubanischer Söldner. Der 
Kampf richtete sich weniger gegen die Reste portugiesischer 
Kolonialtruppen, sondern gegen andere Befreiungsbewegungen, 
vor allem gegen die Nationale Union für die totale Unabhängig- 
keit Angolas (UNITA). 

Bei der MPLA handelt es sich nicht um eine marxistisch-lenini- 
stische Organisation der Arbeiterklasse, sondern um eine Organi- 
sation der nationalen Bourgeoisie. Das geht eindeutig aus dem 
1962 beschlossenen Programm der MPLA hervor. Dieses Programm 
ist unterteilt in ein Minimal- und ein Maximalprogramm, das also 
die weitestgehenden Ziele angibt, die die MPLA erreichen will. 

Es fordert die sofortige und uneingeschränkte Unabhängigkeit 
Angolas. Politisch fordert es die Einrichtung einer angolanischen 
Volksversammlung durch allgemeine, gleiche, direkte und geheime 
Wahlen. Diese Volksversammlung soll 

»... eine Koalitionsregierung ernennen, die tatsächlich die Ein- 
heit der nationalen und ethnischen Minderheiten der verschiede- 
nen Gebiete des Landes, der unterschiedlichen sozialen Schichten 
und der verschiedenen politischen Parteien und den wahren Willen 
der Nation hinsichtlich der Freiheit und des Fortschrittes Angolas 
und gegen die politische oder kulturelle Unterordnung des Landes 
unter ausländische Interessen zum Ausdruck bringen wird«. 

Gewährt werden sollen die »... Rede-, Gewissens- und Glaubens- 
freiheit, Presse- und Versammlungsfreiheit, die Freiheit, Vereini- 
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gungen zu bilden, Freiheit der Wahl des Wohnsitzes, Wahrung des 
Briefgeheimnisses usw. für das gesamte angolanische Volk« (Brön- 
ner, Ostrowsky, »Die angolanische Revolution«, Frankfurt 1976, 
S. 142 und 141). 


An der Wahl zur Volksversammlung können sich die »legalen 
politischen Parteien« beteiligen. Welche Parteien legal sind und 
welche nicht, ist nicht festgelegt. Damit fordert das Maximal- 
programm nichts anderes als die Einrichtung einer bürgerlichen 
parlamentarischen Demokratie und die Einführung der entspre- 
chenden bürgerlich-demokratischen Rechte. Die Möglichkeit, un- 
liebsame Parteien zu verbieten, hält man sich offen. An keiner 
Stelle dieses Maximalprogrammes ist von einer Herrschaft der 
Arbeiterklasse bzw. von der Herrschaft eines Bündnisses der Ar- 
beiterklasse mit anderen vom Imperialismus unterdrückten 
Klassen unter Führung der Arbeiterklasse auch nur die Rede. Das 
hat absolut nichts mit Marxismus-Leninismus zu tun. 


Wirtschaftlich fordert das Maximalprogramm die »Abschaffung 
der den ausländischen Unternehmen vom Kolonialregime zuge- 
standenen Privilegien«, »Schutz der privaten Industrie und des pri- 
vaten Handels« sowie die »Förderung der privaten Industrie und 
des privaten Handels, die für die staatliche Wirtschaft und das 
Leben des Volkes nützlich sind« (ebenda S. 143). 


Es soll eine Staatsbank errichtet werden und der Außenhandel 
staatlich kontrolliert werden. Die Schaffung von »staatlichen In- 
dustrien« ist vorgesehen. Eine Enteignung des Besitzes der aus- 
ländischen Monopole in Angola ist nicht festgelegt, es heißt hier- 
zu lediglich: »Die von Ausländern geführten Unternehmen werden 
sich den neu in Kraft tretenden Gesetzen Angolas fügen müssen.« 


Die Möglichkeit für eine Zusammenarbeit der nationalen Bour- 
geoisie mit den ausländischen Monopolen nach dem Sieg über den 
portugiesischen Kolonialismus wird also offengehalten. Festge- 
legt ist lediglich, daß die ausländischen Monopole ihre Privilegien 
gegenüber der nationalen Bourgeoisie, zum Beispiel bei der Steuer- 
gesetzgebung, verlieren. 
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An keiner Stelle ist im Maximalprogramm der MPLA davon die 
Rede, daß nach dem Sieg über den Kolonialismus und Imperia- 
lismus die demokratische und antiimperialistische Revolution wei- 
tergeleitet werden muß zur sozialistischen Revolution. Im Gegen- 
teil. Der Kapitalismus soll geschützt und gefördert werden. Für 
die Bauern ist die Durchführung einer Landreform vorgesehen 
nach dem Prinzip: »Das Land gehört denen, die es bearbeiten.« Ent- 
eignet werden soll der Grundbesitz »der Gegner der Volksbewe- 
gung«. Bei anderen Landbesitzern, die nicht Gegner sind, soll der 
Staat den Grundbesitz »zu gerechten Preisen« aufkaufen, soweit 
er über eine bestimmte festzulegende Größe hinausgeht, um ihn 
dann aufzuteilen. (ebenda S. 144) 


Diese letzten Bestimmungen sind allerdings höchstens dazu ge- 
eignet, eine Landreform völlig unmöglich zu machen. Da muß ent- 
schieden werden, wer Gegner ist und wer nicht. Dann muß die 
maximale Größe von Landbesitz festgelegt werden, und zwar 
unterschiedlich »nach den landwirtschaftlichen Gegebenheiten 
des jeweiligen Gebietes«. Sollte man das geschafft haben, muß der 
»gerechte Preis« bestimmt werden, um dann zur Aufteilung zu 
kommen. 


Für die Arbeiter ist vorgesehen: 


»Die Abschaffung der Zwangsarbeit« 
»Respektierung der tatsächlichen Unabhängigkeit der Gewerk- 
schaften und der rechtmäßigen Arbeiterorganisationen«, wobei 
allerdings nicht festgelegt ist, welche Arbeiterorganisationen 
denn rechtmäßig sind und welche nicht 
8-Stundentag und »Gesetze zum Schutz der Arbeiter« 
»Staatliche Festsetzung eines Mindestlohnes« und strikte Ein- 
haltung des Prinzips »gleicher Lohn für gleiche Arbeit«. Diskri- 
minierung von Arbeitern aufgrund von Geschlecht, Alter und 
ethnischer Herkunft soll abgeschafft werden 
e „Sozialer Beistand: Hilfe für alle mittellosen, kranken, unfrei- 
willig arbeitslosen, alten und invaliden angolanischen Bürger« 
© »Allmähliche Beseitigung der Arbeitslosigkeit, Recht auf Arbeit« 
(ebenda S. 144f.) 
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Das ist ein Programm der sozialen Reformen unter den Bedin- 
gungen des Kapitalismus. 


Das Maximalprogramm der MPLA ist ein durch und durch bür- 
gerliches Programm, das die Interessen der nationalen Bourgeoi- 
sie widerspiegelt. Es mag ausreichen, um die Massen zum Kampf 
gegen die portugiesische Kolonialherrschaft zu mobilisieren, kann 
aber für die Weiterentwicklung Angolas nach dem Sieg über Por- 
tugal nichts mehr leisten. Es sieht die Diktatur der nationalen 
Bourgeoisie vor. Diese ist aber in Wirklichkeit so schwach, daß sie 
sich nur mit Unterstützung der Sozialimperialisten an der Macht 
halten kann. 


Das Maximalprogramm der MPLA ist außerdem ausgezeichnet 
zugeschnitten auf die Taktik der Sozialimperialisten. Die MPLA 
hatte immer eine enge Verbindung mit den Sozialimperialisten. 
So war der Führer der MPLA Agostinho Neto Gast auf dem 
XXIV. Parteitag der KPdSU 1971 und sagte dort: 


»Während dieser zehn Jahre revolutionären Kampfes haben 
unsere Bewegung, unser Volk und unsere Kämpfer ... die Freund- 
schaft und die Unterstützung des sowjetischen Volkes erfahren. 
Wir betrachten die Kommunistische Partei der Sowjetunion als 
eine der Hauptkräfte, auf die wir uns bei der Entwicklung unseres 
revolutionären Vormarsches verlassen.« (ebenda, S. 82) 


Mit dem Sieg über die portugiesischen Kolonialherren mußte es 
in Angola zwangsläufig zu einem neuen Kampf um die Macht kom- 
men. Es gab nur zwei Möglichkeiten: entweder die Diktatur der 
Bourgeoisie mit neuer imperialistischer Unterdrückung als not- 
wendiger Folge oder Diktatur des Proletariats und wirkliche Un- 
abhängigkeit. Genau dieser Kampf ist ausgebrochen. So berich- 
tete die revisionistische »Neue Zeit« Nr. 21/1976 über folgendes 
Beispiel aus Angola nach dem Einsatz der kubanischen Söldner: 


»Unlängst verbot die Regierung das Rundfunkprogramm Kudi- 
bangela, das bei einem gewissen Teil der Hörerschaft vor der Aus- 
rufung der VR Angola beliebt war. Als der Waffensieg aber schon 
so gut wie sicher war, wurden diese Sendungen ultralinks. Da wur- 
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de zur sofortigen Nationalisierung sämtlicher Betriebe aufgerufen. 
Diese Propaganda entstellte nicht allein das Programm der Re- 
gierung, sie fügte der Wirtschaft obendrein nicht wiedergutzuma- 
chenden Schaden zu, weil sie zur massenhaften Landflucht der 
portugiesischen Fachkräfte beitrug.« 


Verantwortlich dafür seien »asoziale Elemente«, »Verfechter der 
maoistischen Anschauungen«, heißt es weiter. Doch worum es 
wirklich geht, das zeigt der Artikel ebenfalls auf, als er auf die 
angolanische Erdölgesellschaft Petrangol eingeht: 


»Nach einem Rundgang durch die Stadt wandern wir am Kongo 
entlang in die angolanische Selva hinein. Längs der Straße steht 
ein riesiger Speicher der Petrangol. Rohre und Ausrüstungen liegen 
herum, leblos baumeln Leitungsdrähte, leer stehen die Ölbehälter. 
»Am meisten haben wir uns um die Ölvorkommen gesorgt. Die Ban- 
diten konnten sie aufihrem Rückzug unbrauchbar machen.« 


Mit Desiderio da Costa von der Petrangol fahren wir nach Cabeca 
da Cobra. Die Dörfchen an der Chaussee scheinen in ihrer Arm- 
seligkeit miteinander zu wetteifern. Elende Hütten, mit Palmwedeln 
gedeckt, mit Lehm verschmierte Flechtzäune - typische Behau- 
sungen der Bauern Angolas. Wie uns da Costa erklärte, gab die 
Gesellschaft trotz ihrer Riesengewinne keinen Escudo für die Ent- 
wicklung dieses Gebietes aus. Die Herren von der Petrangol ließen 
nicht einmal eine anständige Straße bauen. Sie war wirklich 
schlecht. Es hatte gerade geregnet, und die Räder unseres Jeeps 
versanken in einem dicken rötlichen Erdbrei. Ich weiß gar nicht 
mehr, wie oft wir hinausklettern und den Wagen schieben mußten, 
bis wir ans Ziel kamen. 


Endlich zeigte sich hinter einer Kurve inmitten der dichten Sa- 
vanne eine kleine glatte Fläche, auf der, von Affenbrotbäumen und 
dornigen Sträuchern umgeben, einige Ölbehälter standen. Da Costa 
nahm die Ausrüstung mit Sachkenntnis in Augenschein und unter- 
suchte, wie die Pumpen und Apparate funktionieren. >Alles in 
schönster Ordnung, stellte er fest. »Man könnte sofort mit der 
Ölgewinnung anfangen. Aber Gesetz ist Gesetz. Dieses Vorkommen 
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gehört einer gemischten ausländischen Gesellschaft, an der belgi- 
sches und portugiesisches Kapital stark beteiligt ist. Man könnte 
der Verlockung nachgeben und das Ganze sofort verstaatlichen, 
weil die Besitzer den Beginn der Arbeiten hinauszögern. Wir wollen 
uns aber nicht übereilen. Eine übereilige Verstaatlichung beim 
Mangel an Ersatzteilen und Absatzmärkten und beim völligen 
Fehlen von Fachkräften könnte uns schaden. Deshalb müssen wir 
viel Geduld und Selbstbeherrschung haben, wenn wir die Verbin- 
dung zu unseren Geschäftspartnern wiederaufnehmen. Besonders 
wichtig ist das bei der Cabinda Gulf Oil.«« 


Gulf Oil ist einer der großen amerikanischen multinationalen 
Ölkonzerne und mit dem mächtigen Bankhaus Mellon verbunden. 
Darüber berichtet A. Sampson in seinem Buch »Die sieben Schwe- 
stern — Die Ölkonzerne und die Verwandlung der Welt« unter 
anderem auf S. 19/195 : 


»Die Mellons hielten viel größere Beteiligungen als die Rocke- 
fellers und kommen ihnen an Reichtum noch heute gleich. 1973 
gehörten ihnen über 20 Prozent der Gulf-Aktien - ein beachtlicher 
Brocken, wenn man bedenkt, daß die Gulf das zehntgrößte US- 
Unternehmen ist; außerdem saßen zwei von ihnen im Verwaltungs- 
rat: Jim Walton, ein Enkel von William Lorimer Mellon, und 
Nathan Pearson, der Anlageberater der Familie. Gut möglich, daß 
Gulfs größter Cup nur dank ihrem Einfluß gelang: Andrew Mellon 
trug nämlich entscheidend dazu bei, dem Konzern die halbe Öl- 
förderung Kuwaits zu sichern ... 


Seitdem Gulf 1937 in dem arabischen Scheichtum fündig ge- 
worden war, schwamm sie förmlich aufeiner Woge von Ölprofiten 
und mußte sich hektisch bemühen, neue Kanäle, sprich Absatz- 
möglichkeiten, für die Flut zu finden ... Sie investierte gewaltige 
Summen in Angola, um festzustellen, daß es ein weit gefährliche- 
res Land war, ein Schlachtfeld, von Schwarz und Weiß umkämpft.« 


Die Cabinda Gulf Oil in Angola wird nicht verstaatlicht, obwohl 


e die Gulf Oil seit dem Sturz der portugiesischen Kolonialherr- 
schaft keine Steuern mehr zahlt und keine Pacht für die Schürf- 
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rechte in Cabinda, »die 1967 der amerikanischen Gulf Oil für 
einen Pappenstiel überlassen wurden«; 

e 70 Prozent der Deviseneinkünfte aus diesen Ölvorkommen 
kamen; 

e die Gulf Oil mit der Ausrufung der Republik Angola alle Bohr- 
türme stillegte und Fachkräfte abzog. 


Wer die Verantwortung hierfür den Marxisten-Leninisten zu- 
schiebt, die die Nationalisierung fordern, und sich statt dessen 
Sorgen macht um die »Verbindung zu unseren Geschäftspartnern« 
von der Gulf Oil, dem geht es nicht um die nationale und soziale 
Befreiung von Angola. Inzwischen hat die Gulf Oil nach inoffi- 
ziellen Verhandlungen zwischen der USA- und Sowjetregierung 
die Ölförderung wieder aufgenommen. 


Wirtschaftlich geht es den Sozialimperialisten vor allem um die 
Ausbeutung der reichen Rohstoffquellen Angolas. Neben Erdöl 
gibt es reiche Eisenerzlager sowie Diamanten, Kohle, Kupfer, 
Mangan, Uran und andere Bodenschätze. Dazu kommen Baum- 
woll-, Sisal- und Kaffeeplantagen und reichhaltige Fischfang- 
gebiete im Küstenbereich. 


Angola befindet sich in einer Situation, die ideal ist für die Sozial- 
imperialisten. Die neuen Machthaber in Angola haben sich ihnen 
bereits in die Arme geworfen, und die Sozialimperialisten werden 
jetzt daran gehen, beginnend mit Krediten, Angola Schritt für 
Schritt wirtschaftlich und politisch vollkommen von sich abhängig 
zu machen. 


Der Sozialimperialismus geht bei seiner Eroberung von Rohstoff- 
und Absatzgebieten anders vor als die westlichen staatsmonopoli- 
stischen Länder. Letztere bemühen sich hauptsächlich um die För- 
derung des Kapitalexportes der Monopole in die Entwicklungs- 
länder. Die Monopole verfügen dadurch über direkten Besitz in 
diesen Ländern. Früher handelte es sich dabei fast ausschließlich 
um alleinigen Besitz der Monopole. Inzwischen sind sie aber dazu 
übergegangen, Elemente aus den Ausbeuterklassen innerhalb der 
Entwicklungsländer an diesem Besitz zu mitzubeteiligen. 
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Die Sozialimperialisten betreiben den Kapitalexport anders. Sie 
bemühen sich um den Aufbau einer staatlichen Industrie in einem 
bestimmten Entwicklungsland, die aber sowohl in der technischen 
Ausrüstung und der Sicherung des Produktionsablaufes sowie 
beim Absatz der Waren vollständig von den Sozialimperialisten 
abhängig wird. Der Kapitalexport vollzieht sich hauptsächlich in 
der Form von Krediten für die Erwerbung technischer Ausrüstung 
(Maschinen, Stahlkonstruktionen, Rohstoffe und — Waffen). Die 
Abhängigkeit des Entwicklungslandes ergibt sich aus der Ver- 
schuldung sowie aus den Vertragsbedingungen, unter denen die 
Kredite gewährt werden. Zur Verschleierung der Ausbeutung wer- 
den die Kredite zu niedrigen Zinssätzen vergeben. Die Verträge 
sehen in der Regel vor, daß die Ausrüstungen in der Sowjetunion 
gekauft und die Schulden mit Waren aus den erstellten Betrieben 
bezahlt werden. 


Oft müssen sich die Entwicklungsländer auch verpflichten, 
einen bestimmten Teil der Produkte aus den Betrieben nur an 
die Sowjetunion zu verkaufen. Ihren Maximalprofit erzielen die 
Sozialimperialisten dabei hauptsächlich durch das Diktat der 
Preise für die Lieferung der Ausrüstungen und den Bezug der 
Waren. Auch hier werden Elemente der nationalen Bourgeoisie 
in den Entwicklungsländern am Gewinn mitbeteiligt, das heißt 
aus dem Rest, der noch übrig bleibt, nachdem der vertraglich fest- 
gelegte Teil der Produkte zu niedrigen Preisen an die Sowjetunion 
verkauft wurde. 


Die Sozialimperialisten beschränken sich bei ihrem Kapital- 
export keineswegs auf solche Länder wie Kuba und Angola, in 
denen durch den Kampf des Volkes die politische Macht des 
Kolonialismus oder des westlichen Neokolonialismus gestürzt 
wurde. Vielmehr versuchen sie auch in anderen Ländern ihren 
Kapitalexport zu betreiben und sie damit Schritt für Schritt von 
sich abhängig zu machen. Dadurch kommt es in einer Reihe von 
Entwicklungsländern zu einer Situation, daß sowohl die west- 
lichen imperialistischen Länder, besonders die USA, als auch 
die Sowjetunion umfangreiche Teile der Wirtschaft des Landes 
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kontrollieren. In diesen Ländern findet dann ein heftiger Kampf 
statt um die politische Macht. Denn von dieser Macht hängt es 
stark ab, wessen Anteil an der Ausplünderung gefördert und 
wessen Anteil eingeschränkt wird. Das kann sich ausdrücken in 
einem schnellen Wechsel der Regierungen und einer damit ver- 
bundenen Änderung der Politik. 


Am deutlichsten hat sich das in Ägypten und in Indien gezeigt. 
Hier haben die Sozialimperialisten bedeutende Schlappen erleiden 
müssen, indem Sadat sich vollkommen in die Arme der amerika- 
nischen Monopole geworfen hat und mit Indira Ghandi in Indien 
die wichtigste Vertreterin der Interessen des sowjetischen Sozial- 
imperialismus gestürzt wurde. Solche Länder, in denen besonders 
der staatsmonopolistische Kapitalismus der USA und der büro- 
kratische Monopolkapitalismus in starkem Konkurrenzkampf um 
die Eroberung der Rohstoff- und Absatzgebiete und die politische 
Macht stehen, bekommen immer mehr den Charakter von Halb- 
kolonien. Das wird noch verstärkt durch das Eindringen der west- 
europäischen und japanischen Monopole. Auch in Angola bahnt 
sich eine solche Entwicklung an, wenn die amerikanischen und 
europäischen Monopole ihren dortigen Besitz behalten. Die Wider- 
sprüche zwischen den Machtgruppierungen verschärfen sich. Die 
Völker werden diese Widersprüche im Kampf für ihre nationale 
und soziale Befreiung ausnutzen. Je mehr sich die Sozialimpe- 
rialisten ausbreiten, desto mehr werden die Völker in den Ent- 
wicklungsländern erkennen, daß sie nur siegen können unter der 
Führung der Arbeiterklasse im eigenen Land und im Bündnis mit 
dem Proletariat in den imperialistischen Ländern auf der Grund- 
lage des Marxismus-Leninismus. 


Die Marxisten-Leninisten in der ganzen Welt sind das Haupt- 
hindernis für die Expansion der Sozialimperialisten. Sie bemühen 
sich, die Expansionspläne der Sowjetführer zu entlarven und zu 
durchkreuzen, indem sie den Revisionismus entschieden bekämp- 
fen und den revolutionären Kampf der Völker zur nationalen 
und sozialen Befreiung unter Führung der Arbeiterklasse mit 
ganzer Kraft unterstützen. Mao Tsetung erklärte 1946 in seinem 
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»Gespräch mit Anna Louise Strong« über die Aggressionspolitik 
der US-Imperialisten gegen die damals sozialistische Sowjetuni- 
on: 


»Die Propaganda für einen Krieg gegen die Sowjetunion hat zwei 
Seiten. Die eine Seite ist, daß der USA-Imperialismus wirklich 
einen Krieg gegen die Sowjetunion vorbereitet. Die gegenwärtige 
Propaganda für einen Krieg gegen die Sowjetunion sowie die sonsti- 
ge antisowjetische Propaganda ist die politische Vorbereitung für 
einen solchen Krieg. Auf der anderen Seite dient diese Propaganda 
als ein Nebelvorhang, hinter dem die USA-Reaktionäre die vielen 
realen Widersprüche verbergen wollen, denen der USA-Imperia- 
lismus zur Zeit unmittelbar gegenübersteht. Diese Widersprüche 
sind die Widersprüche zwischen den USA-Reaktionären und dem 
amerikanischen Volk und die Widersprüche zwischen dem USA- 
Imperialismus und den anderen kapitalistischen Ländern sowie 
zwischen ihm und den kolonialen und halbkolonialen Ländern. 
Die tatsächliche Bedeutung der Losung der USA für einen Krieg 
gegen die Sowjetunion liegt im gegenwärtigen Augenblick in der 
Unterdrückung des amerikanischen Volkes und der Expansion 
ihrer aggressiven Kräfte in der kapitalistischen Welt.« (Mao Tse- 
tung, Ausgewählte Werke, Bd. IV, S. 98/99) 


Diese Worte sind eine treffende Bezeichnung auch der gegen- 
wärtigen Weltlage und bringen den Doppelcharakter der Politik 
des US-Imperialismus und des Sozialimperialismus klar zum Aus- 
druck. Einerseits bereiten die Supermächte tatsächlich einen Welt- 
krieg vor. Andererseits benutzen sie ihre antikommunistischen 
Umtriebe, um das eigene werktätige Volk und die Völker der Welt 
zu unterdrücken. 
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3. Der Klassenkampf in der sozialistischen 
Gesellschaft und die Tradition der 
bürgerlichen Ideologie 


Die Entwicklung des Klassenkampfes in China vor der 
Großen Proletarischen Kulturrevolution 


Die Revolution in China verlief anders als die Oktoberrevolution 
in Rußland, eine Revolution verschiedenen Charakters, wo eine 
in die andere überging. Als Mao Tsetung im Oktober 1949 die 
Volksrepublik China ausrief, bedeutete dies einen Einschnitt in 
einen lang andauernden Kampf. Im nationalrevolutionären 
Krieg vertrieb das chinesische Volk die japanischen Eindring- 
linge. In der volksdemokratischen Revolution, die auf der 
Grundlage des Bündnisses von Arbeitern und Bauern, Klein- 
bürgern und Teilen der nationalen Bourgeoisie durchgeführt 
wurde, besiegte das chinesische Volk die Reaktionäre der Kuo- 
mintang und der Großbourgeoisie sowie ihre Helfershelfer, die 
US-Imperialisten. 


Danach verlagerte sich der Schwerpunkt des Kampfes weg von 
den Schlachtfeldern hinein in die Dörfer und Fabriken, von der 
militärischen Ebene auf die politische und ideologische. Mao Tse- 
tung beschrieb diese Wende bereits am Vorabend des Sieges der 
volksdemokratischen Revolution auf der 2. Plenartagung des 
VII. ZK der KP Chinas am 5. März 1949 folgendermaßen: 


»Nachdem die Feinde, die mit Gewehren bewaffnet waren, ver- 
nichtet worden sind, wird es immer noch Feinde ohne Gewehre 
geben, die uns bestimmt bis aufs äußerste bekämpfen werden, und 
wir dürfen diese Feinde keinesfalls leichtnehmen. Wenn wir jetzt 
diese Frage nicht so aufwerfen und begreifen, werden wir äußerst 
schwere Fehler begehen.« (Mao Tsetung, Ausgewählte Werke, 
Bd.IV, S. 386) 


Nachdem das Proletariat zusammen mit seinen Verbündeten 
im gesamten Land die politische Macht erobert hatte, ging der 
junge Staat daran, die Wirtschaft umzugestalten. Bis 1956 war 
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die sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft, des Hand- 
werks, der kapitalistischen Industrie und des kapitalistischen 
Handels in bezug auf das Eigentum an den Produktionsmitteln 
in den Hauptzügen vollzogen. Nachdem zunächst das gesamte 
Land unter die armen und Mittelbauern aufgeteilt worden war, 
hatten diese sich unter der Anleitung der Kommunistischen Partei 
zu Genossenschaften und später zu Volkskommunen zusammen- 
geschlossen. 


In den Städten wurde das Kapital, das der Großbourgeoisie 
gehörte, vergesellschaftet. Lediglich der Teil der nationalen Bour- 
geoisie, der die volksdemokratische Revolution unterstützt hatte, 
konnte das Eigentum an einem Teil der Produktionsanlagen be- 
halten, war jedoch hinsichtlich Absatz, Arbeitsbedingungen und 
Rohmaterial der staatlichen Kontrolle unterworfen. Es gab 1956 
in der Industrie sowohl Staatseigentum als auch die gemischt 
staatlich-private Eigentumsform. Dies war in China eine be- 
sondere Situation, es war das Ergebnis der Unterstützung der 
volksdemokratischen Revolution durch einen Teil der nationalen 
Bourgeoisie. 


Damit hatte China 1956 den Wendepunkt zur sozialistischen 
Revolution erreicht. Mit der sozialistischen Umgestaltung der 
Landwirtschaft und Industrie waren die Klassen und Klassen- 
widersprüche in China jedoch noch nicht aufgehoben. In seiner 
Schrift »Über die richtige Behandlung der Widersprüche im Volke« 
hat Mao Tsetung 1957 die Widersprüche in der sozialistischen Ge- 
sellschaft analysiert. Er stellte fest, daß nach wie vor die beiden 
Hauptklassen, das Proletariat und die Bourgeoisie, existieren und 
das Proletariat die Revolution weiterführen muß. Die im Sozia- 
lismus auftretenden Widersprüche teilte er in Widersprüche ver- 
schiedenen Charakters auf: »Widersprüche zwischen uns und dem 
Feind« und »Widersprüche im Volke«: 


»Die Widersprüche zwischen uns und dem Feind sind antago- 
nistische Widersprüche. Was die Widersprüche im Volk betrifft, 
sind die unter den Werktätigen nicht antagonistisch, während die 
Widersprüche zwischen den Klassen der Ausgebeuteten und der 
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Ausbeuter neben ihrem antagonistischen auch einen nichtanta- 
gonistischen Aspekt haben ... Zu den Widersprüchen im Volke 
gehören unter den gegenwärtig in China bestehenden Verhältnis- 
sen: Widersprüche innerhalb der Arbeiterklasse, Widersprüche 
innerhalb der Bauernschaft, Widersprüche innerhalb der Intelli- 
genz, Widersprüche zwischen der Arbeiterklasse und der Bauern- 
schaft, Widersprüche zwischen Arbeitern und Bauern einerseits 
und der Intelligenz andererseits, Widersprüche zwischen der Ar- 
beiterklasse und anderen Werktätigen einerseits und der nationa- 
len Bourgeoisie andererseits, Widersprüche innerhalb der natio- 
nalen Bourgeoisie usw.« (Mao Tsetung, »Vier philosophische Mono- 
graphien«, S. 91) 


Von entscheidender Bedeutung ist die richtige Behandlung 
der Widersprüche. Denn unter richtiger Behandlung können sich 
antagonistische in nichtantagonistische Widersprüche, entspre- 
chend bei falscher Behandlung nichtantagonistische in antagoni- 
stische Widersprüche verwandeln. Wichtig ist, daß das Proletariat 
unter Führung der Kommunistischen Partei die Widersprüche 
ausnutzt, um die sozialistische Revolution voranzutreiben. Die 
noch vorhandenen Überreste des Kapitalismus müssen abgebaut 
und letztendlich ausgemerzt werden. 


Das Proletariat muß sich auf allen Ebenen, in der Wirtschaft 
ebenso wie in Staat, Erziehungswesen und Kultur als herrschen- 
de Klasse einrichten, die Kontrolle über alle Bereiche der Gesell- 
schaft ausüben. Überall da, wo sich das Proletariat nicht durch- 
setzen kann, werden bürgerliche und feudalistische Kräfte ver- 
suchen, die sozialistische Revolution aufzuhalten und in ihr Ge- 
genteil, in eine neue Form von Ausbeutung und Unterdrückung, 
umzukehren. Unter solchen Bedingungen ist der Widerspruch zur 
nationalen Bourgeoisie zu sehen: 


»Der Widerspruch zwischen der nationalen Bourgeoisie und der 
Arbeiterklasse, ein Widerspruch zwischen Ausbeutern und Ausge- 
beuteten, ist an und für sich antagonistisch. Aber unter den kon- 
kreten Bedingungen unseres Landes kann dieser antagonistische 
Klassenwiderspruch, wenn er richtig behandelt wird, in einen 
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nichtantagonistischen umgewandelt und auf friedlichem Wege 
gelöst werden. Wenn wir ihn jedoch nicht richtig behandeln und 
uns gegenüber der nationalen Bourgeoisie nicht der Politik des 
Zusammenschlusses, der Kritik und der Erziehung bedienen, 
oder wenn die nationale Bourgeoisie diese Politik nicht akzeptiert, 
kann sich der Widerspruch zwischen der Arbeiterklasse und der 
nationalen Bourgeoisie in einen Widerspruch zwischen uns und 
dem Feind verwandeln.« (ebenda S. 92 — Hervorhebung durch die 
Redaktion) 


Mao Tsetung wies in dieser Schrift den weiteren Weg der so- 
zialistischen Revolution und nannte die dafür geeigneten Me- 
thoden: Die reaktionären Klassen, die Reaktionäre und die Aus- 
beuter, die sich der sozialistischen Revolution widersetzen, sind 
niederzuhalten. Der Staat muß vor einer Wühltätigkeit und einer 
eventuellen Aggression der äußeren Feinde geschützt werden. Die 
Widersprüche im Volke, ideologische Streitfragen, sollen demo- 
kratisch, mit der Methode der Diskussion, Kritik, Überzeugung 
und Erziehung gelöst werden. 


Dank der richtigen Behandlung der verschiedenen Widersprüche 
konnte der sozialistische Aufbau vorangetrieben werden. Jedoch 
nicht alle Teile der nationalen Bourgeoisie, des Kleinbürgertums 
und der Groß- und Mittelbauern auf dem Lande unterstützten das 
Voranschreiten der sozialistischen Umgestaltung. Ein Teil von 
ihnen sah seine Zukunft als Ausbeuter und Landbesitzer bedroht 
und widersetzte sich dem sozialistischen Aufbau. 


Auf dem Lande wurde die sozialistische Umgestaltung dadurch 
unterlaufen, daß man die privaten Parzellen vergrößerte. Die Ein- 
kommen der verschiedenen Genossenschaften und der einzelnen 
Familien entwickelten sich unterschiedlich, die Unterschiede wur- 
den größer. Die Produktionsnormen wurden nicht auf Kollektiv- 
ebene, sondern auf der Ebene der einzelnen Familien festgelegt. 
Diese Politik entsprach den Interessen der Mittelbauern, einer 
kleinbürgerlichen Schicht. 


In der Industrie wurde der Sektor der gemischt staatlich- 
privaten Betriebe nicht eingeschränkt, sondern ausgedehnt. Die 
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Verwaltung der Betriebe wurde von Fachleuten durchgeführt, die 
keine Beziehungen zur sozialistischen Produktion hatten. Die Ar- 
beiter ihrerseits waren von der Verwaltung ausgeschlossen. In 
vielen Betrieben existierte eine Einmannleitung, die Betriebs- 
leitung entfernte sich immer weiter vom Bewußtsein der unmit- 
telbaren Produzenten. 


Bürokratische Tendenzen kamen auf, im Mittelpunkt stand die 
Produktion, die Technik und nicht der politische und ideologische 
Kampf für die sozialistische Umgestaltung. Die Produktion orien- 
tierte sich zunehmend stärker am Gesetz des Profits als an den 
Interessen der Verbraucher. Die Technik wurde in der Produk- 
tion immer höher bewertet, und es wurde ein Prämiensystem ein- 
geführt, das die Arbeiter zu höherer Leistung antreiben sollte. 


Der schwedische Journalist Jan Myrdal berichtet in seinem Buch 
über die Große Proletarische Kulturrevolution (Jan Myrdal, »Chi- 
na: Die Revolution geht weiter«) über die Zustände auf dem Lan- 
de vor der Kulturrevolution: 


»Die Entwicklung verliefüberall in China gleichartig. Die Kader 
fingen an, sich als Beamte zu fühlen, und redeten sich ein, daß das 
Volk ja doch nicht so viel verstünde. Die vor nicht langer Zeit ge- 
stürzte Grundbesitzerklasse gewann allmählich Beziehungen, hei- 
ratete in die Familien der Kader hinein, lachte freundlich und 
machte Verbeugungen. Ihre Kinder waren es, die höhere Schulen 
besuchten und bessere Zeugnisse erhielten, doch wenn die Rede auf 
den Klassenkampf kam, sagten die jungen Kader nur: »Die Leute 
reden so viel.«« (8.45) 


Die früheren Grundbesitzer, Kapitalisten und Großbauern be- 
schränkten sich nicht darauf, auf dem Land und in der Industrie 
die sozialistische Entwicklung durch Sabotage aufzuhalten und 
in ihrem Sinne zu beeinflussen. Sie hatten ihre Vertreter in Ver- 
waltung, Regierung und selbst in der Kommunistischen Partei. 
Denn die in- und ausländischen Feinde sind sich dessen bewußt, 
daß es sehr schwer ist, den proletarischen Staat von außen mi- 
litärisch anzugreifen. Deshalb schlagen sie eine andere Taktik ein 
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und versuchen, die Festung von innen zu nehmen. In der »Peking 
Rundschau« 1/1964 wurde darauf hingewiesen: 


»Die Klassenfeinde im In- und Ausland wissen, daß man in erster 
Linie die Kommunistische Partei in eine revisionistische Partei ent- 
arten lassen muß, um einen sozialistischen Staat zu einem kapi- 
talistischen Staat degenerieren zu lassen. Um die Kommunistische 
Partei zur Entartung zu bringen, muß man zuerst den leitenden 
Parteikern auf verschiedenen Ebenen entarten lassen.« 


Es gab in China eine verhältnismäßig kleine Gruppe von Funk- 
tionären innerhalb der Partei (im Vergleich zur gesamten Mit- 
gliedschaft, die rund 30 Millionen umfaßt), die sich zum Interes- 
senvertreter der gestürzten Ausbeuterklasse gemacht hatte und 
ihre Funktion mißbrauchte. 


Das »Rundschreiben des Zentralkomitees der Kommunistischen 
Partei Chinas« vom 16. Mai 1966 stellte fest, daß es »eine gewisse 
Anzahl von solchen Vertretern der Bourgeoisie im Zentralkomitee, 
in allen Institutionen auf zentraler Ebene sowie auf der Ebene der 
Provinzen, Städte und autonomen Gebiete« gibt. Ihr Wortführer 
in der Partei war das Mitglied des Politbüros des ZK der KP 
Chinas, Liu Shaogi. 


Der Einfluß dieser konterrevolutionären Kräfte konnte nicht 
mit administrativen oder Zwangsmaßnahmen ausgeschaltet wer- 
den. Ihr Einfluß in den vielfältigen Organen des proletarischen 
Staates und den zahlreichen Institutionen der sozialistischen 
Gesellschaft war zu groß, ihre bürgerliche Linie raffiniert ver- 
schleiert und wurde von den breiten Massen nicht durchschaut. 
1963 hatte die Kommunistische Partei eine Erziehungsbewegung 
auf dem Lande eingeleitet und die Volksmassen aufgerufen, die 
Mängel in Verwaltung, Regierung und Partei zu kritisieren. Diese 
Bewegung brachte jedoch noch keinen Durchbruch. Mao Tsetung 
charakterisierte ihren Mangel folgendermaßen: 


»In der vergangenen Zeit haben wir Kämpfe auf dem Lande, in 
den Fabriken und auf kulturellem Gebiet durchgeführt und die so- 
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zialistische Erziehungsbewegung entfaltet, das Problem konnte 
aber nicht gelöst werden, weil wir noch keine Form und keine 
Methode gefunden haben, mit deren Hufe die breiten Massen zur 
Aufdeckung unserer Schattenseiten öffentlich, umfassend und von 
unten nach oben mobilisiert werden.« (»Wichtige Dokumente der 
Großen Proletarischen Kulturrevolution«, S. 28/29) 


Damit zog Mao Tsetung auch die wichtigen Lehren aus dem 
Scheitern des sozialistischen Aufbaus in der Sowjetunion durch 
eine Restauration des Kapitalismus. Lenin wie auch Stalin haben 
die Gefahr der Bürokratisierung des Partei-, Wirtschafts- und 
Staatsapparats, der Entstehung einer neuen Bourgeoisie und da- 
mit der Restauration des Kapitalismus erkannt. Mit der alten 
Bürokratie konnte man leichter fertigwerden, schwieriger war es, 
die neue Bürokratie, die mit dem Parteibuch in der Tasche, für 
die Wahrung der Interessen der sozialistischen Gesellschaft zu 
erziehen. Lenin wies in dem Buch »VIII. Parteitag der KPR(B)« 
auf die Schwierigkeit des Kampfes gegen den Bürokratismus hin: 


»Diese alten bürokratischen Elemente haben wir auseinander- 
gejagt, umgeschichtet, und dann haben wir wieder angefangen, sie 
auf neue Plätze zu stellen. Zaristische Bürokraten begannen in die 
Sowjetbehörden hinüberzuwechseln und dort den Bürokratismus 
einzuführen, begannen sich als Kommunisten aufzumachen und 
sich der erfolgreicheren Karriere wegen Mitgliedsbücher der KPR 
zu verschaffen. So kommen sie, nachdem man sie zur Tür hinaus- 
gejagt hat, durchs Fenster wieder herein. Hier wirkt sich der Man- 
gel an kulturellen Kräften am stärksten aus. Diese Bürokraten 
könnte man kassieren, aber mit einem Schlage umerziehen kann 
man sie nicht. Hier ergeben sich für uns in erster Linie organisa- 
torische, kulturelle und erzieherische Aufgaben.« (Lenin, Werke, 
Bd. 29, S. 168) 


Lenin forderte immer wieder als einzig richtige Methode gegen 
solch eine Entwicklung: Mobilisierung der breiten Massen, Ar- 
beiter, Bauern, ja des ganzen werktätigen Volkes zur Bekämp- 
fung des Bürokratismus, Karrierismus und jeglicher Erscheinung 
der kleinbürgerlichen Denkweise. 
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Auch Stalin sprach von der Mobilisierung der Massen, aber in 
der Praxis bekämpfte er die Bürokratie durch den Staatssicher- 
heitsdienst, der aber auch immer mehr verbürokratisierte. Mit 
solchen Methoden konnte eine Restauration des Kapitalismus in 
der Sowjetunion nicht verhindert werden. Der Kampf gegen die 
Überreste der Bourgeoisie, Großgrundbesitzer und Großbauern 
sowie gegen die alten und neuen Bürokraten kleinbürgerlicher 
Denkweise ist weniger ein Kampf, der mit administrativen Mit- 
teln geführt werden muß, als vielmehr ein ideologischer Kampf, 
das heißt die Durchsetzung der Diktatur des Proletariats auf 
ideologischem Gebiet. Mao Tsetung erkannte dies und hob die Be- 
deutung des Klassenkampfes im Sozialismus hervor: 


»In unserem Lande ist, was das Eigentum betrifft, die sozia- 
listische Umgestaltung im wesentlichen vollzogen und sind die für 
die Periode der Revolution charakteristischen umfassenden und 
stürmischen Klassenkämpfe der Massen im wesentlichen beendet; 
Überreste der gestürzten Klassen der Grundherren und Kompra- 
doren sind aber noch vorhanden, die Bourgeoisie besteht noch, und 
das Kleinbürgertum hat gerade erst begonnen, sich umzuerziehen. 
Der Klassenkampf ist noch nicht zu Ende. Der Klassenkampf 
zwischen dem Proletariat und der Bourgeoisie, der Klassenkampf 
zwischen den verschiedenen politischen Kräften und der Klassen- 
kampf zwischen dem Proletariat und der Bourgeoisie auf ideolo- 
gischem Gebiet wird noch lange andauern und verwickelt sein und 
zuweilen sogar sehr scharf werden. Das Proletariat trachtet da- 
nach, die Welt nach seiner eigenen Weltanschauung umzugestal- 
ten, und die Bourgeoisie tut das gleiche. In dieser Hinsicht ist die 
Frage »wer wen?« im Kampf zwischen Sozialismus und Kapitalis- 
mus immer noch nicht endgültig entschieden.« (Mao Tsetung, »Vier 
philosophische Monographien«, S. 127) 


Es ist leichter, den Feind im offenen, bewaffneten Kampf, im 
Bürgerkrieg zu erkennen und zu besiegen als im ideologischen 
Kampf. Mao Tsetung betonte darum: 


»Der ideologische Kampf unterscheidet sich von anderen Kämp- 
fen. In diesem Kampf darf man nicht mit rohen Zwangsmaß- 
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nahmen, sondern nur mit der Methode der sorgfältigen Überzeu- 
gung vorgehen.« (ebenda S. 128) 


Natürlich darf man keine falschen oder gar feindlichen Ideen 
dulden. Sie müssen wie »Giftpflanzen« behandelt und ausgetilgt 
werden. 


»Wir bekämpfen alle Giftpflanzen, aber wir müssen zwischen 
wirklichen Giftpflanzen und duftenden Blumen sorgfältig unter- 
scheiden. Wir müssen gemeinsam mit den Volksmassen lernen, 
sorgfältig diese Unterscheidung zu treffen, und gemeinsam mit Hil- 
fe der richtigen Methoden Giftpflanzen bekämpfen.« (ebenda S. 131) 


Was sind die richtigen Methoden des ideologischen Kampfes? 
Welche Methoden müssen gegen die falschen Ideen des Feindes 
und welche gegen die falschen Meinungen im Volke angewandt 
werden? Mao Tsetung unterscheidet: 


»Was für eine Politik sollten wir gegenüber unmarxistischen Ideen 
verfolgen? Was offensichtliche Konterrevolutionäre und Saboteure 
am Sozialismus betrifft, so ist die Sache leicht erledigt: Wir nehmen 
ihnen einfach die Redefreiheit. Bei falschen Ideen im Volk ist das 
etwas anderes. Kann man solche Ideen verbieten und ihnen jeg- 
liche Ausdrucksmöglichkeit nehmen? Gewiß nicht. Es ist nicht nur 
unwirksam, sondern sogar sehr schädlich, ideologische Probleme 
im Volk oder Probleme des Geisteslebens der Menschen mit einfa- 
chen Methoden behandeln zu wollen. Man kann die Äußerung 
falscher Ideen verhindern, aber die falschen Ideen werden doch 
weiterbestehen. Andererseits können richtige Ideen - wenn sie wie 
im Treibhaus gepflegt werden, ohne Wind und Regen ausgesetzt 
oder gegen Krankheiten immunisiert zu werden - nicht siegen, 
wenn sie auf falsche Ideen stoßen. Deshalb können wir nur durch 
Anwendung der Methoden der Diskussion, Kritik und Überzeu- 
gung richtige Ideen wirklich fördern und falsche Ideen überwinden; 
nur so lassen sich Probleme wirklich lösen.« (ebenda S. 129/130) 


Dieser ideologische Kampf äußerte sich zunächst spontan, ohne 
klare Umrisse, dann systematischer und bewußter, er entwickelte 
sich zum Kampf zweier Linien. 
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Entstehung und Kampf zweier Linien im Sozialismus 


Eine richtige ideologisch-politische Linie vor, während und nach 
der proletarischen Revolution zu erstellen ist »das erste und wich- 
tigste« (Stalin). Warum braucht die Arbeiterklasse eine richtige 
politische Linie? Sie braucht sie, um den Kampf einheitlich und 
geschlossen zu führen, um sie mittels eiserner Disziplin gegen- 
über den Feinden durchzusetzen, um die Massen mit Hilfe der 
richtigen Linie zu mobilisieren für den Aufbau des Sozialismus. 


Stalin weist in dem »Rechenschaftsbericht an den XVIII. Partei- 
tag« auf die Bedeutung der richtigen politischen Linie hin: 


»Eine richtige politische Linie haben - das ist natürlich das erste 
und wichtigste. Das ist aber dennoch ungenügend. Eine richtige 
politische Linie ist notwendig, nicht um sie zu deklarieren, son- 
dern um sie in die Tat umzusetzen. Um aber die richtige politische 
Linie in die Tat umzusetzen, braucht man Kader, braucht man 
Menschen, die die politische Linie der Partei verstehen, die diese 
Linie als ihre eigene Linie betrachten, die bereit sind, sie in die Tat 
umzusetzen, die es verstehen, sie in der Praxis zu verwirklichen, 
und fähig sind, diese Linie zu verantworten, zu verfechten, für sie 
zu kämpfen. Sonst läuft man Gefahr, daß die richtige politische 
Linie auf dem Papier bleibt.« »Fragen des Leninismus«, S. 715) 


Die Kommunistische Partei erarbeitet unter Berücksichtigung 
der Meinungen des werktätigen Volkes die richtige, proletarische 
politische Linie aus, und zwar ebenso grundsätzlich wie gründ- 
lich. Dazu ist zweierlei notwendig: Die Aneignung und Konkreti- 
sierung des Marxismus-Leninismus und ein Schatz von gesam- 
melten praktischen Kampferfahrungen. Da ein einzelner in den 
seltensten Fällen über beides verfügen kann, müssen die Erfah- 
rungen und das theoretische Wissen aller Mitglieder zusammen- 
gefaßt werden zur Erstellung und Weiterentwicklung der ideolo- 
gischen Linie. Das geht nicht ohne Meinungsverschiedenheiten, 
nicht ohne Kampf der verschiedenen Auffassungen und Vorstel- 
lungen der Mitglieder vor sich. 
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Es findet ein Meinungskampf um die Erstellung der richtigen 
politischen Linie statt. Dabei ist besonders zu beachten, was wir 
im REVOLUTIONÄREN WEG 10, »Einige Grundfragen des Par- 
teiaufbaus«, schrieben: 


»Bei ihrer lokalen Tätigkeit sammeln die Parteimitglieder reiche 
praktische Erfahrungen, die man auswerten muß. Die innerpar- 
teiliche Demokratie ist notwendig, damit die Mitglieder offen ihre 
Erfahrungen darlegen können, damit alle Probleme, die im Zu- 
sammenhang mit ideologischen, programmatischen und taktischen 
Fragen, mit der Durchführung der politischen Linie der Partei 
stehen, offen sachlich und kritisch diskutiert werden können ... Die 
Kenntnisse, die die Mitglieder gewonnen haben und bei der inner- 
parteilichen Diskussion darlegen, sind aber meist vereinzelt und 
unzusammenhängend. Die Leitungen müssen deshalb die reichen 
Erfahrungen der Parteimitglieder zusammenfassen, konzentrieren 
und in eine systematische Form bringen. Nur so können richtige 
Beschlüsse gefaßt werden. Will man Erfahrungen zusammen- 
fassen, muß man sie aber zuerst kennenlernen. Darum ist offene 
Diskussion, ist innerparteiliche Demokratie notwendig, die auf 
diese Weise zur Vorbedingung für den Zentralismus wird.« (S. 26) 


Der Kampf um die Linie setzt den Willen zur prinzipiellen Ein- 
heit, zur Einheit auf der Grundlage des Marxismus-Leninismus 
und der Maotsetungideen voraus. Darum kann und darf der 
Meinungsstreit nicht dauernd geführt werden, er muß durch eine 
Entscheidung beendet werden. Dazu führt Stalin in »Über die 
Grundlagen des Leninismus« aus: 


»Aber nachdem der Meinungskampf beendet, die Kritik erschöpft 
und ein Beschluß gefaßt ist, bildet die Einheit des Willens und 
die Einheit des Handelns aller Parteimitglieder jene unerläßliche 
Bedingung, ohne die weder eine einheitliche Partei noch eine eiserne 
Disziplin in der Partei denkbar ist.« (»Fragen des Leninismus«, 
S.95) 


Die so beschlossene ideologisch-politische Linie ist für alle Mit- 
glieder bindend und muß diszipliniert durchgeführt werden. 
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»Die Diktatur des Proletariats zu erobern und zu behaupten ist 
unmöglich ohne eine Partei, die durch ihre Geschlossenheit und 
eiserne Disziplin stark ist. Die eiserne Disziplin in der Partei aber 
ist undenkbar ohne die Einheit des Willens, ohne die völlige und 
unbedingte Einheit des Handelns aller Parteimitglieder.« (ebenda 
S.95) 

Das gilt sowohl für den Kampf unter den Bedingungen des Ka- 
pitalismus wie auch des Sozialismus. Mit dem Sieg der proletari- 
schen Revolution in einem Land und der Errichtung der Diktatur 
des Proletariats hört der Klassenkampf nicht auf. Die kapitali- 
stische Umkreisung stellt eine ständige Gefahr einer militärischen 
Intervention dar. Die Kapitalisten im Ausland verhängen den wirt- 
schaftlichen Boykott über das sozialistische Land. Sie lassen durch 
Agenten Sabotageakte organisieren, um den sozialistischen Auf- 
bau zu stören. Auch die Überreste der entmachteten Kapitalisten- 
klasse versuchen mit allen Mitteln, durch Unterstützung der Ka- 
pitalisten im Ausland, die Diktatur des Proletariats zu stürzen 
und eine Restauration des Kapitalismus zu erzwingen. 

Selbst wenn alle Versuche der in- und ausländischen Kapitalisten, 
die Wiederherstellung ihrer alten Macht mit gewaltsamen Mitteln 
herbeizuführen, scheitern sollten, geht der Klassenkampf weiter. 

Von hervorragender Bedeutung ist die Stellungnahme Lenins 
zu der Frage des Klassenkampfes im Sozialismus unter den Bedin- 
gungen der Diktatur des Proletariats in »Ökonomik und Politik 
in der Epoche der Diktatur des Proletariats«: 

»Sozialismus ist Abschaffung der Klassen. Die Diktatur des Prole- 
tariats hat für diese Abschaffung alles getan, was sie tun konnte. 
Aber aufeinen Schlag kann man die Klassen nicht abschaffen. 

Und die Klassen sind geblieben und werden für die Dauer der 
Epoche der Diktatur des Proletariats bestehenbleiben. Die Dikta- 
tur wird nicht mehr gebraucht werden, wenn die Klassen ver- 
schwunden sind. Sie werden nicht verschwinden ohne die Diktatur 
des Proletariats. 

Die Klassen sind geblieben, aber jede Klasse hat sich in der Epo- 
che der Diktatur des Proletariats verändert; auch ihr Verhältnis 
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zueinander hat sich verändert. Der Klassenkampf verschwindet 
nicht unter der Diktatur des Proletariats, sondern nimmt nur an- 
dere Formen an. 


Das Proletariat war unter dem Kapitalismus eine unterdrückte 
Klasse, eine Klasse, die über keinerlei Eigentum an Produktions- 
mitteln verfügte, war die einzige Klasse, die unmittelbar und in 
ihrer Gesamtheit der Bourgeoisie entgegengestellt und darum als 
einzige fähig war, bis zur letzten Konsequenz revolutionär zu sein. 
Das Proletariat ist, nachdem es die Bourgeoisie gestürzt und die 
politische Macht erobert hat, zur herrschenden Klasse geworden: 
Es hält die Staatsmacht in Händen, es verfügt über die schon ver- 
gesellschafteten Produktionsmittel, es führt die schwankenden, eine 
Zwischenstellung einnehmenden Elemente und Klassen, es unter- 
drückt den verstärkten Widerstand der Ausbeuter. Das alles sind 
besondere Aufgaben des Klassenkampfes, Aufgaben, die das Pro- 
letariat früher nicht stellte und nicht stellen konnte. 


Die Klasse der Ausbeuter, der Gutsbesitzer und Kapitalisten, ist 
unter der Diktatur des Proletariats nicht verschwunden und kann 
nicht auf einmal verschwinden. Die Ausbeuter sind geschlagen, 
aber nicht vernichtet. Ihnen ist die internationale Basis geblieben, 
das internationale Kapital, dessen Filiale sie sind. Ihnen sind zum 
Teil gewisse Produktionsmittel geblieben, ist Geld geblieben, sind 
weitverzweigte gesellschaftliche Verbindungen geblieben. Ihr Wider- 
stand ist gerade infolge ihrer Niederlage hundertmal, tausendmal 
stärker geworden. Die »Kunst< der Staats-, Militär- und Wirtschafts- 
verwaltung verleiht ihnen eine riesige Überlegenheit, so daß ihre 
Bedeutung unvergleichlich größer ist als ihr Anteil an der Ge- 
samtzahl der Bevölkerung. Der Klassenkampf der gestürzten Aus- 
beuter gegen die siegreiche Avantgarde der Ausgebeuteten, das heißt 
gegen das Proletariat, ist ungleich erbitterter geworden. Und das 
kann nicht anders sein, wenn man von der Revolution spricht, wenn 
man nicht an Stelle dieses Begriffs reformistische Illusionen unter- 
schieben will (wie das alle Helden der II. Internationale tun). 


Schließlich nimmt die Bauernschaft, wie das ganze Kleinbürger- 
tum überhaupt, auch unter der Diktatur des Proletariats eine mitt- 
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lere, eine Zwischenstellung ein: einerseits ist das eine ziemlich be- 
deutende (und im rückständigen Rußland ungeheuer große) Masse 
von Werktätigen, die durch das gemeinsame Interesse der Werk- 
tätigen, sich vom Gutsbesitzer und vom Kapitalisten zu befreien, 
vereinigt wird; andererseits sind es isolierte Kleinunternehmer, 
Eigentümer und Händler. Diese ökonomische Stellung läßt sie un- 
vermeidlich zwischen dem Proletariat und der Bourgeoisie hin und 
her schwanken. Und angesichts des verschärften Kampfes zwischen 
diesen beiden, angesichts der unerhört schroffen Umwälzung aller 
gesellschaftlichen Verhältnisse, angesichts des zähen Festhaltens 
gerade der Bauern und der Kleinbürger überhaupt am Alten, Schab- 
lonenhaften, Althergebrachten, ist es natürlich, daß es bei ihnen un- 
vermeidlich Fälle des Hinüberwechselns von einer Seite zur anderen, 
Schwankungen, Wendungen, Unsicherheit usw. geben wird. 

Gegenüber dieser Klasse — oder diesen gesellschaftlichen Ele- 
menten - besteht die Aufgabe des Proletariats darin, sie zu führen, 
Einfluß auf sie zu gewinnen. Die Schwankenden, Unbeständigen 
führen - das ist es, was das Proletariat tun muß. 

Vergleichen wir alle Hauptkräfte oder -klassen und ihr durch die 
Diktatur des Proletariats verändertes Verhältnis zueinander, so 
sehen wir, wie grenzenlos unsinnig in theoretischer Hinsicht, wie 
borniert die landläufige, kleinbürgerliche Vorstellung vom Über- 
gang zum Sozialismus »über die Demokratie< schlechthin ist ...« 
(Oder, wie die Revisionisten der DKP sagen: über die »antimono- 
polistische Demokratie« — die Redaktion) (Lenin, Werke, Bd. 30, 
S. 99/100) 


Der Klassenkampf unter den Bedingungen der Diktatur des Pro- 
letariats verlagert sich im Laufe der Entwicklung des Sozialismus 
von der militärischen auf die ideologisch-politische Seite, die nicht 
minder gefährlich ist. 

Die bürgerliche Ideologie dringt durch zahlreiche Kanäle in die 
Arbeiterklasse ein und versucht, die proletarische Ideologie zu 
zersetzen. Das wird durch die Existenz der kleinbürgerlichen 
Schichten, die zwischen Bourgeoisie und Arbeiterklasse hin- und 
herschwanken, erleichtert. Die Arbeiterklasse und das Klein- 


436 Kapitel IV/3 





bürgertum sind durch Tausende Fäden miteinander verflochten. 
Hier wirkt die kleinbürgerliche Denkweise ständig auf die Arbei- 
terklasse ein. Davon wird auch die proletarische Partei, die Avant- 
garde des Proletariats, nicht verschont. Die ideologisch-politische 
Wühlarbeit, zuerst zurückhaltend und verdeckt, tritt unweiger- 
lich an die Öffentlichkeit. Mao Tsetung weist in der hervorragen- 
den Schrift »Über die richtige Behandlung der Widersprüche im 
Volke« darauf hin: 


»Die Ideologie der Bourgeoisie und des Kleinbürgertums wird be- 
stimmt zum Ausdruck kommen. Sie wird sich in politischen und 
ideologischen Fragen mit allen Mitteln hartnäckig kundtun. Es ist 
unmöglich zu verhindern, daß sie an die Oberfläche kommt, sich 
äußert. Wir sollen keine Druckmittel anwenden, damit sie nicht 
zum Vorschein komme, sondern sie ans Tageslicht treten lassen; 
bei ihrem Auftreten müssen wir uns zugleich mit ihr auseinan- 
dersetzen und sie entsprechend kritisieren. Es kann nicht den ge- 
ringsten Zweifel geben, daß wir falsche Ideen aller Art kritisieren 
müssen. Es geht natürlich nicht, sich der Kritik zu enthalten, 
untätig zuzuschauen, wie überall falsche Ansichten um sich greifen, 
und zu gestatten, daß sie das Feld beherrschen. Fehler müssen kriti- 
siert und Giftpflanzen bekämpft werden, wo immer sie auftauchen.« 
(»Vier philosophische Monographien«, S. 130) 


Wir haben uns im REVOLUTIONÄREN WEG 15, »Kampf dem 
Liquidatorentum«, mit der kleinbürgerlichen Denkweise aus- 
führlich befaßt. Hier wird nachgewiesen, daß die kleinbürgerliche 
Denkweise die Hauptursache des Liquidatorentums in der Ar- 
beiterbewegung ist: 


»Das Liquidatorentum ist nicht zu trennen von einer kleinbürger- 
lichen Denkweise. Eine proletarische Denkweise ist unvereinbar mit 
Liquidatorentum; sie sind wie Feuer und Wasser. Da es unvermeid- 
lich ist, daß in der Arbeiterbewegung kleinbürgerliche Elemente ein- 
dringen, sei es durch Vernichtung ihrer kleinbürgerlichen Existenz 
und Hineinschleudern ins Proletariat, sei es durch Anschluß klein- 
bürgerlicher Intellektueller an die Arbeiterbewegung bzw. Eintritt in 
die Arbeiterpartei, stellt sich immer die Frage: Gelingt es diesen, die 
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kleinbürgerliche Denkweise zu überwinden durch vollständige Über- 
nahme der proletarischen Denkweise, oder beeinflußt die kleinbür- 
gerliche Denkweise die proletarische Denkweise der Arbeiter? 


Die Frage der Denkweise ist für die Arbeiterbewegung so wich- 
tig, daß sie ständig überprüft werden muß, mehr noch, stets muß 
kontrolliert werden, wer wen beeinflußt.« (S.11) 


Je stärker Teile des Proletariats von der kleinbürgerlichen Denk- 
weise beeinflußt werden, um so mehr muß sich das hemmend auf 
den Klassenkampf auswirken. Je stärker die verschiedenen Er- 
scheinungsformen der kleinbürgerlichen Denkweise in der prole- 
tarischen Partei Fuß fassen, um so mehr muß sich das auf die ideo- 
logisch-politische Festigkeit der Mitglieder auswirken — entweder 
negativ oder positiv — die einen erliegen dem kleinbürgerlichen 
Einfluß, die anderen werden im Kampf dagegen ideologisch-poli- 
tisch gestärkt. Es entsteht so ein Kampfin der Partei, ein Ringen 
zwischen der proletarischen und der kleinbürgerlichen Denkweise. 
Die kleinbürgerliche Denkweise schlägt sich in einer ideologisch- 
politischen Linie nieder, die sich der proletarischen Linie entgegen- 
stellt. Der Kampf der zwei Linien untereinander entbrennt und 
verschärft sich. 


Die kleinbürgerliche Linie, zuerst als Tendenz, noch als Wider- 
spruch im Volk auftretend, wird zu einem antagonistischen Wider- 
spruch. Die proletarische Linie muß offensiv gegen die kleinbür- 
gerliche Linie verteidigt werden mit dem Ziel, die kleinbürgerliche 
Linie zu zerschlagen und der proletarischen Linie zum Sieg zu 
verhelfen. Würde die kleinbürgerliche Linie siegen, bedeutete das 
einen Sieg des Revisionismus und die Liquidierung der proletari- 
schen Partei. 


Die kleinbürgerliche Linie entsteht spontan im Kampf der 
großen Klassen Bourgeoisie und Proletariat. Es ist die Wirkung 
der bürgerlichen Ideologie, die die kleinbürgerliche Denkweise er- 
zeugt und nährt, und die sich weiterentwickelt von einzelnen klein- 
bürgerlichen Gedankengängen, die sich hier und da äußern, bis 
zu einem System kleinbürgerlicher Auffassungen, das heißt bis 
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zur Erstellung einer kleinbürgerlichen Linie. Nunmehr entbrennt 
der Kampf zweier Linien. 

Der innerparteiliche Kampf spiegelt den Klassenkampf wider 
und äußert sich als Kampf zweier Linien. Das heißt, jede ideolo- 
gisch-politische Linie ist klassengebunden: Die Klasse der Bour- 
geoisie vertritt ihre bürgerliche Linie, die Arbeiterklasse ihre 
proletarische Linie. Der Inhalt der bürgerlichen Linie ist die 
bürgerliche Ideologie, der Inhalt der proletarischen Linie ist die 
proletarische Ideologie, das heißt der Marxismus-Leninismus und 
die Maotsetungideen. Der Kampf zweier Linien ist das Ergebnis 
der Widersprüche innerhalb der Arbeiterbewegung und der 
proletarischen Partei, wobei die Klassenwidersprüche von außen 
mitwirken bzw. sich widerspiegeln. 

Mao Tsetung betont in seiner Schrift »Über den Widerspruch«: 

»Ständig kommt es innerhalb der Partei zur Gegenüberstellung 
und zum Kampf verschiedener Ansichten, und das ist eine Wider- 
spiegelung der in der Gesellschaft vorhandenen Widersprüche zwi- 
schen den Klassen, zwischen dem Alten und dem Neuen in der Partei. 
Gäbe es in der Partei keine Widersprüche und keinen ideologischen 
Kampf zur Lösung dieser Widersprüche, dann würde das Leben der 
Partei aufhören.« (»Vier philosophische Monographien«, S. 37) 

Es ist also ein gesetzmäßiger Prozeß, das heißt, solange die bür- 
gerliche Ideologie vor allem über die kleinbürgerlichen Elemente 
auf die werktätigen Massen einwirkt, wird auch ein Kampf zweier 
Linien inner- und außerhalb der proletarischen Partei entstehen, 
und zwar auf der Grundlage der innerparteilichen Widersprüche, 
sowohl im Kapitalismus wie auch im Sozialismus. Daraus ist zu 
schließen: 

Der Kampf zweier Linien ist das objektive Gesetz der Ent- 
wicklung der innerparteilichen Widersprüche, sowohl im 
Kapitalismus wie auch im Sozialismus! 

Wie lange dauert der Kampf zweier Linien im Sozialismus, und 
wann ist er beendet? Die Abbildung 3 zeigt, wie der Klassenkampf 
in der ersten Phase des Kommunismus, im Sozialismus, noch 
heftig gegen die inneren und äußeren Feinde tobt und selbst noch 


Abbildung 3 


| 
WELTKAPITALISM US 









zZ 
DO 
m 



























0) zZ a -_ 
Ss u: D 
2 8 = 
:— Y825 r 

GC 
3 & 
aD Q N 
nm > 
70 = 
Am < 
An, (67) 197) 
REVOLUTION_IN 47 INS ENDE DES___ 
ALLEN LANDERN oO KAPITALISMUS 

& m x 
% 5 g .: 
& Ro > 
% 2 & @) 
% 3 £ " 
% © = 
N 

A— ML z 
>) & < 
% - 
. 92) 
SOZIALISTISCHES ! BEWUSSTSEIN & 
(62) 


KLASSE UND STAAT STERBEN AB 


440 Kapitel IV/3 





in der zweiten Phase, der des eigentlichen Kommunismus, als ideo- 
logischer Kampf weitergeführt werden muß, bis er allmählich über 
die Tradition der bürgerlichen Ideologie siegt. 


Nach der siegreichen proletarischen Revolution in einem Land, 
der Niederschlagung einer Intervention ausländischer Kapita- 
listen und der erfolgreichen Durchführung des Bürgerkriegs sind 
die Klassenkämpfe nicht beendet. Sie flammen vielmehr immer 
wieder gegen die inneren und äußeren Feinde, gegen die Über- 
reste der gestürzten und entmachteten Bourgeoisie auf, die mit 
allen Mitteln des ideologischen und bewaffneten Kampfes ver- 
suchen, eine Restauration des Kapitalismus herbeizuführen. Die 
erste Phase des Kommunismus, die Sozialismus genannt wird, ist 
voller Klassenkämpfe, und diese werden - durch die kapitalistische 
Einkreisung ermuntert und ideologisch und gegebenenfalls auch 
militärisch unterstützt — immer wieder erneut aufflammen. 


Solange es in der Welt noch kapitalistische Länder gibt, ist die 
Bedrohung des sozialistischen Aufbaus von außen nicht aufge- 
hoben und die Gefahr der Restauration des Kapitalismus durch 
die Entartung der Bürokratie im Inneren des sozialistischen 
Landes nicht beseitigt. Erst wenn durch die schrittweise durch- 
geführte proletarische Weltrevolution die Herrschaft des Kapita- 
lismus in der ganzen Welt beseitigt ist, sind die äußeren Bedin- 
gungen für den Übergang von der ersten zur zweiten Phase des 
Kommunismus gegeben. Die inneren Bedingungen liegen in der 
allmählichen Überwindung des Unterschiedes zwischen Stadt und 
Land (und damit auch zwischen Arbeitern und Bauern) und 
zwischen der körperlichen und geistigen Arbeit (und damit auch 
zwischen Arbeitern und Intellektuellen), der Verschmelzung der 
beiden Eigentumsformen (gesellschaftliches und genossenschaft- 
liches Eigentum verbinden sich zu nur gesellschaftlichem Eigen- 
tum), der Schaffung eines Überflusses an Produkten als Grund- 
lage des Übergangs zum Verteilungsprinzip »Jedem nach seinen 
Bedürfnissen!«. 


Mit dem Übergang zur zweiten Phase, der des eigentlichen Kom- 
munismus, sind die Kapitalisten in der Welt wohl entmachtet und 
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als Klasse liquidiert, ist aber noch nicht die bürgerliche Ideologie 
beseitigt. Die Tradition der bürgerlichen Ideologie wird noch lange 
in den Köpfen der Menschen nachwirken trotz Entmachtung der 
Träger dieser Ideologie, nicht nur deshalb, weil die Kapitalisten 
als die Träger dieser Ideologie noch eine Zeitlang leben (sie wurden 
ja nur als Klasse, nicht als Personen liquidiert) und stets versuchen 
werden, ideologisch auf die Massen zu wirken, im Kampf zweier 
Linien die bürgerliche Ideologie zu verbreiten, um auf diesem Wege 
allmählich eine Restauration des Kapitalismus herbeizuführen. 


Die Tradition der bürgerlichen Ideologie, die jahrhundertelang 
das geistige Leben der Menschen beherrscht hat, ist so stark, daß 
immer wieder bürgerliche Ideen und Lebensgewohnheiten sich 
spontan erneuern. Die Bürokraten werden am leichtesten von der 
kleinbürgerlichen Denkweise erfaßt und beherrscht und unter- 
liegen am längsten der Tradition der bürgerlichen Ideologie. »Den 
Bürokratismus restlos, bis zum vollen Sieg zu bekämpfen ist erst 
dann möglich, wenn die ganze Bevölkerung an der Verwaltung teil- 
nehmen wird.« (Lenin, Werke, Bd. 29, S. 168) 


Der Klassenkampf wird darum immer wieder aufflammen, ob- 
wohl die bürgerliche Klasse als ehemaliger Träger der bürger- 
lichen Ideologie liquidiert ist, das heißt politisch und militärisch 
ausgeschaltet wurde. Es ist ein Klassenkampf besonderer Art, 
der in der Hauptsache nur ideologisch ausgetragen werden kann. 
Den kann nur die Arbeiterklasse als Träger der sozialistischen 
Ideologie erfolgreich führen, und dazu braucht sie noch die Dik- 
tatur des Proletariats. Die Diktatur des Proletariats wird also noch 
lange in der zweiten Phase wirken, einerseits zur Bekämpfung 
der bürgerlichen Ideologie, die, solange sie noch wirken kann, die 
Gefahr der Restauration des Kapitalismus im Keime enthält und 
deshalb ständig unterdrückt werden muß, und andererseits zur 
Verbreitung und Festigung der sozialistischen Ideologie durch 
ständige Hebung des sozialistischen Bewußtseins der Massen bis 
zum endgültigen Sieg über die bürgerliche Ideologie. 


Erst wenn die Massen völlig immun gegen das Gift der bürger- 
lichen Ideologie geworden sind, erübrigt sich die Arbeiterklasse 
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als Träger der sozialistischen Ideologie ebenso wie die Diktatur 
des Proletariats als Staat der Arbeiterklasse; beide sterben ab, die 
klassenlose Gesellschaft beginnt. 


Der Kampf zur Überwindung des bürgerlichen Rechts 
im Sozialismus 


Der Sozialismus ist die erste Stufe des Kommunismus. Er ent- 
wickelt sich aus dem Schoße der alten Gesellschaft und ist folglich 
mit Überresten dieser alten Gesellschaft behaftet. Einer dieser 
Überreste ist der enge, bürgerliche Rechtshorizont. Darauf weist 
Lenin in »Staat und Revolution« hin: 


»Was gewöhnlich als Sozialismus bezeichnet wird, nannte Marx 
die »erste< oder niedere Phase der kommunistischen Gesellschaft. 
Insofern die Produktionsmittel Gemeineigentum werden, ist das 
Wort »Kommunismus« auch hier anwendbar, wenn man nicht ver- 
gißt, daß es kein vollkommener Kommunismus ist. Die große Be- 
deutung der Erörterungen von Marx besteht darin, daß er auch 
hier konsequent die materialistische Dialektik, die Entwicklungs- 
lehre, anwendet, indem er den Kommunismus als etwas betrach- 
tet, das sich aus dem Kapitalismus entwickelt ... 


In seiner ersten Phase, auf seiner ersten Stufe kann der Kom- 
munismus ökonomisch noch nicht völlig reif, völlig frei von den 
Traditionen, von den Spuren des Kapitalismus sein. Daraus er- 
klärt sich eine so interessante Erscheinung wie das Fortbestehen 
des engen bürgerlichen Rechtshorizonts< während der ersten 
Phase des Kommunismus.« (Lenin, Werke, Bd. 25, S. 485) 


Während der Sozialismus nach und nach sämtliche Produktions- 
mittel in Gemeineigentum überführt und in dieser Hinsicht wirk- 
liche Gleichheit im Sinne der Aufhebung der Klassen schafft, kann 
es diese wirkliche Gleichheit in bezug auf die Verteilung des gesell- 
schaftlich geschaffenen Reichtums noch nicht geben. Darum wird 
im Sozialismus nach dem Prinzip gehandelt: »Jeder nach seinen 
Fähigkeiten, jedem nach seiner Leistung«. Also: Wer nicht arbeitet, 
soll auch nicht essen! Jeder einzelne Produzent erhält nach gesell- 
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schaftlich notwendigen Abzügen (für Investitionen, öffentliche 
Einrichtungen usw.) exakt das an Werten von der Gesellschaft 
zurück, was er ihr durch sein individuelles Arbeitsquantum ge- 
geben hat; somit besteht gleiches Recht für alle. Aber Marx sagt 
in seiner »Kritik des Gothaer Programms«: 


»Das gleiche Recht ist hier daher immer noch dem Prinzip nach 
-das bürgerliche Recht, obgleich Prinzip und Praxis sich nicht 
mehr in den Haaren liegen, während der Austausch von Äquiva- 
lenten beim Warenaustausch nur im Durchschnitt, nicht für den 
einzelnen Fall existiert. 


Trotz dieses Fortschrittes ist dieses gleiche Recht stets noch mit 
einer bürgerlichen Schranke behaftet. Das Recht der Produzenten 
ist ihren Arbeitslieferungen proportional; die Gleichheit besteht 
darin, daß an gleichem Maßstab, der Arbeit, gemessen wird. 


Der eine ist aber physisch oder geistig dem anderen überlegen, 
liefert also in derselben Zeit mehr Arbeit oder kann während mehr 
Zeit arbeiten; und die Arbeit, um als Maß zu dienen, muß der Aus- 
dehnung oder der Intensität nach bestimmt werden, sonst hörte sie 
auf, Maßstab zu sein. Dies gleiche Recht ist ungleiches Recht für 
ungleiche Arbeit. Es erkennt keine Klassenunterschiede an, weil 
‚Jeder nur Arbeiter ist wie der andre; aber es erkennt stillschweigend 
die ungleiche individuelle Begabung und daher Leistungsfähig- 
keit als natürliche Privilegien an. Es ist daher ein Recht der 
Ungleichheit, seinem Inhalt nach, wie alles Recht ... Ein Ar- 
beiter ist verheiratet, der andre nicht; einer hat mehr Kinder als 
der andre etc. etc. Bei gleicher Arbeitsleistung und daher gleichem 
Anteil an dem gesellschaftlichen Konsumtionsfonds erhält also der 
eine faktisch mehr als der andre, ist der eine reicher als der andre 
etc. Um alle diese Mißstände zu vermeiden, müßte das Recht, statt 
gleich, ungleich sein. 


Aber diese Mißstände sind unvermeidbar in der ersten Phase der 
kommunistischen Gesellschaft, wie sie eben aus der kapitalisti- 
schen Gesellschaft nach langen Geburtswehen hervorgegangen ist.« 
(Marx/Engels, Ausgewählte Schriften, Bd. II, S. 16/17) 
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Die Arbeiterklasse kann sich mit dieser im Sozialismus ver- 
wirklichten formalen Gleichheit noch nicht zufriedengeben, son- 
dern muß zur zweiten Phase des Kommunismus hinarbeiten, wo 
das Prinzip gelten wird: »Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem 
nach seinen Bedürfnissen!«, also von der formalen zur tatsäch- 
lichen Gleichheit. 


Diese höhere Phase der kommunistischen Gesellschaft hat je- 
doch zwei elementare Voraussetzungen, die in enger, gegenseitiger 
Abhängigkeit stehen: erstens ein hohes Niveau der Entwicklung 
der Produktivkräfte und einen damit verbundenen Reichtum der 
Gesellschaft, der es zuläßt, die Bedürfnisse aller zu befriedigen, 
und zweitens ein hochentwickeltes sozialistisches Bewußtsein 
der Menschen, für die die Arbeit nicht nur Mittel zum Leben ist, 
sondern der bewußte Einsatz für das Gemeinwohl der ganzen 
Gesellschaft. 


Wie soll der Übergang vom Sozialismus zum Kommunismus 
durchgeführt werden? Das Grundlegende ist die Schaffung der 
materiellen Voraussetzungen durch eine gewaltige Entfaltung der 
Produktivkräfte, denn ohne umfassenden gesellschaftlichen Reich- 
tum bleibt die Verteilung nach den Bedürfnissen reine Utopie. 
»Das Recht kann nie höher sein als die ökonomische Gestaltung 
und dadurch bedingte Kulturentwicklung der Gesellschaft.« (eben- 
da S. 17) Die Frage lautet also nicht, ob, sondern wie und in welche 
Richtung die Produktivkräfte im Sozialismus entfaltet werden 
sollen. An dieser Frage, mit welchem Motiv, mit welcher Ein- 
stellung die Arbeiter im Sozialismus an die Modernisierung der 
Produktionsanlagen, die Erhöhung der Arbeitsproduktivität gehen 
sollen, scheidet sich der sozialistische vom kapitalistischen Weg. 
Arbeiter der Hudung-Werft in Schanghai stellten 1972 fest: 


»Um mehr und bessere Schiffe bauen zu können, brauchen wir 
eine große Summe von Kapital. Wo sollen wir sie hernehmen? Wir 
leben in einem sozialistischen Land, das seine Bevölkerung nicht 
ausbeutet oder andere Länder ausplündert, es erhöht die Akku- 
mulation, indem es sich auf die Anstrengungen der ganzen Bevöl- 
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kerung zur Steigerung der Produktion und zum sparsamen Wirt- 
schaften verläßt ... 


Wenn wir heute sehen, wie an Bord eines 10 000-Tonnen-Schiffs, 
das von Stapel läuft, rote Fahnen flattern und wie die Wellen hoch- 
gehen, denken wir überhaupt nicht daran, wieviel wir verdienen, 
sondern daran, wie wir mit unseren Händen den Aufbau des So- 
zialismus beschleunigen, die sozialistische Revolution noch besser 
durchführen und zur Befreiung der ganzen Menschheit beitragen 
können.« (»Wesentliche Unterschiede zwischen den zwei Vertei- 
lungssystemen«, »Peking Rundschau« 34/72, S. 6/7) 


Darin kommt zum Ausdruck, daß es eine der Hauptaufgaben 
der Phase des Sozialismus ist, die Arbeiter in der neuen, kommu- 
nistischen Arbeitsmoral zu erziehen, um allmählich zum kommu- 
nistischen Verteilungsprinzip zu kommen, wenngleich für diesen 
Zeitraum die Entlohnung der Arbeit entsprechend der Leistung 
des einzelnen als Hauptprinzip beibehalten wird. Das bürgerliche 
Recht zum Beispiel in Form eines acht- oder mehrstufigen Lohn- 
systems muß im Verlaufe des sozialistischen Aufbaus immer 
weiter quantitativ eingeschränkt werden. So können schließlich 
die materiellen und politischen Voraussetzungen für die neue 
Qualität, die endgültige Sprengung des »engen bürgerlichen 
Rechtshorizontes« geschaffen werden. 


Das sozialistische Verteilungsprinzip »jedem nach seiner Lei- 
stung« ist fortschrittlich gegenüber der Verteilung in der kapita- 
listischen Gesellschaft, jedoch rückständig gegenüber der Ver- 
teilung in der kommunistischen Gesellschaft. Von diesem Wider- 
spruch ist es geprägt, wenn es einerseits verhindert, daß einzelne 
oder Gruppen von Werktätigen eine Privilegierung erfahren, die 
nicht durch die Höhe ihrer Arbeitsleistung bestimmt ist, und 
andererseits entsprechend der alten Gesellschaft Unterschiede 
zwischen wohlhabenderen und ärmeren Werktätigen aufrecht- 
erhält und damit den Keim zur Praktizierung des kapitalistischen 
Strebens, nämlich mit dem Ziel der persönlichen Bereicherung zu 
arbeiten. 
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Diese innere Widersprüchlichkeit machen sich Revisionisten 
vom Schlage Deng Xiaopings zunutze, wenn sie das Prämien- 
system wieder einführen und sich dabei zu Unrecht auf das Prin- 
zip »Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner Leistung« 
berufen. Das Wesen ihrer Methode besteht gerade darin, die im 
bürgerlichen Recht enthaltenen Muttermale der alten Gesellschaft 
zu erhalten und auszubauen, um auf dieser Grundlage den Kapita- 
lismus zu restaurieren. So konnte man in der »Peking Rundschau« 
31/1978 folgenden kapitalistischen Unsinn lesen: 


»Die Praktizierung des Prinzips »Höherer Verdienst für höhere 
Leistung und geringerer Verdienst für geringere Leistung« wird 
die Werktätigen anspornen, fleißig zu arbeiten, die Wissenschaft 
und Technik zu meistern und ihre Fachkenntnisse zu vertiefen. Im 
Ergebnis werden sie mehr Reichtümer für Staat und Kollektiv 
schaffen. Je größer der Beitrag eines Arbeiters für Staat und Kollek- 
tiv, desto mehr wird er verdienen. Ein entsprechendes Sprichwort 
lautet: »Je voller der Topf, desto voller die eigene Schüssel«.« (S. 13) 


In der Großen Proletarischen Kulturrevolution hatte das chine- 
sische Volk unter Führung Mao Tsetungs mit solchem kapita- 
listischen Gedankengut aufgeräumt und ein für allemal festge- 
stellt: »Die politische Arbeit ist der Lebensnerv jeder wirtschaftli- 
chen Tätigkeit.« Die Ideen der Kulturrevolution hatten tiefgehende 
Veränderungen in Stadt und Land zur Folge. Aber gerade diese 
Veränderungen brachten die Revisionisten auf den Plan, die durch 
eine kleinbürgerliche ideologisch-politische Linie die Erfolge der 
Kulturrevolution zunichte machen wollten. 
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4. Die Bedeutung der Großen Proletarischen 
Kulturrevolution in China 


Durch den ideologischen Kampf die 
falschen Ansichten besiegen und das sozialistische 
Bewußtsein wecken und entwickeln 


Jede Gesellschaft ist gekennzeichnet durch bestimmte Produk- 
tionsverhältnisse. Über diesen Produktionsverhältnissen erhebt 
sich ein gesellschaftlicher Überbau: der Staat, Ideologie, Kultur 
und Sitten. Der Marxismus-Leninismus geht davon aus, daß das 
gesellschaftliche Sein das Bewußtsein der Menschen, die ökono- 
mische Basis den gesellschaftlichen Überbau bestimmt: 


»In der gesellschaftlichen Produktion ihres Lebens gehen die 
Menschen bestimmte, notwendige, von ihrem Willen unabhängige 
Verhältnisse ein, Produktionsverhältnisse, die einer bestimmten 
Entwicklungsstufe ihrer materiellen Produktivkräfte entsprechen. 
Die Gesamtheit dieser Produktionsverhältnisse bildet die ökono- 
mische Struktur der Gesellschaft, die reale Basis, worauf sich ein 
juristischer und politischer Überbau erhebt und welcher bestimmte 
gesellschaftliche Bewußtseinsformen entsprechen. Die Produktions- 
weise des materiellen Lebens bedingt den sozialen, politischen und 
geistigen Lebensprozeß überhaupt. Es ist nicht das Bewußtsein der 
Menschen, das ihr Sein, sondern umgekehrt ihr gesellschaftliches 
Sein, das ihr Bewußtsein bestimmt.« (Marx, »Vorwort zur Kritik 
der politischen Ökonomie«, Marx/Engels, Ausgewählte Schriften, 
Bd.1, S. 337/338) 


Auf einer gewissen Stufe der gesellschaftlichen Entwicklung 
tritt der Widerspruch auf zwischen den Produktivkräften und den 
Produktionsverhältnissen. Die fortschreitende Industrialisierung 
im 19. Jahrhundert geriet in Widerspruch zu den noch feudalen 
Produktionsverhältnissen und -beziehungen. Es kam zur bürger- 
lichen Revolution, in der auch der Überbau - Staatsapparat, 
Kultur und Ideologie - umgewälzt wurde, und die Bourgeoisie als 
neu aufkommende Klasse sich als herrschende Klasse etablierte. 
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Über die Produktionsverhältnisse im staatsmonopolistischen 
Kapitalismus heißt es in der Grundsatzerklärung des KABD*: 


»Während Millionen den gesellschaftlichen Reichtum schaffen, 
eignet sich eine kleine Handvoll von Monopolkapitalisten und 
Schmarotzern diesen Reichtum an.« (8.9) 


Dieser Widerspruch zwischen der gesellschaftlichen Produktion 
und der privaten Aneignung im Kapitalismus, der im staatsmo- 
nopolistischen Kapitalismus auf die Spitze getrieben wird, drängt 
zu einer Lösung: Es kommt zu einer sozialen Revolution. In dieser 
Revolution werden nicht nur die Produktionsverhältnisse, die öko- 
nomische Basis, verändert. Auch der gesamte Überbau wird um- 
gewälzt: 


»Mit der Veränderung der ökonomischen Grundlage wälzt sich 
der ganze ungeheure Überbau langsamer oder rascher um. In der 
Betrachtung solcher Umwälzungen muß man stets unterscheiden 
zwischen der materiellen naturwissenschaftlich treu zu konstatie- 
renden Umwälzung in den ökonomischen Produktionsbedingun- 
gen und den juristischen, politischen, religiösen, künstlerischen 
oder philosophischen, kurz, ideologischen Formen, worin sich die 
Menschen dieses Konflikts bewußt werden und ihn ausfechten.« 
(Marx/Engels, Ausgewählte Schriften, Bd. 1, S. 336) 


Im Manifest der Kommunistischen Partei beschreiben Marx und 
Engels den Charakter der sozialen Revolution des Proletariats 
folgendermaßen: 


»Die kommunistische Revolution ist das radikalste Brechen mit 
den überlieferten Eigentumsverhältnissen; kein Wunder, daß in 
ihrem Entwicklungsgange am radikalsten mit den überlieferten 
Ideen gebrochen wird.« (ebenda S. 42) 


Die proletarische Revolution beinhaltet folglich zwei Seiten: Die 
Beseitigung des Privateigentums an den Produktionsmitteln und 
die Veränderung des Bewußtseins der Menschen. An die Stelle 


* KABD, Kommunistischer Arbeiterbund Deutschlands, Vorläuferorganisation 
der MLPD. Der KABD gründete 1982 die MLPD. 
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der bürgerlichen Denkweise muß die proletarische, sozialistische 
Denkweise treten. 


Die bürgerliche Revolution löst die Herrschaft einer besitzenden 
Klasse (Feudalisten) durch eine andere besitzende Klasse (Kapi- 
talisten) ab, ohne das Privateigentum an den Produktionsmitteln 
zu berühren. Dagegen verwandelt in der proletarischen Revolution 
die besitzlose Klasse (Proletarier) das Privateigentum an den Pro- 
duktionsmitteln in gesellschaftliches Eigentum. In der bürgerli- 
chen Revolution setzt die Bourgeoisie ihre Klassenideen gegen die 
feudalistische Ideologie durch, macht sie zur herrschenden bür- 
gerlichen Ideologie (oder vermischt ihre Ideen mit feudalistischen 
bzw. geht bei einer Teilung der Macht auf ideologisch-politische 
Kompromisse ein). 


Nach dem Sieg der proletarischen Revolution muß das Proleta- 
riat einen hartnäckigen ideologischen Kampf gegen die noch ver- 
breitete bürgerliche Ideologie führen, um seine eigenen Klassen- 
ideen zu verbreiten und durchzusetzen und die alten Ideen aus 
den Köpfen der Menschen zu vertreiben. Das ist ein langwieriger 
Klassenkampf auf ideologischem Gebiet. 


»Obwohl die Bourgeoisie gestürzt worden ist, versucht sie immer 
noch, die alten Ideen, die alte Kultur, die alten Sitten und Ge- 
bräuche der Ausbeuterklassen zu verwenden, um die Massen zu 
korrumpieren, ihre Herzen zu gewinnen und das Ziel der Restau- 
ration mit allen Kräften zu erreichen. Das Proletariat muß genau 
das Gegenteil tun: Es muß jeder Herausforderung der Bourgeoisie 
aufideologischem Gebiet hartnäckig begegnen und neue Ideen, eine 
neue Kultur, neue Sitten und Gebräuche des Proletariats anwen- 
den, um das geistige Antlitz der gesamten Gesellschaft zu ändern.« 
(Beschluß des ZK der KP Chinas über die Große Proletarische 
Kulturrevolution, in: »Wichtige Dokumente der Großen Proleta- 
rischen Kulturrevolution«, S. 147/148) 


Dieser Klassenkampf auf ideologischem Gebiet wird geführt als 
ein Kampf zweier Linien, als Kampf der proletarischen Linie ge- 
gen die bürgerliche. Er hat zum Ziel, die bürgerliche Linie zu 
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überwinden und die proletarische durchzusetzen. Denn nur wenn 
das Proletariat sich auf ideologischem Gebiet behauptet und die 
politische Führung auf allen Ebenen der sozialistischen Gesell- 
schaft innehat, kann die sozialistische Umgestaltung der ökono- 
mischen Basis vollzogen und konsolidiert werden. 


Wie wichtig dieser ideologische Kampf ist, zeigen die Erfah- 
rungen der sozialistischen Revolution in der Sowjetunion. Hier 
wurde dieser Kampf nicht konsequent weitergeführt und wurden 
nicht die geeigneten Mittel, das heißt die Mobilisierung der brei- 
ten Volksmassen, angewandt. Deshalb konnte sich in der Sowjet- 
union eine neue Bourgeoisie herausbilden, die den Kapitalismus 
restaurierte. 


Daraus hat Mao Tsetung die proletarische Lehre und konse- 
quente Schlußfolgerung gezogen: Mobilisierung der Massen zur 
Durchführung einer umwälzenden proletarischen Kulturrevolu- 
tion. Auf Initiative Mao Tsetungs und unter seiner persönlichen 
Führung eröffnete der proletarische Kern der Kommunistischen 
Partei, gestützt auf die jungen Kämpfer der Roten Garde, die 
Große Proletarische Kulturrevolution. Im 16-Punkte-Beschluß des 
ZK der KP Chinas zur Großen Proletarischen Kulturrevolution 
heißt es: 


»Die Große Proletarische Kulturrevolution, die sich jetzt entfaltet, 
ist eine große Revolution, die die Seele der Menschen berührt, und 
stellt in der Entwicklung der sozialistischen Revolution unseres 
Landes ein neues Stadium dar, das noch tiefer und weiter als das 
vorangegangene ist.« (ebenda S. 146/147) 


In Punkt 4 dieses Beschlusses vom 8. August 1966 wurden die 
Parteimitglieder aufgefordert, die Massen zu mobilisieren: 


»Vertraut den Massen, stützt euch auf sie, und respektiert ihre 
Initiative! Befreit euch von der Furcht! Habt keine Angst vor Un- 
ordnung! Vorsitzender Mao hat uns oft gesagt, daß eine Revolution 
nicht so fein, so maßvoll, gesittet, höflich, zurückhaltend und 
großherzig durchgeführt werden kann. Laßt die Massen sich in 
dieser großen revolutionären Bewegung selbst erziehen und 
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es lernen, zwischen richtig und falsch und zwischen kor- 
rekter und unkorrekter Handlungsweise zu unterscheiden. 


Macht den größtmöglichen Gebrauch von Dazibao* und von 
großen Debatten, um die Dinge zu diskutieren, so daß die Massen 
die korrekten Ansichten erklären, die irrigen kritisieren und alle 
finsteren Elemente entlarven können. So werden die Massen im- 
stande sein, im Verlaufe des Kampfes ihr politisches Bewußtsein 
zu erhöhen, ihre Fähigkeiten und Talente zu fördern, zwischen 
Recht und Unrecht zu unterscheiden und zwischen dem Feind und 
uns eine deutliche Linie zu ziehen.« (ebenda S. 155/156 — Hervor- 
hebung durch die Redaktion) 


Die Kulturrevolution begann im Bereich des Überbaus, an den 
Schulen und Hochschulen des Landes. Dort wird die Jugend für 
den Aufbau des Sozialismus erzogen. Die Beherrschung des 
Erziehungswesens durch das Proletariat ist von entscheidender 
Bedeutung, denn dort werden die Fortsetzer der Revolution aus- 
gebildet. Deshalb ist es besonders wichtig, den Jugendlichen nicht 
nur ein technisches und Fachwissen mit auf den Weg zu geben, 
sondern sie umfassend als sozialistische Werktätige auszubilden, 
das heißt, sie zum sozialistischen Bewußtsein zu erziehen, be- 
sonders in den drei großen revolutionären Bewegungen: 


»Der Klassenkampf, der Produktionskampf und wissenschaftli- 
ches Experimentieren - das sind die drei großen revolutionären Be- 
wegungen für den Aufbau eines mächtigen sozialistischen Landes; 
sie sind eine sichere Garantie, daß die Kommunisten imstande 
sind, frei von Bürokratismus zu bleiben, den Revisionismus und 
den Dogmatismus zu vermeiden und für immer unbesiegbar zu 
sein.« (»Worte des Vorsitzenden Mao Tsetung«, S. 49) 


Diese Richtlinie Mao Tsetungs wurde vor der Kulturrevolution 
im Bereich der Erziehung und Ausbildung nicht befolgt. Die Aus- 
bildung war von der Produktion getrennt, das alte chinesische 





* Dazibao, handschriftliche große Wandzeitungen, waren während der Kultur- 
revolution in China verbreitet. 
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Examenssystem aus der Zeit vor der Befreiung im Jahr 1949, lebte 
in neuen Formen weiter: die Jagd nach guten Zensuren, Examens- 
druck, Überfallprüfungen und das Aussieben derer für die Uni- 
versität, die sich in diesem Klima am besten durchsetzen konnten. 
So hatten die Kinder der Bourgeoisie und des Kleinbürgertums 
den besten Erfolg, sie bekamen die besten Zeugnisse, kamen auf 
die Eliteuniversität und wurden zu Experten ausgebildet. Arbeiter- 
kinder waren zwar nicht ausgeschlossen, bekamen aber große 
Schwierigkeiten. In den Hochschulen von Schanghai und Peking 
waren 60 Prozent der Schüler Bürgerkinder. 


In einem Buch von Ch. Bettelheim über die Große Proletarische 
Kulturrevolution »China 1972: Ökonomie, Betrieb und Erziehung 
seit der Kulturrevolution«, Berlin 1975) berichtet der Arbeiter Liu 
Minyi, Leiter einer Propagandatruppe für die Verbreitung der 
Maotsetungideen an der Tjinghua-Universität in Peking: 


»An die Stelle von Moos Richtlinien zur Erziehung setzten sie die 
westlichen Bildungssysteme - das europäische und amerikanische 
- und später das sowjetische. Sie entstellten die Partei, indem sie 
unaufhörlich bürgerliche und reaktionäre Professoren aufnahmen, 
was die Partei zu einer »Professorenpartei« machte, durchdrungen 
von akademischer Autorität. Dies führte dazu, daß im 39köpfigen 
Parteiausschuß an der Universität schließlich 15 bürgerliche 
Professoren saßen, ohne daß auf die verbleibenden 24 Sitze ein 
einziger Arbeiter kam. Während das Land unter der Diktatur des 
Proletariats stand, war die Tjinghua-Universität bei uns unter 
bürgerlicher Herrschaft. Jiang Nanxiang vereinigte auf sich die 
Ämter des Rektors und des Parteisekretärs und betete auf ideolo- 
gischer Ebene die individualistische Theorie vom Wissen nach, von 
der Art »die Schule besuchen, um sich einen Namen zu machen, 
‚aus der Schule hervorgehen als Spezialist, als hochgestellte Persön- 
lichkeit, die in der gesellschaftlichen Rangordnung hervorragende 
Ämter bekleiden und viel Geld verdienen wird«.« (S. 100/101) 


Am 25. Mai 1966 erschien in der Tjinghua-Universität das erste 
Dazibao (Wandzeitung), das die bürgerlichen Zustände an der 
Tjinghua anprangerte und die Verantwortlichen zu einer Stellung- 
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nahme herausforderte. Mao Tsetung selbst unterstützte die Re- 
bellen an der Tjinghua durch ein Dazibao mit dem Aufruf: »Bom- 
bardiert das bürgerliche Hauptquartier!« Damit waren jene lei- 
tenden Kader innerhalb der Partei gemeint, die sich in die Partei 
und in die Regierung eingeschlichen hatten, um die Interessen der 
Bourgeoisie und der gestürzten Großgrundbesitzer zu vertreten. 
Man nannte sie die Machthaber auf dem kapitalistischen Weg, an 
ihrer Spitze der stellvertretende Parteivorsitzende, Liu Shaogi. Er 
bildete das bürgerliche Hauptquartier innerhalb der Partei. 


Liu Shaogi versuchte mit allen Mitteln, die Revolution an der 
Tjinghua-Universität einzudämmen. Seine Leute an der Univer- 
sität, allen voran der Rektor, lösten die Studiengruppen für die 
Maotsetungideen auf, die rebellierenden Studenten und Profes- 
soren wurden als Unruhestifter denunziert, man drohte ihnen mit 
Parteiausschluß. Die Studenten und Professoren ließen sich durch 
diese Manöver der Rechten nicht einschüchtern, intensivierten 
das Studium der Maotsetungideen, in Diskussionen legten sie die 
revisionistische Linie Liu Shaogis bloß. Dabei orientierten sie sich 
an Punkt 10 des ZK-Beschlusses vom 8. August 1966: 


»Mit dieser großen Kulturrevolution muß in der Erscheinung, 
daß unsere Schulen von bürgerlichen Intellektuellen beherrscht 
werden, völlig Wandel geschaffen werden. 


In jeder Art Lehranstalt müssen wir die von Genossen Mao 
Tsetung aufgestellte Richtlinie, daß die Erziehung der pro- 
letarischen Politik dienen und die Erziehung mit produk- 
tiver Arbeit verbunden sein soll, restlos durchführen, damit 
Jeder, der eine Ausbildung erhält, sich moralisch, geistig 
und körperlich entwickelt und ein gebildeter Werktätiger 
mit sozialistischem Bewußtsein wird. 


Die Dauer der Studienzeit muß verkürzt und das Lehrprogramm 
reduziert werden. Das Lehrmaterial soll gründlich umgearbeitet 
werden, in manchen Fällen ausgehend von der Vereinfachung 
komplizierten Materials. Die Schüler und Studenten befassen sich 
hauptsächlich mit dem Studium, müssen aber daneben noch andere 
Dinge lernen, das heißt, neben ihrem Buchwissen auch Industrie, 
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Landwirtschaft und Militärwesen studieren und jederzeit an dem 
Kampf in der Kulturrevolution, in dem die Bourgeoisie kritisiert 
wird, teilnehmen.« (»Wichtige Dokumente der Großen Proleta- 
rischen Kulturrevolution«, S. 166/167 — Hervorhebung durch die 
Redaktion) 


Auch an den Schulen organisierten sich die Rebellen, um die 
reaktionäre Linie im Bildungswesen zu kritisieren, sich kollektiv 
die Maotsetungideen anzueignen und die Auswirkungen der 
bürgerlichen Linie an der Schule zu entlarven. In allen Schulen 
bildeten sich Gruppen der Roten Garde. Sie wurden von Mao 
Tsetung lebhaft unterstützt. In einem Brief an sie schrieb er, die 
Roten Garden 


»... demonstrieren die Empörung und Anklage gegen all jene, 
welche die Arbeiter, Bauern, revolutionären Intellektuellen und 
revolutionären Parteien und Gruppen ausbeuten und unterdrücken, 
nämlich gegen die Grundherrenklasse, die Bourgeoisie, den Impe- 
rialismus, den Revisionismus und ihre Lakaien; sie zeigen, daß 
Rebellion gegen die Reaktionäre berechtigt ist. Ich unter- 
stütze Euch aufs wärmste.« (ebenda S. 37/38 — Hervorhebung 
durch die Redaktion) 


Sie verließen die Schulen und Hochschulen, um aufs Land und 
in die Betriebe zu ziehen und die armen Bauern und Arbeiter zur 
Kritik aufzurufen. Sie verbreiteten das rote Buch, die Worte des 
Vorsitzenden Mao Tsetung, halfen den Leuten beim Studium der 
Maotsetungideen und arbeiteten mit ihnen gemeinsam, um ihre 
Arbeit und ihr Leben kennenzulernen. 


Der schwedische Journalist Jan Myrdal besuchte und studierte 
die Bewohner des kleinen Dorfes Liu Ling, zuerst 1962 und 
dann 1969, also vor und nach der Großen Proletarischen Kultur- 
revolution. Er schildert die große Veränderung in dem Bewußt- 
sein der Massen und beweist konkret die gewaltige Bedeutung der 
Großen Proletarischen Kulturrevolution im Klassenkampf 
während der Phase des Sozialismus. Jan Myrdal läßt in seinem 
Buch »China: die Revolution geht weiter« eine Rotgardistin über 
ihre Arbeit berichten: 
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»Wir kritisierten die falschen Methoden in unserer Schule. Wir 
schickten Propagandatrupps aus, die mit den Leuten diskutieren 
sollten. Besonders betonten wir in diesen Gesprächen, daß der 
Klassenkampf auch unter dem Sozialismus weiterginge. Wir wiesen 
auf die Gefahr hin, daß sich feindliche Elemente in den Staats- 
apparat einschleichen konnten, die versuchen würden, die Dikta- 
tur des Proletariats in eine bürgerliche Diktatur umzuwandeln. In 
diesem Zusammenhang wiesen wir auf die Entwicklung in der 
Sowjetunion hin. Wir machten Propaganda für Mao Tsetungs 
Denken. So zogen wir in die Dörfer hinaus und gingen direkt zu 
den Verwaltungsorganen in der Stadt und führten unsere Diskus- 
sionen ... Nach diesen Reisen gingen wir in die Fabriken, um uns 
mit den arbeitenden Massen zu integrieren. Ich selber ging zur 
Traktorenstation in Yenan. Tagsüber arbeitete ich, und abends 
warb ich für die Revolution.« (S. 175) 


Die Roten Garden wurden in den Fabriken und auf dem Land von 
den Arbeitern und Bauern bereitwillig aufgenommen, weil man 
ihren Willen sah, sich mit dem Volk zu verbinden und von ihm zu 
lernen. Durch die Verbreitung der Maotsetungideen im ganzen Land 
in einer bis dahin unvorstellbaren Breite eigneten sich die armen 
Bauern und Arbeiter die Ideen Mao Tsetungs an und machten sie 
zur Leitlinie für die politische Arbeit und die tägliche Arbeit in Land- 
wirtschaft und Produktion. Jan Myrdal zitiert Tung Yang-chen, den 
Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft für Projektierungsarbeiten 
im Dorf Liu Ling, der über seine Arbeit berichtet: 


»Wir studieren das Denken des Vorsitzenden Mao. Meine Auf- 
gabe ist es, diese Studien in der Arbeitsgemeinschaft und dann die 
praktische Arbeit selber zu leiten. Erst diskutiert die ganze Brigade 
ihre anstehenden Probleme auf der Grundlage der Ideen des Vor- 
sitzenden Mao, und dann wird beschlossen, was gemacht werden 
soll. Meine Arbeitsgemeinschaft kann ja nicht allein über den 
großen Plan entscheiden. Alle müssen mitbestimmen. Es soll nicht 
von oben her beschlossen, es muß von unten her diskutiert werden. 


In unserer Planungsarbeit gehen wir vom Vorsitzenden Mao aus.« 
(ebenda S. 74) 
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So eigneten sich die Volksmassen die Ideen Mao Tsetungs an, 
entlarvten in ihrem eigenen Bereich die bürgerliche Linie und 
kritisierten die Funktionäre, die sich von der Produktion und dem 
Leben der Massen entfernt hatten und eine bürgerliche Karriere 
anstrebten. Nicht alle Funktionäre waren schlecht. Und die Mehr- 
heit von ihnen verfolgte nicht bewußt den Weg der Restauration 
des Kapitalismus. Das waren nur sehr wenige, die Leute vom 
Schlage Liu Shaogis. 


Deshalb wurden die leitenden Funktionäre nicht einfach abge- 
setzt. In vielen Sitzungen wurden sie kritisiert, die Arbeiter und 
Bauern zusammen mit den Roten Garden halfen ihnen, ihre Fehler 
einzusehen und ihre politische Arbeit und ihr Verhältnis zu den 
Massen zu verändern, wie es der 16-Punkte-Beschluß forderte: 


»Was das ZK der Partei von den Parteikomitees aller Ebenen ver- 
langt, ist, daß sie an der richtigen Führung festhalten, vor allem 
wagen, kühn die Massen zu mobilisieren, den Zustand von Schwä- 
che und Inkompetenz, wo solcher existiert, ändern, jene Genossen 
ermutigen, die Fehler gemacht haben, aber willens sind, sie zu be- 
richtigen, ihre geistigen Hindernisse beiseite zu werfen und sich 
dem Kampf anzuschließen, und all jene den kapitalistischen Weg 
gehenden Machthaber von den leitenden Stellen entfernen und so 
die Wiederergreifung der Führung durch proletarische Revolu- 
tionäre ermöglichen.« (»Wichtige Dokumente der Großen Proleta- 
rischen Kulturrevolution«, S. 154) 


In einer über das ganze Land ausgedehnten Kampagne unter 
der Parole »Kämpfen - Kritisieren — Umgestalten« wurden die 
Funktionäre umerzogen, so daß ein großer Teil von ihnen nach 
der großen Auseinandersetzung in den bisherigen Funktionen gute 
Arbeit leisten konnte. Wie die Funktionäre und auch Professoren 
von den Arbeitern gelernt haben, berichtet der Soziologieprofes- 
sor Shi Guoheng von der Tjinghua-Universität in dem Buch von 
Ch. Bettelheim: 


»Feudalismus und Kapitalismus übten auf mich einen tiefen 
Einfluß aus. Nach der Befreiung sah ich über meine Fehler und 
Unvollkommenheiten hinweg. Ich nahm das Maotsetungdenken 
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nicht an, um meine Weltanschauung umzuformen. Unter dem Ein- 
fluß der revisionistischen Linie begünstigte ich, wie es meiner ideo- 
logischen Einsicht entsprach, eine konservative Haltung, die dem 
Bürgertum half und nicht dem Proletariat. Die Kulturrevolution 
hat mich gründlich umerzogen ... Bei der landwirtschaftlichen 
Arbeit mußte ich viele Schwierigkeiten und viele Widersprüche über- 
winden, weshalb sollte ich dies leugnen. Während ich sie überwand, 
wandelte sich meine Weltanschauung.« (»China 1972: Ökonomie, 
Betrieb und Erziehung seit der Kulturrevolution«, S. 120) 


Die Politik muß den Vorrang vor der Ökonomie und die 
Diktatur des Proletariats in allem die Führung haben 


Im Verlauf des politischen Kampfes in der Kulturrevolution 
bildeten sich neue Formen der politischen Organisation heraus. 
In vielen Institutionen und Fabriken hatten sich die Arbeiter und 
Bauern sowie die revolutionären Intellektuellen zu Revolutions- 
komitees zusammengeschlossen. Der Beschluß über die Große 
Proletarische Kulturrevolution hält dazu fest: 


»Im Verlauf der Großen Proletarischen Kulturrevolution began- 
nen viele neue Dinge aufzutreten. Die von den Massen an vielen 
Lehranstalten und Einheiten geschaffenen Kulturrevolutions- 
gruppen, -komitees und andere Organisationsformen sind etwas 
Neues von großer historischer Bedeutung. Diese Kulturrevolutions- 
gruppen, -komitees und -kongresse sind ausgezeichnete neue Or- 
ganisationsformen, mit denen sich die Massen unter der Führung 
der Kommunistischen Partei selbst erziehen. Sie sind eine ausge- 
zeichnete Brücke, über die unsere Partei mit den Massen engen 
Kontakt hält. Sie sind Machtorgane der proletarischen Kultur- 
revolution.« (»Wichtige Dokumente der Großen Proletarischen 
Kulturrevolution«, S. 163/164) 


Die Revolutionskomitees blieben über die Kulturrevolution 
hinaus bestehen und wurden in allen Institutionen der sozialisti- 
schen Gesellschaft eingeführt: an den Schulen und Hochschulen, 
aber auch in Fabriken, Bergwerken, anderen Unternehmen, 
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Wohnbezirken und Dörfern. Die Mitglieder der Revolutions- 
komitees wurden auf Vorschlag der Partei von den Mitgliedern 
der jeweiligen Bereiche gewählt, können von ihnen jederzeit kri- 
tisiert und bei schweren Verstößen auch abgesetzt werden. Sie 
sind den Massen gegenüber rechenschaftspflichtig. 


Die Revolutionskomitees in den Betrieben setzten sich zum größ- 
ten Teil aus Arbeitern zusammen. Sie übernahmen die Aufgaben 
der Verwaltung der Betriebe und der Leitung der Produktion. Die 
Verwaltung und Leitung war von da an nicht mehr eine rein 
ökonomische, an sogenannten Produktionszwängen ausgerichtete 
Leitung. Die Fortführung der Revolution unter der Diktatur des 
Proletariats und die Maotsetungideen bestimmten das Handeln 
der Revolutionskomitees. 


Sie wurden zusammengesetzt nach dem Prinzip der revolutio- 
nären Dreierverbindung. Diese besteht aus Mitgliedern der Partei, 
der Volksbefreiungsarmee und den Massenorganisationen der 
jeweiligen Ebene. Die Volksbefreiungsarmee wurde an diesen 
Dreierverbindungen beteiligt, weil sie überall den Prozeß des 
Kampfes der Kritik und der Umgestaltung vorantrieb und sich an 
der Industrieproduktion wie auch in der Landwirtschaft beteiligte. 


In den Betrieben stieß die Kulturrevolution auf den erbitterten 
Widerstand jener Fachleute und leitenden Funktionäre, die sich 
an der bürgerlichen, revisionistischen Linie Liu Shaogis über die 
Produktion orientierten. Diese Funktionäre sahen in der Kultur- 
revolution nur eine Beeinträchtigung der Produktion. 


Als die Arbeiter die einseitige Orientierung auf die Produktion, 
das vielstufige Lohnsystem und ausgebaute Prämiensystem kriti- 
sierten, schlugen die Reaktionäre eine konterrevolutionäre Doppel- 
taktik ein: Zunächst versuchten sie durch höhere Löhne und ein 
kompliziertes Prämiensystem die Arbeiter für ihre, die bürgerli- 
che Linie zu gewinnen und sie untereinander zu spalten. Wo die 
Absicht dieser hinterhältigen Taktik von den Arbeitern durch- 
schaut wurde, gingen sie zum offenen Angriff gegen die Arbeiter 
über: Sie setzten die revolutionären Arbeiter mit den anstehenden 
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Produktionsaufgaben unter Druck und brandmarkten sie als Sabo- 
teure an der Produktion. Schließlich riefen sie, wie in Schanghai, 
zur Unterbrechung der Produktion auf. 


Dieses gegen die Kulturrevolution gerichtete Vorgehen verfolg- 
te das alleinige Ziel, die Arbeiter von der Leitung und Verwaltung 
der Betriebe fernzuhalten und damit die Grundlagen des sozia- 
listischen Staates, die Herrschaft der Arbeiterklasse über alle Be- 
reiche und Organe, zu untergraben. Diese Machthaber auf dem 
kapitalistischen Weg stellten das Verhältnis von Revolution und 
Produktion, von Produktion und Politik auf den Kopf. 


Lenin beschrieb die Beziehung zwischen Produktion und Politik 
1921 in der Broschüre »Noch einmal über die Gewerkschaften, die 
gegenwärtige Lage und die Fehler Trotzkis und Bucharins« wie 
folgt: 


»Politik ist der konzentrierte Ausdruck der Ökonomik ... Die Po- 
litik hat notwendigerweise das Primat gegenüber der Ökonomik. 


Anders argumentieren heißt das Abc des Marxismus vergessen.« 
(Lenin, Werke, Bd. 32, S. 73) 


Darin ist das Verhältnis von Produktion und Politik eindeutig 
bestimmt. Wenn die Produktion dem sozialistischen Aufbau und 
nicht irgendeiner Klasse zur eigenen Bereicherung dienen soll, 
dann muß die proletarische Politik, müssen die Interessen der Ar- 
beiterklasse die Produktion bestimmen und nicht umgekehrt. 


Vor der Kulturrevolution stand in den meisten Betrieben die 
Produktion im Vordergrund. Die meisten Betriebe waren nach 
einer sowjetischen Betriebsverfassung, der des Eisen- und Stahl- 
kombinats von Magnitogorsk, organisiert. Diese war getragen von 
den Prinzipien, sich bei der Betriebsführung auf die Experten zu 
verlassen, die Produktion an die erste Stelle und den Profit über 
alles zu setzen und die Arbeiter mit Hilfe von Prämien zu immer 
höheren Leistungen anzutreiben. In der Kulturrevolution wurde 
in vielen Betrieben die von den Arbeitern des Eisen- und Stahl- 
kombinats von Anshan ausgearbeitete und von Mao Tsetung ver- 
öffentlichte Betriebsordnung eingeführt. 
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»Betriebsordnung des Stahl- und Eisenkombinats von Anshan 

© Die Politik entschlossen an die Spitze stellen und alles vom 
Mootsetungdenken leiten lassen ist die Seele der sozialistischen 
Betriebe. 

e Die Führung durch die Partei stärken ist eine grundlegende 
Garantie dafür, daß die Arbeiterklasse in den Betrieben die 
Führung fest in der Hand hat und daß sich die Diktatur des 
Proletariats festigt. 

e Kraftvolle Massenbewegungen entfalten und den breiten re- 
volutionären Massen Vertrauen und Zuversicht entgegenbringen 
ist eine Quelle, aus der die sozialistischen Betriebe die Kraft 
schöpfen, in der Revolution und beim Aufbau Siege zu erringen. 

eo Teilnahme der Kader an der produktiven Arbeit und der 
Arbeiter an der Betriebsleitung, Reform des Systems un- 
vernünftiger Regeln und Vorschriften, enge Zusammen- 
arbeit der Dreierverbindung von Arbeitermassen, Füh- 
rungskadern und revolutionären Technikern - die Ein- 
führung dieses dreigegliederten Systems hat in den sozialisti- 
schen Betrieben die Fragen der Beziehungen des Überbaus zur 
ökonomischen Basis, der Führung zu den Massen und innerhalb 
der Massen schöpferisch gelöst und der Betriebsführung die 
Richtung gewiesen. 


In den technischen Neuerungen und in der technischen 
Revolution mutig voran - in diesem Prinzip zeigt sich die Ent- 
schlossenheit des chinesischen Arbeiters, unabhängig und sein 
eigener Herr zu sein, auf die eigenen Kräfte zu zählen, in der 
industriellen Entwicklung eigene Wege zu gehen und das fort- 
geschrittenste Weltniveau einzuholen und zu überflügeln. Das 
chinesische Proletariat hat über die dekadente westliche Bour- 
geoisie nicht nur politisch die Oberhand gewonnen, sondern wird 
sie auch auf wissenschaftlich-technischem Gebiet überflügeln 
und der Menschheit noch größere Dienste leisten.« (»Renmin Ri- 
bao« vom 24. März 1970, in: Bettelheim, »China 1972«, S. 68/69) 


Die Einführung der Betriebsordnung von Anshan in vielen Be- 
trieben war Ausdruck der Tatsache, daß die Führung und Leitung 
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der Produktion wieder in den Händen des Proletariats lag. Wie 
dieser Prozeß in den Betrieben vor sich gegangen ist, beschreibt 
beispielhaft der Vorsitzende des Revolutionskomitees der Pekin- 
ger Wirkwarenfabrik: 


»Im Laufe der Kulturrevolution haben wir begriffen, was es heißt, 
proletarische Politik an die erste Stelle zu setzen. Wir müssen ge- 
wissenhaft den Marxismus-Leninismus und das Maotsetungdenken 
studieren und zwar so, daß im Arbeitsprozeß das Maotsetung- 
denken in die Praxis umgesetzt wird. Wir bestehen auf der Not- 
wendigkeit, das Maotsetungdenken an die erste Stelle zu setzen ... 
In Wirklichkeit kümmerte sich der Parteiausschuß nur um die Pro- 
duktion. Der frühere Sekretär des Parteiausschusses der Fabrik 
wurde von Arbeitern »Verwaltungssekretär, Produktionssekretär« 
genannt. Er kümmerte sich nicht um die führende Rolle der Partei. 
Er studierte nicht regelmäßig das lebendige Denken der Volks- 
massen. Dank der Kulturrevolution ist uns die Bedeutung dieser 
Sache wieder klar geworden.« (ebenda, S. 72) 


Für die Weiterführung der Revolution unter der Diktatur des 
Proletariats ist nicht nur die Führung der Betriebe und Leitung 
der Produktion durch die Arbeiter selbst entscheidend. Die so- 
zialistische ökonomische Basis kann sich solange nicht konsoli- 
dieren, wie im Überbau, in Verwaltung, Regierung und Partei, in 
Theater, Presse und Kultur nicht die Interessen der Arbeiter und 
Bauern die Politik bestimmen. 


An den Schulen und Hochschulen haben wir oben gesehen, wie 
bürgerliche Kräfte die Erziehung der Jugend in ihrem eigenen 
Interesse zu gestalten suchen. Dies muß sich aber bei einer weite- 
ren Entwicklung unvermeidlich gegen die Diktatur des Proleta- 
riats richten, ihre Grundlagen untergraben und damit auch auf 
die sozialistische ökonomische Basis einwirken und diese in eine 
kapitalistische zurückverwandeln. Die Entwicklung in der Sowjet- 
union bietet dafür ein warnendes Beispiel. 

Auch in China gab es für die weitere Entwicklung nur zwei 
Wege: Entweder die bürgerliche Linie im Überbau kann sich 
weiterentwickeln, Bürokratismus, Karrierismus, Egoismus und 
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andere Erscheinungen der kleinbürgerlichen Denkweise breiten 
sich aus, und es bildet sich eine neue Klasse der Bourgeoisie aus 
kleinbürgerlich und zum Teil noch feudalistisch beeinflußten Fach- 
leuten und Funktionären — oder die Arbeiterklasse organisiert die 
Kontrolle über Staat, Partei und Regierung von unten und stellt 
sie somit wieder in den Dienst der Diktatur des Proletariats. Dann 
müssen die Arbeiter solche Funktionäre, die den kapitalistischen 
Weg gehen wollen, entfernen und diejenigen, die die Diktatur des 
Proletariats akzeptieren, aber noch von der kleinbürgerlichen 
Denkweise erfüllt sind, umerziehen. 


»Die Arbeiterklasse muß bei allem die Führung innehaben, um 
die Diktatur des Proletariats im Bereich des Überbaus einschließ- 
lich verschiedener Sektoren der Kultur zu verwirklichen, die Auf- 
gaben für alle Phasen von Kampf-Kritik-Umgestaltung, die Vor- 
sitzender Mao gestellt hat, zu erfüllen und die Große Proletarische 
Kulturrevolution zu Ende zu führen!« (Kommunique der erwei- 
terten 12. Plenartagung des VIII. ZK der KP Chinas, in: »Wichti- 
ge Dokumente der Großen Proletarischen Kulturrevolution«, 
S.212/213) 


Die revolutionären Arbeiter in den einzelnen Betrieben bilde- 
ten Arbeiterpropagandatrupps, die in die verschiedenen Organe 
der Regierung und des Staatsapparates sowie anderer gesell- 
schaftlicher Institutionen gingen, um im Interesse der Arbeiter- 
klasse die Kontrolle auszuüben, Mißstände aufzudecken und die 
Funktionäre zu erziehen. Über ihre Aufgaben heißt es: 


»Die Intellektuellen müssen sich von den Arbeitern, Bauern und 
Soldaten aufs neue erziehen lassen, damit sie sich mit den Arbei- 
tern und Bauern verbinden können. Die Arbeiterpropagandatrupps 
sollen lange Zeit in den Lehranstalten verbleiben, sie sollen sich 
an allen Aufgaben von »Kampf-Kritik-Umgestaltung« an den Lehr- 
anstalten beteiligen und für immer die Lehranstalten leiten. 
Aufdem Lande sollen die verläßlichsten Verbündeten der Arbeiter- 
klasse - die armen Bauern und die unteren Mittelbauern - die 
Schulen verwalten.« (ebenda S. 215/ 216 — Hervorhebung durch 
die Redaktion) 
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Der Arbeiter Liu Minyi, Leiter der Propagandatruppe für das 
Studium der Maotsetungideen an der Tjinghua-Universität in 
Peking schildert die Arbeit dieser Propagandatrupps: 


»Doch erst mit der Entwicklung der Bewegung Kampf-Kritik- 
Umgestaltung begriffen wir das Wesentliche: Die Intellektuellen 
allein können die Revolution im Bereich des Überbaus nicht ent- 
scheidend vorantreiben. Die Arbeiterklasse muß sich selbst ein- 
schalten. Mao hat dazu aufgerufen, daß die Arbeiterklasse die 
Revolution im Erziehungswesen fest in ihre Hand nehme ... Wer 
formt wen um, und wer siegt über wen? An dieser Frage hat sich 
der Kampf zwischen zwei Klassen, zwei Linien und zwei Wegen 
entzündet. Die Führung der Arbeiterklasse hat sich im Kampf 
behauptet. Die Arbeiter der Metallfabrik Neues China, der ich 
angehöre, haben sich mit den Arbeitern von mehr als 60 Fabriken 
und mit der Volksbefreiungsarmee vereint. Zusammen haben wir 
die Propagandatrupps für das Mootsetungdenken organisiert. Am 
27. Juli 1968 sind wir in die Universität eingezogen. Wir waren 
3.000.« (Bettelheim: »China 1972«, S. 108) 


Die Entwicklung der ökonomischen Basis auf der 
Grundlage des ideologisch-politischen Kampfes 


Die dialektische Einheit von Theorie und Praxis verhindert 
die Trennung von Wissenschaft und Produktion 


Aus eigener Erfahrung kennen wir die Trennung zwischen 
Wissenschaft und Produktion, das heißt geistiger und körper- 
licher Arbeit, zwischen Forschern und Technikern auf der einen 
und den Arbeitern auf der anderen Seite. Die einen konstruieren, 
leiten und führen, und die anderen führen das aus; sie schaffen 
die Produkte, oft nur durch einfache und routinemäßige Hand- 
griffe (Fließband). 


Diese Trennung hat zur Folge, daß die wertvollen Erfahrungen 
der Arbeiter unmittelbar aus der Produktion in die Weiterent- 
wicklung der Technik und Maschinen kaum Eingang finden. Wenn 
der Arbeiter einen Verbesserungsvorschlag macht, bekommt er 
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dafür eine bescheidene Anerkennung, der Kapitalist eignet sich 
diese Erfindung an und läßt sie durch seine Wissenschaftler und 
Konstrukteure in der Produktion verwerten. Manchmal werden 
auch wertvolle Erfindungen in Tresoren auf Eis gelegt, wenn die 
Kapitalisten mit der alten Methode ebenfalls Maximalprofite er- 
zielen. 


Die Techniker ihrerseits sammeln eine Unmenge technischen 
Wissens, das sie für sich behalten und den Arbeitern vorenthal- 
ten. Dieser Widerspruch in der Produktion hat gesellschaftliche 
Auswirkungen: Die Techniker und Wissenschaftler werden er- 
heblich besser bezahlt als die in der Produktion tätigen Arbeiter. 


Die Entwicklung in Chinas Betrieben drohte die gleiche Ent- 
wicklung zu nehmen. Damit war auch die sozialistische ökono- 
mische Basis, das gesellschaftliche Eigentum an den Produktions- 
mitteln, bedroht. Denn je weiter sich die Techniker und Wissen- 
schaftler von der unmittelbaren Produktion entfernten, desto we- 
niger arbeiteten sie für die Revolution. Das Arbeiten für das eigene 
Wohlergehen wurde bestimmend und die kleinbürgerliche Denk- 
weise vorherrschend. 


In den Betrieben wurden während der Kulturrevolution Dreier- 
verbindungen aus Arbeitern, Technikern und Parteikadern ge- 
bildet, um die konkreten Probleme in der Produktion zu studie- 
ren und gemeinsam die Technik weiterzuentwickeln. 


Im Kapitalismus wird eine technische Neuerung, eine Ratio- 
nalisierung nicht zur Erleichterung der Arbeit der Kollegen ein- 
geführt (manchmal wird die schwere körperliche Arbeit wohl 
erleichtert, dafür aber die nervliche Anspannung vergrößert). Viel- 
mehr wird durch verbesserte Technik die Produktion beschleunigt, 
um den Profit des Kapitalisten zu erhöhen. 


Im Sozialismus werden die Rationalisierungen im Dienste der 
Arbeiterklasse und zur allseitigen quantitativen wie qualitativen 
Verbesserung der Produkte durchgeführt. Dafür setzten sich vor 
allem die Dreierverbindungen ein. 
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Gleichzeitig fällt die Trennung zwischen Theorie und Praxis: 
Die Arbeiter eignen sich bei dem Studium der Produktion und der 
Einführung neuer Produkte auch technische und wissenschaft- 
liche Kenntnisse an, und die Techniker lernen, nicht nur von den 
Erfordernissen der Produktion auszugehen, sondern auch die Er- 
fahrungen der Arbeiter mit einzubeziehen. Die Wechselbezie- 
hungen zwischen geistiger und körperlicher Arbeit, zwischen Theo- 
rie und Praxis bilden so eine dialektische Einheit. Über die unmit- 
telbaren Folgen berichtet ein wissenschaftlicher Mitarbeiter des 
Instituts für Eisenhüttenwesen in Schanghai: 


»1965, vor der Kulturrevolution, ging ich in eine Fabrik ..., um 
Nickel und Kobalt zu trennen. Ich verließ mich nur auf die Fach- 
leute. Zu jener Zeit wollte ich nicht an der Seite der Arbeiter lernen 
und interessierte mich nicht für ihre politische Erfahrung, ein Bei- 
spiel für die Trennung von Theorie und Praxis. Ich verließ mich 
nur auf die amerikanischen und sowjetischen Unterlagen ... Ich 
empfahl die Anwendung eines bestimmten Lösungsmittels. Die 
Arbeiter meinten, dieses Lösungsmittel sei gesundheitsschäd- 
lich und rieche schlecht. Sie sprachen sich gegen die Verwendung 
aus, aber ich wollte nicht auf sie hören. Chronische Vergiftungs- 
erscheinungen bei einigen Arbeitern waren das Ergebnis. 


In der proletarischen Kulturrevolution lernte ich an der Seite der 
Arbeiter und Soldaten ... Die erfahreneren Arbeiter machten mich 
aufmerksam auf eine seltsame Erscheinung in ihrer Praxis, die 
nicht in den fremdsprachigen Schriften erwähnt wird. Wir be- 
schlossen, sie zu studieren und Versuche anzustellen. Auf diese 
Weise fanden wir eine neue Technik, die es uns innerhalb von zwan- 
zig Tagen erlaubte, den Gebrauch des gefährlichen Lösungsmittels 
einzustellen. Das neue Lösungsmittel war ungiftig und viel wirk- 
samer als das alte.« (Bettelheim, »China 1972«, S.131) 


Während die Machthaber auf dem kapitalistischen Weg, die 
Leute vom Schlage Liu Shaoqis, sich darüber ereiferten, daß die 
Revolution die Produktion behindere oder gar unmöglich mache, 
hat die wirtschaftliche Entwicklung in China nach der Kultur- 


466 Kapitel IV/4 





revolution genau das Gegenteil bewiesen. Der IX. Parteitag der 
KP Chinas 1969 konnte bereits feststellen: 


»In der landwirtschaftlichen Produktion unseres Landes wurde 
seit mehreren Jahren eine reiche Ernte nach der anderen einge- 
bracht. In der Industrieproduktion wie auch auf dem Gebiet der 
Wissenschaft und Technik ist ebenfalls ein Aufschwung zu ver- 
zeichnen. Der Enthusiasmus der breiten werktätigen Volksmassen 
in der Revolution und in der Produktion ist in einem solchen Maße 
gestiegen, wie es bisher noch nie der Fall war. In vielen Fabriken, 
Bergwerken und anderen Betrieben werden die Produktionsrekorde 
laufend verbessert, und es wird ein so hoher Produktionsstand er- 
reicht, wie er in der Geschichte noch nicht dagewesen ist.« (»Wich- 
tige Dokumente der Großen Proletarischen Kulturrevolution«, 
S. 66/67) 


Auch in den folgenden Jahren hat dieser sprungartige Auf- 
schwung in der nationalen Wirtschaft angehalten. Aus Tabelle 13 
wird deutlich, wie die Entwicklung in der Produktion von Stahl, 
Erdöl und Kunstdünger sowie in der Gesamtproduktion verlau- 
fen ist. 


Tabelle 13 
Produktion von Stahl, Erdöl und Kunstdünger 
in Millionen Tonnen 


so | ass | ro | 1rı | 














Stahl 0,6 8,0 18,0 
Erdöl 0,2 2,264 20,0 
Kunstdünger 0,07 0,81 14,0 





Gesamtproduktion 
in Milliarden Yuan 184,1 283,0 311,3 


Quelle: Cheung-Lieh Yu, »Der Doppelcharakter des Sozialismus«, Berlin 
1975, 5. 47 
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Bei der Gesamtproduktion aus Landwirtschaft und Industrie 
hatte die Volksrepublik China im Jahre 1971 eine höhere Wachs- 
tumsrate als die untengenannten Industrienationen zu verzeich- 
nen: 


China 10 Prozent — Japan 6,1 Prozent 
Sowjetunion 6,0 Prozent 
USA 2,7 Prozent 


Ch. Bettelheim wendet sich in seinem Buch »Fragen über China 
nach Mao Tsetungs Tod« durch Aufzeigen einiger Produktions- 
zahlen gegen die Behauptung der neuen chinesischen Führung, 
daß es notwendig sei, »der lange anhaltenden Stagnation, ja selbst 
der nationalen ökonomischen Regression (Rückgang - die Redak- 
tion) ein Ende zu bereiten«, und er macht die Feststellung: 


»Aber dieses »Argument« ist eine offensichtliche Unwahrheit. Es 
hat keine anhaltende Stagnation oder Regression der natio- 
nalen Ökonomie gegeben. Zwischen 1965 (dem letzten Jahr vor 
der Kulturrevolution) und den letzten Jahren, über die einige Infor- 
mationen vorliegen, hat es keine Stagnation gegeben. Die Elektrizi- 
tätserzeugung ist von 42 auf 108 Mrd. kwh (Kilowattstunden - die 
Redaktion) gestiegen. Die Stahlproduktion ist von 12,5 auf 23,8 Mio. t 
angewachsen (1974), die Kohleerzeugung hat sich von 220 auf 
389 Mio.t gesteigert (1974), die Ölproduktion von 10,8 auf 75-80 
Mio.t (1975). Angesichts dieser Fakten von einer langen Periode 
der Stagnation oder sogar von Regression zu sprechen, steht im völ- 
ligen Widerspruch zur Realität. Was mit dieser Behauptung bezweckt 
wird, ist eine Verleumdung der Kulturrevolution selbst.« (8.54) 


Wir wollen diese Zahlen noch durch Angaben des Organs der 
deutschen Stahlkonzerne »Eisen und Stahl« ergänzen: Innerhalb 
der Stahlproduktion stand China 1970 an siebter und 1975 an 
fünfter Stelle der Weltrangliste (siehe Tabelle 14 auf S. 468). 


Besonders der Vergleich mit den Entwicklungsländern Indien 
und Brasilien läßt den wirtschaftlichen Aufschwung in China 
deutlich werden. Es geht hier nicht darum, daß die Stahlproduk- 
tion für ein solch riesiges Land wie China noch relativ niedrig 
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Tabelle 14 
Stahlproduktion einiger wichtiger Länder der Welt 
(in Mio. Tonnen) 


mm nn] [mol im 
BRD | 450s1| 0415| Indien | sarı) 700 


ist, sondern um die Entwicklungstendenz in der Stahlproduk- 
tion. Seit der Kulturrevolution stieg die Rohstahlerzeugung der 
Volksrepublik China in den Jahren von 1967 bis 1976 von 14 auf 
26 Millionen Tonnen, also um 85,7 Prozent. 












Eine solche Entwicklung ist das Ergebnis der Verbreitung und 
Vertiefung des sozialistischen Bewußtseins unter den Stahl- 
arbeitern. Lesen wir, was ein Verfasserkollektiv der Arbeiter im 
Schanghaier Eisen- und Stahlwerk Nr. 5 über diese Entwicklung 
schreibt: 


»Wenn wir auf die großen Veränderungen unserer Fabrik seit Be- 
ginn der Kulturrevolution zurückblicken, freuen wir Arbeiter uns 
immer sehr. Unser Betrieb ist ein Sonderstahlwerk, das während 
des Großen Sprungs nach vorn 1958 gebaut wurde. Gemäß der re- 
volutionären Linie des Vorsitzenden Mao bauten wir Arbeiter, im 
revolutionären Geist von Unabhängigkeit und Selbständigkeit, Ver- 
trauen auf die eigene Kraft, die erste große Konverterhalle in nur 
32 Tagen. Von 1958 bis 1960 stieg der Ausstoß an Stahl in unserer 
Fabrik um mehr als das 50fache, und 200 Stahlsorten wurden ge- 
schmolzen. Aber wegen der Störung und Sabotage durch Liu 
Shaogis konterrevolutionäre revisionistische Linie sank die Stahl- 
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produktion von 1962 bis 1965 ab. Während der Kulturrevolution 
kritisierten wir diese konterrevolutionäre revisionistische Linie und 
leiteten den Betrieb wieder auf die sozialistische Orientierung 
zurück. Das Proletariat nahm die Leitung des Betriebs fest in die 
Hand, und so wurde die Situation in Revolution und Produktion 
immer besser.« (»Peking Rundschau« 24/1974, S.7) 


Der Bruttoproduktionswert der Maschinenbauindustrie hat sich 
in der Zeit von 1965 bis 1973 verdoppelt, die Zahl der hergestellten 
Traktoren betrug das Fünffache der Produktion des Jahres 1965. 
Auch die Energieversorgung des Landes verzeichnete eine be- 
achtliche Steigerung: Die Stromerzeugung lag 1973 um 140 Pro- 
zent höher als 1965. China besaß im Jahre 1973 auf dem Lande 
über 50 000 kleine Wasserkraftwerke (1949 zum Vergleich: 26), 
die Stromversorgung der ländlichen Gebiete vermehrte sich 1973 
gegenüber 1965 um 330 Prozent. 


Im Sozialismus, der ersten Phase des Kommunismus, besteht 
das Verteilungsprinzip: »Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem 
nach seiner Leistung«. Es bestehen mithin noch Unterschiede 
zwischen den Menschen hinsichtlich ihrer Entlohnung für die 
geleistete Arbeit. Die Verteilung gemäß der eigenen Leistung ist 
notwendig, weil die Produkte in dieser ersten Phase innerhalb der 
Gesellschaft noch nicht im Überfluß vorhanden sind. 


Die entscheidende Voraussetzung für dieses Verteilungsprinzip 
besteht darin, daß die Menschen einer sozialistischen Gesellschaft 
noch eine unterschiedliche Einstellung zur Arbeit haben. Erst 
für einen kleinen Teil ist die Arbeit für das Gemeinwohl, für den 
Aufbau des Sozialismus und Kommunismus zum ersten Lebens- 
bedürfnis geworden. Dies ist der am weitesten fortgeschrittene 
Teil, der vom sozialistischen Bewußtsein durchdrungen ist, der 
nicht bei jeder geleisteten Arbeit auf Heller und Pfennig schaut, 
sondern die eigenen materiellen Interessen den allgemeinen In- 
teressen der Revolution unterordnet. 


Während der Großen Proletarischen Kulturrevolution entwickel- 
ten die Massen eigene Formen für Leistung und Entlohnung. 
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Selbst in der Landwirtschaft wurde durch neue Methoden der ma- 
terielle Anreiz als Triebkraft der Produktion abgeschafft. Myrdal 
berichtet darüber aus dem Dorf Liu Ling: 


»Früher war jeder Arbeit ein bestimmter Wert beigemessen wor- 
den: Soundso viele Tagewerke wurden für eine bestimmte Arbeit 
vergütet. Während der Jahre 1963 bis 1965 hatte sich dieses System 
aber mehr und mehr zur Akkordarbeit entwickelt. 


Das hatte dazu geführt, daß gewisse Arbeiten individuell loh- 
nend, andere dagegen weniger ertragreich waren. Die Arbeitsleiter 
hatten zudem die Möglichkeit - je nachdem, wie sie die Arbeit ver- 
teilten —, auf die Verdienste der Mitglieder Einfluß zu nehmen ... 


Schließlich wurde es so, daß alle Arbeit nur noch von einer klei- 
nen Gruppe leitender Kader bewertet wurde, nämlich denselben 
Leuten, die auch die Arbeit verteilten. Auch das erwies sich als 
nachteilig. Weil für die Übererfüllung der Pläne extra gezahlt wur- 
de, ließen sich die Leute dazu verleiten, das Soll immer niedriger 
anzusetzen ... Das schadete der Wirtschaft, weil die Investitionen 
nach der geplanten Produktion errechnet wurden. Auf diese Weise 
konnten gewisse Leute Gelder herauswirtschaften, die eigentlich 
für unbedingt erforderliche Investitionen gebraucht worden wären. 


Das war ungerecht. Obwohl alle arbeiteten, konnten einige sich 
zusätzliche Einkünfte verschaffen, während andere immer weniger 
bekamen. Jeder arbeitete für sich selber.« (»China, Die Revolution 
geht weiter«, S. 100/101) 


War die Entwicklung in der Sowjetunion nicht ähnlich verlaufen, 
bevor die Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion als 
unausbleibliche Folge sich durchsetzte? Wie änderten die Bauern 
in Liu Ling das System? Myrdal berichtet weiter: 

»Das neue Verteilungssystem, das nun eingeführt wurde, basierte 
darauf, daß alle Mitglieder, ob arbeitend oder nicht, ihre Grund- 
sicherheit (Existenzgrundlage — die Redaktion) in Form von Ge- 
treide erhielten. Das Arbeitseinkommen galt als zusätzlich. 

Man hatte jedoch nach diesen Diskussionen jede Form von Ak- 
kordarbeit abgeschafft. Deswegen führte man nicht länger Buch 
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darüber, welche verschiedenen Arbeiten die einzelnen Mitglieder 
ausführten und wie ihre individuelle Leistung war. Man notierte 
lediglich jeden Tag, wer gearbeitet hat. Das bedeutete, daß der Ver- 
dienst weder höher noch geringer wurde, wenn einem die eine oder 
andere Arbeit zugewiesen war. Ob man grub oder erntete, ob man 
Dünger aus der Stadt holte oder in der Nudelfabrik arbeitete - der 
Arbeitstag hatte immer den gleichen Wert. 


Auf diese Weise konnte man die meisten Buchhaltungsarbeiten 
abschaffen und mehr Arbeitskräfte für produktive Arbeit gewin- 
nen. 


Aber die Leute arbeiteten ja unterschiedlich. Sie hatten auch nicht 
die gleiche Einstellung zur Arbeit. Der Arbeitstag des einen ent- 
sprach nicht dem Arbeitstag des anderen. Darauf mußte man Rück- 
sicht nehmen. 


Deswegen wurde die Leistungsfähigkeit eines jeden auf der 
Jahresversammlung nach einem bestimmten System geschätzt. 
Diese Einstufung berücksichtigte nicht nur die körperliche Kraft, 
sondern auch andere Faktoren, wie Erfahrung, Sparsamkeit im 
Umgang mit dem gemeinwirtschaftlichen Eigentum sowie poli- 
tisches Engagement. Diese Bewertung wurde nicht von einem 
Komitee oder irgendeiner Expertengruppe vorgenommen. Jeder 
meldete sich auf der Jahresmitgliederversammlung zu Wort und 
sagte, was sein Tagewerk nach seiner Ansicht wert sei, zum Beispiel 
7 Arbeitspunkte oder 9 Arbeitspunkte. Daraufhin diskutierte die 
Versammlung über diese Einschätzung und stellte fest, welche 
Tagewerksbewertung für das betreffende Mitglied gelten sollte.« 
(S. 102/103) 


»Die Voraussetzung dafür, daß dieses System der Einkommens- 
verteilung durchgeführt werden konnte, war natürlich, daß die 
Mitglieder sich bewußt waren, daß sie für das gemeinsame Beste 
arbeiteten. Erst wenn alle Mitglieder die Politik obenan setzten, 
konnte die Arbeit auf diese Weise bezahlt werden. 


Nun war man in Liu Ling allgemein der Ansicht, dieses System 
habe sich als durchaus praktisch erwiesen. Es stimmte nicht, daß, 
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wie Liu Shaogi behauptet hatte, jeder für seine unmittelbaren 
persönlichen Interessen arbeiten müsse. Die Leute wurden nicht 
»fauler< dadurch, daß niemand Stunde um Stunde nachkontrol- 
lierte, was sie geleistet hatten. Keiner drückte sich von den schweren 
Terrainarbeiten, weil er »genausoviel« verdiente, wenn er den Mist- 
karren zog. Diejenigen, die vor ‚angeborener Faulheit und Egois- 
mus« gewarnt hatten, behielten nicht recht.« (S. 105) 


In der Weiterführung der Revolution und beim Aufbau des 
Sozialismus kommt es darauf an, durch die Entwicklung des so- 
zialistischen Bewußtseins die Unterschiede in der Verteilung der 
materiellen Güter des Sozialismus allmählich zu überwinden. 


Was Myrdal am konkreten Beispiel aus der Landwirtschaft vor 
der Kulturrevolution berichtete, war auch in der Industrie- 
produktion zu verzeichnen. Hier war die Situation allerdings noch 
komplizierter. Bettelheim läßt in seinem Buch »China 1972« den 
stellvertretenden Direktor der Pekinger Wirkwarenfabrik am 
15. August 1971 über die Verhältnisse berichten: 


»Vor der Kulturrevolution war ich stellvertretender Direktor 
dieser Fabrik und hatte die revisionistische Linie angewandt. Ich 
verstand nicht, was es hieß, die proletarische Politik an die erste 
Stelle zu setzen. Ich verstand auch nicht, daß es zwei Hauptquar- 
tiere in der Partei gab. Ich kümmerte mich um die Produktion und 
die Technik. Ich verlangte, daß die Arbeiter in der Produktion ar- 
beiten sollten: Produktion, Produktion und noch mal Produktion. 
Wenn die Arbeiter den Plan nicht erfüllen konnten, gab man ihnen 
materielle Anreize, Prämien. Früher gab es 28 verschiedene Prä- 
mien: Monatsprämien, Dritteljahresprämien, Jahresprämien, Prä- 
mien für jene, die die festgesetzten Normen übertrafen, Prämien 
für die Qualität usw. Es gab auch Prämien dafür, daß man am 
Arbeitsplatz blieb: man hatte Arbeiter aus Shanghai kommen 
lassen, die immer an ihre Heimat dachten. Man gab Prämien, 
damit sie still waren und blieben.« (S. 71) 


Mit diesem Prämienunsinn wurde in der Großen Proletarischen 
Kulturrevolution zwar aufgeräumt, trotzdem blieben acht Lohn- 
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stufen bestehen. Das Wichtigste war jedoch die ideologisch-poli- 
tische Seite, die von den Industriearbeitern grundsätzlich ange- 
packt wurde. So heißt es in dem Bericht des Verfasserkollektivs 
im Schanghaier Eisen- und Stahlwerk Nr. 5 unter anderem: 


»Der Vorsitzende Mao lehrt uns, daß in der sozialistischen Ge- 
sellschaft sowohl Übereinstimmung wie Widerspruch besteht zwi- 
schen den Produktionsverhältnissen und den Produktivkräften, 
zwischen dem Überbau und der ökonomischen Basis. Er sagte: 
‚Aber das Vorhandensein bürgerlicher Ideologie, eines gewissen 
bürokratischen Arbeitsstils in unseren staatlichen Organen und 
von Unzulänglichkeiten in gewissen Kettengliedern in unseren 
staatlichen Einrichtungen steht gleichfalls im Widerspruch zur 
sozialistischen ökonomischen Basis.< Die Große Proletarische 
Kulturrevolution konsolidierte und entwickelte die sozialistische 
ökonomische Basis weiter und verbesserte die sozialistischen 
Produktionsverhältnisse; die einheitliche Führung der Partei 
wurde gestärkt, und verschiedene Prinzipien der proletarischen 
Verwaltung der Betriebe wurden eingeführt. Das Resultat ist, daß 
wir Arbeiter kämpferisch und entschlossen sind wie nie zuvor. 
Und dies treibt die Entwicklung der Produktion energisch voran.« 
(Peking Rundschau« 24/1974, S. 9) 


Nach dem Tode Mao Tsetungs vertritt die neue Führung Chinas 
den Standpunkt, daß die Ökonomie vor der Politik Vorrang haben 
müsse. So behauptet »New China News Agency« (Nachrichten- 
agentur Neues China) vom 21. September 77: 


»In letzter Instanz ist die ökonomische Basis der entscheidende 
Faktor für den gesellschaftlichen Fortschritt, und die Produktiv- 
kräfte sind der aktivste und revolutionärste Faktor der ökono- 
mischen Basis. Daher werden letztlich die Produktivkräfte die 
Produktionsverhältnisse bestimmen.« 


Wir wollen hier mit Lenin antworten, der in »Noch einmal über 
die Gewerkschaften« gegenüber den Ansichten Trotzkis und Bu- 
charins entschieden den Standpunkt vertrat: 
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»Ohne politisch richtig an die Sache heranzugehen, wird die be- 
treffende Klasse ihre Herrschaft nicht behaupten und folglich auch 
ihre Produktionsaufgabe nicht lösen können.« (Lenin, Werke, 
Bd. 32, S. 74) 


Die neue chinesische Führung wirft solche Prinzipien des Mar- 
xismus-Leninismus über Bord. Was sie predigt, ist platter Öko- 
nomismus. Um die Produktion zu steigern, führt sie den materiel- 
len Anreiz ein, wodurch Egoismus und Konkurrenzdenken unter 
den Arbeitern und Bauern erzeugt und das sozialistische Be- 
wußtsein der Massen untergraben wird. Sie hebt das Prinzip »aus 
eigener Kraft den Sozialismus aufbauen« auf durch Aufnahme von 
Milliarden-DM-Krediten von den deutschen Monopolen, was eine 
riesige Verschuldung und Zwang zum Export hervorbringt, um 
den Schulden- und Zinsendienst leisten zu können. 


An die Stelle der Erziehung und der Weiterentwicklung des so- 
zialistischen Bewußtseins tritt die Korrumpierung mit materiellen 
Gütern. So tritt an die Stelle des Gesetzes der Produktivität im 
Sozialismus das Gesetz der kapitalistischen Produktivität. Stellen 
wir den Wortlaut der Gesetze der Arbeitsproduktivität noch ein- 
mal gegenüber, dann wird klar, in welche Richtung die neue Ent- 
wicklung in China verläuft: 


»Die Steigerung der Arbeitsproduktivität im Kapitalis- 
mus beruht auf dem Streben der Kapitalisten nach Maximalpro- 
fiten, die durch die Entwicklung der Technik in Verbindung mit 
erhöhter Anspannung der Arbeitskraft erzielt werden, wobei letz- 
teres durch materiellen Anreiz und Anwendung verschiedener 
Druckmittel erzeugt wird, kurz: Sicherung von Maximalprofiten 
durch verstärkte Ausbeutung der Arbeitskraft. 


Die Steigerung der Arbeitsproduktivität im Sozialismus 
beruht auf dem Streben, die materiellen und kulturellen Bedürf- 
nisse der gesamten Gesellschaft zu befriedigen und zu heben, was 
durch immer höhere Entwicklung der Technik in Verbindung mit 
der Erweiterung und Vertiefung des sozialistischen Bewußtseins 
als Triebkraft des Arbeitseinsatzes erreicht wird. Kurz: Befriedi- 
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gung der wachsenden Bedürfnisse aller Werktätigen durch hoch- 
entwickelte Technik in Verbindung mit dem sozialistischen Be- 
wußtsein der Massen.« (REVOLUTIONÄRER WEG 8, S. 94/95 bzw. 
S. 164/165 in diesem Buch) 


Das Mittel des materiellen Anreizes erzeugt Individualismus und 
fördert nicht das sozialistische Bewußtsein, sondern spaltet die 
Menschen in Konkurrenten, die gegeneinander um die höchsten 
Prämien wetteifern. Die Folge davon sind Übernahme kapita- 
listischer Leitbilder wie persönliche Bereicherung, Eigensucht 
und Gewinnstreben. Erscheinungen wie private Aneignung von 
Gemeineigentum, Spekulation, Unterschlagung, Korruption, Dieb- 
stahl und Bestechung würden sich ausbreiten, so wie in der 
Sowjetunion nach der Restauration des Kapitalismus. 


Die Führung in China unter Hua Guofeng und Deng Xiaoping 
hat den ideologisch-politischen Kurs Mao Tsetungs verlassen und 
baut die Ergebnisse der Kulturrevolution systematisch ab. Wir 
müssen uns die Bedeutung der Kulturrevolution vor Augen führen 
und ihre Prinzipien verteidigen. 


Die Große Proletarische Kulturrevolution bedeutet: 

1. die höchste Form des Klassenkampfes in der sozialistischen Ge- 
sellschaft, 

2. die Weckung und sprunghafte Entwicklung des sozialistischen 
Bewußtseins der Volksmassen mit Hilfe von Kritik und Selbst- 
kritik und durch Studium der Maotsetungideen bei gleich- 
zeitiger konkreter Anwendung in der Praxis, 

3. die konkrete Form der Anwendung der Diktatur des Proleta- 
riats gegen die Bürokratisierung des Partei-, Staats- und Wirt- 
schaftsapparates (gegen die Machthaber, die den kapitalisti- 
schen Weg gehen), 

4. die Errichtung eines ideologisch-politischen Dammes gegen die 
Gefahr der Restaurierung des Kapitalismus. 


Die Idee der Großen Proletarischen Kulturrevolution bedeutet 
eine großartige Weiterentwicklung des Marxismus-Leninismus 
unter den Bedingungen des Klassenkampfes im Sozialismus. 
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Dieser Klassenkampf äußert sich als Diktatur des Proletariats 
durch stärkste Kontrolle über die Bürokratie. Diese wird durch 
eine kleinbürgerliche Denkweise gelenkt, die durch die Tradition 
der bürgerlichen Ideologie immer wieder spontan entsteht. Sie ist 
darum bestrebt, sich von den Massen zu lösen, sie zu verachten 
und zu ignorieren. 


Diese Bürokratie entwickelt sich systematisch zu einer neuen 
Klasse, die den kapitalistischen Weg geht und die Gefahr der 
Restauration des Kapitalismus heraufbeschwört. Dann muß eine 
neue Proletarische Kulturrevolution die Gefahr wieder beseitigen. 
Darauf weist Mao Tsetung mit warnenden Worten hin: 


»Die gegenwärtige große Kulturrevolution ist nur die erste ihrer 
Art. In Zukunft werden unausweichlich noch viele andere folgen. 
Die Frage, wer die Revolution gewinnen soll, kann nur innerhalb 
eines langen historischen Zeitraums entschieden werden. Wenn 
nicht aufgepaßt wird, kann jederzeit eine kapitalistische Restau- 
ration erfolgen. Kein Parteimitglied und kein Mensch in unserem 
Land darf glauben, daß nach ein oder zwei oder doch zumindest 
nach drei oder vier großen Kulturrevolutionen alles gut sein wird. 
Wir müssen wirklich auf der Hut bleiben und dürfen in unserer 
Wachsamkeit nie nachlassen.« (»Renmin Ribao« vom 23.5.1967, 
zitiert in J. Myrdal, »China: Die Revolution geht weiter«, S. 195) 


Es gibt nur eine Alternative: 
entweder Proletarische Kulturrevolution oder - 
Restauration des Kapitalismus! 


(Erstmals veröffentlicht im REVOLUTIONÄRENWEG 19, »Der 
staatsmonopolistische Kapitalismus in der BRD, IV. Teil«, 1979) 
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V. Die Sowjetunion - die 
sozialimperialistische Supermacht 


1. Die Kubakrise 1962 und die 
europäische Parallele 


Seit der siegreichen Revolution auf Kuba Anfang 1959 bestand 
die Gefahr einer amerikanischen Invasion. Von 1960 an ver- 
schärften sich die Spannungen zwischen Kuba und den USA durch 
Enteignung amerikanischen Eigentums in Kuba, was im Januar 
1961 zum Abbruch der diplomatischen Beziehungen durch die 
amerikanische Regierung führte. Im April des gleichen Jahres 
startete eine Truppe von Exilkubanern mit Zustimmung der US- 
Imperialisten das »Unternehmen Schweinebucht«, um Kuba zu 
besetzen. Die Invasion scheiterte zwar, aber das bedeutete nicht, 
daß die Gefahr eines neuen Angriffs nicht mehr gegeben war. Das 
war um so wahrscheinlicher, als im Januar 1962 Kuba auf Be- 
treiben der US-Imperialisten aus der »Organisation Amerikani- 
scher Staaten« (OAS) ausgeschlossen wurde. 


Kuba mußte sich selbstverständlich militärisch auf eine neue 
Invasion vorbereiten. Es erhielt von der Sowjetunion finanzielle, 
wirtschaftliche und militärische Hilfe und wurde diplomatisch 
unterstützt. Fidel Castro, Führer der kubanischen Revolution und 
Ministerpräsident, holte zahlreiche technische und militärische 
Berater aus der Sowjetunion und aus anderen Ostblockländern 
ins Land. Die Frage war nur, wie und in welchem Umfang die mili- 
tärische Hilfe vorgenommen werden konnte, ohne die USA heraus- 
zufordern. 


In dem Brief des ZK der KPdSU vom 30. März 1963 an das ZK 
der KP Chinas heißt es: 
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»Kraft seines räuberischen Wesens kann sich der Imperialismus 
nicht von dem Drang freimachen, Gegensätze auf dem internatio- 
nalen Schauplatz durch Krieg zu lösen. Andererseits aber kann er 
auch keinen thermonuklearen Weltkrieg entfesseln, ohne zu berück- 
sichtigen, daß er sich der Gefahr der Vernichtung aussetzt.« (»Die 
Polemik über die Generallinie«, S. 564) 


Das stimmt nur bedingt, denn in der Kubakrise des Jahres 1962 
waren die US-Imperialisten bereit, den Atomkrieg zu entfesseln. 
Selbst in dem »Offenen Brief« des ZK der KPdSU an alle Partei- 
organisationen, an alle Kommunisten der Sowjetunion vom 14. Ju- 
li 1963 wird das zugegeben, wenn es dort heißt: 


»Das war eine scharfe internationale Krise: Niemals hat die 
Menschheit so dicht am Rande eines thermonuklearen Krieges ge- 
standen wie im Oktober vorigen Jahres ... 


Da es sich nicht einfach um einen Konflikt zwischen den USA 
und Kuba handelte, sondern um das Aufeinanderprallen der beiden 
größten Atommächte, hätte sich die Krise im Raum des Karibi- 
schen Meeres aus einer lokalen Krise in eine Weltkrise verwandelt. 
Es entstand die reale Gefahr eines thermonuklearen Weltkrieges.« 
(ebenda S. 612 und 613/614) 


Wodurch entstand die Kubakrise im Herbst 1962, und wie konn- 
te sie sich so dramatisch schnell zuspitzen? Der damalige US- 
Präsident J.F. Kennedy warnte im September die Sowjetunion 
vor dem Aufbau eines militärischen Stützpunktes auf Kuba. Am 
22. Oktober begann die Krise, als Kennedy zur Stationierung 
sowjetischer Raketenträger auf Kuba Stellung nahm. Amerika- 
nische Aufklärungsflugzeuge hatten sie durch Fotos geortet. 
Kennedy erklärte die Stationierung der Mittelstreckenraketen für 
friedensbedrohend und forderte den sofortigen Abzug der Raketen 
unter internationaler Kontrolle. Er verhängte eine Seeblockade 
um Kuba, um weitere Lieferungen zu verhindern. Er ließ aber 
Verständigungsmöglichkeiten offen. 


Chruschtschow versuchte als Gegenleistung eine Verzicht- 
erklärung der USA auf eine Invasion in Kuba und den Abzug der 
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amerikanischen Mittelstreckenraketen aus der Türkei zu er- 
reichen, gab aber dann unter dem Eindruck der Entschlossenheit 
des US-Imperialismus nach und erteilte den Befehl zum Rückzug 
der sowjetischen Raketen. Zur Verteidigung seiner Politik erklärte 
er in seiner Rede vor dem Obersten Sowjet am 12. Dezember 1962 
(also kurz nach der Kubakrise): 


»Es ist natürlich richtig, daß sich die Natur des Imperialismus 
nicht verändert hat, und dennoch ist der Imperialismus heute schon 
nicht mehr das, was er früher war, als er ungeteilt über die Welt 
herrschte. Wenn es heute ein »Papiertiger« ist, so wissen diejenigen, 
die so sprechen, daß dieser »Papiertiger« Atomzähne hat. Er ist in 
der Lage, diese Zähne zu gebrauchen, und man darf sich ihm gegen- 
über nicht leichtsinnig verhalten. Es ist in den Beziehungen zu 
den imperialistischen Ländern möglich, gegenseitige Kompromisse 
einzugehen, andererseits aber muß man über alle Mittel verfügen, 
um die Aggressoren zu zerschmettern, wenn sie einen Krieg ent- 
fesseln sollten ...« (Hervorhebung durch die Redaktion) 


Und doch beweist gerade die Kubakrise, daß die Sowjetunion — 
seit Ende der fünfziger Jahre eine sozialimperialistische Super- 
macht - sich »leichtsinnig verhalten« und die Welt an den Rand 
eines Atomkriegs gebracht hat. In dem »Offenen Brief« des ZK der 
KPdSU heißt es zu dem chinesischen Vorwurf eines abenteuer- 
lichen Fehlers: 


»Die chinesischen Genossen behaupten, daß wir angeblich zur 
Zeit der karibischen Krise einen »abenteuerlichen< Fehler began- 
gen hätten, indem wir Raketen nach Kuba schafften und dann 
vor dem amerikanischen Imperialismus »kapituliert< hätten, als 
wir die Raketen von Kuba abzogen. 


Derartige Behauptungen widersprechen von Grund auf 
den Tatsachen. 


Wie sah es in Wirklichkeit aus? Das ZK der KPdSU und die 
Sowjetregierung verfügten über authentische Angaben, aus denen 
hervorging, daß die bewaffnete Aggression des US-Imperialismus 
gegen Kuba jeden Augenblick beginnen konnte ... 
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Ausgehend von der Notwendigkeit der Verteidigung der kuba- 
nischen Revolution, vereinbarten die Sowjetregierung und die 
Regierung Kubas die Aufstellung von Raketen auf Kuba, weil 
das die einzig reale Maßnahme war, um die Aggression der 
amerikanischen Imperialisten zu verhindern. Die Lieferung 
von Raketen nach Kuba bedeutete, daß ein Überfall auf die Insel 
auf den entschiedenen Widerstand unter Einsatz von Raketen- 
waffen gegen die Organisatoren der Aggression gestoßen 
wäre. Diese entschiedene Maßnahme seitens der Sowjetunion und 
Kubas löste bei den amerikanischen Imperialisten einen Schock aus. 
Zum erstenmal in ihrer ganzen Geschichte bekamen sie zu spüren, 
daß ihre militärische Invasion gegen Kuba mit einem vernichtenden 
Schlag aufihr Territorium beantwortet worden wäre ... 


In dieser Situation gab es zwei Auswege: sich ins Schlepptau der 
»Wahnwitzigen« (so bezeichnet man die aggressivsten und reaktio- 
närsten Vertreter des amerikanischen Imperialismus) nehmen zu 
lassen und den Weg zur Entfesselung eines thermonuklearen Welt- 
krieges einzuschlagen oder aber, indem man die durch die Einfuhr 
der Raketen geschaffenen Möglichkeiten nutzte, alle Maßnahmen 
zu treffen, um sich über eine friedliche Lösung der entstandenen 
Krise zu einigen und die Aggression gegen die Republik Kuba zu 
verhindern. 


Wir haben bekanntlich den zweiten Weg gewählt und sind über- 
zeugt, daß wir richtig gehandelt haben ...« (»Die Polemik über die 
Generallinie«, S. 612-614 — Hervorhebungen durch die Redaktion) 


Daraus geht hervor, daß erstens die Sowjetunion auf Kuba 
Mittelstreckenraketen mit Atomsprengköpfen stationiert hatte 
bzw. die Basen im Aufbau begriffen waren und daß zweitens im 
Falle einer Invasion auf Kuba (möglicherweise wieder durch Exil- 
kubaner) diese Atomraketen zum »vernichtenden Schlag« gegen 
amerikanisches Gebiet eingesetzt werden sollten. Damit hätte die 
Sowjetunion aber als erste den thermonuklearen Krieg begonnen, 
wenn auch die Ursache, die Aggression auf Kuba, die amerikani- 
sche Invasion gewesen wäre. Es ist aber zweierlei, ob man einer 
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mit herkömmlichen Waffen geführten Invasion mit herkömm- 
lichen oder mit nuklearen Waffen begegnet. Chruschtschow hatte 
offensichtlich nicht mit der massiven Reaktion des US-Imperia- 
lismus gerechnet. Darum war der ganze Plan verantwortungslos 
und abenteuerlich. 


Als die amerikanischen Spionageflugzeuge den Bau von Rake- 
tenbasen auf Kuba entdeckten, ergriff Kennedy Maßnahmen in 
drei Etappen: 


1. Seeblockade um Kuba und Durchsuchung der anfahrenden 
Schiffe, 

2. Mobilisierung weiterer Streitkräfte und Alarmbereitschaft für 
alle amerikanischen Stützpunkte in der Welt und 

3. Vorbereitung zum Einsatz von Atombomben. 


Damit stand die Welt unmittelbar vor einem Atomkrieg. War 
die Stationierung von Atomraketen auf Kuba (als sowjetischer 
Militärstützpunkt) schon ein abenteuerlicher Fehler, so blieb jetzt 
— wenn ein Atomkrieg vermieden werden sollte (und mußte) — 
nichts anderes übrig als ein Rückzug, das heißt die Demontage 
und Rückführung der Raketen aus Kuba. Um das Gesicht zu 
wahren, machte Chruschtschow in dem ersten Brief an Kennedy 
vom 27. Oktober 1962 folgenden Vorschlag: 


»Wir sind einverstanden, jene Mittel aus Kuba wegzuführen, die 
Sie als Angriffsmittel betrachten. Wir sind einverstanden, dies zu 
tun und eine Erklärung über diese Verpflichtung in der UNO ab- 
zugeben. Ihre Vertreter werden die Erklärung abgeben, daß die 
USA ihrerseits der Beunruhigung und der Besorgnis des Sowjet- 
staates Rechnung tragen und ihre analogen Mittel aus der Türkei 
abziehen. Lassen Sie uns übereinkommen, welcher Termin für Sie 
und für uns erforderlich ist, um dies durchzuführen.« (»Dokumente 
der Zeitschrift »>Sowjetunion heute «, 7.11. 1962) 


Darauf ging Kennedy in seinem Antwortschreiben vom 27. Ok- 
tober 1962 jedoch nicht ein, sondern erklärte lediglich, daß keine 
Invasion auf Kuba stattfinden werde. Die am nächsten Tage an 
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Kennedy gerichtete Botschaft Chruschtschows bedeutete die Ka- 
pitulation: 


»Herr Präsident, ich möchte nochmals klar und deutlich sagen, 
daß wir demgegenüber (gegenüber der drohenden Invasion Kubas 
— die Redaktion) nicht gleichgültig bleiben konnten. Deshalb hat 
die Sowjetregierung beschlossen, Kuba mit Mitteln zur Verteidi- 
gung gegen eine Aggression — ausschließlich mit Verteidigungs- 
mitteln — zu helfen. Wir lieferten dorthin Verteidigungsmittel, die 
Sie als Angriffsmittel bezeichnen; wir haben diese Mittel dort statio- 
niert, damit kein Überfall auf Kuba unternommen werde, damit 
keine unüberlegten Aktionen erfolgen. Ihre Erklärung in Ihrer Bot- 
schaft vom 27.10.62, daß auf Kuba kein Überfall verübt werden, 
daß keine Invasion stattfinden wird, und zwar weder von seiten 
der Vereinigten Staaten noch, wie in der gleichen Botschaft gesagt 
wird, von seiten anderer Länder der westlichen Hemisphäre, hat 
mir Achtung und Vertrauen eingeflößt. Damit entfallen auch die 
Beweggründe, die uns veranlaßt haben, Kuba eine derartige Hilfe 
zu erweisen. Daher haben wir denn auch unseren Offizieren (und 
diese Mittel befinden sich, wie ich Ihnen bereits mitgeteilt habe, in 
der Hand sowjetischer Offiziere) Anweisung gegeben, entsprechende 
Maßnahmen zur Einstellung des Baus der erwähnten Objekte, zu 
deren Demontage und Rückführung in die Sowjetunion zu treffen.« 
(ebenda) 


Die US-Regierung hatte keineswegs eine Verpflichtung abge- 
geben, keine Invasion auf Kuba zu unternehmen und ihre Ver- 
bündeten davon abzuhalten. Deshalb war es völlig berechtigt, 
wenn das ZK der KP Chinas den Abenteurern und Kapitulanten 
im Kreml vorwarf, sie wollten die Menschen zwingen, an die ame- 
rikanischen Versprechungen zu glauben, die in Wahrheit gar nicht 
existierten. 


Vergeblich versuchten die revisionistischen Führer der KPdSU, 
sich in ihrem »Offenen Brief« (vom Juli 1963) gegen diesen Vor- 
wurf zu wehren. Sie wiesen daraufhin, daß sich die US-Regierung 
in den acht Monaten seit der Kubakrise an ihr Wort gehalten und 


Die Kubakrise und ihre europäische Parallele 483 





keine Invasion auf Kuba durchgeführt habe. Um sich von dem 
Makel des Kapitulantentums reinzuwaschen, fügten sie hinzu: 


»Man darf aber auch nicht vergessen, daß wir dem kubanischen 
Volk gegenüber eine Verpflichtung eingegangen sind: Falls die 
USA-Imperialisten ihr Wort brechen und in das Territorium 
Kubas eindringen, werden wir dem kubanischen Volk zu Hilfe eilen. 
Jeder normal denkende Mensch begreift, daß im Falle der 
Invasion der amerikanischen Imperialisten wir dem kuba- 
nischen Volk genauso vom sowjetischen Territorium zu Hilfe 
kommen würden, wie wir es vom kubanischen Territorium 
aus getan hätten. Allerdings werden sich dabei die Rake- 
ten etwas länger auf dem Fluge befinden, aber ihre Treff- 
sicherheit wird dadurch keineswegs geringer.« (»Die Polemik 
über die Generallinie«, S. 616) 


Während vorher die Stationierung von Atomraketen auf Kuba 
angeblich »die einzig reale Maßnahme war, um die Aggression der 
amerikanischen Imperialisten zu verhindern«, war dies jetzt auf 
einmal »genauso vom sowjetischen Territorium« aus möglich. 
Warum in aller Welt hat man dann Raketen auf Kuba stationiert? 
Dafür gibt es keine andere Erklärung als das Abenteurertum der 
sowjetischen Führer, das Ausdruck ihres sozialimperialistischen 
Machtstrebens ist. 


In diesem Zusammenhang sind die Aussagen von John J. McCloy, 
der von 1949 bis 1952 Hoher Kommissar der USA für Deutsch- 
land war und 1961 Sonderberater des Präsidenten Kennedy 
wurde, aufschlußreich. In einem Interview mit dem Journalisten 
Lothar Loewe, das am 10. Juli 1981 vom III. Programm des WDR- 
Fernsehens ausgestrahlt wurde, erklärte McCloy auf die Frage 
nach dem Höhepunkt der Kubakrise 1962, er sei damals zum Prä- 
sidenten gerufen worden: 


»Ich erhielt dann den Auftrag, mit dem stellvertretenden sowje- 
tischen Außenminister Kusnezow die Modalitäten für den Abzug 
der sowjetischen Raketen auf Kuba auszuhandeln. 
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Frage: Wie nahe waren wir damals während der Kubakrise dem 
III. Weltkrieg? 


Antwort: Wie mein Freund, der damalige Außenminister Dean 
Rusk, es ausgedrückt hat, wir standen uns Auge in Auge gegen- 
über, und die Atmosphäre war äußerst gespannt. Wir wußten nicht, 
ob am nächsten Morgen der Atomkrieg ausbrechen würde oder 
nicht. Eine solche Spannung herrschte. 


Frage: Bei den Verhandlungen über den Raketenabzug aus Kuba 
soll der Sowjetdiplomat Kusnezow Ihnen gesagt haben, so etwas 
werden wir nie wieder hinnehmen? 


Antwort: Soweit ich mich erinnere - es ist ja schon lange her, 
und ich kann mich an seine Worte nicht mehr genau erinnern -, 
aber er sagte etwa folgendes: Mister McCloy, wir werden uns an 
diese Vereinbarungen halten. Falls Sie feststellen, daß wir sie nicht 
einhalten, sagen Sie mir Bescheid, und wir bringen die Sache in 
Ordnung. Nachdem ich ihm unsere Vorstellungen von dem Rake- 
tenabzug dargelegt hatte - wir wollten sichergehen, daß genauso 
viele Raketen abgezogen wurden, wie hineingekommen waren -, 
sagte er, wir werden dieses Abkommen einhalten. Wir werden uns 
aber auch nie wieder in eine ähnliche Lage manövrieren lassen ... 
Die wirklich ernsten Probleme, sagte er, würden im Nahen Osten 
auftauchen ... Aus seiner Sicht sei die Gefahr eines atomaren 
Krieges dort vielleicht sehr viel größer als an jedem anderen Ort.« 
(»Frankfurter Rundschaus, 11.8.1981) 


Gibt es eine europäische Parallele zu der Ursache der Kuba- 
krise? Generalmajor a. D. Gert Bastian, einer der Initiatoren des 
»Krefelder Appells«, wies in seinem Schreiben an Bundesvertei- 
digungsminister Apel vom 16. Januar 1980 auf den Zusammen- 
hang hin: 

»Mit dieser inzwischen durch SALT I und II zusätzlich befestig- 
ten Chancengleichheit sind die Supermächte deshalb stets vor- 
sichtig umgegangen. Wie gut sie daran taten, bewies eindringlich 
die Entschlossenheit, mit der Präsident Kennedy 1962 auf die 
bisher einzige Ausnahme reagiert hat, nämlich auf die Absicht der 
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Sowjets, auf Kuba die USA bedrohende Mittelstreckenraketen zu 
stationieren. 


Durch das Aufgeben dieser Absicht, die von den USA verständ- 
licherweise als nicht akzeptable Provokation empfunden worden 
war, hat die Sowjetunion der Welt damals vermutlich den Schritt 
vom kalten zum heißen Krieg erspart. 


Heute nun soll dieselbe Sowjetunion die Stationierung nuklearer 
Mittelstreckenwaffen der USA gegenüber ihren lebenswichtigen 
Zentren nicht ebenfalls als Herausforderung empfinden? Soll viel- 
mehr mit Gelassenheit auf eine sich abzeichnende Fähigkeit der 
USA reagieren, mit diesem nuklearen Potential — bei Reduzierung 
der Vorwarnzeit auf etwa ein Fünftel - in der westlichen UdSSR 
Zerstörungen von strategischer Bedeutung herbeizuführen? Soll 
den Stationierungsbeschluß der NATO gar als Ansporn zur Redu- 
zierung der eigenen Rüstung verstehen? 


Genau diese Unlogik wird mit der unzutreffenden, weil Fähig- 
keiten und Drohungen unterschiedlicher Qualität gegeneinander 
aufrechnenden Formel »Vorrüstung — Nachrüstung« das Wort ge- 
redet. Wird auch mit der irreführenden Behauptung Vorschub ge- 
leistet, ein Verzicht auf amerikanische Raketen in Europa käme 
einem Schritt zur Kapitulation gleich, wie sie unlängst vom ehe- 
dem ranghöchsten Soldaten der Bundeswehr zu vernehmen war. 


Schlimmer hätte die Wahrheit kaum verfälscht werden können. 
Denn es liegt doch im Gegenteil auf der Hand, daß ein so beacht- 
liches Nuklearpotential auf niederländischem, belgischem und gar 
deutschem Boden in der Sowjetunion ungleich nachdrücklicher als 
Jede andere Bedrohung die Frage aufwerfen muß, ob man im Fall 
einer friedensgefährdenden Lageentwicklung nicht geradezu ge- 
zwungen ist, sich dieses neuen Risikos durch einen nuklearen 
Präventivschlag zu entledigen, was bei der Enge seines Stationie- 
rungsraumes kaum unmöglich sein dürfte.« (Karl D. Bredthau- 
er/Klaus Mannhardt, »Es geht ums Überleben«, S. 20/21) 


Ist der sogenannte »Nach«rüstungsbeschluß der NATO, der in 
Wirklichkeit eine Aufrüstung atomarer Mittelstreckenraketen 
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und Marschflugkörper mit größerer Reichweite und Zielgenauig- 
keit bedeutet, nicht eine europäische Parallele zum geplanten 
Atomstützpunkt auf Kuba, sogar mit größeren Dimensionen? Die 
vorgesehenen 108 amerikanischen Mittelstreckenraketen Per- 
shing Il sollen alle in der BRD stationiert werden. Von insgesamt 
464 landgestützten Flugkörpern Cruise Missile sollen 96 in der 
BRD ihren Standort erhalten. Damit wird 1983 die BRD zum Land 
mit der größten Atomwaffendichte (siehe Abbildung 4). Das ist 
eine gefährliche Herausforderung der Atommacht USA an die 
Atommacht Sowjetunion. 


Die US-Imperialisten träumen von einem Atomkrieg, der auf 
Europa beschränkt werden soll, und Präsident Reagan hat es sogar 
ausgeplaudert. Auf einer Pressekonferenz am 17. Oktober 1981 
wurde dem US-Präsidenten die Frage vorgelegt: 


»Glauben Sie, daß es zu einem begrenzten Schlagabtausch 
von Nuklearwaffen zwischen uns und der Sowjetunion kommen 
könnte oder daß dies einfach und unweigerlich eskalieren würde®« 
Reagans Antwort begann mit dem Satz: »Ich weiß es ehrlich nicht.« 
Dann meinte der Präsident: >... Aber ... ich könnte mir vorstellen, 
es könnte zu einem Schlagabtausch mit taktischen Waffen (Atom- 
waffen) kommen, ohne daß eine der beiden Supermächte dazu ge- 
bracht würde, den Knopf zu drücken.«« (»Frankfurter Rundschau«, 
19.10.1981) 


Das ist ziemlich deutlich, aber solche Überlegungen enthalten 
einen gefährlichen Fehler: Kennedy hatte in der Kubakrise den 
Finger auf dem den Atomkrieg auslösenden Druckknopf, aber er 
drückte nicht; die Sozialimperialisten werden drücken, sobald die 
Atomwaffen in Europa in Aktion treten. Die USA werden nicht 
verschont bleiben - es gibt keinen begrenzten Atomkrieg. Das eine 
ist jedenfalls sicher: Die BRD als der größte Atomwaffenträger 
wird dann vernichtet, wird nicht mehr existieren. Die »Frank- 
furter Rundschau« vom 19. Oktober 1981 kommentiert die Äuße- 
rung Reagans so: 


»Die Friedensbewegung in Deutschland und in anderen Teilen 
Europas wird sich für die geradezu treuherzige Offenheit Reagans, 
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mit der er seine Landsleute beruhigt, bedanken müssen. So ähn- 
lich argumentieren viele Zweifler schon lange. Sie sind nur immer 
wieder von Politikern und Experten abgebürstet oder mit Redens- 
arten abgespeist worden.« 


Im Kampf um die Erhaltung des Weltfriedens muß der Haupt- 
stoß der Friedensbewegung gegen die Stationierung der US-Mit- 
telstreckenraketen gerichtet sein, denn sie bringt die Gefahr der 
Auslösung eines nuklearen III. Weltkriegs akut hervor. 


Im Kampf gegen die Kriegsgefahr muß gleichzeitig der neu- 
deutsche Imperialismus als Hauptfeind der westdeutschen Werk- 
tätigen ins Visier genommen werden. Es war Kanzler Schmidt, 
der 1977 in einem Vortrag vor dem Londoner »Institute for Stra- 
tegie Studies« auf das »Ungleichgewicht« im Bereich der euro- 
strategischen Waffen hingewiesen und gefordert hatte, der Westen 
müsse hier etwas tun. Es ist Kanzler Kohl, der mit dieser Frage 
in den Wahlkampf zieht und sich in den USA für die Stationie- 
rung verbürgt. Sie wünschen die Stationierung herbei, um einer- 
seits selbst an möglichst moderne Atomwaffen heranzukommen 
und andererseits einen möglichen Erstschlag der USA im Sinne 
der eigenständigen strategischen Ziele des neudeutschen Impe- 
rialismus auszunutzen — eine wahnwitzige Wunschvorstellung. 


Die Pläne eines auf Europa begrenzten Atomkriegs kommen aus 
den USA. Deshalb liegt im Verhältnis zwischen den Kriegsvorbe- 
reitungen des US-Imperialismus und des sowjetischen Sozial- 
imperialismus gegenwärtig das Hauptgewicht auf seiten der USA 
und der NATO. 


Der Plan, Europa zum Schauplatz eines begrenzten Atomkriegs 
zu machen, muß vereitelt werden. Europa und seine Bevölkerung, 
seine Wirtschaft und seine Kultur dürfen nicht der Vernichtung 
preisgegeben werden. Darum: 


Für ein atomwaffenfreies Europa vom Ural bis zum Atlan- 
tik! Auflösung der NATO und des Warschauer Pakts! 
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2. Der bewaffnete Überfall auf die 
Tschechoslowakei 1968 





In der Nacht vom 20. auf den 21. August 1968 drangen Trup- 
pen der Sowjetunion, der VR* Polen, der DDR, der VR Ungarn 
und der VR Bulgarien unter dem Oberbefehl des sowjetischen stell- 
vertretenden Verteidigungsministers General Iwan Pawlowskij 
in das Territorium der CSSR ein. Öffentliche Gebäude wurden be- 
setzt, die führenden Vertreter der tschechoslowakischen Partei- 
und Staatsführung verhaftet, rund 50 Menschen getötet und über 
500 verwundet. Mit diesem blutig-aggressiven Akt erdrosselten 
die Sozialimperialisten den Versuch der revisionistischen Grup- 
pe um Dubcek (zu der Zeit Erster Sekretär des ZK der KPC), die 
politische und wirtschaftliche Abhängigkeit ihres Landes von der 
Sowjetunion zu lockern und sich mehr den Imperialisten der USA 
und Westdeutschlands zuzuwenden. 


Die tschechoslowakische Regierung erhob schärfsten Protest 
und gab am 21. August folgende Erklärung ab: 


»Die Tschechoslowakei wurde heute gegen den Willen der Regie- 
rung, der Nationalversammlung und der Leitung der KPC und 
ihres Volkes von den Truppen von fünf Staaten des Warschauer 
Paktes okkupiert ... Die Regierung wendet sich an alle Bürger mit 
folgendem Aufruf: 


1. Wir fordern den sofortigen Abzug der Einheiten der fünf Staa- 
ten des Warschauer Paktes, seine Einhaltung und die volle Re- 
spektierung der tschechoslowakischen Souveränität. 

2. Wir fordern dringend die Regierungen der Sowjetunion, der 
DDR, Bulgariens, Polens und Ungarns auf, den Befehl zur Ein- 
stellung der bewaffneten Aktionen zu erteilen, bei denen es zu 
Blutvergießen und Sachschäden in unserem Lande kommt. 

3. Wir fordern die sofortige Schaffung normaler Bedingungen für 
die normale Tätigkeit der tschechoslowakischen Verfassungs- 





* VR, Abkürzung für Volksrepublik 
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organe und politischen Institutionen und die Aufhebung der 

Internierung deren Mitglieder, damit ihre Tätigkeit wieder auf- 

genommen werden kann. 

4. Wir fordern die sofortige Einberufung der Nationalversammlung, 
damit diese die Stellungnahme der tschechoslowakischen Re- 
gierung zur Beilegung der gegenwärtigen Krise abgeben kann ...« 
(Archiv der Gegenwart«, S. 14 130) 

In der gesamten Bevölkerung herrschte helle Empörung und ent- 
wickelte sich der Widerstand gegen die Okkupanten: Wegweiser 
wurden demontiert, Züge blockiert, Panzer mit Hakenkreuzen 
bemalt und zum Teil physischer Widerstand durch Steinwürfe 
geleistet. Um ihr Verbrechen gegen das tschechoslowakische Volk 
und die Souveränität der CSSR zu bemänteln, veranlaßten die 
sowjetischen Führer die Regierungen Bulgariens, Ungarns, Polens 
und der DDR, sich am 23. August mit einem heuchlerischen 
gemeinsamen »Aufruf an die Bürger der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik« zu wenden, in dem es heißt: 

»Liebe Freunde! Heute sind Euch Klassenbrüder zu Hilfe gekom- 
men. Sie sind zu Euch gekommen, nicht um sich in Eure inneren 
Angelegenheiten einzumischen, sondern um zusammen mit Euch 
die Konterrevolution abzuwehren, die Sache des Sozialismus in 
Schutz zu nehmen und die Gefahr für die Souveränität, die Un- 
abhängigkeit und Sicherheit Eures Vaterlandes zu bannen. 


Die Truppen der verbündeten Bruderländer sind zu Euch ge- 
kommen, damit niemand Euch die in unserem gemeinsamen 
Kampf gegen den Faschismus errungene Freiheit rauben, damit 
niemand Euch am Vormarsch auf dem hellen Weg des Sozialis- 
mus hindern kann. Diese Truppen werden Euer Territorium ver- 
lassen, sobald die Gefahr für die Freiheit und Unabhängigkeit der 
Tschechoslowakei beseitigt ist.« (TASS, Moskau, 23.8. 1968) 


Das war eine offene Verhöhnung des tschechoslowakischen 
Volkes durch die Sozialimperialisten. Hatten sie doch den Sozia- 
lismus in ihrem Land längst abgeschafft und seit 1956 auch die 
übrigen ehemals sozialistischen Länder Osteuropas auf den 
kapitalistischen Weg gezwungen. Nicht die Verteidigung des 
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Sozialismus war das Ziel der Invasion, sondern die gewaltsame 
Aufrechterhaltung der neokolonialistischen Abhängigkeit 
der CSSR von der Sowjetunion. 

Deshalb hat der Einmarsch in die Tschechoslowakei überhaupt 
nichts mit den Ereignissen im Oktober 1956 in Ungarn gemein. 
Denn damals wurde die Sowjetunion von der legitimen Führung 
des ungarischen Volks, der revolutionären Arbeiter- und Bauern- 
regierung, aufgerufen, den ungarischen Werktätigen bei der Ver- 
teidigung der volksdemokratischen Ordnung gegen die Konter- 
revolution zu helfen. 

In der CSSR dagegen hatte die Konterrevolution längst auf 
stille Weise gesiegt. Die Führung der Kommunistischen Partei 
war kleinbürgerlich entartet, hatte 1956 im Fahrwasser Chru- 
schtschows den Marxismus-Leninismus verraten und als Bour- 
geoisie neuen Typs der Arbeiterklasse die politische Macht entris- 
sen. Unter Leitung Antonin Novotnys führten die Partei-, Staats- 
und Wirtschaftsbürokraten in der CSSR nach und nach wieder die 
Gesetze des kapitalistischen Profitsystems ein und eigneten sich 
den von den Werktätigen erarbeiteten Reichtum an. Stagnation 
und Mißwirtschaft ließen nicht lange auf sich warten. 

Im Januar 1964 mußte der Vorsitzende der Wirtschaftskommis- 
sion des ZK, Drahomir Kolder, offen zugeben, daß seit den fünfziger 
Jahren das Wirtschaftswachstum dauernd abgenommen hatte und 
im Jahre 1963 erstmals ein Rückgang zu verzeichnen war. 

In dem vergeblichen Bemühen, der wachsenden wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten Herr zu werden, verabschiedete das ZK der KPC 
im Januar 1965 unter maßgeblichem Einfluß des ZK-Mitglieds 
und revisionistischen Wirtschaftstheoretikers Professor Ota Sik 
ein neues Planungssystem. Dieses sollte die Arbeiterklasse noch 
stärker den kapitalistischen Antreibermethoden unterwerfen, die 
einzelnen Betriebe in harten Konkurrenzkampf untereinander 
stürzen und die Gesetze des kapitalistischen Marktes uneinge- 
schränkt zur Geltung bringen. Es sah unter anderem vor: 


e Preisbildung unter Berücksichtigung des Weltmarkts und der 
Weltarbeitsproduktivität, 
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e Einfuhr von Konsumgütern aus dem Ausland unabhängig von 
den Möglichkeiten der eigenen Produktion, 

© »gesunder Wettbewerb« und »Übergang zum Provisionssystem«, 

© Erweiterung der Befugnisse der Fachdirektoren und leitenden 
Funktionäre, 

e Koppelung der Höhe der Prämien (als materieller Anreiz für die 
Werktätigen) an die Höhe der Gewinne des jeweiligen Unter- 
nehmens, 

© »Auflockerung der Fluktuation der Arbeitskräfte« durch »Än- 
derung der arbeitsrechtlichen Vorschriften«. 

(Angaben nach dem Beschluß des ZK der KPC vom 29.1. 1965, 
zitiert in: F. Röll, G. Rosenberger, »CSSR 1962-1968, Dokumen- 

tation und Kritik«, S. 61-66) 


Am 25. August 1968 versuchte das Zentralorgan der SED, 
»Neues Deutschland«, zur Rechtfertigung der bewaffneten Inter- 
vention in der CSSR den Eindruck zu erwecken, erst 1968 habe 
in der CSSR eine »Eskalation der antisozialistischen und konter- 
revolutionären Entwicklung« stattgefunden. Entrüstet wurde fest- 
gestellt: 


»Aufdem Gebiet der Wirtschaft und Wissenschaft verkündet und 
verwirklicht das Mitglied des ZK und stellvertretender Minister- 
präsident O. Sik die These von der »sozialistischen Marktwirtschaft«, 
die auf der Basis einer hemmungslosen Verleumdung der sozia- 
listischen Ökonomie die Beseitigung der sozialistischen Planwirt- 
schaft, die völlige Dezentralisierung der Wirtschaft, die Ausliefe- 
rung der Betriebe an die Gesetze und Krisen des kapitalistischen 
Weltmarktes sowie die Einführung kapitalistischer Managermetho- 
den zum Ziel hat.« 


Warum hatte die SED das nicht bereits 1965 bemerkt und statt 
dessen die revisionistischen Theorien eines Ota Sik als »wichtigen 
Beitrag« mit »sehr vielen und interessanten Anregungen zur Be- 
antwortung zahlreicher aktueller Fragen des umfassenden sozia- 
listischen Aufbaus« gelobt? (Vorwort zu Ota Siks Buch »Ökonomie 
— Interesse — Politik«) Weil die DDR selbst längst den kapitalisti- 
schen Weg beschritten hatte. In Wahrheit ging es darum, daß 
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innerhalb der neuen tschechoslowakischen Bourgeoisie diejenigen 
Kräfte immer stärker geworden waren, die sich nicht mit der Be- 
seitigung der sozialistischen Planwirtschaft begnügten. Die sich 
unabhängiger machen wollten vom Sozialimperialismus und einen 
größeren Teil der Beute für sich behalten wollten. 


Nach heftigen Auseinandersetzungen im ZK der KPC war es 
diesen Kräften im Januar 1968 schließlich gelungen, Antonin 
Novotny, den Statthalter des Sozialimperialismus, vom Amt des 
Ersten Sekretärs zu verdrängen und den »Reformer« Alexander 
Dubcek auf den Schild zu heben. Durch Einleitung bzw. Ankün- 
digung wirtschaftlicher und politischer Reformen wie Aufhebung 
der Pressezensur, Senkung der Wochenarbeitszeit, Anhebung der 
Durchschnittslöhne usw. sicherte sich die neue Führung die Unter- 
stützung der Werktätigen und löste eine umfassende, euphorische 
Reformdiskussion aus: den »Prager Frühling«. 


Ein vom ZK der KPC im April 1968 verabschiedetes »Aktions- 
programm« weckte in den Massen auf demagogische Weise die 
Illusion wahrer Demokratie. Es sei nicht mehr notwendig, das 
Interesse einer Klasse gegen eine andere durchzusetzen. Man kön- 
ne nun eine Gesellschaftsordnung verwirklichen, die keinerlei 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Privilegien mehr kennt, die 
sich auf die Gleichheit aller Bürger gründet, ohne Unterschied 
ihrer Beziehung zu den Produktionsmitteln — mit anderen Worten: 
die klassenlose Gesellschaft. 


Die revisionistischen Führer der Dubcek-Gruppe hatten sich auf 
ein gefährliches Experiment eingelassen, das nur noch den Weg 
nach vorn — die Annäherung an die westlichen Imperialisten — 
offenließ. Diese Entwicklung hatten die US-Imperialisten bereits 
in den fünfziger Jahren vorhergesehen und darum ihre Konzep- 
tion des Kalten Krieges zugunsten der sogenannten Entspan- 
nungspolitik aufgegeben. 

Auch die BRD-Monopole waren auf die neue Taktik einge- 
schwenkt. So schrieb das Kapitalistenblatt »Frankfurter Allge- 
meine Zeitung« am 23. März 1968 über die Entwicklung in der 
CSSR: 
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»Das Mitteleuropa durch Zwang entfremdete Land kehrt auf 
seine von der Natur vorgezeichnete Lebensbahn zurück; gewiß nicht 
mit einem Ruck, doch der Richtung nach. Indessen kann uns im 
Westen nur recht sein, wenn sich solch Vorgang im Rahmen des 
Warschauer Paktes und unter der Decke des Comecon (englischer 
Ausdruck für Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe — die Redak- 
tion) vollzieht.« 


Und am 10. April 1968 stellte dieselbe Zeitung voller Erwartung 
fest: 


»Die neue tschechoslowakische Führung hat ein Aktionspro- 
gramm der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei ver- 
öffentlicht. Darin wird angedeutet, daß sie außenpolitisch einen 
ähnlich unabhängigen Kurs einschlagen werde wie Rumänien. 
Dabei wird die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur Bundes- 
republik Deutschland nicht ausgeklammert. In den Beziehungen 
zur Bundesrepublik heißt es, daß die »Kräfte des Realismus< in 
Westdeutschland Unterstützung verdienten.« 

Gleichzeitig war man sich bewußt, daß die Sowjetunion ein Aus- 
scheiden der CSSR aus dem RGW (Rat für Gegenseitige Wirt- 
schaftshilfe) und Warschauer Pakt niemals zulassen würde. So 
warnte die »Frankfurter Rundschau« am 10. April 1968 vor über- 
eilten Maßnahmen: 


»Obwohl man (in Prag) die Ausdehnung des Westhandels und 
Kapitalhilfen anvisiert, sind dramatische politische Konzessionen 
nicht zu erwarten. Es wäre außerdem höchst fatal, würde man auch 
nur den Versuch unternehmen, die CSSR in ihrem Balanceakt zu 
nötigen. Der Westen sollte zufrieden sein, wenn ein Land in Mittel- 
europa versucht, sich auf seinen Standort zu besinnen. Zur natio- 
nalen Wirtschaftskomponente werden zwangsläufig auch natio- 
nale politische Züge kommen, die stärkeres Profil gewinnen, je mehr 
eine auf Entspannung ausgerichtete Politik in Mitteleuropa voran- 
getrieben wird.« 

Mit wachsender Sorge beobachteten die Sozialimperialisten die 
Bedrohung ihres wirtschaftlichen und politischen Herrschafts- 
bereichs. Diese bestand nicht in erster Linie in der Gefahr einer 
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bewaffneten Intervention der westlichen Imperialisten, sondern 
gerade in einer freiwilligen Hinwendung der osteuropäischen 
Länder zum Westen. So wie der außenpolitische Berater des 
damaligen US-Präsidenten Johnson, Zbigniew Brzezinski, es in 
seinem den Sowjetrevisionisten wohl bekannten Buch »Alternative 
zur Teilung« umrissen hatte: 


»Bei Ausdehnung des Ost-West-Handels sollte der Westen ver- 
suchen, den engen ideologischen Standpunkt der herrschenden 
kommunistischen Parteien auszuhöhlen und diese daran zu hin- 
dern, den engeren Kontakt (zum Westen - die Redaktion) aus- 
schließlich auf den ökonomischen Bereich zu beschränken. Denn 
sonst hätten die Kommunisten die Möglichkeit, ihre wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten zu beheben und gleichzeitig ihre Macht zu 
festigen ...« (S. 188) 


Seit dem Sturz Novotnys stand daher für die Sozialimperialisten 
fest, daß sie den »Reformkurs« Dubceks mit allen Mitteln des po- 
litischen und militärischen Drucks liquidieren mußten, wenn nötig 
durch bewaffnete Intervention. Ihre Politik, demagogisch vom 
»Kampf gegen den Imperialismus« und vom »proletarischen Inter- 
nationalismus« zu reden und sich als »Marxisten-Leninisten« zu 
tarnen, zwang sie bei der Verwirklichung ihrer Absichten zu um- 
fangreichen Betrugsmanövern. Für die Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der CSSR galt es daher erstens einen politischen 
Vorwand, zweitens eine ideologische Rechtfertigung, drittens den 
Anschein einer rechtlichen Grundlage und schließlich viertens die 
militärischen Voraussetzungen zu schaffen. 


Dabei verfolgten sie zunächst die Doppeltaktik, die Prager 
Führung militärisch unter Druck zu setzen und in politischen Ge- 
sprächen auf höchster Ebene zum Einlenken zu zwingen. Es war 
ein letzter Versuch, noch vor dem April-Plenum des ZK der KPC 
das gefährliche »Aktionsprogramm« zu Fall zu bringen. So wurden 
unter sowjetischer Beteiligung umfangreiche Frühjahrsmanöver 
der Warschauer-Pakt-Truppen in Ungarn und der DDR abge- 
halten und gleichzeitig am 23. März die Partei- und Regierungs- 
vertreter der CSSR nach Dresden zitiert zu einer Konferenz mit 
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den Führern der übrigen Staaten des Ostblocks. Doch der Plan 
scheiterte, und so begannen die Sozialimperialisten die etappen- 
weise Vorbereitung des bewaffneten Einmarschs: 


Erstens: Am 9. Mai begann in der Presse der Sowjetunion, 
Polens und der DDR eine massive Kampagne gegen sogenannte 
»antisozialistische« Erscheinungen in der CSSR. So schrieb am 
selben Tag die polnische Zeitung »Zycie Warszawy«: 


»Es ist kein Geheimnis, daß neben den sich vollziehenden posi- 
tiven politischen und wirtschaftlichen Veränderungen politische 
Kräfte in Erscheinung getreten sind, die tiefe Angst und Besorgnis 
in uns erregen. Es erheben sich auch Stimmen, zwar von der KP- 
Führung verurteilt, gegen die sozialistische Gesellschaftsordnung 
wie auch gegen das grundlegende Bündnissystem mit besonderer 
Betonung der polnisch-tschechoslowakischen Allianz. Wir können 
nur hoffen, daß alle jene, denen die Freundschaft zwischen 
unseren Ländern am Herzen liegt, eine Wiederholung solcher 
Vorkommnisse nicht zulassen werden.« (F. RölV/G. Rosenber- 
ger, »CSSR 1962-1968, Dokumentation und Kritik«, S. 257 — Her- 
vorhebung durch die Redaktion) 


Der drohende Unterton war nicht zu überhören, und wie zur Ver- 
deutlichung verlangte Sowjetmarschall Jakubowski* am 14. Mai 
in der »Prawda« gemeinsame Manöver des Ostblocks sowie den 
Entwurf einer gemeinsamen Außenpolitik aller Staaten des War- 
schauer Pakts. 


Zweitens: Während der politische Vorwand für die bewaffnete 
Intervention in der CSSR geschaffen wurde, arbeiteten die Sowjet- 
revisionisten gleichzeitig fieberhaft an der ideologischen Recht- 
fertigung. Am 14. und 15. Juli veranlaßten sie die Partei- und 
Regierungsvertreter Bulgariens, der DDR, Polens und Ungarns 
zu einem gemeinsamen Brief an das Zentralkomitee der Kommu- 
nistischen Partei der CSSR. In diesem Brief wurde erstmals die 





*]. Jakubowski, Hauptkommandierender der Vereinigten Streitkräfte der 
Teilnehmerstaaten des Warschauer Pakts 
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revisionistische Theorie von der »beschränkten Souveränität« auf- 
gestellt, wenn es darin heißt: 


»Wir möchten, daß Sie uns gut verstehen und unsere Absichten 
richtig bewerten. 


Es war und ist nicht unsere Absicht, uns in solche Angelegen- 
heiten einzumischen, die ausgesprochen innere Angelegenheiten 
Ihrer Partei und Ihres Staates sind. Es war und ist nicht unsere 
Absicht, gegen die Prinzipien der Respektierung der Selbständig- 
keit und Gleichheit in den Beziehungen zwischen den kommuni- 
stischen Parteien und den sozialistischen Ländern zu verstoßen ... 


Wir können jedoch nicht damit einverstanden sein, daß feindli- 
che Kräfte Ihr Land vom Weg des Sozialismus stoßen und die Ge- 
fahr einer Lostrennung der Tschechoslowakei von der sozialisti- 
schen Gemeinschaft heraufbeschwören. Das sind nicht mehr nur 
Ihre Angelegenheiten. Das sind die gemeinsamen Angele- 
genheiten aller kommunistischen und Arbeiterparteien und 
aller durch Bündnis, durch Zusammenarbeit und Freund- 
schaft vereinten Staaten.« (Beilage der Zeitschrift »Sowjetunion 
heute« 17/1968, 1.9. 1968) 


Es ist eine schamlose Verfälschung des Marxismus-Leninismus 
in sein gerades Gegenteil, wenn sich die Sowjetrevisionisten mit 
ihrer Theorie der »beschränkten Souveränität« auf Lenin berufen, 
der im Jahre 1919 den prinzipiellen Standpunkt des Proletariats 
zur nationalen Frage im Programmentwurf entwickelte: 


»In der nationalen Frage besteht die Politik des Proletariats, das 
die Staatsmacht erobert hat, zum Unterschied von der bürgerlich- 
demokratischen formalen Proklamierung der Gleichheit der Na- 
tionen, die im Imperialismus nicht zu realisieren ist, darin, unbe- 
irrt die Annäherung und den Zusammenschluß der Arbeiter und 
Bauern aller Nationen in ihrem revolutionären Kampf für den 
Sturz der Bourgeoisie in der Praxis zu verwirklichen. Die Errei- 
chung dieses Ziels erfordert die völlige Befreiung der kolonialen 
und der anderen bisher unterdrückten oder nicht gleichberechtig- 
ten Nationen, einschließlich der Gewährleistung der Freiheit der 
Lostrennung, als Garantie dafür, daß das vom Kapitalismus über- 
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kommene Mißtrauen zwischen den werktätigen Massen der ver- 
schiedenen Nationen und die Erbitterung der Arbeiter der unter- 
drückten Nationen gegen die Arbeiter der Unterdrückernationen 
völlig zerstreut und von einem bewußten und freiwilligen Bündnis 
abgelöst wird.« »Entwurf des Programms der KPRIB\«, Lenin, 
Werke, Bd.29, S. 111) 


Drittens: Unter dem massiven Druck umfangreicher Manöver 
der Warschauer-Pakt-Streitkräfte nötigten die Sozialimperialisten 
die Dubcek-Gruppe auf einem erneuten Gipfeltreffen am 3. Au- 
gust in Bratislava zu einer gemeinsamen »Erklärung der kom- 
munistischen und Arbeiterparteien sozialistischer Länder«. Darin 
wurde die Staatsführung der CSSR verpflichtet, 

e die von den Sowjetführern diktierten »allgemeinen Gesetz- 
mäßigkeiten des Aufbaus der sozialistischen Gesellschaft« zu 
akzeptieren, 

© die Verteidigung dieser »Errungenschaften« auch auf dem Ho- 
heitsgebiet der CSSR als »gemeinsame Pflicht aller sozialisti- 
schen Länder« anzuerkennen, 

e statt Annäherung an den Westen dem Rat für Gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (RGW) »immer größere Bedeutung« beizumes- 
sen; einer weiteren »Spezialisierung der Produktion« in der 
CSSR zuzustimmen und es der Sowjetunion zu erlauben, »die 
Vorzüge der internationalen sozialistischen Arbeitsteilung 
besser zu nutzen«, und schließlich 

e der Sowjetunion das Recht einzuräumen, »gemeinsame Aktio- 
nen« der Bruderländer gegen die »aggressive Politik des Impe- 
rialismus« zu »koordinieren«. (Beilage der Zeitschrift »Sowjet- 
union heute« 17/1968, 1.9. 1968) 


Viertens: Damit waren die ideologisch-politischen Weichen für 
den bewaffneten Überfall auf die CSSR gestellt. Es galt, dem für 
den 9. September 1968 anberaumten außerordentlichen 14. Par- 
teikongreß der KPC, der die Linie des »Aktionsprogramms« be- 
stätigen sollte, zuvorzukommen. Die Sozialimperialisten gingen 
dazu über, die unmittelbaren militärischen Vorbereitungen zu 
»koordinieren«: 
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e 13. August, der sowjetische Verteidigungsminister Andrej A. 
Gretschko inspiziert die Einsatzbereitschaft und politische Ver- 
fassung der in der DDR stationierten sowjetischen Streitkräfte; 

e 14. August, in Gesprächen mit Admiral Verner, dem Chef der 
politischen Hauptverwaltung der NVA (Nationale Volksarmee), 
versichert er sich der politischen Zuverlässigkeit der DDR- 
Streitkräfte; 

e 15. August, Gretschko trifft bei der Nordgruppe der sowjetischen 
Truppen ein und richtet deren Kommandeure und Politoffiziere 
für die bevorstehende Invasion der CSSR aus; 

e 15. August, Einheiten der sowjetischen und ungarischen Streit- 
kräfte beginnen in Ungarn gemeinsame Manöver; 

e 16. August, Gretschko beobachtet die laufenden Manöver in Süd- 
westpolen und führt unter anderem Gespräche mit der »Zen- 
tralen Politischen Abteilung der polnischen Armee«; 

e 19. August, das unter sowjetischer Führung stehende Ober- 
kommandb der Streitkräfte des Warschauer Pakts befehligt we- 
sentliche Einheiten der tschechoslowakischen Volksarmee für 
den 21. und 22. August zu Manövern im Gebirgsgelände in Mit- 
tel- und Westböhmen. Damit sollen der tschechoslowakische 
Generalstab abgelenkt und die Truppen der CSSR am Wider- 
stand gegen die bewaffnete Intervention gehindert werden; 

e 20. August, in der Nacht vom 20. zum 21. August überfallen 
Truppen von fünf Staaten des Warschauer Pakts das Territorium 
der CSSR. 

(»Archiv der Gegenwart«, 20. bis 31. August 1968, S. 14 126/14 127) 


Dieses heimtückisch eingefädelte blutig-aggressive Verbrechen 
der Sozialimperialisten gegen das tschechoslowakische Volk be- 
deutete den vollständigen Bruch des Völkerrechts und auch des 
Warschauer Vertrags (»Vertrag über Freundschaft, Zusammen- 
arbeit und gegenseitigen Beistand« vom 14. Mai 1955). Dieser Ver- 
trag dient laut Artikel 4 ausschließlich zum Schutz gegen einen 
»bewaffneten Überfall«, sichert in Artikel 8 ausdrücklich die »Ach- 
tung der Unabhängigkeit und Souveränität« der Vertragspartner 
und verbietet die Einmischung in deren innere Angelegenheiten. 
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Angesichts dieser in aller Welt wohlbekannten Tatsachen beeil- 
ten sich die Sowjetführer, ihrer sozialimperialistischen Groß- 
machtpolitik den moralischen Anstrich der »brüderlichen Hilfe« zu 
geben. Am 21. August veröffentlichten sie den angeblichen Hilfe- 
rufeiner anonymen »Gruppe von Mitgliedern des Zentralkomitees 
der KPC, der Regierung und der Nationalversammlung der CSSR«. 
Darin wurde in abgeschmacktem, verlogenem Pathos erklärt: 


»In der Erkenntnis unserer hohen Verantwortung vor unserem 
Volk, erfüllt von echtem Patriotismus und von internationaler sozia- 
listischer Solidarität und im Bewußtsein unserer internationalen 
Verpflichtungen haben wir die Initiative ergriffen, um alle patrio- 
tisch gesinnten Kräfte um unserer sozialistischen Zukunft und 
unseres Heimatlandes willen zusammenzuschließen. Die Gefahr 
eines Bruderkampfes, den die Reaktion vorbereitet hat... hat uns 
vor die Notwendigkeit gestellt, den historischen Beschluß zu fassen, 
die Sowjetunion und andere sozialistische Bruderländer um Hilfe 
anzugehen. Unsere Verbündeten haben uns diese Hilfe zur Ver- 
fügung gestellt ... 


Nach Beseitigung der Gefahr eines reaktionären Umsturzes 
werden die verbündeten Truppen das Territorium der Tschecho- 
slowakei räumen.« (Beilage der Zeitschrift »Sowjetunion heute« 
17/1968, 1.9. 1968) 


Aber die Absicht der Sozialimperialisten war alles andere als 
die baldige Räumung des tschechoslowakischen Territoriums, son- 
dern vielmehr die vollständige politische, wirtschaftliche und mili- 
tärische Unterwerfung der CSSR unter die Sowjetunion. Sie ver- 
hafteten die führenden Vertreter der tschechoslowakischen Partei- 
und Staatsführung, darunter den Präsidenten der CSSR, Ludwik 
Svoboda, den Ersten Sekretär des ZK der KPC, Alexander Dubcek, 
den Vorsitzenden der Nationalversammlung, Josef Smrkovsky, 
sowie den Ministerpräsidenten Oldrich Cernik. Sie zwangen sie 
in den sogenannten Moskauer Verhandlungen vom 23. bis 26. Au- 
gust zur Unterwerfung unter den politischen Willen der sowjet- 
revisionistischen Führer. Die revisionistische Dubcek-Gruppe, die 
der werktätigen Bevölkerung uneingeschränkte Demokratie und 
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Wohlstand versprochen hatte, kapitulierte vollständig und wur- 
de zu einem Werkzeug in den Händen der Sozialimperialisten. 


In einer Ansprache über Radio Prag am 27. August warnte 
A. Dukbcek, es wäre 


»... sehr unvernünftig und gefährlich, durch irgendwelche Aktio- 
nen die Truppenbewegungen aufzuhalten ...« (»Archiv der Gegen- 
wart«, S. 14139). 


Und er bat die Bevölkerung um aktive Unterstützung, 


»... wenn wir gezwungen sein werden, einige vorläufige außer- 
gewöhnliche Maßnahmen zu treffen, die den Grad der Demokrati- 
sierung und der Meinungsfreiheit, den wir bereits erreicht haben, 
einschränken werden und die wir in einer normalen Situation nicht 
getroffen hätten« (ebenda). 


Diese Maßnahmen umfaßten: Aufgabe aller Neutralitätsbestre- 
bungen und festere Einbindung in den RGW und Warschauer Pakt, 
Wiedereinführung der Zensur bei Presse, Rundfunk und Fern- 
sehen; Verbot aller antisowjetischen Organisationen und keine Zu- 
lassung neuer politischer Parteien außerhalb der von der KPC kon- 
trollierten »Nationalen Front«, Ausschluß der sogenannten »radi- 
kalen Reformer« aus dem ZK und aus der Regierung. 


Anfang Oktober fanden in Moskau Verhandlungen über einen 
sowjetisch-tschechoslowakischen Truppenstationierungsvertrag 
statt, der am 16. Oktober 1968 unterzeichnet wurde. Er bestimmte 
den unbefristeten Verbleib von sowjetischen Truppen auf dem Ter- 
ritorium der CSSR. Noch am 21. August hatte die Sowjetunion 
zur Dauer des Aufenthalts der Truppen heuchlerisch erklärt: 


»Sie werden unverzüglich aus der CSSR zurückgeführt, sobald 
die entstandene Gefahr für die Errungenschaften des Sozialismus 
in der Tschechoslowakei und die Gefahr für die Sicherheit der 
Länder der sozialistischen Gemeinschaft behoben ist und die legi- 
time Regierung die weitere Stationierung dieser Truppen- 
einheiten für nicht mehr erforderlich hält.« (Erklärung der 
TASS vom 21.8. 1968 — Hervorhebung durch die Redaktion) 
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Doch von diesen Rechten der »legitimen Regierung« findet sich 
in dem Vertrag kein Wort. So offenbart der bewaffnete Überfall 
auf die CSSR vor der Arbeiterklasse und den unterdrückten Völ- 
kern aller Länder das wahre Wesen des bürokratischen Kapita- 
lismus in der Sowjetunion: Sozialismus in Worten - Imperia- 
lismus in Taten! 
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3. Die blutigen Grenzprovokationen der 
Sozialimperialisten gegen das damals noch 
sozialistische China 1969 


Am 2. und 15. März 1969 überfielen bewaffnete Truppen der So- 
wjetunion das Gebiet der im Wusuli-Fluß gelegenen chinesischen 
Insel Dschenbao und eröffneten aus Gewehren und Geschützen 
das Feuer auf die chinesischen Grenzwachen, unter denen es zu 
zahlreichen Toten und Verletzten kam. Frech erklärten die So- 
zialimperialisten in einer sogenannten »Protestnote« die Insel 
Dschenbao zu ihrem Territorium und behaupteten, die chinesi- 
sche Grenzschutzeinheit habe »die sowjetische Staatsgrenze über- 
schritten« und auf die sowjetischen Grenzschutztruppen einen 
»provokatorischen Überfall« gemacht. Die Regierung der Volks- 
republik China erhob schärfsten Protest dagegen und erklärte: 


»Die Insel Dschenbao ist chinesisches Territorium, das ist eine 
unbestreitbare, eherne Tatsache. Selbst dem Chinesisch-Russischen 
Vertrag von Peking, einem ungleichen Vertrag, nach, den der za- 
ristisch-russische Imperialismus im Jahre 1860 dem chinesischen 
Volke aufzwang, gehört das Gebiet der Insel Dschenbao zu China 

. Wie kann man da behaupten, daß das Gebiet der Insel 
Dschenbao plötzlich auf jene Seite der »sowjetischen Staatsgrenze« 
hinübergerutscht sein soll?« (Leitartikel der »Renmin Ribao«, 4. 3. 
1969) 


Der schweren Provokation vom März 1969 waren bereits zahl- 
reiche von der Sowjetunion angezettelte Grenzzwischenfälle an 
der gesamten chinesisch-sowjetischen Grenze vorausgegangen. 
Allein in der Zeit vom 23. Januar 1967 bis zum 2. März 1969 waren 
die Sozialimperialisten während der Frostperiode 16mal auf das 
Gebiet der chinesischen Insel Dschenbao vorgedrungen. Diese Tat- 
sache, hieß es weiter in der Erklärung der Volksrepublik China, 


»... ermöglicht es den Völkern der ganzen Welt ein weiteres Mal, 
ganz deutlich zu erkennen, daß diese Handvoll von Renegaten aus- 
gesprochene Sozialimperialisten und wahre neue Zaren sind. Nach 


Abbildung 5 


Nach dem ungleichen „Chine- 
sisch-Russischen Vertrag von 
Peking“ von 1860, der China 
vom zaristischen russischen 
Imperialismus aufgezwungen 
wurde, ist festgelegt, daß von 
der Flußmündung des Wusuli 
südwärts bis zum Hsingkai- 
See die Grenzlinie zwischen 
China und Rußland entlang 
den Wusuli und die Sunga- 
tscha verläuft. Nach den allge- 
mein anerkannten Grundsät- 
zen des Völkerrechts soll im 
Falle schiffbarer Grenzflüsse 

"I die Mittellinie der Haupt- 
fahrrinne die Grenzlinie bil- 
den, die das Eigentumsrecht 
an den Inseln bestimmt. Die 
Insel Dschenbao und ihre 
benachbarten Inseln Tjiabodsi 
und Tjilitjin liegen alle auf 
chinesischer Seite von der 
Mittellinie der Hauptfahr- 
rinne des Wusuli und unter- 
stehen seit jeher der Ge- 
richtsbarkeit Chinas. Sie sind 
unbestreitber chinesisches 
Territorium. 
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Kartenskizze von der chinesisch-sowjetischen Grenzlinie im Gebiet um 
Chinas Territorium, die Insel Dschenbao 
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Belieben haben sie die Volksmassen einiger osteuropäischer Län- 
der grausam ausgeplündert und brutal unterdrückt, ja, sie haben 
sogar Truppen in Stärke von mehreren hunderttausend Mann zur 
Besetzung der Tschechoslowakei ausgeschickt und weite Gebiete in 
Osteuropa zu ihrer Einflußsphäre gemacht - alles im Versuch, ein 
Kolonialimperium zaristischer Art aufzurichten.« (ebenda) 


Solange die Sowjetunion sozialistisch war, das heißt bis zum 
Machtantritt Chruschtschows auf dem XX. Parteitag der KPdSU 
im Februar 1956, gab es zwischen der Sowjetunion und der Volks- 
republik China wohl offene Grenzfragen, die beiden Ländern 
von der Geschichte hinterlassen worden waren, jedoch keinerlei 
Grenzkonflikt. Was waren dann die Ursachen der bewaffneten 
Auseinandersetzungen im März 1969? Waren es die »unberech- 
tigten Ansprüche« der Volksrepublik China auf Millionen Quadrat- 
kilometer sowjetischen Territoriums, wie die Sozialimperialisten 
glauben machen wollten? Die Pekinger »Volkszeitung« veröffent- 
lichte am 8. März 1963 anläßlich der Kubakrise eine Stellung- 
nahme, in der es zur Frage der Grenzen hieß: 


»Hinsichtlich der noch offenen Fragen, die ein Erbstück der Ver- 
gangenheit sind, waren wir immer der Ansicht, daß sie, sobald die 
Gelegenheiten reif sind, friedlich durch Verhandlungen ge- 
regelt werden sollten, und daß bis dahin der Status quo bei- 
behalten werden solle ...!« (»Archiv der Gegenwart«, 9.3. 1963, 
S. 10463 — Hervorhebung durch die Redaktion) 


In diesem Sinn unterbreitete das Außenministerium der Volks- 
republik China im August 1963 der Sowjetunion konkrete Vor- 
schläge zur friedlichen Klärung der Grenzfragen: 


»@ Jede der beiden Seiten verpflichtet sich, den Status quo an der 
Grenze aufrechtzuerhalten und in keiner Weise die Linie der 
tatsächlichen Kontrolle an der Grenze vorzuschieben. 


© Jede der beiden Seiten verpflichtet sich, Zusammenstöße zu ver- 
meiden, und unter keinen Umständen dürfen das Grenzschutz- 
personal und andere Leute der jeweiligen Seite gegen die andere 
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Seite Gewalt anwenden oder mit Gewalt drohen bzw. auf die 
andere Seite schießen. 


© Zu jenen Gebieten, wo ein Fluß die Grenzlinie bildet, darf die 
Grenzschutzpatrouillenroute jeder Seite die Hauptfahrrinne des 
schiffbaren Flusses nicht überschreiten. 


© Dieses Übereinkommen bezieht sich nicht auf das territoriale 
Eigentumsrecht. Was die Meinungsverschiedenheiten zwischen 
beiden Seiten über die Grenzfrage betrifft, so werden sie ihre 
Beilegung bei den Grenzverhandlungen der zwei Regierungen 
finden.« (»Nieder mit den neuen Zaren! Chinafeindliche Greuel- 
taten der Sowjetrevisionisten auf den Flüssen Wusuli* und He- 
lung**«, Verlag für fremdsprachige Literatur, Peking 1969, ohne 
Seitenzahlen) 


Dies waren klare, gegen jegliche Aggression gerichtete Rege- 
lungen. Die chinesische Regierung ging noch weiter und erklärte 
während der Grenzverhandlungen im Februar 1964: 


»Der »Chinesisch-Russische Vertrag von Aigun«, der »Chinesisch- 
Russische Vertrag von Peking< und andere Verträge, die sich auf 
die derzeitige chinesisch-sowjetische Grenze beziehen, sind alle un- 
gleiche Verträge, die der zaristisch-russische Imperialismus China 
aufzwang, als die Macht nicht in den Händen des Volkes von China 
und Rußland war. Jedoch von dem Wunsch ausgehend, die revo- 
lutionäre Freundschaft zwischen dem chinesischen und dem so- 
wjetischen Volk zu verstärken, ist die chinesische Seite dennoch 
gewillt, diese Verträge als Grundlage für die Festsetzung des ge- 
samten Verlaufs der Grenzlinie zwischen den beiden Ländern und 
zur Beilegung aller vorhandenen Fragen, die sich auf die Grenze 
beziehen, zu nehmen ...« (ebenda) 


Aber die Sowjetführer hatten kein Interesse an Vereinbarun- 
gen zur friedlichen Beilegung des Konflikts und brachten die 
chinesisch-sowjetischen Grenzverhandlungen zum Scheitern. Sie 


* Russisch: Ussuri 
** Russisch: Amur 
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heuchelten, daß sie nicht daran dächten, »... die Aggressionspolitik 
der Zarenregierung und die ungleichen Verträge, die China auf- 
erlegt wurden, zu verteidigen«. Sie wollten nicht »... die russischen 
Zaren in Schutz nehmen, die willkürlich die Grenzen mit den Nach- 
barstaaten zogen«. Gleichzeitig bestanden sie aber darauf, daß das 
vom zaristischen Rußland annektierte chinesische Territorium 
nunmehr rechtmäßiges Eigentum der Sowjetunion sei, indem 
sie demagogisch erklärten, daß auch die chinesischen Kaiser 


»... mit Waffengewalt nicht wenige Gebiete an sich rissen, die an- 
deren gehörten. Aber bei der Verurteilung der reaktionären Hand- 
lungen der obersten Ausbeuter, die die Macht in China und Ruß- 
land innehatten, dürfen wir die Tatsache nicht übersehen, daß jetzt 
zwischen den Staaten geschichtlich entstandene Grenzen be- 
stehen.« (Brief der sowjetischen Regierung vom 29.11.1963, zi- 
tiert in: Horst Pommerening, »Der chinesisch-sowjetische Grenz- 
konflikt«, S. 22/23 — Hervorhebung durch die Redaktion) 


Damit wollten sie das chinesische Volk zwingen, ungleiche Ver- 
träge, die ihm vom Zarismus aufgezwungen worden waren, als 
»geschichtlich entstandene Grenzen« und damit als rechtmäßige 
Grenzen zu akzeptieren. 


Welche Seite hatte recht? Der Völkerrechtler Horst Pommere- 
ning ist dieser Frage in seinem oben zitierten Buch, das 1968 er- 
schien, nachgegangen. Er kommt zu dem Ergebnis: 


»Eine Lehre vom ungleichen Vertrag ... ist in dem vorwiegend 
von Europäern und Amerikanern entwickelten Völkerrecht bisher 
nicht anzutreffen.« Als politischen Grund hebt er völlig richtig her- 
vor: »Es war den Kolonialmächten, die in diesen Jahrzehnten maß- 
geblich das Völkerrecht der Gegenwart entwickelten, nicht zuzu- 
muten, dieser gegen sie gerichteten Waffe durch Institutionalisie- 
rung Wirksamkeit zu verleihen.« (ebenda S. 35) Er kommt zu dem 
Ergebnis, »... daß das Völkerrecht außerhalb des sozialistischen 
Lagers gegenwärtig in der Frage der Wirksamkeit von Verträgen, 
die durch Irrtum, Betrug, Täuschung, Gewalt - gegen Organe oder 
den Staat, physisch oder psychisch - oder durch Drohung mit 
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Gewalt herbeigeführt wurden, zu denen die ungleichen Verträge 
zu rechnen sind, keine klaren Aussagen gibt« (ebenda S.53). 


Im Gegensatz dazu herrscht in den völkerrechtlichen Bezie- 
hungen zwischen sozialistischen Ländern 


»... die Überzeugung, daß ungleiche Verträge aufhebbar seien ..., 
daß weder mit Verjährung noch mit Verwirkung oder Ersitzung 
versucht werden dürfe, sich den Genuß der Vorteile aus solchen 
Verträgen zu erhalten« (ebenda S. 87). 


Wir wollen diese korrekte Darstellung mit Lenins Worten unter- 
streichen, der am 26. Oktober 1917 zur Frage der Aneignung frem- 
der Territorien unmißverständlich feststellte: 


»Unter Annexion oder Aneignung fremder Territorien versteht 
die Regierung, im Einklang mit dem Rechtsbewußtsein der Demo- 
kratie im allgemeinen und der werktätigen Klassen im besonde- 
ren, jede Angliederung einer kleinen oder schwachen Völkerschaft 
an einen großen oder mächtigen Staat, ohne daß diese Völkerschaft 
ihr Einverständnis und ihren Wunsch unmißverständlich, klar 
und freiwillig zum Ausdruck gebracht hat, unabhängig davon, 
wann diese gewaltsame Angliederung erfolgt ist, sowie unabhän- 
gig davon, wie entwickelt oder rückständig eine solche mit Gewalt 
angegliederte oder mit Gewalt innerhalb der Grenzen eines ge- 
gebenen Staates festgehaltene Nation ist, und schließlich unabhän- 
gig davon, ob diese Nation in Europa oder in fernen, überseeischen 
Ländern lebt.« (Lenin, Werke, Bd. 26, S. 240) 


Der erste Vertrag zwischen dem Kaiserreich China und einer 
westlichen Großmacht war der Vertrag von Nipchu (russisch: Nert- 
schinsk), der am 8. September 1689 mit Rußland geschlossen 
wurde. Danach gehörte das gesamte Gebiet nördlich des Helung- 
Flusses (russisch: Amur) bis zum Stanowoi-Gebirge zu China. 
Dieser Vertrag wurde 1728 von der Regierung des Zaren trotz 
ihres großen Interesses an dem Gebiet nördlich des Helung noch 
einmal ausdrücklich ohne jeden Zwang bestätigt, um den russi- 
schen Chinahandel - der strengen Absperrung des Reiches der 
Mitte zum Trotz — endlich regeln zu können. 
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Doch schon bald bereuten der Zar und seine militärischen Rat- 
geber den Vertrag. So erklärte der Kapitän und spätere Admiral 
der russischen »Ost-Flotte«, Gawril Ssarytschew, 1793: 


»Hätte Rußland den Amur, wäre es Herr des östlichen Ozeans. 
Rußland könnte den Handel auf den dortigen Meeren mit weit 
größerem Vorteil als irgendeine andere europäische Macht führen.« 
(J. Semjonow, »Sibirien«, S. 290) 


Gegen Mitte des 19. Jahrhunderts änderte sich die Lage in Asien 
grundlegend, und das gab Rußland die Möglichkeit, die Aufhebung 
des Vertrags von Nipchu (Nertschinsk) und die Annektierung 
des Gebiets nördlich des Helung (Amur) zu betreiben. Wie war 
die Lage, und worin bestand die Veränderung? Wie in anderen 
Nationalstaaten entstand und entwickelte sich auch in dem feu- 
dalen Rußland des 19. Jahrhunderts der Kapitalismus, gefördert 
durch ausländisches Kapital. Dieser aufstrebende russische Ka- 
pitalismus begnügte sich nicht mit dem inneren Markt, sondern 
strebte nach Eroberung äußerer Märkte. Lenin weist in seinem 
Buch »Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland« auf die Ge- 
setzmäßigkeit dieses Expansionsdrangs des Kapitalismus hin: 


»Wenn Sibirien innerer und China äußerer Markt ist, wozu 
gehört dann die Mandschurei? Solchen Fragen kommt keine große 
Bedeutung zu. Wichtig ist, daß der Kapitalismus nicht bestehen 
und sich nicht entwickeln kann ohne ständige Erweiterung seiner 
Herrschaftssphäre, ohne Kolonisation neuer Länder und Ein- 
beziehung nichtkapitalistischer alter Länder in den Strudel der 
Weltwirtschaft. Und diese Eigenschaft des Kapitalismus machte 
und macht sich in Rußland nach der Reform (gemeint ist die 
Bauernreform von 1861, Aufhebung der Leibeigenschaft in Ruß- 
land - die Redaktion) mit größter Kraft geltend.« (Lenin, Werke, 
Bd. 3, S. 615) 


Für die Eroberung der Randgebiete im Mittleren und Fernen 
Osten hatte Rußland eine besonders günstige Lage. Diese bot dem 
Kapitalismus ein greifbares Ziel zur Kolonisierung dieser Gebiete. 
Rußland wurde zu einem ernstzunehmenden Konkurrenten im 
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Kampf der Großmächte um die Aufteilung der Welt. Die Groß- 
mächte England und Frankreich im Verein mit den USA fielen in 
den beiden sogenannten Opiumkriegen von 1841/42 und 1856-58 
wie Bestien über China her und zwangen es zum Abschluß un- 
gleicher Verträge, die dem ausländischen Handel neue Häfen eröff- 
neten und den Kolonialmächten das Recht der Freizügigkeit sowie 
der Schiffahrt auf den chinesischen Binnengewässern einräumten. 
In welcher Weise es das zaristische Rußland verstand, die Lage 
des wehrlos zu einer Halbkolonie herabgesunkenen chinesischen 
Kaiserreichs für seine eigene Expansion zu nutzen, beschreibt 
treffend Friedrich Engels in seiner Schrift »Die Erfolge Rußlands 
im Fernen Osten«: 


»Während sich die Briten mit untergeordneten chinesischen 
Beamten in Kanton rauften ... nahmen die Russen das Land nörd- 
lich des Amur und südlich davon den größeren Teil der mand- 
schurischen Küste in Besitz; sie befestigten sich dort, begannen mit 
Vermessungen für eine Eisenbahnlinie und entwarfen die Pläne 
für Städte und Häfen. Als sich England endlich entschlossen hatte, 
den Krieg nach Peking vorzutragen, und Frankreich sich ihm an- 
schloß, in der Hoffnung, etwas für sich herauszuschlagen, gelang 
es Rußland, den Eindruck des selbstlosen Beschützers der schwa- 
chen Chinesen zu erwecken und beim Friedensschluß fast in der 
Rolle des Vermittlers aufzutreten, obwohl es just in diesem Au- 
genblick China eines Gebietes, so groß wie Frankreich und Deutsch- 
land zusammengenommen, und eines Stromes von der Länge der 
Donau beraubte ... Nicht zufrieden damit, hat es erreicht, daß eine 
russisch-chinesische Kommission zur Festlegung der Grenzen ge- 
bildet worden ist. Nun, wir alle wissen, was solch eine Kommis- 
sion in den Händen Rußlands ist. Wir haben solche Kommissio- 
nen an den asiatischen Grenzen der Türkei arbeiten sehen, wo sie 
mehr als zwanzig Jahre lang von diesem Lande ständig Stück für 
Stück abgeschnitten hatten ...« (Marx/Engels, Werke, Bd. 12, S. 622 
und 624) 


Auf diese Weise zwang Rußland das chinesische Kaiserreich zur 
Annullierung des Vertrages von Nipchu (Nertschinsk) und zur 
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Annahme der ungleichen Verträge von Aigun (1858) und Peking 
(1860), die Rußland »zu dem kostbaren Landstrich zwischen dem 
Tatar-Golf und dem Baikal-See« verhalfen, »einem Gebiet, das 
Rußland von jeher glühend begehrt und dessen es sich ... immer 
zu bemächtigen versucht hatte« (Karl Marx in Marx/Engels, Werke, 
Bd. 12, S. 588/589). 


Da den Sowjetrevisionisten diese unbestreitbaren geschicht- 
lichen Tatsachen völlig klar waren, gingen sie daran, den dialek- 
tischen und historischen Materialismus völlig auf den Kopf zu 
stellen, und erklärten am 2. September 1964 in der »Prawda«: 


»Wenn man zur Methode der »historischen Bezugnahme« in der 
Frage der Grenzen greift, kann man alles, was man will, beweisen.« 


Und so verfuhren sie dann auch, indem sie behaupteten: 


»Mit der Eroberung der nördlichen Hälfte des Amur-Beckens 
durch Rußland und der südlichen Hälfte durch China wurden die 
tatsächlichen Grenzen gezogen. Vor mehr als 100 Jahren ist dieser 
Grenzstand durch die Verträge von Aigun und Peking festgelegt 
worden. Niemand bestreitet: die zaristische Regierung betrieb eine 
Eroberungspolitik, ebenso wie die chinesischen Kaiser ihren Mög- 
lichkeiten entsprechend die gleiche Eroberungspolitik betrieben 
haben. Zu verschiedenen Zeiten waren einmal diese und ein ander- 
mal jene stärker, und dementsprechend gewann einer über den 
anderen die Oberhand ... Eben deshalb sagen wir, daß die gegen- 
wärtige Grenze historisch entstanden und durch das Leben selbst 
gefestigt ist und daß die Grenzverträge eine Basis sind, über die 
man nicht streiten kann.« (»Archiv der Gegenwart«, 12.9. 1964, 
S.11418) 


Eroberung hin, Eroberung her, das ist eben der Lauf der Dinge 
— der Stärkere setzt sich durch und zwingt dem Schwachen sein 
»Recht« auf — wie kann man darüber streiten. Das ist die Logik 
der Imperialisten! Auch Horst Pommerening, den wir bereits oben 
zitiert haben, deckt den Verrat der sowjetischen Führer am Mar- 
xismus-Leninismus auf: 
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»Die Sowjetunion sieht sich jetzt einer Macht gegenüber (der Volks- 
republik China - die Redaktion), die ungeachtet tiefgreifender ideo- 
logischer Gegensätze als ein Mitglied des sozialistischen Lagers ein 
anderes Mitglied dieses Lagers mit Argumenten bedrängt, die die- 
ses selbst geschaffen hat. Damit drängt die Volksrepublik China die 
Sowjetunion in gefährliche Nähe der sogenannten imperialistischen 
Staaten und deren Beweisführung. Diese Position verlangt der So- 
wjetunion ein Verhalten ab, das unvermeidliche Gegensätze zu 
früheren Erklärungen und Handlungen mit sich bringt.« »Der chi- 
nesisch-sowjetische Grenzkonflikt«, S. 176) 


Eine dieser früheren Erklärungen war die »Erklärung« der 
Sowjetunion vom 25. Juli 1919 »an die Chinesische Nation und 
die Regierungen des Südlichen und Nördlichen Chinas, in der un- 
mißverständlich festgestellt wurde, daß die sowjetische Regierung 
auf die Eroberungen verzichtet, die die zaristische Regierung ge- 
macht hat, als sie China der Mandschurei und anderer Gebiete 
beraubte. In der Deklaration der Sowjetunion vom 27. September 
1920 hieß es: 


»Die Regierung der Russischen Sozialistischen Föderativen 
Sowjetrepubliken erklärt sämtliche von den früheren Regierungen 
Rußlands mit China geschlossenen Verträge für null und nichtig 
und widerruft die Gültigkeit aller Annektierungen chinesischen 
Territoriums sowie aller Konzessionen in China und gibt China, 
frei von Abgaben und für immer, alles zurück, was ihm durch den 
Zaren und die russische Bourgeoisie geraubt wurde.« (»Archiv der 
Gegenwart«, 12.9. 1964, S. 11419) 


Diese Ankündigung wurde in dem chinesisch-sowjetischen Ab- 
kommen vom 31. Mai 1924 wahrgemacht. Nach Artikel III des 
Vertrags sollte eine Konferenz einberufen werden, damit unter 
Aufhebung aller alten Vereinbarungen neue Verträge auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung und im Geiste der Erklärun- 
gen von 1919 und 1920 vereinbart werden könnten. Der Artikel 
VII legte fest: 


»Die beiden vertragschließenden Parteien stimmen überein, ihre 
nationalen Grenzen zu redemarkieren (neu festzulegen - die Re- 
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daktion) ... und in der Zwischenzeit die gegenwärtigen Grenzen 
beizubehalten ...« (ebenda S. 11419) 


Über die konkreten Gründe, warum diese Konferenz nicht zur 
tatsächlichen Rückgabe aller annektierten Gebiete an China führ- 
te, liegen uns keine offiziellen Dokumente vor. Tatsache ist jedoch, 
daß die reaktionäre Mandschu-Dynastie in Peking den Einfluß 
der sozialistischen Sowjetunion auf die in revolutionärer Gärung 
befindlichen Arbeiter- und Bauernmassen Chinas fürchtete (im 
Süden Chinas hatte bereits die bürgerlich-demokratische Revo- 
lution unter Sun Yatsen gesiegt) und zu keinerlei Zugeständnis- 
sen an die Sowjetunion bereit war. Unabhängig davon beweisen 
die geschichtlichen Tatsachen: 


1. Der Standpunkt der unter Führung Mao Tsetungs stehenden 
Regierung der VR China war gerecht und basierte auf der 
Grundlage des Marxismus-Leninismus. Er stimmte überein mit 
den Prinzipien der von Lenin geprägten Außenpolitik der So- 
wjetunion. 

2. Die Regierung der VR China beabsichtigte nicht, ihr Recht 
militärisch zu erzwingen, weswegen sie der Regierung der 
Sowjetunion annehmbare Vorschläge zur friedlichen Regelung 
des Grenzkonflikts unterbreitete. 


Warum war die Sowjetunion nicht bereit, sich auf dieser ehe- 
mals gemeinsamen Grundlage mit der VR China friedlich zu ei- 
nigen? Weil sie diese Grundlage seit dem Verrat Chruschtschows 
am Marxismus-Leninismus verlassen und sich Schritt für Schritt 
zu einer sozialimperialistischen Supermacht entwickelt hatte. Die 
KP Chinas entlarvte diesen Verrat und gestattete es den neuen 
Zaren nicht, sich mit ihrer imperialistischen Politik vor den Völ- 
kern als »Marxisten-Leninisten« zu tarnen. Die Sozialimperia- 
listen fürchteten den wachsenden Einfluß der revolutionären Linie 
Mao Tsetungs und die Sympathien, die das sozialistische China 
im sowjetischen Volk besaß. Daher gingen sie dazu über, die Re- 
gierung der VR China als »chauvinistische Mao-Clique« zu diffa- 
mieren und massive Vorbereitungen für eine militärische Liqui- 
dierung des sozialistischen Chinas zu treffen. 
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Was immer weniger verborgen blieb, waren die zirka 50 kriegs- 
starken sowjetischen Divisionen, die 1969 an der chinesischen 
Grenze von der nordkoreanisch-sowjetischen Grenze bis zum Pa- 
mir-Gebirge aufmarschiert waren, war die Tatsache, daß die 
Sowjetunion in der äußeren Mongolei die Flugplätze für Fern- 
bomber ausbaute, daß in Wladiwostok und Nachodka (am Japa- 
nischen Meer) an die 150 Unterseeboote zusammengezogen wur- 
den, darunter atomgetriebene Unterwasser-Raketenträger. 


Die Sozialimperialisten, die keine Skrupel hatten, die Tsche- 
choslowakei zu überfallen, verfolgten den Plan, China in einen 
Krieg zu verwickeln. 


Die Regierung der VR China traf alle Vorbereitungen auf den 
Kriegsfall und warnte die Sowjetrevisionisten: 


»Niemand darf Chinas territoriale Integrität und Souveränität 
verletzen. Wir greifen nicht an, wenn wir nicht angegriffen 
werden; wer uns angreift, hat aber unbedingt mit unserem 
Gegenangriff zu rechnen. Die Zeiten sind schon längst vorbei, 
da das chinesische Volk von anderen terrorisiert wurde. Ihr seid 
völlig blind und träumt bei hellichtem Tage, wenn ihr noch immer 
glaubt, ihr könnt dem großen chinesischen Volk mit den Tricks des 
zaristischen Rußlands beikommen. Wenn ihr eure militärischen 
Provokationen fortsetzt, werdet ihr bestimmt aufs strengste bestraft 
werden. Ganz gleich, in welcher Stärke und mit wem ihr kommt, 
werden wir euch entschlossen, gründlich, restlos und voll- 
ständig vernichten. Das chinesische 700 Millionen-Volk und die 
Chinesische Volksbefreiungsarmee, die mit den Maotsetungideen 
gewappnet sind und sich in der Großen Proletarischen Kultur- 
revolution gestählt haben, sind stärker denn je. Wer immer es wagt, 
in unser großes sozialistisches Vaterland einzufallen, wird sich 
unausbleiblich einen blutigen Kopf holen und sich das Genick 
brechen!« (Leitartikel der »Renmin Ribao«, 4.3. 1969) 


Diese entschlossene Reaktion des chinesischen Volks ließ die 
Sozialimperialisten vor der Verwirklichung ihrer verbrecherischen 
Absichten zurückschrecken. 
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4. Die Expansion des Sozialimperialismus 
in Afrika und Asien 


Im Dezember 1979 überfielen sowjetische Truppen Afghanistan, 
besetzten das Land mit denselben Methoden wie westliche Impe- 
rialisten, die wir im REVOLUTIONÄREN WEG 16, »Der staats- 
monopolistische Kapitalismus in der BRD, I. Teil«, so charakteri- 
siert haben: 


»Rohstoffquellen, Absatzgebiete und Kapitalanlagen, das sind 
die imperialistischen Ziele aller Monopolkapitalisten. Um diese 
Ziele zu erreichen, ist den Imperialisten jedes Mittel recht, diplo- 
matische Intrigen, Bestechung, Beteiligung am Profit, Erpressung, 
Bedrohung, Mordanschläge, Regierungsumbildungen mittels Kor- 
ruptionen, militärischer Umsturz mit Hilfe korrumpierter Offiziere, 
militärischer Überfall von außen durch fremde Söldner oder eigene 
Truppen usw. usf.« (S.51) 


Wie wir am Beispiel Äthiopien und Afghanistan zeigen werden, 
trifft dies voll und ganz auf die sozialimperialistische Sowjet- 
union zu. Dabei soll besonders auf die Armee in den Entwick- 
lungsländern als eines der Hauptinstrumente der Sozialimperia- 
listen bei der neokolonialen Unterjochung eingegangen werden. 


Die imperialistische Theorie von der »Armee als 
führender Kraft« im Kampf der Völker um nationale 
und soziale Befreiung 


Anfang der sechziger Jahre betrieben private Stiftungen ame- 
rikanischer Konzerne und das State Department (Außenministe- 
rium der USA in Washington) eine immer intensivere sozial- 
wissenschaftliche Forschung über die »Rolle des Militärs in den 
Entwicklungsgesellschaften«. Indem das Militär als Träger des 
sozialen Wandels hin zu einer modernen Gesellschaft (natürlich 
nach amerikanischem Vorbild) bezeichnet wurde, schufen sich 
die US-Imperialisten eine Theorie, die ihrer Einmischung in die 
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inneren Angelegenheiten der Entwicklungsländer, wie sie in zahl- 
reichen Militärputschen zum Ausdruck kam, den Glanz der Ent- 
wicklungshilfe und des demokratischen Fortschritts geben sollte. 
Sie war gleichzeitig die Grundlage für eine Strategie und Taktik 
der Subversion. Bassam Tibi (Professor für Politikwissenschaft), 
der diese Zusammenhänge eingehend studiert hat, macht in sei- 
ner 1973 erschienenen ausgezeichneten Untersuchung »Militär 
und Sozialismus in der Dritten Welt« eine äußerst bedeutsame 
Entdeckung: Nicht nur die amerikanischen Militärsoziologen, son- 
dern auch die revisionistischen Theoretiker des Sozialimperialis- 
mus heißen die Militärherrschaft in den Entwicklungsländern gut. 
Sie stellen die Militärs als Träger der »nationaldemokratischen 
Revolution« dar, die die Entwicklungsländer maßgeblich aufeinen 
»nicht-kapitalistischen Entwicklungsweg« zum Sozialismus füh- 
ren. Bassam Tibi ist erstaunt, daß die sowjetischen Theoretiker 
nicht wenig von den amerikanischen Militärsoziologen übernom- 
men haben. Wir wollen das in einer ausführlicheren Gegenüber- 
stellung deutlich machen und zitieren zunächst Lucian W. Pye, 
einen der einflußreichsten Vertreter der amerikanischen Militär- 
soziologie. 


Pye entwickelt eine Doktrin, nach der Veränderungen in »tra- 
ditionellen« Gesellschaften nur durch Maßnahmen von oben, durch 
staatliche Organisationen möglich sind. Dazu hält er die Armee 
für am besten geeignet, weil unter der Kolonialverwaltung mit der 
Bildung von Kolonialarmeen bereits ein Grundstock einer eigen- 
ständigen Armee geschaffen wurde. Die Ausbildung der Offiziere 
dieser Armeen sei an den Fähigkeiten einer industriellen Gesell- 
schaft orientiert, so daß diese Offiziere »gezwungen sind, Model- 
le außerhalb ihrer Gesellschaft zu suchen« (»Militär und Sozia- 
lismus in der Dritten Welt«, S. 77). 


»Der Soldat muß stets über die Grenzen seines Landes schauen 
und seine Organisation mit ausländischen Armeen vergleichen. 
Deshalb gewahrt er die internationalen Standards in einem höhe- 
ren Maße und hat eine größere Sensibilität für die Schwächen sei- 
ner eigenen Gesellschaft.« (Lucian W. Pye, »Armies in the Process 
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of Political Modernisation«, in: John J. Johnson (ed.), »The Role of 
the Military in Underdeveloped Countries«, Princeton N. J., 1962, 
S. 70 - Übersetzung durch Bassam Tibi) 


Die Armee müsse stets »modernisiert« und »effizienter« (wir- 
kungsvoller) werden »ohne Rücksicht auf die existierenden Rea- 
litäten« (ebenda). Bei der Modernisierungsideologie des Militärs 
handele es sich um einen 


»... verantwortungsbewußten Nationalismus. Es wird so sein, 
daß der Rekrut von der Tatsache beeindruckt wird, Opfer bringen 
zu müssen, um die Ziele des Nationalismus zu verwirklichen.« 
(ebenda S. 83) 


Die Armee habe eine stabilisierende Funktion vor allem ange- 
sichts der Tatsache, 


»... daß der Urbanisierungsprozeß (Verstädterungsprozeß, sprich 
Vordringen des Imperialismus — die Redaktion), wie er sich in asia- 
tischen, afrikanischen und lateinamerikanischen Gesellschaften 
vollzog, dahin tendierte, eine im höchsten Maße unruhige, unsi- 
chere Bevölkerung zu erzeugen. Jene, die gezwungen wurden, das 
Land zu verlassen bzw. von den Städten angezogen wurden, be- 
finden sich in einer psychologisch gesehen beängstigenden Situa- 
tion. Diese Leute sind es, die sich dann einer extremistischen Politik 
zuwenden und ihre persönliche und soziale Sicherheit in politi- 
schen Bewegungen suchen, die ihnen totale Hingabe abverlangen.« 
(ebenda S. 81) 


Die Armee als moderne Organisation dagegen bewahre Distanz 
zu den sozialen Problemen der jeweiligen Gesellschaft, was es ihr 
besser ermögliche, mit den USA zusammenzuarbeiten: 


»Als Konsequenz aus der Tatsache, daß die Armee in unterent- 
wickelten Ländern die modernisierteste öffentliche Organisation 
ist, ergibt sich, daß die Militärs selbstsicherer und eher in der Lage 
sind, offen und herzlich mit den Vertretern der Industrieländer zu 
verhandeln. Militärische Führer sind des öfteren weniger miß- 
trauisch gegenüber dem Westen als zivile Führer, weil sie selbst- 
sicherer sind, und diese Sicherheit ermöglicht es ihnen, ihre Länder 
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realistischer einzuschätzen. All diese Faktoren lassen die militä- 
rischen Führer leichter die Tatsache akzeptieren, daß ihre Länder 
schwach sind und der Westen stark ist, ohne daß sie dadurch 
emotional bewegt oder dem Westen gegenüber feindlich gesinnt 
werden.« (ebenda S. 87) 


Diese Ausführungen lassen in ihrer imperialistischen Offenheit 
nichts zu wünschen übrig. Etwa fünf Jahre später beschäftigten 
sich die sowjetrevisionistischen Theoretiker ebenfalls mit der Rolle 
der Armee in den unterentwickelten Ländern und mußten fest- 
stellen, daß die US-Imperialisten auf diesem Gebiet einen erheb- 
lichen Vorsprung hatten. In dem dreibändigen Standardwerk 
»Klassen und Klassenkampf in den Entwicklungsländern«, das 
von 1967 bis 1968 durch das »Institut für Weltwirtschaft und inter- 
nationale Beziehungen an der Akademie der Wissenschaften der 
UdSSR« herausgegeben wurde, kamen sie zu der Feststellung, 


»... daß die gesellschaftliche und politische Rolle der Armee in 
den schwach entwickelten Ländern einer wesentlich gründlicheren 
Analyse bedarf, als das bisher in der sowjetischen wissenschaft- 
lichen Literatur zu finden ist. Das ist um so wichtiger, weil die- 
se Frage im Westen in den letzten Jahren im Mittelpunkt 
der Untersuchungen stand.« (Bd.1, S.261 — Hervorhebung 
durch die Redaktion) 


Bei ihrer »gründlichen Analyse« der Frage in dem besonderen 
Abschnitt »Das Offizierskorps« kamen sie ebenso wie der Ameri- 
kaner Pye zu dem Ergebnis, daß das Militär in den schwach ent- 
wickelten Ländern am besten geeignet sei, auf die politische Ent- 
wicklung Einfluß zu nehmen, weil 


»... die Armee ihrem Wesen nach die einzige gesamtnationale Insti- 
tution in einer Gesellschaft war, in der sich die Nation im modernen 
Sinne gerade erst in der Herausbildung befindet, in der gesamt- 
nationale Bindungen schwach sind und Familien-, Sippen-, Stam- 
mes- und regionale Bindungen noch in stärkerem Maße das Be- 
wußtsein der Menschen bestimmen als das Gefühl der Zugehörig- 
keit zu einer einzigen Gemeinschaft.« (ebenda S. 264) 
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Dabei müsse man sich vorrangig mit der Analyse des Offiziers- 
korps beschäftigen, denn 


»... diese Kategorie ist die wichtigste, weil die Offiziere überall 
die Soldaten mit sich ziehen und als Initiatoren der politischen 
Aktionen auftreten ... 


Die Masse der Soldaten ist in den meisten Fällen politisch ge- 
nauso unentwickelt und passiv wie die Bauernschaft, aus der sie 
kommt.« (ebenda S. 262 und S. 277) 


Dieses Offizierskorps, das sich vorwiegend aus dem städtischen 
und mehr noch aus dem bäuerlichen Kleinbürgertum rekrutiert 
und im Widerspruch zu der herrschenden Feudalordnung steht, 
sei hervorragend für eine Beeinflussung von außen geeignet, 
denn: 


»Niemand fühlt so stark die Rückständigkeit eines Staates wie 
der Offizier, der während der militärischen Ausbildung mit der 
Lage nicht nur der anderen Armeen in den entwickelteren Ländern 
vertraut wird, sondern in gewissem Maße auch den Zustand der 
Wirtschaft dieser Länder, ihre wissenschaftlichen und kulturellen 
Errungenschaften kennenlernt.« (ebenda S. 265) 


Ebenso wie bei den US-Imperialisten bekommt die Armee für 
die neokolonialistischen Pläne der Sozialimperialisten einen her- 
vorragenden Stellenwert: 


»Damit wird die Armee unter den Verhältnissen einer rückstän- 
digen, kolonialen oder halbkolonialen Gesellschaft zu einer Kraft, 
die bereit ist, sich in die nationale antiimperialistische Bewegung 
einzureihen. Mehr noch, sie ist bereit, die Rolle des Vortrupps 
dieser Bewegung zu übernehmen, weil sie in der Erkenntnis 
ihrer einzigartigen Stellung im Staat vom Gefühl einer besonderen 
historischen Verantwortung durchdrungen ist.« (ebenda S. 266 — 
Hervorhebung durch die Redaktion) 


Nach dem Vorbild der US-Imperialisten unterschieben die So- 
wjetrevisionisten dem bürgerlichen Nationalismus der Offiziere 


520 Kapitel V/4 





eine fortschrittliche Rolle im Kampf der unterdrückten Völker um 
ihre nationale und soziale Befreiung. Indem der Nationalismus 
»... als erstes und wichtigstes Element der Ideologie der Armee zum 
Ausdruck« kommt, »... ist die Armee eine Schule des Nationalis- 
mus und Patriotismus« (ebenda S. 266). 


»Der Nationalismus, der gegen den äußeren Unterdrücker ge- 
richtet war, wird nach der Erringung der Unabhängigkeit zum 
Protest und zur Empörung gegen die »käuflichen Politiker« (gemeint 
sind diejenigen Elemente, die mit den US-Imperialisten zusam- 
menarbeiten wollen, statt sich in die Abhängigkeit vom Sozial- 
imperialismus zu begeben — die Redaktion), die den Staat in ihre 
Privatwirtschaft verwandeln, zum Spielball ihrer Kombinationen 
machen und nicht mit dem nationalen Vermögen wirtschaften 
können.« (ebenda S. 266/267) 


In dem schwankenden Charakter des Offizierskorps, dem die 
Sowjetrevisionisten die Führungsrolle zugedacht haben, liegt denn 
auch die größte Gefahr für die Ziele des Sozialimperialismus: 


»Deshalb sind die in der letzten Zeit im Westen verbreiteten Be- 
hauptungen (von wem? - die Redaktion), mit denen die Armeen 
der afroasiatischen Länder als eine demokratische und revolu- 
tionäre Kraft in den Himmel gehoben werden, völlig unhaltbar ... 
Der Nationalismus ist ein zweischneidiges Schwert, er besitzt eine 
antiimperialistische Seite, kann sich aber auch gegen die demo- 
kratischen Kräfte (gemeint sind die mit der Sowjetunion verbün- 
deten - die Redaktion) richten.« (ebenda S. 270) 


Daher darf das Feld — die Rohstoffquellen, Absatzgebiete und 
Kapitalanlagen in den Entwicklungsländern — nicht den Agenten 
des US-Imperialismus überlassen werden, denn: 


»Diese Widersprüche im Charakter des Offizierskorps rufen die 
Auseinandersetzung hervor, deren Ausgang offensichtlich im we- 
sentlichen von äußeren Faktoren abhängt, davon, wer auf die 
Armee den größten ideologischen Einfluß ausüben kann.« (ebenda 
S.278 — Hervorhebung durch die Redaktion) 


Abbildung 6 
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In ihrem grenzenlosen Ehrgeiz, die US-Imperialisten auszu- 
stechen, zögern die Sozialimperialisten nicht, den Marxismus-Le- 
ninismus als Firmenschild zu benutzen, hinter dem sie vor den 
Völkern ihre reaktionären Ziele zu tarnen suchen. Dabei schrecken 
sie nicht davor zurück, den Marxismus-Leninismus in heim- 
tückischer Weise zu fälschen. Sie ersetzen die von Marx und Lenin 
propagierte führende Rolle der Arbeiterklasse durch die führende 
Rolle des aufstrebenden Kleinbürgertums und der Bourgeoisie. 


Es ist eine Tatsache, daß in vielen Ländern Asiens und Afrikas, 
wo die feudalen Strukturen einer rückständigen Agrargesellschaft 
überwiegen und die kapitalistische Produktionsweise noch wenig 
Fuß gefaßt hat, die Bourgeoisie politisch und ökonomisch äußerst 
schwach und auch die Arbeiterklasse zahlenmäßig klein ist. So 
gibt es in Afghanistan unter rund 15 Millionen Einwohnern nur 
40 000 Industriearbeiter, dafür aber beispielsweise zwei Millionen 
Nomaden. Deshalb kann die Arbeiterklasse als führende Kraft die 
Befreiung ihrer Länder von Imperialismus und Feudalismus auch 
nur im Bündnis mit der überwältigenden Masse der Bauern, dem 
städtischen Kleinbürgertum und den antiimperialistisch einge- 
stellten Teilen der Bourgeoisie (nationale Bourgeoisie) erringen. 
Ist die volksdemokratische Revolution vollendet, kann die Partei 
des Proletariats (so wie es in China unter Führung Mao Tsetungs 
geschehen ist) die sozialistische Revolution und den Aufbau des 
Sozialismus einleiten. 


Eine solche revolutionäre Entwicklung würde es jedoch den So- 
zialimperialisten unmöglich machen, diese Länder in ihre wirt- 
schaftliche und politische Abhängigkeit zu bringen. Deshalb kon- 
struieren sie eine besondere Zwischenetappe des »nichtkapitali- 
stischen« — das heißt nicht am westlichen Imperialismus orien- 
tierten — »Entwicklungsweges«, die unter Führung der an die 
Macht gelangten Kleinbürger (sogenannte »revolutionäre Demo- 
kraten«), Offiziere usw. angeblich in den Sozialismus münden soll. 
Das entscheidende Merkmal dieser Zwischenetappe ist, daß die 
unterentwickelten Länder sie nicht aus eigener Kraft, sondern 
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nur mit Hilfe von Krediten, Exportgütern und Beratern aus 
der Sowjetunion durchlaufen können: 


»Die wichtigste Voraussetzung für die nichtkapitalistische 
Entwicklung ist die Festigung der wirtschaftlichen und politischen 
Beziehungen zu den sozialistischen Ländern und die Hilfe der so- 
zialistischen Staaten für die Völker der wirtschaftlich schwach ent- 
wickelten Länder in allen Etappen der nationalen Befreiungs- 
revolution und ihres Hinüberwachsens in die sozialistische.« (eben- 
da Bd.3, S.295 — Hervorhebung durch die Redaktion) 


Diese »Zwischenetappe«« ist ein hinterhältiger Betrug an den um 
ihre nationale und soziale Befreiung ringenden unterdrückten Völ- 
kern. Sie mündet nicht in den Sozialismus, sondern in den büro- 
kratischen Kapitalismus nach dem Vorbild der Sowjetunion. 
Die Einführung des sogenannten »realen Sozialismus« — das heißt 
des bürokratischen Kapitalismus - ist dann nichts anderes als die 
endgültige Eingliederung der Entwicklungsländer in das neokolo- 
niale System der Sowjetunion. Das soll durch die Wandlung der 
souveränen Regierungen dieser Länder zu Marionetten des So- 
zialimperialismus geschehen, indem diese ideologisch beeinflußt, 
bestochen und mit allen erdenklichen Mitteln auf die Seite des 
Sozialimperialismus gezogen werden: 


»Der wahrhafte Lehrer der revolutionären Demokraten, die auf- 
richtig eine Verbesserung des Lebens der werktätigen Massen an- 
streben, ist der Weltsozialismus (der Sozialimperialismus — die 
Redaktion). Selbst in den Ländern, in denen noch keine marxis- 
tisch-leninistischen Parteien bestehen, werden die revolutionären 
Demokraten vom Leben selbst, von der Logik der Ereignisse auf 
die Seite des Sozialismus — der stärksten Kraft der Gegenwart — 
gezogen, die mit all ihren Erfahrungen, mit ihrer gesamten inter- 
nationalen Autorität, ihren Kenntnissen und materiellen Ressour- 
cen umfassend hilft, daß die Völker, die sich entschlossen haben, 
die Entwicklung zum Sozialismus einzuschlagen, diesen fort- 
schrittlichsten Weg ungehindert gehen können.« (ebenda S. 319/320 
— Hervorhebungen durch die Redaktion) 
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Bassam Tibi, den wir bereits oben zitiert haben, durchschaut 
nicht, daß die imperialistische Außenpolitik der Sowjetunion ihren 
Ursprung in der Restauration des Kapitalismus und damit im 
Streben nach Maximalprofit hat. Er kommt jedoch zu dem richti- 
gen Ergebnis, 


»... daß die beiden erwähnten Theorien realen Bedürfnissen der 
USA bzw. der Sowjetunion entsprechen; sie dienen je den außen- 
politischen Interessen beider Länder und haben mehr eine Legiti- 
mations- als eine Erklärungsfunktion« (»Militär und Sozialismus 
in der Dritten Welt«, S. 14). 


Er kritisiert scharf »die sowjetische Unterstützung halbkolonia- 
ler Militärdiktaturen und deren Verbrämung als »nationale De- 
mokratien«« (ebenda S. 94) und hält dem reaktionären sowjet- 
revisionistischen Machwerk entgegen: 


»In der Geschichte der unterentwickelten Länder hat sich das 
Kleinbürgertum bisher stets dazu entschieden, eine Allianz mit der 
Jeweiligen einheimischen besitzenden Klasse und deren Stütze: dem 
Imperialismus, einzugehen, wobei es diese Allianz mit sozialisti- 
schen und antiimperialistischen Metaphern (bildhaften Über- 
tragungen - die Redaktion) verschleiert und seine Herrschaft mit 
einem revolutionären Pathos umgibt. Die propagierte »revolutio- 
näre« Ideologie hat freilich ihre objektiv gesellschaftliche Notwen- 
digkeit: Sie dient dazu, die sozial unterprivilegierten Klassen, deren 
Interesse allein das Militärregime zu verfolgen vorgibt, in Ohn- 
macht zu halten, um die eigene Herrschaft und Existenz, die an 
die Existenz des bestehenden Systems gebunden ist, aufrechtzuer- 
halten.« (ebenda S. 84) 


Äthiopien: die »revolutionäre Militärdiktatur« des Major 
Mengistu, eine Marionette des Sozialimperialismus am 
Horn von Afrika 


In den siebziger Jahren wurde der Indische Ozean zu einem 
Brennpunkt der Rivalität der Supermächte: 
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© In der Region des Persischen Golfs lagern die größten leicht zu- 
gänglichen Mineralölvorräte der Welt. Von hier aus verlaufen 
in westlicher und östlicher Richtung die wichtigsten Tanker- 
routen nach Europa und Japan. 


e Die US-Imperialisten kontrollieren diese Routen durch zahl- 
reiche Militärstützpunkte an den Küsten Afrikas im Roten 
Meer, vom Golf von Aden bis zum Golf von Oman und schließ- 
lich auf der Insel Diego Garcia im Indischen Ozean. Die Sozial- 
imperialisten streben ebenfalls nach Kontrolle dieser Region 
und haben ebenfalls Militärstützpunkte an den Küsten Afrikas 
errichtet. 


Abbildung 7 
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e Da die nördliche Schiffahrtsroute zwischen Murmansk oder 
Archangelsk im Westen und Wladiwostok im Osten die meiste 
Zeit des Jahres zugefroren ist, transportiert die Sowjetunion 
einen großen Teil (nach westlichen Schätzungen fast 70 Pro- 
zent) ihres Inlandumschlags von Gütern zwischen dem Osten 
und dem Westen des Landes über den Indischen Ozean. 


Die Sozialimperialisten konnten dort nur Fuß fassen, wenn sie 
die seit Ende des II. Weltkriegs bestehende Vormachtstellung des 
US-Imperialismus brachen. Äthiopien ist ein Lehrbeispiel für die 
Anwendung der revisionistischen Theorie von der »Armee als 
führender Kraft« im Kampf um die Vorherrschaft am Horn von 
Afrika. Wie wir im folgenden zeigen werden, erweist sich das oben 
beschriebene Standardwerk »Klassen und Klassenkampf in den 
Entwicklungsländern« als Handbuch des Neokolonialismus ä la 
Sozialimperialismus. 


Im Jahr 1974 wurde das US-hörige feudale Regime des Kaisers 
Haile Selassie gestürzt. Der Vielvölkerstaat Äthiopien, das »Ar- 
menhaus« Afrikas, war eines der rückständigsten Länder der Welt. 
Rund 90 Prozent der Bevölkerung lebte auf dem Lande. Der Ka- 
pitalismus war noch wenig entwickelt. Gleichzeitig besaß Haile 
Selassie eine der modernsten Armeen Afrikas, denn er war ein 
treuer Vasall des US-Imperialismus am Horn von Afrika. 


Die Meutereien der Soldaten, Bauernunruhen, Streiks und De- 
monstrationen in den sechziger und siebziger Jahren wirkten wie 
ein frischer Sturmwind, der das morsche feudale Herrschaftsge- 
bäude hinwegfegte. Die Staatsmacht übernahm ein Provisorischer 
Militärrat, der sich anfangs aus gewählten Vertretern der Solda- 
ten jeder Kaserne zusammensetzte. 


Am 20. Dezember 1974 legte dieser Militärrat sein erstes Pro- 
gramm unter dem Leitmotiv »Äthiopien über alles« vor. Es 
handelte sich um ein bürgerliches Programm, das die Beseitigung 
feudaler Verhältnisse und die Errichtung einer bürgerlichen De- 
mokratie versprach. So heißt es in der Erklärung vom Dezember 
1974: 
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»»Äthiopien über alles< bedeutet ‚Äthiopischer Sozialismus«, und 
Sozialismus bedeutet: Gleichheit, Selbstvertrauen, Ehre der Arbeit, 
Herrschaft des Allgemeinwohls und die Unteilbarkeit der äthiopi- 
schen Einheit ...« »Brennpunkt Nordostafrika 2«, aus der Reihe 
»Internationalismus-Informationen« 4, S. 12) 


Damit vertrat der Militärrat in seiner Mehrheit die Interessen 
der nationalen Bourgeoisie. Auch war das Programm nicht anti- 
imperialistisch, denn es versprach, »... die bisherige Außenpolitik 
Äthiopiens wird, im Kern, fortgesetzt werden« (ebenda S. 9). 


Der Sturz des Haile-Selassie-Systems bedeutete dennoch für 
die werktätigen Massen und alle anderen antiimperialistischen 
Kräfte im Lande einen gewaltigen Fortschritt. Er eröffnete ihnen 
die politische Freiheit, ihre Klasseninteressen zum Ausdruck zu 
bringen. Die Bauern gründeten, unterstützt von fortschrittlichen 
Intellektuellen, Bauernvereinigungen und schritten zur Enteig- 
nung der Großgrundbesitzer. Auch das zahlenmäßig schwache 
Proletariat war in Bewegung geraten. Die Gewerkschaften wur- 
den zu einer aktiven politischen Kraft, und die jungen marxistisch- 
leninistischen Zirkel gewannen rasch Einfluß unter dem städti- 
schen Proletariat und in der Bauernschaft. Die Arbeiterklasse 
forderte die Nationalisierung der Banken, Industrieunternehmen 
und des städtischen Grundeigentums. Damit war der Kampf um 
die führende Rolle in der nationaldemokratischen Revolution und 
somit um die Macht entbrannt. Es gab nur zwei Wege: 


Entweder erringt die Arbeiterklasse die Führung innerhalb des 
Bündnisses aller antifeudalen und antiimperialistischen Klassen 
und Schichten. Dann ist unter dem Schutz der Diktatur dieses 
Bündnisses die Voraussetzung gegeben, die nationaldemokrati- 
sche Revolution zu beenden und das Land auf den Sozialismus zu 
orientieren. 


Oder die nationale Bourgeoisie erringt die Führung und errich- 
tet die Diktatur der Bourgeoisie. Dann wird die bürgerlich-demo- 
kratische Revolution nicht vollendet. Denn die Bourgeoisie kann 
sich nicht auf die Volksmassen stützen. Da sie selbst schwach ist, 
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sucht sie zur Niederhaltung der Volksmassen Hilfe bei den Im- 
perialisten, was das Land in erneute Abhängigkeit vom Imperia- 
lismus bringt. 


In Äthiopien endete der Kampf um die Macht in den Jahren 
1975 bis 1977 aufgrund der inneren Schwäche der Arbeiter- 
klasse, insbesondere der mangelnden Erfahrung der Marxisten- 
Leninisten, mit der Errichtung einer offen terroristischen Dikta- 
tur. Mengistu, mittlerweile Vorsitzender im Militärrat, verkündete 
in einem »Aufruf zur nationalen Mobilmachung« am 27. August 
1977, daß alle Äthiopier im Falle der Nichtzusammenarbeit mit 
dem Militärrat mit einer Haft von fünf Jahren bis lebenslänglich 
oder sogar der Todesstrafe rechnen müßten. 


Mit der Unterdrückung der Werktätigen in Äthiopien einher 
ging die wachsende Einflußnahme des Sozialimperialismus, der 
ab März 1977 in verstärktem Umfang dem bedrängten Regime 
durch Waffenlieferungen zu Hilfe kam. Vor den Völkern wurde 
diese Unterstützung einer Militärdiktatur als »brüderliche Hilfe« 
im Rahmen des »proletarischen Internationalismus« getarnt. 
Hören wir dazu A. G. Kokiew, einen sowjetischen »Afrikakenner«, 
in einem am 5. Januar 1977 erschienenen Artikel in der Ost- 
berliner Zeitschrift »Asien, Afrika, Lateinamerika«: 


»Die Armee, früher die zuverlässige Stütze der kaiserlichen 
Macht, stellte sich an die Spitze der 1974 entstandenen Bewegung 
für die politische, ökonomische und soziale Erneuerung des Landes. 
Diese Tatsache zeugt von der gewachsenen politischen Reife der 
mittleren und unteren Militärkader.« 


Verschämt umschreibt der Revisionist die »politische Reife« der 
Militärkader bei der gewaltsamen Unterdrückung der Arbeiter- 
klasse mit folgender dreister Behauptung: 


»Es muß aber auch betont werden, daß die Politik des PMAC 
(Provisorischer Militärrat — die Redaktion) nicht immer die not- 
wendige Unterstützung von seiten der Arbeiterklasse er- 
fährt. Die Ursache dafür ist unseres Erachtens vor allem darin zu 
suchen, daß der Militärrat keine systematische Arbeit unter der 
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Arbeiterklasse leistet ... Das nutzen die reaktionären Elemente aus, 
indem sie die wirtschaftlichen Schwierigkeiten aufbauschen und 
versuchen, unter den Arbeitern Unzufriedenheit mit der neuen 
Führung zu stiften. So ist insbesondere auch der Streik der Ver- 
kehrsarbeiter von Addis Abeba im Oktober 1975 zu erklären, der 
trotz des von den Militärbehörden erlassenen Verbots durchgeführt 
wurde.« (Günter Schröder, »Brennpunkt Nordostafrika 2%«, S. 107 
— Hervorhebung durch die Redaktion) 


Wir sehen, nicht erst seit Polen sind die Revisionisten schnell 
bei der Hand, Arbeiterkämpfe als von »reaktionären Elementen 
geschürt« zu verunglimpfen. Aber Kokiew hat sich in diesen we- 
nigen Zeilen selbst verraten: Von einer wirklich antiimperialisti- 
schen Regierung fordern wir Marxisten-Leninisten, daß sie sich 
voll in den Dienst der Interessen der Arbeiterklasse zu stellen hat. 
Dagegen verlangt der Revisionist Kokiew, daß die »Arbeiterklasse 
die Politik der Regierung zu unterstützen« hat. Was Kokiew 
weiterhin verschweigt, ist die Tatsache, daß die Arbeiter im Okto- 
ber 1975 für die Forderung nach Wahlen zu einer Volksregierung, 
wie es im Programm des Provisorischen Militärrats versprochen 
worden war, gestreikt haben. Wider besseren Wissens behauptet 
Kokiew: 


»Ebenso wie in anderen afrikanischen Staaten, in denen der For- 
mierungsprozeß der Klassen noch nicht abgeschlossen ist und ver- 
schiedenartige Übergangsformationen nebeneinander bestehen, 
kann auch in Äthiopien keine nichtausbeutende gesellschaftliche 
Klasse einen Alleinanspruch auf die Rolle der führenden gesell- 
schaftspolitischen Kraft des Landes erheben. Diese Rolle spielt im 
heutigen Äthiopien vielmehr die revolutionäre Demokratie in Ge- 
stalt der national-patriotischen Militärs, die die Interessen und 
Bestrebungen der Arbeiter und Bauern, der radikalen Intelligenz 
und des Kleinbürgertums und der Handwerker zum Ausdruck brin- 
gen. Die traditionelle Desintegration und Heterogenität (Spaltung 
und Ungleichheit — die Redaktion) dieser sozialen Kräfte ermög- 
lichten in Äthiopien die Schaffung der revolutionären Militär- 
diktatur ...« (ebenda — Hervorhebung durch die Redaktion) 
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Die äthiopische Armee war eine Kolonialarmee im Sold des 
Imperialismus. Äthiopische Truppen wurden nach Korea und in 
den Kongo zur Niederschlagung nationaler Befreiungskämpfe 
geschickt. Äthiopische Offiziere wurden unter Haile Selassie nach 
feudaler Sitte mit Landbesitz bezahlt. Eine solche Armee ist höch- 
stens zur Unterstützung sozialer Reformen auf kapitalistischer 
Grundlage fähig. Zu einer grundlegenden antiimperialistischen 
Politik wird sie wegen ihres bürgerlichen Klassencharakters nie 
fähig sein, geschweige denn dazu, die Führung in der antiimpe- 
rialistischen Revolution zu übernehmen. 


So hat auch der Militärrat nie mit dem Imperialismus gebrochen. 
Die ausländischen Monopole wurden nicht angetastet, sondern 
»privaten ausländischen Investitionen in zahlreichen Bereichen 
wirtschaftlicher Tätigkeit weitgehende Möglichkeiten erhalten und 
gerechte und angemessene Gewinne garantiert ...« »Erklärung zur 
Wirtschaftspolitik des Sozialistischen Äthiopiens«, Februar 1975) 
Bis 1977 blieben die US-Stützpunkte im Land, und die USA und 
Israel lieferten dem Regime Waffen. 


Der Machtkampf in der Führung des Provisorischen Militärrats 
war kein Kampf zwischen den Vertretern des kapitalistischen und 
des nichtkapitalistischen Wegs, wie die Revisionisten behaupten, 
sondern es war ein Kampf zwischen den Marionetten der westli- 
chen Imperialisten und der Sozialimperialisten. Als Sieger ging 
die Mengistu-Clique hervor, deren führende Vertreter laut einer 
Rundfunkmeldung von Radio Addis Abeba vom 23. August 1979 
bereits im Jahr 1976 insgeheim zur »Schulung« in ein Ostblock- 
land geschickt worden waren, um nachher »augenblicklich den 
Marxismus-Leninismus (sprich Revisionismus) in der Armee und 
in der Arbeiterklasse zu verbreiten« (»Archiv der Gegenwart«, 
26.8.1979, S. 22830). 


Wie skrupellos die Sozialimperialisten die um die Befreiung rin- 
genden Völker ihren sozialimperialistischen Zielen unterordnen 
und daß sie vor keinem Verbrechen zurückschrecken, zeigt der 
Krieg gegen die Freiheitsbewegung in Eritrea. 


Die Expansion in Afrika und Asien 531 





Mit Hilfe des Mengistu-Regimes ergriffen die Sozialimperialisten 
ihre Chance, ihre strategische Position am Horn von Afrika ent- 
scheidend auszubauen und den US-Imperialismus zu verdrängen. 
Damit bot sich ihnen ein Sprungbrett zu den arabischen Ölfeldern 
und zur Kontrolle über die Einfahrt zum Roten Meer. Letzterem 
stand jedoch der nationale Befreiungskampf des Volkes von 
Eritrea im Wege. (Eritrea ist ein Küstenstreifen am Roten Meer, 
in dem die strategisch bedeutsamen Häfen und Stützpunkte 
liegen.) Solange Äthiopien ein Stützpunkt des US-Imperialismus 
war, wurde der nationale Befreiungskampf des eritreischen Volkes 
vom Sozialimperialismus und seinen ihm hörigen revisionistischen 
Parteien »unterstützt«. Wie »ehrlich« diese Unterstützung war, 
zeigt der schon erwähnte Artikel von Kokiew, in dem es zur 
Eritrea-Frage heißt: 


»Nach ihrem Machtantritt hat die neue Regierung zielstrebig 
darauf hingearbeitet, allen äthiopischen Bürgern gleiche Rechte - 
unabhängig von ihrer Nationalität und religiösen Überzeugung 
—- zu sichern ... 


Gewisse Kreise reagierten auf diese Schritte mit dem Versuch, 
die noch vorhandenen tiefverwurzelten religiösen und ethnischen 
Differenzen hochzuspielen und politisch zu mißbrauchen. Das hat 
besonders im Norden des Landes zu einer gespannten Lage geführt, 
denn dort unternehmen nationalistische Elemente bereits seit 1962, 
als Eritrea auf Beschluß der UNO seine in gewisser Hinsicht auto- 
nome Sonderstellung abgesprochen und es als Provinz fest in den 
äthiopischen Staatsverband eingegliedert worden war, bewaffne- 
te Aktionen für die Lostrennung von Äthiopien ... 


Die äthiopische Regierung ist jedoch fest entschlossen, die Ein- 
heit des Landes zu festigen und seine territoriale Integrität zu wah- 
ren.« (Günter Schröder, »Brennpunkt Nordostafrika 2«, S. 113) 


Um ihre eigenen sozialimperialistischen Ziele zu tarnen, helfen 
die sowjetischen Revisionisten mit, alle Spuren kolonialer Ver- 
brechen des Imperialismus zu verwischen. Doch Lügen haben 
kurze Beine. Wir wollen hier den Standpunkt der sozialistischen 


532 Kapitel V/4 





Sowjetunion zur Eritrea-Frage zitieren, wie er 1950 auf der 5. Ple- 
narsitzung der Generalversammlung der UNO vorgetragen wurde. 
Das gilt gleichermaßen für die sozialimperialistische Sowjet- 
union von heute: 


»Die Argumente gegen den Vorschlag, daß Eritrea sofortige Un- 
abhängigkeit gewährt werden soll, sind die gleichen, die gewöhn- 
lich angeführt werden zur Verteidigung des Kolonialsystems ... 


Es ist folgerichtig, daß die Delegation der UdSSR den Vorschlag 
einer Föderation Eritreas mit einem anderen Staat ablehnt, da eine 
derartige Föderation das Recht des eritreischen Volkes auf Selbst- 
bestimmung mißachten würde, indem sie Eritrea an der Ausübung 
dieses Rechtes hindert. Die Delegation der Sowjetunion gründet 
ihre Position auf die Tatsache, daß ein derartiger Beschluß dem 
eritreischen Volk ohne dessen Einwilligung aufgezwungen werden 
soll und daher das grundlegende Recht eines Volkes auf Selbst- 
bestimmung verletzt ... 


Auf keinen Fall kann das entschieden werden durch ein Über- 
einkommen zwischen den Kolonialmächten. Die Lösung der Föde- 
ration ist in der Tat aufgebracht worden durch die Kolonialmächte 
unter Führung der Vereinigten Staaten.« (zitiert nach: »Memo- 
randum Eritreische Volksbefreiungsfront [EPLF]«, März 1979, 
S.16) 


Die »Föderation« wurde damals von der UNO gegen die Stim- 
men der sozialistischen und volksdemokratischen Länder auf 
Betreiben des US-Imperialismus beschlossen. Nach Ansicht der 
Sozialimperialisten erübrigt sich heute das Recht auf Selbst- 
bestimmung für die Völker in Äthiopien mit der »äthiopischen 
Revolution«, die »allen äthiopischen Bürgern gleiche Rechte ga- 
rantiert«. Auch das ist eine grobe Verfälschung des Marxismus- 
Leninismus und in Wirklichkeit bürgerlicher Nationalismus. 


Auch der wiederholt vorgetragene Vorwand der Sozialimperia- 
listen, daß die eritreische Befreiungsbewegung dem US-Imperia- 
lismus gelegen komme, ist, selbst wenn dies zuträfe, kein Grund, 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker in Frage zu stellen: 
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»Die Tatsache, daß der Kampf gegen eine imperialistische Re- 
gierung für die nationale Freiheit unter bestimmten Bedingungen 
von einer anderen »Großmacht« für ihre ebenfalls imperialistischen 
Ziele ausgenutzt werden kann, kann die Sozialdemokratie eben- 
sowenig bewegen, auf die Anerkennung des Selbstbestimmungs- 
rechts der Nationen zu verzichten ...« (»Die sozialistische Revolu- 
tion und das Selbstbestimmungsrecht«, Lenin, Werke, Bd. 22, 
S.150) 


Wie es die Sozialimperialisten auch drehen und wenden: Hinter 
ihrer dürftig zusammengebastelten »sozialistischen« Fassade 
kommt immer deutlicher ihr nacktes Großmachtstreben zum 
Vorschein. Mit kubanischen Söldnern, sowjetischen Waffen und 
Militärberatern führt die äthiopische Armee seit 1977 einen 
brutalen Feldzug gegen das eritreische Volk. In einem Appell rich- 
tete sich die »Eritreische Flüchtlingsorganisation« am 5. Januar 
1982 an die Weltöffentlichkeit: 


»Die Kriegsmaschinerie wälzt sich vorwärts und vernichtet auf 
ihrem Wege zahllose Menschen und Güter. Die Menschen versu- 
chen, dem Grauen des Krieges zu entfliehen, doch viele verlieren 
ihr Leben auf der Flucht, während die »Glücklichen«, die entkom- 
men können, sich in der elenden Umgebung eines Flüchtlings- 
lagers wiederfinden ... Es gibt starke Anzeichen dafür, daß die 
äthiopische Regierung eine weitere militärische Offensive gegen 
Eritrea vorbereitet. Was die kommende Offensive so beunruhigend 
und erschreckend macht, ist die Einführung einer neuen und töd- 
lichen Waffe durch die äthiopische Armee. Es ist eine gesicherte 
Tatsache, daß die äthiopische Regierung kürzlich entschieden hat, 
bei ihrer nächsten Offensive in Eritrea Nervengas einzusetzen.« 
(Flugblatt der »Eritrean Relief Association«, Januar 1982) 


Wer den Wolf zur Vordertür hinausjagt, muß höllisch darauf 
achten, nicht den Tiger zur Hintertür hereinzulassen. Äthiopien 
ist eine Warnung und Lehre für die um ihre Befreiung vom Im- 
perialismus ringenden Völker. 
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Der bewaffnete Überfall des Sozialimperialismus 
auf Afghanistan im Dezember 1979 


Am 27. Dezember 1979 überschritt die sowjetische Armee die 
Grenzen nach Afghanistan, besetzte das Land, installierte eine zivil 
getarnte Militärdiktatur unter ihrer Marionette Babrak Karmal 
und überzog das Land mit blutigem Terror. Woher rührt das große 
Interesse der Sowjetunion an der Kontrolle Afghanistans? 

1. Afghanistan verfügt über zahlreiche Bodenschätze wie Stein- 
kohle, Erdgas, Eisenerz, Chrom, Kupfer, Blei, Zinn, Salz, Schwe- 
fel, Bauxit, Mangan, Gold und Lapislazuli (Lasurstein). 

2. Das zwischen Iran und Pakistan gelegene, an den Süden der 
Sowjetunion angrenzende Afghanistan ist für den Sozialimpe- 
rialismus von großer strategischer Bedeutung im Kampf um 
die Kontrolle des Indischen Ozeans. Dabei behindert ihn am 
meisten die Tatsache, daß sie keinen unmittelbaren Zugang zum 
Indischen Ozean haben. 

In einem Kommentar der »Prawda« vom 5. April 1982 betonten 
sie unverhohlen, es gebe keinen anderen Nicht-Küstenstaat in der 
Welt, für den dieses Meer eine solche Bedeutung hätte wie für die 
UdSSR. In Anbetracht der Ausnutzung des Gebirgslandes für die 
Errichtung von Militärbasen zum weiteren Vordringen nach Süden 
kommt der Besetzung Afghanistans große Bedeutung zu. Sie 
bringt die Sowjetunion ein Stück näher an die ersehnte Kontrolle 
des Indischen Ozeans. 

Von diesem imperialistischen Hegemoniestreben war die Be- 
ziehung der Sowjetunion zu Afghanistan seit Ende der fünfziger 
Jahre maßgeblich geprägt: Die Sozialimperialisten sicherten sich 
von langer Hand das Monopol für Waffenlieferungen an Afghani- 
stan. So hebt das Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI 
hervor, daß die sowjetischen Waffenlieferungen an Afghanistan 
in den Jahren 1960 bis 1968 einen Wert von 120 Millionen Dollar 
ausmachten, wovon sie sich »nur« 70 Millionen Dollar bezahlen 
ließen. (SIPRI: Stockholm International Peace Research Institute, 
»The Arms Trade with the Third World«, 1971, S. 501-505) Paral- 
lel dazu erschlossen sie 1964 im Rahmen von »Entwicklungshilfe« 
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Afghanistan mit panzerfesten Betonstraßen, verkürzten den Weg 
von der sowjetischen Grenze nach Kabul um ein Drittel, verbanden 
Kuschka (im sowjetischen Turkmenistan) mit der westafghani- 
schen Stadt Herat und weiter mit Kandahar im Süden des Landes. 


Doch die US-Imperialisten blieben nicht untätig und bauten 
Straßen von Persien und Pakistan nach Kabul. Insgesamt wur- 
den zwischen 1963 und 1973 von beiden Großmächten zusammen 
10000 Kilometer Straßen durch das Bergland Afghanistan ge- 
zogen. Um sich im Ringen mit der anderen Supermacht um die 
Kontrolle Afghanistans durchzusetzen, mißbrauchten die Sowjet- 
revisionisten schamlos das Vertrauen der Völker Afghanistans, 
das sich die sozialistische Sowjetunion seit den zwanziger Jahren 
erworben hatte. Sie bildeten alljährlich Hunderte afghanischer 
Offiziere aus und brachten sie durch »Schulungen« in der Sowjet- 
union unter ihren ideologischen und politischen Einfluß. 


Wir können im Rahmen des Themas hier nicht ausführlich auf 
die wirtschaftliche Abhängigkeit Afghanistans von der Sowjet- 
union eingehen, es sei nur folgende Tatsache genannt: Afgha- 
nistan wickelt rund 50 Prozent seines Außenhandels mit der 
Sowjetunion ab. Ein großer Teil des Exporterlöses verbleibt aber 
in Form von Zinszahlungen der Sowjetunion. Afghanistan schul- 
dete Anfang 1980 der Sowjetunion 1,6 Milliarden Dollar. Unter 
den Ausfuhren Afghanistans spielt Erdgas die wichtigste Rolle. 
So ist bis 1985 eine Lieferung von rund 70 Milliarden Kubikmeter 
Erdgas an die Sowjetunion vereinbart »Frankfurter Allgemeine 
Zeitung«, 7.1.1980). 


Die Tabelle auf S. 536 zeigt die afshanische Rohstofferzeugung, 
die den Interessen des sowjetischen Sozialimperialismus ange- 
paßt ist. 


Beide Faktoren, die neokoloniale Ausbeutung Afghanistans und 
die Bedeutung seiner strategischen Lage, förderten das unbändi- 
ge Streben der Sozialimperialisten, Afghanistan unter ihre 
unmittelbare Kontrolle zu zwingen. Der erste Schritt war der 1973 
mit Hilfe des Militärs durchgeführte Sturz des halbfeudalen Zahir- 
Schah-Regimes, dessen Nachfolger Daud jedoch (wie sich später 


536 Kapitel V/4 





Tabelle 15 
Produktion wichtiger Industrieerzeugnisse (in 1000 t) 


____|1967168 1969770 1972/731975/74 1976777 1977178] 


Elektroenergie | 298,2 | 324,0 | 503,9| 719,7) 695,0) 763,0 
(Millionen 

342,0 \2020,0|2849,0|2 959,2 |2 546,0 | 2 581,9 
(Millionen 
Kubikmeter) 


Kilowattstd.) 
(Salz | 3131 3691 sn0| onol 7a71 777 
Zement [1236| 1034| 906] 100] 1250| 125.0] 


Quelle: »Länder der Erde, politisch-ökonomisches Handbuch«, $. 14 
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herausstellte) zu jenen »käuflichen Politikern« gehörte, die bereit 
waren, sich auch von der anderen Seite (der westlich imperia- 
listischen) kaufen zu lassen. Deshalb verfolgten die Sozialimpe- 
rialisten den Plan, die Führer der 1965 gegründeten moskau- 
hörigen »Khalk-Partei« (»Volksdemokratische Partei Afghani- 
stans«) an die Macht zu bringen. 


Am 27. April 1978 putschte das Militär erneut, beseitigte Daud 
und machte Nur Muhammad Taraki, den Generalsekretär der 
Khalk-Partei, zum »Vorsitzenden des Revolutionsrates und Mi- 
nisterpräsidenten der Demokratischen Republik Afghanistans«. 
Wohl wissend, daß es sich um einen Putsch und keine Revolution 
unter Beteiligung der werktätigen Massen gehandelt hatte, be- 
zeichneten die Khalk-Funktionäre ihren Staatsstreich frech als 
»Modell-Revolution«. 1978 erklärte Taraki: 


»Der bewaffnete Aufstand vom 27. April 1978 unter der Führung 
der Demokratischen Volkspartei Afghanistans beendete daher am 
hellichten Tage, in kürzester Zeit und mit minimalen Verlusten 
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das dunkle Kapitel des terroristischen und faschistischen Regimes 
Muhammad Dauds. Deshalb ist die revolutionäre Erhebung vom 
27. April im wahrsten Sinne dieses Wortes eine siegreiche Revolu- 
tion des Volkes von Afghanistan und kein Putsch.« »Informations- 
Bulletin« 10/11, 1978, S. 66) 


Das »siegreiche Volk«, soweit es nicht in Kabul am Ort des Ge- 
schehens wohnte, erfuhr von den Ereignissen aus dem Radio. Ein 
Augenzeuge, Karl-Heinrich Rudersdorf, berichtet in seinem Buch 
»Afghanistan — eine Sowjetrepublik?« über die Rolle der Arbeiter 
eines der größten Industriebetriebe Afghanistans, des Textilwerks 
Gulbahar (fast die Hälfte der Industriearbeiter arbeiten in Textil- 
betrieben), in der »Modell-Revolution«: 


»In der Pförtnerloge der Afghanischen Textil-Gesellschaft traf 
ich den Fabrikleiter und seinen Stellvertreter. Beide saßen in unge- 
wohnter afghanischer Kleidung, die von ihnen nur in der Freizeit 
getragen wird, am Radio und Telefon und warteten auf Informa- 
tionen. Draußen am Fabriktor nahmen Angestellte das Bild von 
Muhammad Daud und seine Regierungsparolen von den Wänden. 
Sonst war alles ruhig. Niemand wußte genau, was in Kabul vor- 
gefallen war.« (S.20 — Hervorhebung durch die Redaktion) 


Daß es sich bei dieser »Revolution« tatsächlich um eine »Modell- 
Revolution«, und zwar des »Modells Moskau« handelte, das gab 
der Vertreter der Volksdemokratischen Partei Afghanistans, Ing. 
Nazar Muhammad, im Oktober 1978 auf dem Mannheimer Partei- 
tag der DKP indirekt zu. Er erklärte: 


»Unsere Revolution unterscheidet sich von den anderen Revolutio- 
nen dadurch, daß wir auf einem kurzen Weg, auf dem Weg der 
Verbreitung der Ideologie der Arbeiterklasse in der Armee, in der 
Lage waren, den alten Staatsapparat niederzuringen.« (zitiert in 
»Afghanistan — eine Dokumentation«, S. 114/115) 


Wir wollen den Sowjetrevisionisten, diesen geistigen Vätern 
der »Modell-Revolution«, in Erinnerung bringen, was Lenin von 
solchen Modellen hielt: 
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»Von einem »Putsch« im wissenschaftlichen Sinne des Wortes 
kann man nur dann sprechen, wenn ein Aufstandsversuch weiter 
nichts als einen Klüngel von Verschwörern oder wahnwitzigen 
Narren zutage gefördert und in den Massen keinerlei Sympathien 
erweckt hat ... 


Denn zu glauben, daß die soziale Revolution denkbar ist ohne 
Aufstände kleiner Nationen in den Kolonien und in Europa, ohne 
revolutionäre Ausbrüche eines Teils des Kleinbürgertums mit allen 
seinen Vorurteilen, ohne die Bewegung unaufgeklärter proleta- 
rischer und halbproletarischer Massen gegen das Joch der Guts- 
besitzer und der Kirche, gegen die monarchistische, nationale usw. 
Unterdrückung - das zu glauben heißt der sozialen Revolution 
entsagen.« (Lenin, Werke, Bd. 22, S. 363) 


Angesichts des Mißtrauens, das dem Regime Taraki von seiten 
der Arbeiter, der armen Bauern und Nomaden entgegenschlug, 
drängten die Kremlherren zu höchster Eile bei der Durchführung 
antifeudaler Reformen von oben, um sich eine Massenbasis zu ver- 
schaffen. So veröffentlichte Taraki bereits am 2. Dezember 1978 
das »Dekret Nr. &«, ein umfangreiches Landreformgesetz. Der Kor- 
respondent der Wochenzeitung »Die Zeit«, Andreas Kohlschütter, 
der Afghanistan seit April 1978 zweimal besucht hatte, berichtete 
am 17. August 1979 über die »Landreform«: 


»Die Bilanz des ersten Revolutionsjahres sieht in der Tat be- 
denklich aus. Die in knapp sechs Monaten von den revolutionären 
Eiferern durchgepeitschte Landreform schadete dem Regime 
mehr, als daß sie ihm nützte. Nur 240 000 und nicht 676000 Fa- 
milien, wie ursprünglich vorgesehen, erhielten Land vom Boden 
ehemaliger Großgrundbesitzer zugeteilt. Viele der Beschenkten und 
Beglückten weigern sich jedoch hartnäckig, diese Landstücke in 
Besitz zu nehmen oder sie zu bebauen. Aus ganz verschiedenen 
Gründen: 


Einmal weil sie das islamische schlechte Gewissen ob der sünd- 
haften Aneignung fremden Landes drückt; sodann weil sie die 
Rache der zu Schaden gekommenen lokalen Machthaber, der welt- 
lichen und geistlichen Großgrundbesitzer, fürchten, sobald die aus 
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Kabul oder der Provinzhauptstadt angereisten Parteifunktionäre 
ihre festlichen Reden gehalten, die Besitzurkunden verteilt und 
wieder verschwunden sind. Ferner weil die vom Staat mit Land 
versehenen Bauern von den ganz Afghanistan durchforstenden Re- 
krutierungskampagnen für den Wehr- und Kriegsdienst als erste 
erfaßt werden; und schließlich, weil in der Eile jene entscheiden- 
den, flankierenden Maßnahmen unterlassen wurden, von denen 
Erfolg oder Mißerfolg einer Landreform abhängen. 


So bot der revolutionäre Modellstaat« keinen Ersatz für die einst 
von den Großgrundbesitzern erbrachten und jetzt wegfallenden 
Lieferungen von Saatgut, Düngemitteln und Werkzeug. Um die 
Wucherzinsen abzuschaffen, wurde der private Geldverleih verbo- 
ten, ohne daß jedoch für den afghanischen Durchschnittsbauern 
erreichbare Kreditinstitute geschaffen worden wären.« (»Die Zeit« 
34/1979, 17.8.1979) 


So kam es 1979 bei der Ernte zu einem vollständigen Fehlschlag, 
und das Mißtrauen der Kleinbauern schlug um in Haß gegen das 
Regime. Im Verlauf des Jahres 1979 breitete sich im ganzen Land 
immer stärkere Unruhe aus. Unter dem vorherrschenden Einfluß 
von Großgrundbesitzern, die diese Situation nutzten, um ihre 
feudalen Vorrechte zu verteidigen, entstand in allen 28 Provinzen 
des Landes ein Guerillakrieg der islamischen Stämme, der den 
Einfluß des Taraki-Regimes immer mehr auf Kabul und einige 
andere größere Städte zurückdrängte. Andreas Kohlschütter kam 
in seinen Beobachtungen zu dem Ergebnis: 


»Fest steht: Die sim Namen des Volkes« in Kabul an die Macht 
gelangten »Modell-Revolutionäre« regieren heute ohne und gegen ihr 
Volk. Immer mehr sehen sie sich gezwungen, den fehlenden politi- 
schen Rückhalt durch Polizeimethoden und militärische Gewalt- 
anwendung wettzumachen. Immer unglaubwürdiger wird die offi- 
zielle These von der einzig und allein äußeren Aggression. Denn der 
Gegner, gegen den das Taraki-Regime anrennt, steht im Innern. Der 
an den Pranger gestellte »Volksfeind« ist das Volk selber.« (ebenda) 


Der immer häufigere Einsatz der afghanischen Armee zur Nie- 
derschlagung der Rebellen führte zu Auflösungserscheinungen in 
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der Truppe, was die sowjetischen Führer in große Unruhe ver- 
setzte. So verweigerten ganze Teilgliederungen im März 1979 den 
Gehorsam, ein Jagdbombergeschwader verweigerte die Bombar- 
dierung der Stadt Herat, und die im Südosten zur »Banden- 
bekämpfung« eingesetzte 7. Division lief zu den Aufständischen 
über. Eine eiligst angesetzte Ideologisierungskampagne sollte die- 
sen Zersetzungserscheinungen entgegenwirken, was aus folgen- 
der Anweisung an die Befehlshaber ersichtlich ist: 


»An die Befehlshaber 
der politischen Büros der Luftwaffe, der Luftverteidigung, 
der Divisionen, Begram-Garnison und der Kriegsuniversität 

Zwecks einer möglichst großen Stabilisierung der Freundschaft 
zwischen den Armeen Afghanistans und der Sowjetunion gemäß 
dem neuen Freundschaftsvertrag wird folgende Anweisung gegeben: 

... sollen in allen Divisionen, Teil- und Gesamtabteilungen und 
Instituten des Verteidigungsministeriums der DRA Abendveran- 
staltungen zur Freundschaft zwischen Afghanistan und der Sowjet- 
union sowie Diskussionen mit den militärischen Spezialisten und 
Beratern der Sowjetunion organisiert und durchgeführt werden. 

Über die Kriegserfahrung der sowjetischen Armee (die Opfer 
der sowjetischen Soldaten in der zweiten Hälfte des Großen Vater- 
ländischen Krieges), über die Stabilisierung der Freundschaft 
zwischen Afghanistan und der Sowjetunion und über die militä- 
rische Solidarität der bewaffneten Kräfte des Volkes der DRA mit 
den bewaffneten Kräften der UdSSR müssen Reden und Vorträge 
gehalten werden und Meinungsaustausch stattfinden ... 

In allen Divisionen, Teil- und Gesamtabteilungen sollen die Er- 
läuterung und das gemeinsame Studium der Werke des Genossen 
Breschnew »Das kleine Land« und »Revolution« vorbereitet und 
organisiert werden und mit den Offizieren wissenschaftliche Ver- 
anstaltungen über die genannten Werke abgehalten werden. 

Methoden und Wege der Organisation politischer und parteili- 
cher Angelegenheiten im Kriegszustand sowie Fragen der Vervoll- 
ständigung der Führung und des wechselseitigen Verhältnisses 
zwischen Befehlshabern und Ausführenden, die in diesen Werken 
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abgehandelt wurden, müssen in Extraseminaren der Komman- 
danten und politischen Mitarbeiter zur Diskussion und Ausein- 
andersetzung gestellt werden ... 

Alle Ausführungen anläßlich des 61. Jahrestages der Gründung 
der sowjetischen Armee und der Seestreitkräfte sollen auf die künf- 
tige Erziehung aller Armeeangehörigen im Geiste der unerschütter- 
lichen Freundschaft Afghanistans und der Sowjetunion, auf die Ent- 
larvung der feindlichen Propaganda, Hebung des politischen Be- 
wußtseins und auf die kriegerische Bereitschaft der Streitkräfte ge- 
richtet sein. 

Der Generalvorsitzende für politische Angelegenheiten der Streit- 
kräfte des afghanischen Volkes 

gez. Mohammad Egbal« 

(Übersetzung einer Anweisung an die afghanische Armeeführung 
aus dem Jahr 1979, gekürzt; vollständig zitiert in: Karl-Heinz 
Rudersdorf, »Afghanistan — eine Sowjetrepublik?«, S. 118/119) 


Am 14. September 1979, in einer Situation, wo die Sozialimpe- 
rialisten fieberhaft nach einer Lösung suchten, putschte Hafi- 
zullah Amin, Vizepräsident und »engster Mitarbeiter« Tarakis, in 
dessen Abwesenheit und riß die Macht an sich. Ungeachtet dessen 
unterstützte die Sowjetunion Amin und setzte ihre massiven 
Waffenlieferungen fort. So die Lieferung von 20 mit Raketen, Bord- 
kanonen und Maschinengewehren bestückten Mi-24-Hubschrau- 
bern, die im Kampf gegen die rebellierenden Bergstämme oder bei 
der Unterdrückung meuternder Truppen die effektivste Waffe 
sind. Ulrich Albrecht beschreibt in seinem Beitrag »Der sowjeti- 
sche Einmarsch« die Taktik dieser neuartigen Hubschrauber so: 


»Ausländische Fachleute (gemeint sind die Militärstrategen der 
NATO - die Redaktion) zeigen sich beeindruckt von den Einsätzen 
sowjetischer Kampfhubschrauber vom Typ Mil Mi-24 gegen die 
Rebellen. Diese gepanzerten Flugzeuge erweisen sich als relativ un- 
empfindlich gegen Gewehrfeuer. An sich für die Kriegführung gegen 
Panzer konzipiert, operieren diese neuartigen Hubschrauber in 
Afghanistan bevorzugt im Team: einer verharrt im Schwebeflug 
etwa 100 Meter über Grund und dient mit seiner schweren auto- 
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matischen Waffe (geschätztes Kaliber 1,27 cm) als Schießplattform, 
während andere Helikopter des gleichen Typs unter diesem Feuer- 
schutz im Tiefflug die Aufständischen angreifen.« (S. 115) 


Die Sowjetführer benutzten Amin als Bluthund gegen die afgha- 
nische Bevölkerung. Gleichzeitig entwickelten sie den Plan, in 
Afghanistan einzumarschieren und unter dem Vorwand, das Volk 
von der »finsteren Macht des Amin-Regimes« zu befreien, die neue 
Marionette, Babrak Karmal, zu installieren. Nachdem zwischen 
dem 24. und 26. Dezember 1979 sowjetische Truppen das Land 
besetzt hatten, wurde am Abend des 27. Dezember über Radio 
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bekanntgegeben, Hafizullah Amin sei von einem »Revolutionären 
Gerichtshof« verurteilt und mit einigen seiner Anhänger und Ver- 
wandten hingerichtet worden. Als »CIA-Agent«, »amerikanischer 
Spion«, als »Faschist«, »Hundesohn«, »Hitlerist« usw. habe er Af- 
ghanistan in ein »Schlachthaus für Millionen seiner Söhne« ver- 
wandelt. 


Was den Zeitpunkt der Invasion im Dezember 1979 betrifft, 
spielt der im selben Monat gefaßte NATO-Beschluß zur Statio- 
nierung einer neuen Generation atomarer Mittelstreckenraketen 
in Europa sicher eine maßgebliche Rolle. Er leitete das Ende der 
sogenannten Entspannungspolitik und die von den US-Monopo- 
len betriebene aggressive Kriegsvorbereitung ein. Nur vor diesem 
Hintergrund ist die massive militärische Machtdemonstration der 
Sowjetunion mit ihrer Invasion Afghanistans zu verstehen. Unter 
dem Kommando des stellvertretenden Verteidigungsministers, 
Marschall Sergej L. Sokolow, verlief der Überfall in drei Wellen: 


»Zunächst erfolgte eine Invasion aus der Luft: unter Jägerbegleit- 
schutz landen in 10-Minuten-Abständen 250mal sowjetische Trans- 
portflugzeuge und setzen 5000 Soldaten auf dem Flughafen Kabuls 
ab ... Ganz wie im Falle der Invasion in die CSSR 1968 begeben 
sich diese Luftlandetruppen in die Hauptstadt, besetzen strategisch 
wichtige Punkte und richten ihre Geschütze auf einheimische 
Kasernen. 


Nachdem Kabul besetzt ist, rollen über die Grenzstadt Termes*, 
erneut unter starkem Luftschutz, motorisierte Schützeneinheiten ein, 
die nunmehr auch eine Landverbindung zwischen der Sowjetunion 
und der Hauptstadt Kabul herstellen. Eine dritte Welle kommt, nach- 
dem die Verbindungslinien nunmehr gesichert in sowjetischer Hand 
sind, mit schwerem Gerät und Hilfsausrüstungen ... 


Neben der Luftlandedivision wurden nach übereinstimmenden 
Berichten fünf weitere Divisionen plus Luftstreitkräfte ins Land 
gebracht, mithin etwa 85 000 sowjetische Soldaten. Die Konzentra- 





* Termes, Usbekische SSR 
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tion von Kriegsmaterial, nach Zahlen, die der Korrespondent des 
»Spiegel« in Erfahrung gebracht haben will, beläuft sich auf 1500 
Panzer und 2000 Schützenpanzerwagen sowie Hunderte 122- und 
130-Millimeter-Haubitzen. Diese Konzentration von Feuerkraft, 
sofern die Zahlen zutreffen, dient nunmehr der Abschreckung — mit 
derartig schweren Waffen sind Aufständische nicht zu bekriegen.« 
(ebenda S. 113/114 und 115) 


Der hinterhältige, brutale Überfall des Sozialimperialismus 
auf Afghanistan muß den friedliebenden Völkern der Welt eine 
Warnung sein, nicht auf die revisionistischen Schalmeienklänge 
von der »Friedensmacht Sowjetunion« hereinzufallen. Auch wenn 
gegenwärtig der US-Imperialismus Kriegstreiber Nr. 1 ist, so gilt 
doch für beide Supermächte gleichermaßen: Ihre Friedensbe- 
teuerungen sollen die Völker einschläfern und vom Kampf gegen 
die barbarische Rivalität um die Weltherrschaft abhalten. 


(Erstmals erschienen im REVOLUTIONÄREN WEG 22, »Krieg 
und Frieden und die sozialistische Revolution«, 1983) 
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VI. Neue Erscheinungen in den 
internationalen Beziehungen 


1. Veränderung des Prinzips der 
friedlichen Koexistenz 


Die Entwicklung des Kapitalismus der freien Konkurrenz zum 
Imperialismus veränderte die Bedingungen für die proletarische 
Revolution. Stalin erklärte dazu: 


»Früher hielt man den Sieg der Revolution in einem Lande für 
unmöglich, da man annahm, daß zum Siege über die Bourgeoisie 
eine gemeinsame Aktion der Proletarier aller fortgeschrittenen Län- 
der oder jedenfalls der Mehrzahl dieser Länder erforderlich sei. 
Jetzt entspricht diese Ansicht nicht mehr der Wirklichkeit. Jetzt 
muß man von der Möglichkeit eines solchen Sieges ausgehen, denn 
der ungleichmäßige und sprunghafte Charakter der Entwicklung 
der verschiedenen kapitalistischen Länder unter den Verhältnis- 
sen des Imperialismus, die Entwicklung der katastrophalen Wider- 
sprüche innerhalb des Imperialismus, die unausweichlich zu Krie- 
gen führen, das Anwachsen der revolutionären Bewegung in allen 
Ländern der Welt - all das macht den Sieg des Proletariats in 
einzelnen Ländern nicht nur möglich, sondern auch notwendig.« 
(Stalin, Werke, Bd. 6, S. 94) 


Folglich kann die Revolution zunächst nur in dem einen oder 
anderen Land ausbrechen und auch siegreich sein, soweit die 
Voraussetzungen ausgereift sind. 


Unter diesen Bedingungen ist die Grundlage der sozialistischen 
Außenpolitik der proletarische Internationalismus, das heißt 
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die Unterstützung der proletarischen und nationalen Befreiungs- 
bewegungen gegen den Imperialismus. Das sozialistische Land 
muß seine Außenpolitik auf eine friedliche Koexistenz mit den 
kapitalistischen Staaten ausrichten und dabei die Widersprüche 
zwischen den imperialistischen Mächten ausnutzen, um den fried- 
lichen Aufbau des Sozialismus zu ermöglichen und zu sichern. Des- 
halb entwickelte Lenin die Politik der friedlichen Koexistenz 
mit den nichtsozialistischen Staaten, so zum Beispiel mit Deutsch- 
land nach dem I. Weltkrieg: 


»Unsere Außenpolitik besteht, solange wir allein sind und die ka- 
pitalistische Welt stark ist, einerseits darin, daß wir die Differen- 
zen ausnutzen müssen (alle imperialistischen Mächte zu besiegen 
wäre natürlich das angenehmste, aber wir werden noch ziemlich 
lange nicht imstande sein, das zu tun). Unsere Existenz hängt 
davon ab, daß einerseits grundlegende Differenzen zwischen den 
imperialistischen Mächten bestehen und anderseits der Sieg der 
Entente und der Frieden von Versailles die gewaltige Mehrheit der 
deutschen Nation zu unmöglichen Existenzbedingungen verurteilt 
haben.« (Lenin, Werke, Bd. 31, S. 471) 


Lenin ließ aber keinen Zweifel daran, daß solche friedlichen Be- 
ziehungen nur vorübergehenden Charakter haben können und 
keinesfalls die Aggressivität des Imperialismus beseitigen. 


»Solange es den Kapitalismus neben dem Sozialismus gibt, 
können sie nicht in Frieden leben. Der eine oder der andere wird 
zuletzt siegen. Entweder wird man die Sowjetrepublik oder den 
Weltkapitalismus zu Grabe tragen. Das hier ist ein Aufschub des 
Krieges. Die Kapitalisten werden nach Vorwänden für einen Krieg 
suchen. Wenn sie unseren Vorschlag annehmen und auf Konzes- 
sionen eingehen, wird ihnen das schwerer fallen.« (ebenda S. 452) 


Die chinesische Regierung faßte 1954, anknüpfend an Lenin, 
fünf Prinzipien der friedlichen Koexistenz zusammen: 


»Gegenseitige Achtung der territorialen Integrität und Souverä- 
nität, gegenseitiger Nichtangriff, gegenseitige Nichteinmischung 
in innere Angelegenheiten, Gleichberechtigung und gegenseitiger 
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Vorteil, friedliche Koexistenz.« (»Die Polemik über die Generallinie 
der internationalen kommunistischen Bewegung«, S. 300) 


Diese Politik und der Abschluß entsprechender Verträge er- 
schwerte es den imperialistischen Mächten, offene Aggressionen 
gegen sozialistische Länder zu führen, ohne sich vor dem eigenen 
Volk zu entlarven oder durch den Bruch von Handelsabkommen 
die Profitinteressen einzelner Kapitalisten oder Monopolgruppen 
zu stören. 


Ganz im Gegensatz dazu sehen die modernen Revisionisten die 
Rolle der friedlichen Koexistenz. Auf dem XX. Parteitag der KPdSU 
erklärte Chruschtschow die friedliche Koexistenz zur »Generallinie 
der Außenpolitik«, zum »Grundprinzip der sowjetischen Außen- 
politik« und forderte, gegenüber den Imperialisten »eine Festigung 
des Vertrauens und gegenseitige Zusammenarbeit« anzustreben 
(Protokoll des XX. Parteitags der KPdSU«, S.31 und 33). Die heu- 
tige KPdSU geht noch weiter, wenn sie in ihrem Parteiprogramm 
von 1986 fordert: 


»In einer Welt voller scharfer Widersprüche, im Angesicht der 
drohenden Katastrophe gibt es nur einen einzigen vernünftigen, 
einen einzigen akzeptablen Ausweg - die friedliche Koexistenz von 
Staaten mit unterschiedlicher Gesellschaftsordnung. Das bedeu- 
tet nicht schlechthin einen Zustand ohne Krieg. Das ist eine inter- 
nationale Ordnung, in der nicht militärische Stärke, sondern gute 
Nachbarschaft und Zusammenarbeit herrschen, in der ein umfas- 
sender Austausch von Errungenschaften von Wissenschaft und 
Technik und von Kulturwerten zum Nutzen aller Völker stattfinden 
würden ... 


Die Politik der friedlichen Koexistenz, wie sie die KPdASU auf- 
faßt, bedeutet: Verzicht auf Krieg, auf Anwendung oder Androhung 
von Gewalt als Mittel zur Lösung von Streitigkeiten und deren 
Beilegung auf dem Verhandlungsweg; Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten und Rücksichtnahme auf die legitimen 
Interessen des anderen; das Recht der Völker, selbständig ihr 
Schicksal zu bestimmen; strikte Achtung der Souveränität, der 
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territorialen Integrität der Staaten und der Unverletzlichkeit 
ihrer Grenzen; Zusammenarbeit auf der Grundlage der völligen 
Gleichberechtigung und des gegenseitigen Vorteils ...« (»Sowjet- 
union zu neuen Ufern?«, S. 191/192 und 252) 


Wie sieht die praktische Durchführung der Politik der fried- 
lichen Koexistenz seitens der Sowjetunion aus? Solange die So- 
wjetunion noch ein sozialistisches Land war, waren die Prinzipien 
der Leninschen Politik der friedlichen Koexistenz gegenüber an- 
deren Ländern gewährleistet. Ist das auch der Fall bei der Außen- 
politik, wie sie die KPdSU heute versteht? Im Programm von 1986 
betont die KPdSU: 


»Eine Revolution ist das gesetzmäßige Ergebnis der gesellschaft- 
lichen Entwicklung und des Klassenkampfes im jeweiligen Land. 
Die KPdSU war und ist der Ansicht, daß ein »Export< der Revolu- 
tion prinzipiell unzulässig ist und daß sie niemandem von außen 
aufgezwungen werden darf... Die Sowjetunion wendet sich ent- 
schieden gegen Versuche, den Gang der Geschichte gewaltsam 
aufzuhalten oder umzukehren.« (ebenda S. 252) 


Sollte der Einmarsch sowjetischer Truppen in Afghanistan ein 
»Export der Revolution« gegen ein reaktionäres Regime gewesen 
sein, oder war es nicht vielmehr ein sozialimperialistischer Über- 
fall auf ein friedliebendes Land? 


Das Programm verheißt die »strikte Achtung der Souveränität, 
der territorialen Integrität der Staaten und Unverletzlichkeit ihrer 
Grenzen«. Wie war esin Angola, wo die Entwicklung nach der Be- 
seitigung der portugiesischen Kolonialherrschaft nicht so verlief, 
wie die Sozialimperialisten das gewünscht hätten? Sie veranlaß- 
ten, daß kubanische Truppen in den Bürgerkrieg eingriffen und 
die Herrschaft einer der Sowjetunion genehmeren Gruppe si- 
cherten. Damit wurden jedoch die weiteren bewaffneten Ausein- 
andersetzungen nicht verhindert. 


Weiter heißt es im Entwurf: »Berücksichtigung der legitimen 
Interessen, das Recht der Völker, selbständig ihr Schicksal zu be- 
stimmen.« Das steht im krassen Widerspruch zur praktischen 
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Außenpolitik der Sowjetunion, die das Militärregime in Äthiopien 
militärisch und moralisch im Kampf gegen die Freiheitsbewegung 
von Eritrea unterstützt. 


Der Entwurf betont auch die »Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten« der Völker und die »Unverletzlichkeit ihrer 
Grenzen«. Doch das hinderte die Sowjetunion nicht daran, 1968 
in die Tschechoslowakei einzumarschieren. 


Diese Fakten verdeutlichen nicht nur die Außerkraftsetzung der 
Leninschen Prinzipien der friedlichen Koexistenz durch die Sowjet- 
union heute, sondern auch ihren sozialimperialistischen Charak- 
ter. Mit dem XX. Parteitag der KPdSU im Februar 1956 wurde 
Schritt für Schritt das sozialistische System beseitigt und durch 
ein System des bürokratischen Kapitalismus ersetzt. Kapitalisti- 
sche Gesetze, erst einmal eingeführt, wirken automatisch und ent- 
wickeln sich als Übergang zum Sozialimperialismus. 


Die Kubakrise 1962, hervorgerufen durch eine sozialimperia- 
listische Außenpolitik, die gegen die USA gerichtet war (Statio- 
nierung von Atomraketen auf Kuba), zwang Chruschtschow zum 
Rückzug, weil sonst ein Atomkrieg ausgebrochen wäre. Die darauf 
einsetzende Entspannung beendete den »kalten Krieg«, die wirt- 
schaftlichen Interessen der westlichen Kapitalisten traten in den 
Vordergrund. Der amerikanische Professor und spätere Berater 
des Präsidenten Carter, Zbigniew Brzezinski, schrieb 1965 über 
diese Situation: 


»Die Entspannungspolitik nach der Kubakrise gibt dem Westen 
bessere Möglichkeiten, das grundlegende Problem der Ost-West- 
Beziehungen in Angriff zu nehmen. Amerika unterstriche durch 
eine Initiative nachdrücklich, daß es seine Europapolitik in einem 
weiten Rahmen sieht und begünstigte so die Tendenzen in den Ost- 
staaten zu engeren Beziehungen zwischen Ost und West. Diese Ini- 
tiative sollte auf wirtschaftlichem Gebiet liegen, weil die Wirtschaft 
der wundeste Punkt Osteuropas ist und die Möglichkeit der wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen Ost und West in Osteuropa 
eine gewisse ideologische Respektabilität erworben hat.« (»Alter- 
native zur Teilung«, S. 207/208) 
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Doch dieser wirtschaftlichen Zusammenarbeit war die büro- 
kratisch-kapitalistische Entwicklung noch nicht genügend ge- 
wachsen, die Ost-West-Beziehungen erlahmten. Die Außenpolitik 
der USA wurde aggressiver; sie griffen militärisch in den Viet- 
namkrieg ein. 


Die Sowjetunion strebte an, eine zweite Supermacht zu werden, 
um mit den Weltherrschaftsplänen der USA konkurrieren zu 
können. Ein Wettlauf atomarer Aufrüstung zwischen den beiden 
Supermächten drohte die Welt zu verschlingen. Die Sowjetunion 
wurde trotz äußerster wirtschaftlicher Anstrengung nur militä- 
risch eine Supermacht, im Gegensatz zu den USA, die auch wirt- 
schaftlich eine Supermacht waren. Inzwischen ist der bürokrati- 
sche Kapitalismus der Sowjetunion und der anderen revisionisti- 
schen Länder in eine Sackgasse geraten. 
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2. Die Wende Gorbatschows 
zum »Neuen politischen Denken« 





Die Konzentration eines großen Teils des wirtschaftlichen Po- 
tentials der Sowjetunion auf die Rüstung, besonders auf den Bau 
von Kriegsschiffen und atomaren Raketen aller Reichweiten, ging 
auf Kosten der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung. Während die 
großen westlichen Industriestaaten durch die Einführung von Au- 
tomation und Elektronik ihre Wirtschaft auf modernster Grund- 
lage umstellten, geriet die sowjetische Wirtschaft immer mehr ins 
Hintertreffen. 
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Das Wirtschaftspotential der Sowjetunion des Jahres 1960 
zeigte im Vergleich zu den westlichen Industriemächten, daß die 
Sowjetunion an zweiter Stelle hinter den USA und noch vor der 
EG und Japan stand. 1970 betrug der Anteil der Sowjetunion am 
Weltwirtschaftspotential noch 13 Prozent, um dann 1986 auf nur 
8 Prozent abzusinken. 
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Das gleiche Bild zeigt auch die Entwicklung des Bruttosozial- 
produktes. 1960 stand die Sowjetunion an zweiter Stelle hinter 
den USA, aber vor Japan und der EG. Dann wurde sie von der EG 
und vor allem durch Japan sprunghaft überholt, was die Zahlen 
beweisen: 


Tabelle 16 
Bruttosozialprodukt in Milliarden Dollar 


BB dedieded 
1960—1986 

3 | 90 [2a [3200 | sche 

en Te Tre Dre Truman 
Japan | 9] 205 [io | 100 | ante 
(Soviunion | 223 | + | 10s0 [1200 | sS24che 


Quelle: »Süddeutsche Zeitung«, 10. 12. 1986 


* Die EG erweiterte sich von 1970 bis 1980 von 6 auf 9, 1986 auf 12 Staaten. 







Durch den Import westlicher moderner Techniken stieg die Aus- 
landsverschuldung von brutto 21,4 Milliarden US-Dollar 1984 auf 
23,3 Milliarden 1985 und auf 28,3 Milliarden US-Dollar im Jahr 
1986. Der Rückfall der sowjetischen Wirtschaft gegenüber den 
kapitalistischen Westmächten wurde offensichtlich. 


Der bürokratische Kapitalismus der Sowjetunion mit seinen 
starren, bürokratisch verknöcherten Formen stellte wirtschaftlich 
im Vergleich mit dem westlichen Kapitalismus keinen gleichwer- 
tigen Faktor dar. Auf dem Weltmarkt war er keine nennenswerte 
Konkurrenz. Seine Zwiespältigkeit äußerte sich darin, einerseits 
den Marxismus-Leninismus zu revidieren, andererseits ihn zur 
Täuschung der Massen als Aushängeschild herauszustellen. 

Inzwischen hat die atomare Aufrüstung der beiden Supermächte 


USA und UdSSR ein solches Ausmaß angenommen, daß in einem 
atomaren Weltkrieg alles höhere Leben auf der Erde ausgelöscht 
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werden kann. Ein nuklearer Angriff auf die andere Supermacht 
würde die eigene Vernichtung nach sich ziehen. Die Supermächte 
sind in eine Sackgasse geraten und suchen nach Auswegen. Die 
schrittweise Abrüstung und Vernichtung der vorhandenen Atom- 
waffen erscheint zweckmäßig und notwendig. Diese Erkenntnis 
ist die außenpolitische Grundlage des »Neuen politischen Den- 
kens«, das Gorbatschow gefordert hat. Das ändert allerdings 
nichts am imperialistischen Charakter der sowjetischen Politik, 
die wiederum einen zeitweiligen Verzicht auf die Strategie der 
Weltherrschaft einschließt. 


Auf dem XXVIl. Parteitag der KPdSU erklärte Generalsekretär 
Gorbatschow: »Auf größere Sicherheit erhebt die Sowjetunion 
keinen Anspruch, eine geringere wird sie nicht hinnehmen.« (»So- 
wjetunion zu neuen Ufern?«, S. 119) Das bedeutet, daß Gorba- 
tschow nicht an ein allgemeines Abrüsten des militärischen Poten- 
tials der Supermächte denkt, denn abgesehen von den chemischen 
und bakteriologischen Waffen übertreffen die neuen Systeme 
konventioneller Waffen an Vernichtungskraft alle früheren Vor- 
stellungen und werden ständig vervollkommnet. 


Die Änderung der Strategie der Sowjetunion wird nicht zur 
Friedenssicherung und schon gar nicht zu einer friedlichen Welt 
führen. Im Gegenteil, der Imperialismus kann seinen Charakter 
nicht ändern. Angesichts der Erfahrungen der Werktätigen mit 
dem Imperialismus ist es blanker Zynismus, wenn der DKP- 
Theoretiker Heinz Jung (Direktor des Instituts für Marxistische 
Studien und Forschung) erklärt: 


»Im Prinzip geht es darum, die Kräfte des Militär-Industrie-Kom- 
plexes zurückzudrängen, den Übergang zu einem staatsmonopoli- 
stischen Rüstungs- und Kriegskapitalismus zu verhindern und eine 
Art zivilen Monopolkapitalismus durchzusetzen.« (»Blätter für 
Internationale Politik und Wirtschaft« 2/1987) 


Mit diesen Illusionen sollen die Werktätigen für die Unterstüt- 
zung der veränderten imperialistischen Außenpolitik gewonnen 
werden. 


554 Kapitel VI/2 





Die SPD analysierte die Veränderungen in der Sowjetunion in 
einem Strategiepapier und stellte fest: 


»Entscheidend für die Reformanstrengungen ist sicherlich die 
weltpolitische Situation und insbesondere die Entwicklung in 
Europa: Eine andauernde Verlängerung des gigantischen Wett- 
rüstens und eine Verschärfung des Ost-West-Verhältnisses würde 
der UdSSR den ökonomischen und politischen Spielraum für Re- 
formen erheblich einengen. Daraus ergibt sich umgekehrt auch eine 
politische Chance für eine europäische Politik.« (»Frankfurter 
Rundschaus, 4.3. 1986) 


Gorbatschows »Neues politisches Denken« hat auch noch eine 
zweite Seite. Zur Überwindung des wirtschaftlichen Nachtrabs 
des bürokratischen Kapitalismus der Sowjetunion gegenüber dem 
staatsmonopolistischen Kapitalismus der Westmächte soll eine 
schrittweise Annäherung der beiden kapitalistischen Systeme er- 
folgen. 


Dieser auflange Sicht geplante Weg soll zunächst auf der Grund- 
lage bilateraler Abkommen, danach bis zur Integration der bei- 
den kapitalistischen Systeme, dem privatkapitalistischen System 
und dem bürokratisch-kapitalistischen System, auf der Grund- 
lage der gegenseitigen Kooperation von Wirtschaftsunternehmen 
und der Entwicklung freier Handelsbeziehungen ohne staatliche 
Eingriffe erfolgen. Das letztere ist nur möglich durch Lockerung 
und schrittweise Aufhebung des Außenhandelsmonopols der So- 
wjetunion, das als Barriere gegenüber dem kapitalistischen Aus- 
land errichtet wurde, als die Sowjetunion noch sozialistisch war. 
Die Auflockerung erfolgte bereits in den sechziger Jahren, was 
den amerikanischen Professor Brzezinski veranlaßte, in seinem 
Buch »Alternative zur Teilung« zu schreiben: 


»Diese veränderten Haltungen deuten daraufhin, daß der wirt- 
schaftliche Druck imstande war, die alten kommunistischen An- 
sichten und Praktiken von Grund auf zu wandeln. In der Tat gin- 
gen mit diesen äußeren Veränderungen innenpolitische Reformen 
einher. Das Klima, das die Geschäftsleute aus dem Westen in Ost- 
europa und Rußland umgab, besserte sich während der frühen 


Gorbatschows »Neues politisches Denken« 555 





sechziger Jahre beträchtlich. Einige osteuropäische Staaten, ins- 
besondere Polen und die Tschechoslowakei, begannen, die Struk- 
tur ihres Außenhandels zu revidieren, und es ist zu erwarten, daß 
alle kommunistischen Staaten sich diesen Beispielen anschließen 
werden.« (S. 96) 


Die Annäherung und Durchdringung der beiden kapitalistischen 
Systeme geschieht nicht allein auf dem Wirtschaftssektor. Wir 
wiesen bereits 1972 darauf hin: 


»Hier sehen wir, wie eng die Wirtschaftspolitik mit der Ideologie 
verbunden ist. Der US-Imperialismus weiß sehr genau, daß die 
kapitalistische Restauration in den revisionistischen Ländern nicht 
durch wirtschaftliche Mittel allein gefördert werden kann. Es muß 
die Durchdringung durch die bürgerliche Ideologie folgen, zunächst 
über den Weg der kulturellen Beziehungen.« (S. 316 dieses Buches) 


So wurde zum Beispiel 1986 zwischen der BRD und der DDR 
ein gegenseitiges Kulturabkommen abgeschlossen. Danach werden 
sechs Ausstellungen der Bildenden Kunst in der DDR und fünf 
in der BRD durchgeführt. Das Westberliner Grips-Theater wird 
in der DDR und die Deutsche Oper in Düsseldorf gastieren. Es 
werden gegenseitige Buchausstellungen und Seminare stattfinden. 


Das Neue an dem Kulturabkommen sind Partnerschaften zwi- 
schen Universitäten und ein Studentenaustausch. Ganz im Sinne 
der wirtschaftlichen Annäherung wird zwischen der Technischen 
Hochschule Aachen und der Technischen Universität Dresden eine 
Partnerschaft vereinbart. Ein Studentenaustausch zwischen der 
BRD und der DDR findet 1988 nach folgender Abmachung statt: 

Die BRD stellt 200 Plätze für einen einmonatigen und 100 Plät- 
ze für einen sechsmonatigen Aufenthalt zur Verfügung. 

Die DDR verpflichtet sich, 100 Plätze für einen einmonatigen 
Studienaufenthalt und zehn Plätze für sechs Monate zu stellen. 

Vorbereitungen für einen Lehrlings- und Schüleraustausch sind 
getroffen. Zwischen dem Bonner Minister Möllemann und dem 
Minister für Hochschul- und Fachschulwissen der DDR, Böhme, 
wurde eine »enge Zusammenarbeit« vereinbart. 
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Gorbatschows »Neues politisches Denken« ist innenpolitisch auf 
einen »Reformkurs« ausgerichtet, weil sich die Widersprüche in 
der bürokratisch-kapitalistischen Gesellschaft verschärft haben. 
Um das Vertrauen der sowjetischen Bevölkerung zu gewinnen, 
ging er gegen besonders krasse Fälle von Korruption und Schlu- 
derei in dem bürokratischen Apparat vor. In Wirklichkeit aber 
geht es um die Einführung der Selbstverwaltung in den Betrie- 
ben. Dafür wurde ein besonderes Gesetz erlassen. 


»Gesetz über die staatlichen Unternehmen und 
Vereinigungen« 


Dieses Gesetz soll die Wirtschaft in Schwung bringen und einen 
»ökonomischen Wettbewerb zwischen den Betrieben« auslösen. 
Das ist nichts anderes als ein anderer Ausdruck für die kapitali- 
stische Konkurrenz zwischen den Betrieben. Die Monopolstellung 
bestimmter Produktionsbetriebe soll eingeschränkt werden, um 
den (kapitalistischen) Markt zu fördern. 


Die bürokratisch versumpfte Zentrale der Materialbilanzen und 
Verteilungspläne soll schrittweise abgebaut und der freie Verkauf 
von Produktionsmitteln über den Großhandel abgewickelt werden. 
Entsprechend der Verpflichtung, Umweltschäden zu vermeiden, 
müssen die Betriebe mit eigenen betrieblichen Mitteln und 
Krediten Umweltschutzinvestitionen finanzieren. Die Einnahmen 
der Betriebe sollen auf der Grundlage einer Selbstverwaltung 
nach eigenem Gutdünken verteilt werden. 


Die Betriebsleitung wird von der Belegschaft gewählt: die 
Betriebdirektoren für fünf und die Abteilungsleiter und Meister 
für zwei bis drei Jahre. Die Wahl des Betriebsdirektors muß von 
dem übergeordneten Ministerium bestätigt werden. Die Wahl der 
Abteilungsleiter und Meister muß der Direktor bestätigen. 


Die zentrale Planung wird durch eigene betriebliche Planung 
unter Berücksichtigung des freien Verkaufs ersetzt. Die büro- 
kratische Kontrolle über die Betriebe wird fallengelassen. 


Gorbatschows »Neues politisches Denken« 557 





Die Arbeitsproduktivität, die derzeit nach sowjetischen Angaben 
nur 40 Prozent der amerikanischen beträgt, soll durch Rationali- 
sierung und Stillegung unrentabler Betriebe gesteigert werden. 
In der Produktion sollen 10 bis 15 Prozent der Arbeitsplätze ver- 
nichtet werden. Das wird eine wachsende Arbeitslosigkeit her- 
vorrufen (gegenwärtig etwa drei Prozent). 


Das »Gesetz über die staatlichen Unternehmen und Vereini- 
gungen«, das am 1. Januar 1988 in Kraft getreten ist, soll die 
Rechtsgrundlage für eine tiefgehende Wirtschaftsreform sein. 
Dazu Gorbatschow: 


»Dieser Gesetzentwurf enthält im Grunde genommen eine neue 
Ideologie der Wirtschaftsleitung ... Er soll die Bedingungen und 
Methoden im Hauptglied der Ökonomie von Grund auf verändern, 
bei der Tätigkeit der Betriebe die Verbindung zwischen plan- 
mäßiger Grundlage und vollständiger wirtschaftlicher Berech- 
nungsführung, Selbständigkeit und Verantwortlichkeit gesetzlich 
verankern, neue Formen der Selbstverwaltung legitimieren.« 


Diese bürokratisch-kapitalistische Wirtschaftsreform soll auch 
ein Anreiz für die westlichen Monopolkapitalisten sein, verstärkt 
in der Sowjetunion Kapital zu investieren. Diese Investitionen, 
besonders durch Kooperation von Betrieben, sollen umgekehrt 
auch von der Sowjetunion durch Kapitalanlagen in den westlichen 
kapitalistischen Ländern durchgeführt werden. Diese gegenseitige 
Kapitaldurchdringung soll als entscheidendes Mittel zur Annähe- 
rung und Integrierung der beiden kapitalistischen Systeme dienen. 


Noch bis vor wenigen Jahren haben die modernen Revisionisten 
die in den sechziger Jahren im Westen ausgeheckte Konvergenz- 
Theorie abgelehnt. 


Diese Theorie propagiert die Möglichkeit eines schrittweisen 
Zusammenwachsens von Kapitalismus und »realem Sozialismus«. 
Sie diente damals als ideologische Dunstglocke, um zu ver- 
schleiern, daß die im Zuge der Entspannungspolitik beginnende 
Durchdringung des westlichen mit dem östlichen Kapitalismus 
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eben keine Verschmelzung zweier völlig unterschiedlicher Sy- 
steme ist. Sie sollte zugleich bei den Massen die Illusion eines 
»dritten Weges« zwischen Kapitalismus und Sozialismus fördern 
(siehe Kapitel III.4). 

Heute propagieren die modernen Revisionisten selbst die Kon- 
vergenz-Theorie, weil sie ihnen zur ideologischen Vernebelung des 
wahren Wesens des Gorbatschow-Kurses gute Dienste leistet. 

So schrieb der Kommentator der sowjetischen Nachrichten- 
agentur Nowosti, Pissarewski, in einem Artikel unter der Über- 
schrift »Gibt es eine Konvergenz der Systeme?«: 

»Der Dogmatismus ist eine allgemeine Erscheinung: Er ist meiner 
Meinung nach im gleichen Maße sowohl im Westen als auch im 
Osten verbreitet. Nur seine äußerliche Form ist unterschiedlich. 
Die künstliche Gegenüberstellung von Plan und Markt ist ein Bei- 
spiel dafür. Die sozialistischen Wirtschaftsfunktionäre verabsolu- 
tierten jahrzehntelang die Planung, die kapitalistischen Unter- 
nehmer vergötterten jahrhundertelang den Markt. 

Dadurch leidet die sozialistische Wirtschaft an Schwerfälligkeit, 
die westliche an Ungleichmäßigkeit und Disproportionalität in der 
Entwicklung. So entsteht ein Arbeitskräftedefizit im Sozialismus 
und ein Arbeitsplätzedefizit im Kapitalismus. Dazu kommt noch 
ein solches allgemeines Übel wie die Produktion unnützer, über- 
flüssiger Waren auf Kosten der ungerechtfertigt hohen Umwelt- 
belastungen und der weltweiten Vermehrung der ökologischen Miß- 
stände. Predigt also der Verfasser die Konvergenz? Vielleicht die 
Konvergenz, aber natürlich nicht die absolute, sondern die relative, 
die Konvergenz des gesunden Menschenverstandes.« (»Die 
Tat«, 28.8. 1987, Hervorhebung durch die Redaktion) 

Die »Konvergenz des gesunden Menschenverstandes« ist dabei 
nur ein anderer Begriff für das von Gorbatschow propagierte »Neue 
politische Denken«. 

Gorbatschows »Neues politisches Denken« ist innenpolitisch auf 
einen »Reformkurs« ausgerichtet, für den die Begriffe »Perestroi- 
ka« (Umgestaltung) und »Glasnost« (Offenheit) geprägt wurden. 
Diese Begriffe, die sich auf bestimmte Erscheinungen der Ver- 
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änderungen in der Sowjetunion beziehen, werden über die Mas- 
senmedien in Ost und West massiv verbreitet, weil sie in ihrer 
Eingängigkeit hervorragend geeignet sind, das Wesen der Ver- 
änderungen in der Sowjetunion zu verdecken. 


Gorbatschows »Reformkurs« und die DKP-Ideologen 


Gorbatschows »Gesetz über die staatlichen Unternehmen und 
Vereinigungen« läuft auf die Einführung des jugoslawischen 
Modells der »Selbstverwaltung der Betriebe« hinaus, die auch 
die Solidarnosc-Führer in Polen forderten. Gegen diese Politik 
führte der ideologische Gralshüter der DKP, Willi Gerns, in den 
»Marxistischen Blättern« 6/1981 eine herabsetzende Kritik unter 
der Überschrift: »Polen und die Forderung nach »Selbstverwaltung 
der Betriebe««. Hier eine Auslese aus dem umfangreichen Artikel: 

»Offen wird der Führungsanspruch der konterrevolutionären 
Solidarnosc-Führer verkündet. Unter dem Nebelvorhang der For- 
derung nach Selbstverwaltung der Betriebe wird das gesamt- 
gesellschaftliche sozialistische Eigentum attackiert ... 

Wie bereits erwähnt, nimmt im konterrevolutionären Konzept der 
Solidarnos6-Führer die Forderung nach »Selbstverwaltung der 
Betriebe«, die auch unter der Losung »Arbeiterselbstverwaltung« 
vorgetragen wird, einen zentralen Platz ein ... 

In den »Richtlinien für die Tätigkeit der Unabhängigen Selbst- 
verwalteten Gewerkschaft »Solidarnosc« in der gegenwärtigen 
Situation des Landes (Diskussionsthesen)«, die zum Solidarnosc- 
Kongreß veröffentlicht wurden wird u.a. gefordert: »Die zentrale 
Planung sollte ihren Weisungscharakter verlieren ... keinen opera- 
tiven Charakter besitzen ... Die vergesellschafteten Betriebe sollten 
im Bereich der Festlegung des Produktionsprogramms und der 
Produktionsmethoden Selbständigkeit erhalten. Damit verbunden 
sollte auch die zentrale Verteilung von Rohstoffen und anderen 
Produktionsmitteln eingeschränkt werden, mit dem Ziel sie ganz 
abzuschaffen ... Ein Betrieb sollte frei mit den erwirtschafteten 
Mitteln disponieren und sie auch für Investitionen ... verwenden 
können.« 


560 Kapitel VI/2 





Die Verwirklichung dieser Solidarnosc-Forderungen würde die 
Beseitigung der zentralen Planung bedeuten, weil nur jene Betrie- 
be sich an ihr orientieren würden, die davon profitieren ... 


Weiter wird in den Solidarnosc-Richtlinien gefordert: »Die Be- 
dingung für die Funktionsfähigkeit eines Betriebes im neuen 
System ist die Entmonopolisierung des Marktes und die Entwick- 
lung eines gewissen Grades von Konkurrenz der Produzenten unter- 
einander.< Die Verwirklichung dieses Konzepts würde die polnische 
Volkswirtschaft über die mit der »;Konkurrenz der Produzenten« 
verbundenen unvermeidlichen Reibungsverluste hinaus mit einer 
Fülle von Problemen belasten und Sprengstoff in den gesellschaft- 
lichen Beziehungen anhäufen. 


Einige dieser Probleme werden in den »Richtlinien« selbst ange- 
deutet: »Das Funktionieren einer solchen Plan- und Marktwirt- 
schaft wird bestimmte gesellschaftliche Probleme schaffen ... Die 
weitgehende Selbständigkeit der Betriebe und das Prinzip der 
Marktwirtschaft können wirtschaftlich und gesellschaftlich Schwie- 
rigkeiten verursachen (Preisanstieg, Beschäftigungsprobleme u. a.\. 
Die »selbstverwalteten Betriebe« sollen das Recht haben, nach ihrem 
Bedarf den Beschäftigungsstand zu verändern«. Das heißt eben 
auch, »überflüssige< Arbeiter zu entlassen ... 


Schließlich wird in den »Richtlinien< gefordert: »Die betriebliche 
Selbstverwaltung ... sollte das Recht haben, über das Betriebs- 
eigentum zu verfügen, über die Richtungen der Produktion und des 
Absatzes sowie der Investitionen zu entscheiden. Sie soll auch über 
die Verteilung der Betriebsgewinne entscheiden können ... Notwen- 
dig ist insbesondere die Beteiligung der Arbeiterselbstverwaltung bei 
der Berufung und Absetzung der Direktoren.«« (5.86, 88, 89) 


Das sieht gerade so aus, als ob Gorbatschow die Richtlinien der 
Solidarnost als Grundlage für den Entwurf der Selbstverwaltung 
der staatlichen Betriebe übernommen hätte. Nach der Logik von 
Gerns hat Gorbatschow den Weg der Konterrevolution beschrit- 
ten. Wie will sich Gerns jetzt aus der ideologischen Schlinge, die 
er sich selbst gelegt hat, herauswinden? Will er Gorbatschow als 
Konterrevolutionär brandmarken oder will er das »Neue politische 


Gorbatschows »Neues politisches Denken« 561 





Denken« Gorbatschows übernehmen? Als treuer Revisionist wird 
er sicherlich das letztere tun. Wer sich in den Sumpf des Revi- 
sionismus begibt, wird darin umkommen. 


Gorbatschows Offensive gegen die sowjetische 
Arbeiterklasse 


Hinter dem Schlagwort von »Perestroika« verbirgt sich keine re- 
volutionäre Umwälzung an der ökonomischen Basis der Sowjet- 
union, wie Gorbatschow immer wieder weismachen will, sondern 
eine Vertiefung der kapitalistischen Restauration. 

Um jedoch seinen ehrgeizigen wirtschaftlichen Plänen über- 
haupt eine Aussicht auf Erfolg zu gewähren, muß Gorbatschow 
die Wirtschaftsreform unbedingt mit innenpolitischen Reformen 
verbinden. 

Seit 1956 hat es zwar immer wieder Versuche gegeben, die 
Leistungsfähigkeit der bürokratisch-kapitalistischen Wirtschaft 
durch Reformen an ihren verknöcherten Strukturen zu steigern, 
aber es gelang nicht. Nicht zuletzt deshalb, weil alle Vorgänger 
Gorbatschows glaubten, sie könnten bürokratische Hemmnisse 
beseitigen, ohne die Bürokratie anzugreifen. Das jedoch trauten 
sie sich nicht, denn die Masse der kleinen und mittleren Büro- 
kraten im Partei-, Staats- und Wirtschaftsapparat ist ja die ent- 
scheidende soziale Basis der dünnen, obersten Schicht der büro- 
kratischen Monopolbourgeoisie. 

Im Unterschied zu seinen Vorgängern hat Gorbatschow jedoch 
erkannt, daß kein Weg daran vorbeiführt, sowohl große Teile 
dieser sozialen Basis anzugreifen als auch den offenen Konflikt 
mit der Arbeiterklasse zu riskieren. So kündigte er Ende Juli 1987 
in Selenograd an, die Zahl der Bürokraten in der staatlichen Ver- 
waltung, die er auf 18 Millionen bezifferte, zu halbieren. 

Das neue Arbeitsgesetz und die vorgesehene Preisreform sind 
Frontalangriffe auf die Lebenslage der Arbeiterklasse und der 
übrigen Werktätigen. Dieser Kurs ist von langer Hand vorbereitet. 
1983 wurde von Professor Tatjana Saslawskaja an der sibirischen 
Abteilung der sowjetischen Akademie der Wissenschaften in No- 
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wosibirsk eine Analyse veröffentlicht, die den »Gorbatschow-Kurs« 
bereits zu einer Zeit formulierte, als Gorbatschow noch gar nicht 
Parteichef war.” Im Westen erregte dieses Papier damals unter dem 
Titel »Nowosibirsker Geheimpapier«°° großes Aufsehen. Das ver- 
anlaßte die DKP, die Echtheit dieses Dokuments zu bezweifeln. Viel 
offener als Gorbatschow in seinen Reden bringt Saslawskaja den 
volksfeindlichen Charakter der Gorbatschow-Reformen zum Aus- 
druck. So schrieb sie in ihrem Nowosibirsker Papier: 

»Daher berührt ein grundlegender Umbau der volkswirtschaft- 
lichen Leitungsstruktur die Interessen vieler gesellschaftlicher 
Gruppen. Für einige von ihnen bedeutet das eine Verbesserung, für 
andere dagegen eine Verschlechterung ihrer Position. 

Daher müssen die Versuche der zentralen Machtorgane zur Ent- 
wicklung der Produktionsverhältnisse durch Anpassung an das 
höhere Niveau der Produktivkräfte zwangsläufig Konflikte pro- 
duzieren. 

Eine erfolgreiche Lösung dieses Problems ist nur auf der Grund- 
lage einer durchdachten sozialen Strategie möglich, die gleichzeitig 
darauf abzielt, jene Gruppen, die an einer Änderung des bestehen- 
den Zustands interessiert sind, zu aktivieren, und jene Gruppen, 
die bremsend in Erscheinung treten, zu blockieren.« (»Osteuropa- 
Info« Nr. 53, 3/1983, S. 70/71) 

Im weiteren analysiert sie dann, wer die »Gruppen« sind, mit 
denen man zwangsläufig in Konflikt kommen wird. Zum einen 
sind das die um ihre Privilegien und ihre Existenz besorgten, für 
überflüssig erklärten Teile der Bürokratie. 

Als weit größeres Problem wird jedoch die Arbeiterklasse ge- 
sehen, die von Saslawskaja folgendermaßen beschrieben wird: 

»Die allgemeinen Eigenschaften der Arbeiter, deren Persönlich- 
keitsstruktur in den letzten Planjahrfünften geprägt wurde, sind 
eine niedrige Arbeits- und Produktionsdisziplin, verbreitete Indif- 
ferenz, eine geringe Arbeitsqualität, gesellschaftliche Inaktivität, 
eine ausgesprochene Konsum-Mentalität und eine niedrige Moral. 





* Gorbatschow wurde 1985 zum Generalsekretär des ZK der KPdSU gewählt. 
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Zu erwähnen wären noch weitverbreitete Diebstähle, alle Arten 
von Schwarzmarktgeschäften auf Kosten der Gesellschaft und eine 
Lohnanspruchsmentalität ohne Rücksicht auf die erbrachte Lei- 
stung.« (ebenda) 

Aus diesen Worten spricht eine grenzenlose Massenverachtung. 
Doch davon einmal abgesehen, stellt sich vor allem die Frage: 
Solche »allgemeinen Eigenschaften« der gesamten Arbeiterklasse 
sollen im Rahmen eines sogenannten »entwickelten Sozialismus« 
geprägt worden sein? Es waren doch die Bürokraten selbst, die 
durch ihre seit 1956 betriebene Politik des materiellen Anreizes 
das sozialistische Bewußtsein der Arbeiter zerstört haben und 
statt dessen die kleinbürgerliche Denkweise massenhaft in die 
Arbeiterklasse trugen. Nichts anderes als diese Denkweise hat 
Saslawskaja beschrieben. 


Zweck dieser ganzen Argumentation ist es, die Arbeiterklasse 
als eines der Haupthindernisse für den Fortschritt hinzustellen 
und so die Angriffe auf die Arbeiter zu rechtfertigen. Diese An- 
griffe werden unvermeidlich zu einer Verschärfung der Klassen- 
widersprüche führen. Um dem zu begegnen, wurde eine »soziale 
Strategie« zur Dämpfung der Klassenwidersprüche ausgetüftelt 
— eben »Glasnost«. 

So berichtete die »Rheinische Post« über den Besuch einer hoch- 
rangigen DGB-Delegation unter Führung von DGB-Chef Breit in 
der Sowjetunion am 1. August 1987: 


»Die Umstellung der sowjetischen Betriebe auf Wirtschaftlich- 
keitsrechnung führt zu Interessengegensätzen zwischen der Unter- 
nehmensleitung und den Beschäftigten in einer laut Breit »wahr- 
scheinlich uns gewohnteren Weise«. Von sowjetischer Seite wurde 
dem DGB dabei bescheinigt, daß er in diesem Spannungsfeld die 
größeren Erfahrungen habe. Breit will nicht ausschließen, daß 
Schalajew und seine Organisation eines Tages darauf zurück- 
greifen könnten. Die sowjetischen Gewerkschafter hätten großes 
Interesse an Mitbestimmungsmodellen gezeigt.« 


Auch im politischen Überbau der Sowjetunion findet also keine 
»revolutionäre Umwälzung« statt, sondern eine Annäherung an 
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hiesige Verhältnisse: Mitbestimmungsbetrug als Mittel, um den 

verschärften Kurs gegen die Arbeiterklasse durchzusetzen. 

Der Kurs Gorbatschows wird die Widersprüche in der Sowjet- 
union erheblich zuspitzen: 

e Die klassenbewußten Arbeiter wehren sich gegen die verschärfte 
Ausbeutung und die drohende Massenarbeitslosigkeit. 

e Große Teile der Werktätigen und vor allem die Rentner sind 
von der geplanten Erhöhung der Lebensmittelpreise betroffen. 

e Kleine und mittlere Bürokraten fürchten um ihre Privilegien. 

© Auch rückständige Teile der Arbeiterklasse, die sich an Schlend- 
rian und Vetternwirtschaft gewöhnt haben, fürchten Gorba- 
tschows Reformen. 

© Aufgestaute Widersprüche nationaler Minderheiten sowie For- 
derungen gegen fortschreitende Umweltvernichtung kommen 
stärker ans Tageslicht. 

© Die offen prowestlichen »Dissidenten« treten offensiver auf. 

e Hinzu kommen Widersprüche in der Führung der KPdSU selbst 
sowie zu verschiedenen Regierungen osteuropäischer Staaten, 
die fürchten, durch die neue Entwicklung überrollt zu werden. 
Mit der Einführung des bürokratischen Kapitalismus in der So- 

wjetunion und den anderen ehemals sozialistischen Ländern wir- 

ken die kapitalistischen Gesetze ebenso wie in den privatkapita- 
listischen Ländern. Verelendung der breiten Massen durch Le- 
bensmittel- und Energiemangel und enorme Preissteigerungen 
treiben die Widersprüche höher und führen zu Demonstrationen, 

Kundgebungen und Streiks. Darauf folgt als Gegenmaßnahme die 

Unterdrückung durch Polizei und Militär. All das führt zur Ver- 

schärfung der Klassengegensätze in allen bürokratisch-kapita- 

listischen Ländern. 

Für die Werktätigen in diesen Ländern stellt sich ebenso wie 
für die Arbeiterklasse in den westlichen kapitalistischen Ländern 
die Durchführung der Revolution zum Sturz der jeweiligen kapi- 
talistischen Herrschaft und die Einführung bzw. Wiedereinfüh- 
rung des Sozialismus als Ziel. Das setzt sozialistisches Bewußt- 
sein voraus, das heute vielfach verschüttet ist. 
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So muß die dialektische Einheit von Theorie und Praxis wieder 
hergestellt werden. Das verlangt die bewußte Anwendung der dia- 
lektischen Methode zur Erforschung der gesellschaftlichen Pro- 
zesse und Erscheinungen und die Anwendung im Klassenkampf 
gegen den bürokratischen Kapitalismus. 


Dieser Klassenkampf unterscheidet sich grundsätzlich nicht von 
dem Kampf gegen den westlichen Kapitalismus. Die Arbeiter- 
klasse in Ost und West hat als ideologische Grundlage den Mar- 
xismus-Leninismus, ihre Weltanschauung ist der dialektische und 
historische Materialismus. Hier wie dort muß die dialektische Ein- 
heit von Theorie und Praxis hergestellt werden. Tauchen hier oder 
dort neue Probleme auf, treten neue Erscheinungen und Prozesse 
in der Natur und Gesellschaft hervor, muß man diese bis auf den 
Grund durchdenken, von allen Seiten beleuchten, analysieren, 
charakterisieren, die Beziehungen zu anderen Dingen, Erschei- 
nungen und Prozessen untersuchen, die Widersprüche aufdecken, 
den Kampf und die Einheit von Gegensätzen herausarbeiten und 
konkretisieren. Die analysierten Teile und die Ergebnisse der 
Untersuchung müssen dann zusammengefaßt werden zu einer 
Synthese. Jeder Marxist-Leninist muß sich bemühen, die Dialek- 
tik in Natur und Gesellschaft zu begreifen und in der Theorie und 
Praxis des Klassenkampfes anzuwenden, so wie uns Lenin lehrt: 


»Man muß selbst einen Kopf auf den Schultern haben, um sich 
in jedem einzelnen Fall zurechtzufinden. Gerade darin besteht 
unter anderem die Bedeutung der Parteiorganisation und der 
Parteiführer, die diesen Namen verdienen, daß man durch lang- 
wierige, hartnäckige, mannigfaltige, allseitige Arbeit aller den- 
kenden Vertreter der gegebenen Klasse die notwendigen Kenntnis- 
se, die notwendigen Erfahrungen, das — neben Wissen und Erfah- 
rung — notwendige politische Fingerspitzengefühl erwirbt, um kom- 
plizierte politische Fragen schnell und richtig zu lösen.« (Lenin, 
Werke, Bd. 31, S. 54/55) 


(Erstmals erschienen im REVOLUTIONÄREN WEG 24, »Die dia- 
lektische Einheit von Theorie und Praxis«, 1988) 
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